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Kulturpolitik der Länder
Nach Schleswig-Holstein und
Nordrhein-Westfalen ist nun auch
in Berlin der Ministerpräsident
zugleich Kulturminister. Grund
genug in den zwei Länder, die be-
reits Erfahrungen mit einem sol-
chen Modell gemacht haben, nach-
zufragen, wie es denn funktioniert.

Seiten 3 bis 11

Bologna-Prozess
Die deutsche Hochschullandschaft
befindet sich in einem tiefgreifenden
Umbruch. Welche Auswirkungen der
so genannte Bologna-Prozess auf die
Kunst- und Musikhochschulland-
schaft hat,  damit befassen sich  Prä-
sidenten von Kunst- und Musik-
hochschulen.

Seiten 15 bis 19

Soziale Sicherung
Wie die Künstlersozialkasse stabili-
siert werden soll, erläutert der
Staatssekretär im Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales Heinrich
Tiemann. Der Deutsche Kulturrat
nimmt zum Referentenentwurf zur
Änderung des Künstlersozialversi-
cherungsgesetzes Stellung.

Seiten 24 bis 25

Gemeinnützigkeitsrecht
Nachdem kürzlich zu befürchten
stand, dass den gemeinnützigen Or-
ganisationen der Garaus gemacht
werden soll, stellte kurz vor Weihnach-
ten Bundesfinanzminister Peer Stein-
brück seinen Maßnahmenkatalog
„Hilfe für Helfer“ vor. Olaf Zimmer-
mann setzt sich damit auseinander.

                            Seite 25

Kultur Kompetenz Bildung
Welche Auswirkungen der demo-
grafische Wandel auf die kulturelle
Kinder- und Jugendbildung hat, re-
flektiert Bundesfamilienministerin
Ursula von der Leyen. Max Fuchs
und Rolf Witte setzen sich mit dem
Thema der interkulturellen Bildung
auseinander.

Beilage Seiten 1 bis 8

Kultur-Mensch
Fritz Pleitgen
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Der Deutsche Kulturrat zeichnet Fritz Pleitgen mit dem Kulturgroschen 2007
aus. Damit wird das herausragende kultur- und medienpolitische Engage-
ment von Fritz Pleitgen gewürdigt.
Als Intendant des WDR setzt sich Fritz Pleitgen für das Kulturleben in Nord-
rhein-Westfalen ein. Der WDR ist der größte Kulturveranstalter in Nordrhein-
Westfalen. Durch seine Konzerte und die Unterstützung von Festivals fördert
der WDR die Kultur in den Regionen sowie Kultur, die es schwer hat. Als
Intendant des WDR steht Fritz Pleitgen für dieses Kulturengagement des WDR.
Fritz Pleitgen ist zugleich sowohl auf der europäischen als auch der interna-
tionalen Ebene medienpolitisch aktiv. Als einer der ersten hat er vor mögli-
chen negativen Auswirkungen der GATS-Verhandlungen der Welthandelsor-
ganisation auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk gewarnt und sich für ent-
sprechende Ausnahmeregelungen stark gemacht. Als Präsident der EBU (Eu-
ropean Broadcasting Union) steht er für einen starken öffentlich-rechtlichen
Rundfunk, der dem Gemeinwohl verpflichtet ist. Die Verleihung des Kulturgro-
schens 2007 findet im September 2007 in Berlin statt.

A n zehn Sonntagen im Jahr, ein-
schließlich aller Adventssonn-

tage, jeweils von 13 bis 20 Uhr dürfen
in Berlin die Geschäfte offen bleiben.
An Werktagen, also von montags bis
samstags immer rund um die Uhr.
Damit ist Berlin in Deutschland das
ultimative Einkaufsmarathonpara-
dies. Brandenburg steht Berlin aber
nicht viel nach. Auch hier ist Shopping
an Werktagen und an 6 Sonntagen,
werktags wie sonntags rund um die
Uhr erlaubt. Rund um die Uhr Öff-
nungszeiten sind jetzt an Werktagen
ebenfalls in Hamburg, Hessen, Nord-
rhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt
zulässig und in Baden-Württemberg,
Bremen, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein und Thüringen geplant. Die
Sonntagsöffnungszeiten wurden in
vielen Bundesländern bereits deutlich
ausgeweitet oder sollen ausgeweitet
werden. Nur Bayern hat sich bislang
gegen eine Veränderung der Ladenöff-
nungszeiten ausgesprochen.

Das Kulturkaufhaus Dussmann in
Berlin hat alle Kunden zur Feier der
Freigabe der Ladenöffnungszeiten zur
Ladenschluss-Killer-Party eingeladen.
„Dienstleistungsgenuss ohne Laden-
schluss, das war immer mein Drängen
und meine Devise“, sagte Peter Duss-
mann voller Stolz.

Und alles wäre so schön, wenn es
im neuen Kaufparadies nicht diese
Miesmacher von den Gewerkschaften
und den Kirchen gäbe. Die Einen se-
hen das Familienleben der Mitarbei-
ter im Einzelhandel gefährdet, die
Anderen sorgen sich um den Sonntag
als Tag der Ruhe und der seelischen
Erbauung.

Die Freigabe der Ladenöffnungs-
zeiten ist, da haben die Kirchen und
die Gewerkschaften Recht, ein An-
griff auf unsere Kultur. Sie zerstört

den gesellschaftlichen Rhythmus
von Arbeitszeit und Freizeit. Dieser
Lebenstakt ist eine die Gesellschaft
verbindende kulturelle Klammer.
Natürlich gibt es immer Menschen,
die außerhalb dieses Taktes arbeiten
müssen, um notwendige Dienstlei-
tungen für die Gesellschaft zu er-
bringen. Aber – die Mehrzahl der
Bürger leben im Takt. Freizeit ist die
notwendige Zeit der Erbauung, der
Reflektion, letztlich der kulturellen
Selbstvergewisserung. Freizeit ist die
Zeit der Kontakte mit der Familie,
mit Freunden. Freizeit ist auch die
Zeit für das ehrenamtliche Engage-
ment für die Gesellschaft. Aber auch
der Besuch von kulturellen Ereignis-
sen findet hauptsächlich im Freizeit-
takt statt. Abends, an Sonn- und Fei-
ertagen, spielen die Theater, geht
man ins Konzert oder ins Museum.
Freizeit als gesellschaftliches, kultu-
relles Phänomen funktioniert nur
dann, wenn der überwiegende Teil
einer Gesellschaft sich zur selben
Zeit im Freizeittakt befindet.

Peter Dussmann will uns den
Freizeittakt stehlen, weil er hofft,
dass, wenn Menschen zu jeder Tages-
und Nachtzeit, an Werktagen oder an
Sonntagen in sein Kulturkaufhaus
gehen dürfen, sie mehr Bücher und
CDs kaufen werden. Doch, wenn je-
den Tag 24 Stunden lang Shopping
pur angesagt ist, wenn die Gesell-
schaft erst einmal aus dem Jahrhun-
derte lang eingeübten kulturellen
Takt gekommen ist, wird eine Buch-
handlung wie das Kulturkaufhaus
Dussmann eines der ersten ökono-
mischen Opfer der unausweichli-
chen kulturellen Verrohung sein.

Olaf Zimmermann, Geschäftsführer
des Deutschen Kulturrates 

Eine neue Lernkultur ist gefragt
Von Annette Schavan

Die PISA-Studien haben Deutsch-
land wachgerüttelt und in den 16
Bundesländern wichtige Reformen
eingeleitet. Notwendige Vereinba-
rungen sind getroffen worden. Wir
befinden uns in einer tief greifen-
den Bildungsreform.

K ernziel aller Reformen ist es, die
Qualität der Bildung zu verbes-

sern und den Zugang zur Bildung
unabhängig von sozialer Herkunft
für alle zu ermöglichen. Im Mittel-
punkt steht deshalb die Entwicklung
einer Lernkultur, die mit der indivi-
duellen Förderung ernst macht, die
im Unterricht verschiedene Lernwe-
ge zulässt und unterschiedliche Lern-
voraussetzungen berücksichtigt.

Im Vordergrund müssen die Stär-
ken stehen, die jedes Kind mitbringt
– nur so schaffen wir die Vorausset-
zung zur Vermeidung und den recht-
zeitigen Abbau von Benachteiligun-
gen genauso wie für das frühzeitige
Erkennen und Fördern von Bega-
bungen. Darum gilt generell: Be-
nachteiligtenförderung und Begab-
tenförderung gehören zusammen.
Sie dürfen nicht gegeneinander aus-
gespielt werden. Mehr individuelle
Förderung ist mit Blick auf beide
Zielgruppen unerlässlich. Ich denke,
über diese Ziele sind wir uns alle ei-
nig. Sie zu erreichen, ist für die Zu-
kunft des Einzelnen genauso ent-
scheidend wie für die Zukunft unse-
rer Gesellschaft und Wirtschaft.

Wir werden diese Ziele jedoch
nur verwirklichen können, wenn wir
erkennen, dass Bildung mehr ist als
die Vermittlung der Kompetenzen,
die bei PISA gemessen werden.

Die Kunst- und Kulturverbände
haben sich zu Recht mit großer In-
tensität in die aktuelle bildungspo-

litische Debatte eingebracht. Mit
Nachdruck haben sie angemahnt,
dass die künstlerischen Bereiche mit
ihren vielfältigen Möglichkeiten
nicht vernachlässigt werden dürfen.

Dem stimme ich ausdrücklich
zu. Wir müssen darüber nachden-
ken, von welchem Verständnis von
Bildung wir für unsere Zeit und für
die Zukunft ausgehen. Manche mö-
gen über das Humboldtsche Bil-
dungsideal lächeln, das „den ganzen
Menschen in allen seinen Kräften
und allen seinen Äußerungen“ be-
trachtet. Es weist uns jedoch die
Richtung, an der wir uns auch heute
orientieren sollten, wenn wir den
Menschen nicht auf einzelne Funk-
tionen reduzieren und einer fort-
schreitenden kulturellen Verarmung
unserer Gesellschaft nicht tatenlos
zusehen wollen. Kulturelle Bildung
kann derartigen Fehlentwicklungen
etwas entgegensetzen, indem sie
Fähigkeiten wie Phantasie, Kreativi-
tät und Freude am eigenen Tun frei-
setzt, indem sie Motivationen entfal-
tet, die sich positiv auf die Lebens-
gestaltung und die beruflichen Mög-
lichkeiten auswirken.

Kulturelle Bildung allein ist dabei
sicher kein Allheilmittel. Sie kann
aber dazu beitragen, dass Menschen
– und hier denke ich besonders an
junge Menschen, die sich noch auf
dem Weg der Selbstfindung bewegen
– ihre eigenen Begabungen  erken-
nen und weiter entwickeln.

Kulturelle Bildung leistet wichti-
ge Beiträge zur Persönlichkeitsent-
wicklung, zum Erwerb von Schlüs-
selkompetenzen. Sie fördert darüber
hinaus auch den Erwerb von Fach-
kompetenzen. Hans Günther Basti-
an hat dies für die Musikerziehung
eindrucksvoll belegt. Wenn man sich
der großen Bedeutung der Kulturel-
len Bildung bewusst ist, dann kann
die Konsequenz nur lauten, dass die
Chancen der Kulturellen Bildung al-
len eröffnet werden müssen, nicht
nur denjenigen, in deren Elternhaus
dies eine Selbstverständlichkeit ist.
Dies ist meines Erachtens eine der
großen bildungspolitischen Heraus-
forderungen, der wir uns zu stellen
haben.

Dazu müssen wir aber wissen,
wie es heute um die Kulturelle Bil-
dung der Jugend bestellt ist. Wir hat-
ten daher gemeinsam mit der Kul-
turstiftung Nordrhein-Westfalen,
dem Sparkassenkulturfonds und der
Stiftung Niedersachsen das „Jugend-
Kulturbarometer“ in Auftrag gege-
ben.

Das Ergebnis ist alarmierend: die
Studie weist nach, dass die Wahr-
nehmung kultureller Angebote und
eigene künstlerische Aktivitäten bei
Jugendlichen in erheblichem Maße
von Schultyp und sozialer Schicht

beeinflusst sind. Hauptschüler ha-
ben im Vergleich zu Gymnasiasten
seltener die Chance, durch Schule
und Elternhaus zu kulturellen Akti-
vitäten angeregt zu werden. Jugend-
liche mit geringerer Schulbildung
zeigen deshalb auch erheblich we-
niger Interesse an kulturellen Aktivi-
täten, noch zumal an klassischen
Kulturangeboten. So besuchen heu-
te Hauptschulklassen kaum noch
Museen, Theater oder andere Kultur-
angebote, während Gymnasiasten
durch die Schule hier wesentlich
stärker angeregt oder gefordert wer-
den. Es kann uns nicht gleichgültig
lassen, dass Haupt- und Realschüler-
innen und -schüler die Schule nicht
als kulturell anregende Institution
wahrnehmen. Das können wir uns, so
denke ich, als Kulturstaat Deutsch-
land gerade auf dem Gebiet der Kul-
turellen Bildung nicht erlauben. Pro-
jekte wie „Rythm is it“ der Berliner
Philharmoniker unter der Leitung
von Sir Simon Rattle sind in diesem
Zusammenhang vorbildlich.

„Kulturelle Bildung für alle“ muss
deshalb Priorität haben. Das Bun-
desministerium für Bildung unter-
stützt die Länder beim bedarfsge-
rechten Aufbau von Ganztagsschu-
len mit Investitionsmitteln in Höhe
von vier Milliarden Euro. Im laufen-
den Schuljahr werden bereits 5.800
Schulen gefördert. Diese Förderung
schließt auch die Möglichkeit ein,
bauliche Veränderungen zugunsten
von Theaterbühnen und anderen
kulturfördernden Maßnahmen zu
beantragen. Entscheidend ist zwar
die inhaltliche Gestaltung der Ganz-

Bundesministerin Annette Schavan

Foto: Deutscher Bundestag
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tagsangebote, damit hier eine neue
Lern- und Lehrkultur entstehen
kann mit besserer individueller För-
derung und mehr sozialem Lernen.
Diesen Prozess unterstützen wir je-
doch mit Begleitprogrammen. Ein
wichtiger Bereich ist die Intensivie-
rung der Kooperation zwischen
Ganztagsschulen und außerschuli-
schen Trägern Kultureller Bildung.
Hier gibt es bereits wunderbare Bei-
spiele, die wir in die Breite tragen
wollen, so etwa, wie Theaterpädago-
gik zu Beginn der Schulzeit zum bes-
seren Spracherwerb beiträgt, oder
Kooperationen mit Musikschulen,
über die alle Kinder einer Klasse die
Möglichkeit erhalten, ein Instru-
ment zu erlernen.

Eine neue Lernkultur
ist gefragt
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Oft ist dabei nicht primär die Frage
zusätzlicher Mittel entscheidend,
sondern eher die Frage des intelli-
genten Zusammenführens unter-
schiedlicher Welten und des Nutzens
vorhandener Ressourcen. So stellen
die zahlreichen Museen und Orches-
ter, die mit öffentlichen Mitteln ge-
fördert werden, ein großes Potenzi-
al für Kooperationen mit Schulen
dar, das viel stärker genutzt werden
sollte.

Ich möchte, dass sich alle Talen-
te entfalten können, in den natur-
wissenschaftlichen Bereichen eben-
so wie in den künstlerischen. In Ab-
stimmung mit den Ländern werde
ich deshalb die Begabtenförderung
weiter ausbauen. Durch künstleri-
sche Wettbewerbe werden die bes-
ten Talente in der Bildenden Kunst,
für das Theater, den Film, das krea-
tive Schreiben, das Komponieren,
für den Tanz oder für die Medien-
kunst entdeckt und zielgerichtet ge-

fördert. Kein Talent darf verloren ge-
hen. Wir können dabei auf den Er-
fahrungen aus den Bundeswettbe-
werben aufbauen. Sie haben gezeigt,
dass Oscar-Preisträger, namhafte Di-
rigenten, Komponisten, Autoren und
Schauspieler hier den Grundstein
für ihre späteren Karrieren gelegt
haben. Ein jährlich durchzuführen-
der „Tag der Talente“ könnte künftig
dieser Arbeit zusätzliche Anerken-
nung und öffentliche Aufmerksam-
keit verleihen.

Und es gibt eine Gruppe, in der
es noch viele Begabungen zu entde-
cken und zu fördern gilt: 27,2 Prozent
der Kinder und Jugendlichen unter
25 Jahren haben einen Migrations-
hintergrund. Viele von ihnen befin-
den sich in einem kulturellen Dilem-
ma. Sie sind geprägt durch die Kul-
tur der Herkunftsländer ihrer Fami-
lien. Gleichzeitig erleben sie jenseits
des Familienverbands eine deutsche
Gegenwart. Sie alle sollen ihren Platz

in unserer Gesellschaft finden kön-
nen. Kulturelle Bildung leistet dabei
einen ganz wichtigen Beitrag, denn
sie macht deutlich, dass kulturelle
Unterschiede eine Bereicherung sein
können. Durch besondere kulturelle
Angebote werden Widersprüche auf-
griffen und über gemeinsame Aktivi-
täten von deutschen und ausländi-
schen Kindern und Jugendlichen auf-
gelöst. Denn gerade künstlerische
Aktivitäten setzen Begabungen frei
und fördern Selbstvertrauen und
Teamfähigkeit, Kompetenzen also,
die zur Heranbildung der Persönlich-
keit ebenso wichtig sind wie für die
spätere Berufstätigkeit.

Darüber hinaus werde ich die
empirische Bildungsforschung in
Deutschland durch ein entsprechen-
des Programm strukturell stärken.
Die verschiedenen Handlungsoptio-
nen meines Hauses im Bereich der
institutionellen Förderung, der Res-
sortforschung, der Projekt- und Pro-

grammförderung - auch mit den
Ländern – werde ich so bündeln,
dass ein kontinuierlich wachsendes
Potenzial entsteht. Zu den inhaltli-
chen Schwerpunkten eines solchen
Rahmenprogramms wird auch die
Kulturelle Bildung gehören.

Wir können das große Ziel „Kul-
turelle Bildung für alle“ nur gemein-
sam verwirklichen. Bund, Länder,
Kommunen, Verbände und Einrich-
tungen vor Ort müssen zusammen
wirken. Die Föderalismusreform
schafft Klarheit bei der Kompetenz-
verteilung. Ich bin sicher, dass das
Zusammenwirken von Bund und
Ländern zur Stärkung der Zukunfts-
chancen durch eine bessere Bildung
der jungen Generation nach der Fö-
deralismusreform besser funktionie-
ren wird.

Die Verfasserin ist
Bundesministerin für Bildung und

Forschung 
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kanzlei eingegliedert. Ministerpräsident
Rüttgers ist zugleich Kulturminister.
Staatssekretär Hans-Heinrich Grosse-
Brockhoff war bis zur Mitte dieses Jah-
res sowohl Chef der Staatskanzlei als
auch Kulturstaatssekretär. Inzwischen ist
er ausschließlich für Kultur zuständig. Der
Regierende Bürgermeister von Berlin
Klaus Wowereit hat sich dem Beispiel sei-
ner Ministerpräsidentenkollegen ange-
schlossen, hat die Kulturabteilung aus der
Senatsverwaltung für Wissenschaft, For-
schung und Kultur herausgelöst und ist
nun neben der Tätigkeit als Regierender
Bürgermeister zugleich Kultursenator. Der
frühere Chef der Staatskanzlei André
Schmitz ist Kulturstaatssekretär.
Nachdem nunmehr mit Berlin im dritten

Land dieser Weg beschritten wurde,
fragte politik und kultur nach, welche
Erfahrungen in den beiden anderen
Ländern, Schleswig-Holstein und Nord-
rhein-Westfalen, mit dieser Entschei-
dung bislang gesammelt wurden. Dabei
wurden neben der Exekutive die Legis-
lative und die Zivilgesellschaft befragt.
Wichtig war dabei zu erfahren, welche
Rolle Kulturpolitik in den Landtagen
spielt, ob in den Landtagen eine Dis-
kussion zu den kulturpolitischen Ent-
scheidungen stattfinden. Es wurden
daher alle kulturpolitischen Sprecher
der Landtage von Schleswig-Holstein

Weiter auf Seite 3
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Aus Sorge wurde Zustimmung
Was passiert, wenn die Kultur zur Chefsache wird � Von Peter Harry Carstensen

und Nordrhein-Westfalen um ihre Mei-
nung gebeten. Dieses ist vor allem vor
dem Hintergrund der Föderalismusre-
form von Bedeutung, denn hier wurden
die Rechte der Länder mit Blick auf die
Vertretung gesamtstaatlicher Interessen
in Europa gestärkt. In der Ausgabe Sep-
tember � Oktober 2005 (5/2005) von
politik und kultur gaben die Landtags-
präsidenten zu verstehen, dass sie mit
der Föderalismusreform neue Aufgaben
auf sich zukommen sehen und sie auch
in kulturpolitischen Fragen eine stärke-
re Abstimmung suchen. Wenn dieses
gelingen soll, muss Kulturpolitik im
Parlament einen wichtigen Stellenwert
haben.
In Nordrhein-Westfalen und in Schles-
wig-Holstein scheint bislang die Veran-
kerung der Kulturabteilung in der
Staatskanzlei nicht zu einer verstärkten
kulturpolitischen Diskussion in den
Landtagen geführt zu haben. Im Gegen-
teil: die Ansiedlung der Kulturabteilung

in den Staatskanzleien führt zu einer
weiteren Stärkung der Exekutive bei
gleichzeitiger Vernachlässigung der Le-
gislative. Kultur nutzt zur Repräsentati-
on, Kulturpolitik als demokratische Aus-
einandersetzung zu den Zielen der Kul-
turförderung und der Gestaltung der Rah-
menbedingungen verliert an Bedeutung.
Dieses wirkt sich auch auf die Auseinan-
dersetzung mit der organisierten Zivilge-
sellschaft aus, die als Ansprechpartner
beide, Regierung und Parlament, benö-
tigt.
Die Erfahrungen in Schleswig-Holstein
bewerten: Ministerpräsident Peter Har-
ry Carstensen, MdL; Sylvia Eisen-
berg, MdL Vorsitzende des Bildungsaus-
schusses des Schleswig-Holsteinischen
Landtags, Ulrike Rodust, MdL Kultur-
politische Sprecherin der SPD-Fraktion
im Schleswig-Holsteinischen Landtag;
Karl-Martin Hentschel, MdL Vorsitzen-
der und Kulturpolitischer Sprecher der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im
Schleswig-Holsteinischen Landtag;
Anke Spoorendonk, MdL Vorsitzende
der SSW-Gruppe im Schleswig-Holstein-
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ischen Landtag; Rolf Teucher, Vorsit-
zender des Landeskulturverbands
Schleswig-Holstein e.V. Die Erfahrun-
gen aus Nordrhein-Westfalen werten
aus: Kulturstaatssekretär Hans-Hein-
rich Grosse-Brockhoff; Fritz Beh-
rens, MdL Vorsitzender des Kulturaus-
schusses des Landtags von Nordrhein-
Westfalen; Claudia Nell-Paul, MdL
Kulturpolitische Sprecherin der SPD-
Landtagsfraktion; Oliver Keymis, MdL
Vizepräsident des Landtags von Nord-
rhein-Westfalen und Kulturpolitischer
Sprecher der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen im Landtag von Nordrhein-
Westfalen; Gerhart R. Baum, Vorsit-
zender des Kulturrates NRW. Monika
Grütters, Bundestagsabgeordnete
aus Berlin und Obfrau der CDU/CSU-
Fraktion im Ausschuss für Kultur und
Medien des Deutschen Bundestags
und Olaf Zimmermann, Geschäfts-
führer des Deutschen Kulturrates set-
zen sich mit den möglichen Folgen der
kulturpolitischen Machtverschiebung in
Berlin auseinander.
Die Redaktion

Die Entscheidung des neu gewähl-
ten Berliner Senats, die Kultur zur
Chefsache zu machen, ist in den
Feuilletons viel beachtet worden.

I ch habe das mit großem Interesse
verfolgt – hatten wir doch vor gut

eineinhalb Jahren in Schleswig-
Holstein eine ähnliche Diskussion,
als ich die Kultur  in die Staatskanz-
lei geholt habe. Natürlich gab es am
Anfang Befürchtungen und die Sor-
ge, dass Kultur nur noch am Rande
des politischen Tagesgeschäfts statt-
findet. Wir haben inzwischen das

Gegenteil bewiesen und gezeigt,
dass diese Entscheidung den Stellen-
wert der Kultur gefestigt hat. So
macht es mich auch ein wenig stolz,
dass dieses erfolgreiche Konzept aus
Schleswig-Holstein inzwischen auch
in Nordrhein-Westfalen und in Ber-
lin Nachahmer gefunden hat.

Der Wechsel der Kulturabteilung
aus dem Ministerium für Bildung,
Wissenschaft, Forschung und Kultur
in die Staatskanzlei klappte rei-
bungslos. Die Abteilung und ihre
nachgeordneten Behörden wie das
Landesarchiv, das Landesamt für

Denkmalschutz, die Landesbiblio-
thek und die Landeszentrale für po-
litische Bildung arbeiten nach wie
zuvor sachkundig und professionell
für die Kultur des nördlichsten Bun-
deslandes.

Ich sehe Kultur als eine Quer-
schnittsaufgabe. Kultur betrifft alle
Politikfelder und hat nur in wenigen
Fällen hoheitliche Aufgaben. Eine
Staatskanzlei ist deshalb auch der
richtige Ort, um der Querschnitts-
funktion der Kultur gerecht zu wer-
den. Ich bin Ansprechpartner für die
Kulturschaffenden und ihre Organi-

sationen im Land, ich nehme viele
Termine in diesem Bereich wahr. Der
Chef der Staatskanzlei, Staatssekre-
tär Heinz Maurus, und meine Kultur-
beauftragte Caroline Schwarz sind
viel in „Sachen Kultur“ im Land
unterwegs. Diese Präsenz wird regis-
triert, sie zahlt sich aus – für beide
Seiten.

Kultur ist vielschichtig. Sie ist In-
frastruktur, sie ist ein Wirtschaftsfak-
tor, sie fördert die Identität der Men-
schen mit ihrer Heimat, sie ist eine
Basis für die Entwicklung von Demo-
kratie und Zivilgesellschaft, sie si-
chert Werte und macht eine Region
erfahrbar.

Die von mir geführte Landesre-
gierung hat sich der schwierigen
Herausforderung der Haushaltskon-
solidierung gestellt. Dafür müssen
wir unsere Ausgaben überprüfen
und uns von manch liebgewordenen
oder auch wünschenswerten Vorha-
ben lösen. Dies ist nicht einfach und
erfordert viel Überzeugungsarbeit.
Wir stehen aber zu unserer Verant-
wortung für die Kultur in unserem
Bundesland. Wir haben Kernaufga-
ben und Schwerpunkte definiert,
weil wir uns eine Rundumversor-
gung nicht mehr leisten können und
ich dies auch nicht als originäre Auf-
gabe staatlicher Kulturförderung
sehe. Die Kulturpolitik der Staats-
kanzlei ist deshalb darauf ausgerich-
tet, gemeinsam mit der Wirtschaft
und den Bürgern Kultur als ein Stück
schleswig-holsteinischer Identität zu
bewahren und zu entwickeln.

Was haben wir bisher erreicht,
was planen wir in Schleswig-Holst-
ein? Eine wichtige Entscheidung be-
traf die Kulturförderung. Sie war seit
1998 kontinuierlich gesenkt worden.
Wir haben im Rahmen unserer

Schwerpunkte in einigen Bereichen
wieder mehr Mittel zur Verfügung
gestellt. Dies gilt für den Haushalt
2006 aber auch für den Etat 2007/
2008. Über den Schleswig-Holstein-
Fonds haben wir mehr Geld in die
touristische Infrastruktur gesteckt.
Sie kommt Projekten wie dem Aus-
bau des Wikingermuseums Haitha-
bu oder dem letzten Abschnitt des
Fürstengartens von Schloss Gottorf
mit seinem Globushaus zugute. Dies
stärkt den Kulturtourismus, ein Feld,
das in den vergangenen Jahren zu
wenig Beachtung fand. Die Reso-
nanz darauf ist durchweg positiv. Die
Tourismusagentur Schleswig-Holst-
ein ist mit eingebunden und kann
jetzt mit kulturfachlich ausgebilde-
tem Personal den Kulturtourismus
weiter stärken. So generiert zum Bei-
spiel die Verzahnung von Museen
und Tourismus einen Wachstums-
markt, der die Kultur in den Mittel-
punkt stellt und dabei gleichzeitig
neue Zielgruppen für den Norden er-
schließt.

Wir denken auch an die Zukunft.
Wir überlegen, wie sich Nachfrage
und Nutzung von Kultur generatio-
nenübergreifend entwickeln. Dies ist
der Hintergrund für meine Initiati-
ve zur Kinder- und Jugendkultur. Ein
erster Erfolg ist die Museums-Card,
mit der wir in diesem Sommer rund
30.000 Kinder und Jugendliche in die
Museen des Landes gelockt haben.
Dieses Projekt ist für unser Flächen-
land so erfolgreich gewesen, dass wir
im kommenden Jahr daran anknüp-
fen werden. Wir wollen die junge Ge-
neration frühzeitig in unsere Kultur-
projekte mit einbeziehen, wollen sie

Weiter auf Seite 4
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Kultur wird zur „Chefsache“
Gute Basis zur Verbesserung der Kulturpolitik in Schleswig-Holstein � Von Sylvia Eisenberg

Die Erklärung des Ministerpräsiden-
ten von Schleswig-Holstein, die
�Kultur zur Chefsache� zu machen,
ist eine exzellente Entscheidung, da
in einem Bundesland diese Aufga-
be wohl kaum von noch höherer
Stelle wahrgenommen werden
kann.

E ntsprechend den Koalitionsver-
handlungen des letzten Jahres

wurde die Kulturabteilung in der
Staatskanzlei angesiedelt. Der Chef
der Staatskanzlei ist dadurch qua
Amt zum Kulturstaatssekretär ge-
worden. Die Kieler Koalition macht
also den hohen Stellenwert der Kul-
tur deutlich und zeigt, welche Be-
deutung die Kultur in unserem Lan-
de genießt. Dieser hohe Stellenwert
zeigt sich auch in dem Amt einer Kul-
turbeauftragten des Landes. Diese
nimmt in ehrenamtlicher Tätigkeit
ihre Aufgabe gewissenhaft, engagiert
und unterstützend wahr. Dem er-
folgreichen Standortfaktor „Kultur“
wird damit entsprochen und es wird
alles getan, um diesen Standortfak-
tor zu stützen und fortzuentwickeln.
Der schleswig-holsteinische Regie-
rungschef – und mit ihm die Regie-
rungskoalitionen – sieht Kunst und
Kultur nicht als Verzierungen des All-
tages. Für ihn gilt: Von der Kunst
kann die Gesellschaft lernen. Allein
durch die Person des Ministerpräsi-
denten gewinnt die Kultur im Land
an Ansehen. Ansehen, das wiederum
die große Stärke dieser getroffenen
Entscheidung ausmacht.

Uns allen ist bewusst, dass die
glorreichen finanziellen Zeiten
vorbei sind, da alle Haushalte mit
gleichen Schwierigkeiten zu kämp-
fen haben. Kulturelle Einrichtungen

müssen mehr denn je um Mittel
kämpfen. Durch Ansiedelung der
Kultur beim „Chef“ wird diese pre-
käre Situation zwar nicht unbedingt
durch weitere zusätzliche Haus-
haltsmittel gelöst, doch kann eine
Persönlichkeit sehr viel mehr z.B. im
Bereich Sponsoring erreichen. Ne-
ben der Kostenfrage wird aber auch
das Ansehen der Kultur verbessert.
Schleswig-Holstein besitzt mit dem
Schleswig-Holstein-Musikfestival
und der Jazz Baltica attraktive Ein-
richtungen, die durchaus über die
Landesgrenzen hinweg – natürlich
auch bis ins Ausland – bekannt sind.
Doch neben diesen „kulturellen
Flaggschiffen“ hat unser Land zwi-
schen den Meeren noch viele ande-
re, große und kleine, bekannte und
weniger bekannte kulturelle Mög-
lichkeiten. Diese gilt es bekannter zu
machen. Bekannter, im Sinne von
„Das schaue ich mir einmal persön-
lich an.“ oder „Dafür kaufe ich mir
jetzt eine Eintrittskarte und werde
die (neuen) Eindrücke genießen.“.

Diese skizzierten Kerngedanken
der Entscheidung „Kultur als Chef-
sache“, spiegeln sich ebenfalls in der
Arbeit des Bildungsausschusses des
Schleswig-Holsteinischen Landta-
ges wieder. Auch wenn die Bezeich-
nung des Ausschusses nicht unbe-
dingt vermuten lässt, dass hier
ebenfalls der Bereich „Kultur“ abge-
deckt wird, ist dieses durchaus der
Fall. Erlaubt sei an dieser Stelle auch
der Hinweis darauf, dass der Begriff
Kultur in seiner weitesten Verwen-
dung alles bezeichnet, was der
Mensch geschaffen hat, was also
nicht naturgegeben ist. Der Bereich
„Kultur“ im weitesten Sinne wird
also von dem oben genannten Aus-

schuss abgedeckt. Aber auch der Be-
reich „Kultur“ im engeren Sinne wird
selbstverständlich in die Tagesord-
nungen der Ausschusssitzungen in-
tegriert oder auch in „reinen“ Kultur-
ausschusssitzungen behandelt. So
wurden die Berichte der Landesre-
gierung über „Kulturpolitische
Schwerpunkte und Grundsätze“ und
die Ergebnisse der Studie des Archä-
ologischen Landesamtes über die
Anmeldung des Danewerk als Welt-
kulturerbe thematisiert. Auch fand
eine ganz individuelle Sitzung des
Ausschusses im Schloss Gottorf in
Schleswig statt.

Schloss Gottorf ist ein prächtiger
Bau aus der Zeit der Renaissance
und des Barock, zugleich der größte
Profanbau Schleswig-Holsteins und
seit 1947 Sitz der beiden Landesmu-
seen (Kunst und Kulturgeschichte/
Archäologie). Von der Mitte des 16.
bis zum Beginn des 18. Jahrhunderts
war das Schloss Regierungssitz der
Herzöge von Schleswig-Holstein-
Gottorf. Die kunst- und kulturge-
schichtliche Sammlung geht auf das
1878 gegründete Gustav-Thaulow-
Museum in Kiel zurück und verfügt
im Bereich der angewandten Kunst
über wertvolle Altbestände an Mö-
beln, Glas, Keramik, Metall und Tex-
til, vorwiegend aus dem nordeuro-
päischen Raum, die seit 1947 in ei-
ner intensiven Sammeltätigkeit er-
weitert wurden.

Thematisiert wurde in dieser Sit-
zung vor Ort mit dem Stiftungsvor-
stand der Stiftung Schleswig-Holst-
einische Landesmuseen Schloss
Gottorf - Prof. Dr. Herwig Guratzsch
und Prof. Dr. Claus von Carnap-
Bornheim – der Stiftungsbericht für
das Jahr 2004.

Die Mitglieder des Ausschusses
nutzten diesen Sitzungstag ebenfalls
für eine Exkursion zum Kulturdenk-
mal Danewerk, einer früh- bis hoch-
mittelalterlichen Befestigungsanla-
ge. Der Leiter des in Trägerschaft des
Südschleswigschen Vereins befindli-
chen Danewirke-Museums stellte
das Danewerk und die Arbeit des
Museums vor.

Solche Einblicke vor Ort, die den
Abgeordneten im Rahmen der par-
lamentarischen Arbeit leider nicht
ständig möglich sind, gewährleisten
eine sinnvolle Auseinandersetzung
mit den kulturellen Gegebenheiten
des Landes. Speziell die besondere
Geschichte des nördlichsten deut-
schen Bundeslandes (u.a. Zeiten un-
ter dänischer Herrschaft) verdient
die kulturelle Aufarbeitung an der
Basis.

Demnächst wird sich die Arbeit
des Bildungsausschusses mit dem
Bericht der Landesregierung über
die Entwicklung und den Stand der
Kulturwirtschaft in Schleswig-Holst-
ein auseinandersetzen. Nach wie vor
ist die wirtschaftliche Dimension des
Kulturschaffens für Schleswig-Holst-
ein von immenser Bedeutung. Die
Fortführung des angesprochenen
Berichtes ist eine gute Basis zur Jus-
tierung und immer weiteren Verbes-
serung der Kulturpolitik in Schles-
wig-Holstein. Ein Begehren, das die
CDU-Landtagsfraktion sehr gerne
und vor allen Dingen gemeinsam mit
ihrem Ministerpräsidenten Peter
Harry Carstensen, dem „Chef“ der
Kultur, umsetzen wird.

Die Verfasserin ist Vorsitzende des
Bildungsausschusses des Schleswig-

Holsteinischen Landtages 

Kultur darf nicht zum Privileg der Oberschicht werden
Von Ulrike Rodust

Grundsätze sozialdemokratischer
Kulturpolitik sind die Vielfalt der
kulturellen Angebote und ihre Er-
reichbarkeit. Wir setzen auf die Zu-
sammenarbeit von kulturellen Insti-
tutionen des Landes, anderer öf-
fentlicher sowie privater Träger. Die
großen kulturellen �Leuchttürme�
wie das Schleswig-Holstein Musik
Festival oder die Landesmuseen
Schloss Gottorf gehören ebenso
dazu wie kleinere Einrichtungen und
Veranstaltungen in allen kulturellen
Sparten. Die Erreichbarkeit muss
gegeben sein, was die räumliche
Nähe angeht. Sie muss aber auch
gegeben sein, was die Inklusion al-
ler Bevölkerungsschichten angeht,
unabhängig von ihrem Einkommen.
Kultur darf nicht zum Privileg der
Oberschicht werden.

H ier kommt auf die Institutionen
des Bildungswesens, beson-

ders auf die Schulen, eine entschei-
dende Aufgabe zu, weil sie die jun-
gen Menschen sowohl befähigen, als
auch motivieren muss, sich für kul-
turelle Angebote lebenslang offen zu
halten. Infolge dessen müssen brei-
te Angebote der Kinder- und Jugend-
kultur geschaffen und gesichert wer-
den.

Die öffentlichen Hände haben
nicht die Möglichkeit, überall zur
Defizitdeckung einzuspringen. Wir
leben in Zeiten öffentlicher Armut
und privaten Reichtums. Daher
müssen sich alle Organisatoren kul-
tureller Veranstaltungen darauf be-
sinnen, ihre Eigeneinnahmen zu er-
höhen, auch über den Verkauf von
Eintrittskarten hinaus. Spendenein-
werbung und Sponsoring gehören
dazu, auch wenn ich großes Ver-
ständnis dafür habe, dass Kultur-
schaffende lieber kreativ tätig sind

BU fehlt noch

als bei der Einwerbung von Geldmit-
teln mitzuwirken.

Das Ziel der Sicherung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse bedeu-
tet auch, dass kulturelle Angebote
sich nicht in wenige Großstädte und
Ballungszentren zurückziehen.

Der Landtag hat im Frühjahr
2004 einen umfangreichen Bericht
der damaligen Landesregierung zur
Kulturwirtschaft in Schleswig-Holst-
ein entgegengenommen. Er hat
deutlich gemacht, dass Kultur nicht

nur ein „weicher“, sondern durchaus
auch ein „harter“ Wirtschaftsfaktor
ist, der in Schleswig-Holstein fast
30.000 Arbeitsplätze schafft. Darü-
ber hinaus ist für Schleswig-Holstein
als touristisches Schwerpunktland
ein vielfältiges kulturelles Angebot
nicht nur für die Versorgung der ei-
genen Bevölkerung – die bei allen
Überlegungen im Mittelpunkt zu
stehen hat – sondern auch für die
touristische Attraktivität von ent-
scheidender Bedeutung.

ganz besonders aber die Kulturarbeit
der bei uns vertretenen Minderhei-
ten der Dänen, der Friesen sowie der
Sinti und Roma, zu einem inhaltli-
chen Schwerpunkt der Politik ge-
macht. Nichtsdestoweniger musste
und muss die Prioritätensetzung auf
der Unterstützung und Weiterent-
wicklung der Schulen und der Hoch-
schulen liegen. Ein grundsätzliches
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Auch vor der Regierungsbildung 2005
hat es in Schleswig-Holstein kein ei-
genständiges Kulturministerium ge-
geben. In einem kleinen Flächen-
staat wäre dies weder finanzierbar
noch politisch vermittelbar. Die Kul-
turabteilung war bis 2005 ins Mi-
nisterium für Bildung, Wissenschaft,
Forschung und Kultur integriert.

Die sozialdemokratisch geführ-
ten Landesregierungen Schleswig-
Holsteins haben die Förderung der
kulturellen Vielfalt unseres Landes,

Schloss Gottorf im Winter     Foto: Landesmuseum Schloss Gottorf

interessieren und damit das Funda-
ment für die Zukunft legen.

Wirtschaft und Kultur werden bei
uns besser miteinander verzahnt.
Gemeinsam mit der Schleswig-
Holsteinischen Investitionsbank ge-
hen wir das Thema Kultursponso-
ring neu an. Dabei wollen wir die
Projektförderung für Kunstprojekte
in den Vordergrund stellen.

Natürlich kümmern wir uns in-
tensiv um unserer kulturellen Flagg-
schiffe wie die Stiftung Schleswig-
Holsteinische Landesmuseen mit
Schloss Gottorf bei Schleswig und
dem Wikingermuseum Haithabu.
Unverzichtbar sind natürlich auch
die Theater und das Schleswig-
Holstein Musik Festival, das längst
Weltruhm erlangt hat. Die Veranke-
rung des Festivals in Schleswig-
Holstein muss ebenso gesichert wer-
den wie die Spielstätten im Land in
den Herrenhäusern, Scheunen, Kir-
chen und Gärten. Aber auch spezi-
elle Angebote wie Jazz Baltica oder
die jährlich stattfindenden Nordi-
schen Filmtage in Lübeck haben ei-
nen hohen Stellenwert für Schles-
wig-Holstein, da sie das kulturelle
Profil unseres Landes auch interna-
tional schärfen.

Es ist die Vielfalt und die Breite der
Aktivitäten, die Schleswig-Holstein
zu einem herausragenden Kultur-
standort in Deutschland und Europa
machen. Ich stehe als Ministerpräsi-
dent dafür und sehe mich als obers-
ter Lobbyist der Kultur in unserem
Land.

Der Verfasser ist
Ministerpräsident des Landes

Schleswig-Holstein 
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Einspartabu, wie es vor allem für die
Schulen und den Lehrerpersonal-
haushalt galt, konnte es daher auch
in der Vergangenheit nicht geben,
wobei ich Wert auf die Feststellung
lege, dass die Kulturförderung
keineswegs zum „Sparschwein“ zur
Gegenfinanzierung aller anderen Po-
litikbereiche missbraucht wurde.

Bei der Bildung nach der Großen
Koalition nach der Landtagswahl
2005 wurde die Formel gefunden,
dass jeder der beiden Partner, die
aus den Wahlen annähernd gleich
stark hervorgegangen sind, vier Ka-
binettsmitglieder stellt, die Sozialde-
mokraten, die Minister für Inneres,

Bildung und Frauen, Soziales sowie
Justiz, Arbeit und Europa, die CDU
den Finanzminister, den Wissen-
schafts- und Wirtschaftsminister,
den Umwelt- und Landwirtschafts-
minister sowie den Ministerpräsi-
denten. Bei der Neuzuschneidung
der Ressorts wurde beschlossen, den
Bildungsbereich als eigenständiges
Ressort abzutrennen und die Frau-
en- und Gleichstellungspolitik in
diesem Ministerium zu bündeln; der
Wissenschaftsbereich wurde mit
dem Wirtschaftsministerium ver-
bunden, und die Kultur sowie die Er-
wachsenenbildung gingen in die
Staatskanzlei.

Der Koalitionsvertrag setzt sich
den Erhalt und Ausbau der Kultur-
landschaft in Schleswig-Holstein

zum Ziel. Neben der Förderung der
Minderheiten werden die Kultur-
wirtschaftsförderung und der Kul-
turtourismus, die Stärkung der über-
regionalen Schwerpunkte Schloss
Gottorf, Haithabu und das Schles-
wig-Holstein Musik Festival sowie
die Kulturinitiative „ars baltica“ als
besondere Schwerpunkte genannt.

Wenn der Ministerpräsident statt
einer Ressortministerin die Kulturpo-
litik der Landesregierung vertritt, ist
dies sicher im öffentlichen Erschei-
nungsbild kein Abstieg. Auch für die
Große Koalition gilt natürlich, dass
die Haushaltslage Schleswig-Holst-
eins außerordentlich schwierig ist
und es nur sehr wenige Tabubereiche
für Einsparungen gibt. Die Kultur ge-
hört grundsätzlich nicht zu diesen Ta-

bubereichen, jedoch kann ich als kul-
turpolitische Sprecherin mit großer
Zufriedenheit feststellen, dass hier
Einschnitte weitgehend vermieden
werden konnten. Die Landesregie-
rung hat die Mittel für die Kulturför-
derung gegenüber dem Vorjahres-
haushalt sogar noch erhöht.

Aus kulturpolitischer Sicht bin ich
mit der gemeinsam verantworteten
Kulturpolitik der Landesregierung
durchaus zufrieden. Aus finanzpoli-
tischer Sicht gibt es jedoch nicht ganz
unbegründete Kritik daran, ob es an-
gesichts sehr weit reichender Spar-
vorgaben für die gesamte Landesver-
waltung, einschließlich erheblichen
und schmerzhaften Eingriffen in die
Bezahlung der Beamten, vertretbar
ist, den Kultursektor, also in erster Li-

nie einen Zuwendungsbereich, von
Einsparmaßnahmen freizustellen.
Diese Frage muss auf der Ebene des
Kabinetts, aber auch auf der Ebene
der Koalitionsfraktionen grundsätz-
lich diskutiert werden.

Besonders hervorheben möchte
ich, dass sich auch unser Europami-
nister Uwe Döring sehr engagiert
zeigt, wenn es darum geht, europäi-
sche Finanzierungsquellen für die
Weiterführung von Kultur- und Wei-
terbildungseinrichtungen wie der im
gesamten Ostseeraum hochge-
schätzten Academia Baltica zu er-
schließen.

Die Verfasserin ist kulturpolitische
Sprecherin der SPD-Fraktion im

Landtag von Schleswig-Holstein 

Kulturpolitik ohne eigene Postanschrift
Erweist Klaus Wowereit der Berliner Kultur einen Bärendienst? � Von Karl-Martin Hentschel

Im Zuge der Neuformierung seiner
rot-roten Koalition hat sich Klaus
Wowereit als Regierender Bürger-
meister von Berlin dazu entschieden,
die Zuständigkeit für Kulturpolitik in
die Senatskanzlei zu holen. Politisch
eine schlaue Entscheidung, so will
man meinen. Denn zum einen entle-
digte sich Wowereit damit des glück-
losen PDS-Kultursenators Flierl, zum
anderen kann er die reiche Kultur
Berlins seinem Image dienstbar ma-
chen. Schließlich meinten böse Zun-
gen in der Stadt schon vorher, Wo-
wereit käme zu jeder Eröffnung, und
ginge es dabei nur um einen Brief-
umschlag. Doch nicht jede politische
Entscheidung, die schlau scheint,
muss deshalb auch klug sein.

D er schleswig-holsteinische Mi-
nisterpräsident Peter Harry

Carstensen zog im Jahre 2005 eben-
falls die Kulturpolitik zu sich in die
Staatskanzlei und erklärte, Kultur zur
Chefsache machen zu wollen. „Ver-
sprechen oder Drohung?“ fragte ich
schon damals in einer Pressemittei-
lung angesichts dieser Ankündigung.

Denn wenn „Chefsache“ bedeu-
ten soll, dass die Bedeutung der Kul-
tur für viele Aspekte der gesellschaft-
lichen und auch der ökonomischen
Entwicklung neuentdeckt wird und
aufgewertet werden soll, ist das in
meinen Grünen Ohren durchaus ein
Versprechen. Wir als Grüne sind in
unserer Debatte inspiriert von den
Theorien des amerikanischen Sozial-
wissenschaftlers Richard Florida, der
den Zusammenhang zwischen so ge-
nannten „weichen Standortfaktoren“
wie dem kulturellen Angebot und der
Prosperität einer Stadt und Region
nachgewiesen hat. Die Grünen in
Hamburg haben diese Ideen in ihr
Konzept der „Kreativen Stadt“ einbe-
zogen und ernten dafür viel Zu-
spruch. Kultur übernimmt also viele
Funktionen innerhalb einer Gesell-
schaft, dazu gehört auch, dass sie
über die Bildung regionaler Identität
gemeinschaftsstiftend wirkt und die
Attraktivität eines Wirtschaftsstand-
ortes befördert.

Und doch ist Kultur soviel mehr.
Daher kann die Feststellung, dass
Kultur viele Funktionen erfüllt, kei-
ne Legitimation dafür sein, Kultur-
politik zu funktionalisieren. Denn
das ist kein Versprechen, sondern
eine Drohung. Dabei gilt es zu be-
denken: Einem Ministerpräsidenten
ist es von Amts wegen zueigen, po-
pulär sein zu wollen. Entschiedene
Parteinahme darf Kultur von ihm
besonders dann erwarten, wenn sie
mehrheitstauglich, wenn sie leicht
vermittelbar, wenn sie eben populär
ist. Jahrhunderte diente die Kunst oft
dazu, die Glorie von politischer Herr-
schaft zu illuminieren. Kunst diente
der Politik. Gerade deshalb war und
bleibt es eine Errungenschaft, der
Kulturpolitik eine eigene Postan-
schrift in der Regierung zu geben, ihr
einen eigenen Platz am Kabinetts-

tisch einzuräumen. Denn nur so
dient die Politik der Kultur. Und zwar
gerade jener Kultur, die sich ihre
Lobby noch nicht selbst erkämpft
hat – ob sie dabei nun politisch be-
quem ist oder nicht.

Ein Sinnbild dafür, wohin Kultur-
politik führt, die sich als Partygirlan-
de um die Politik eines Regierungs-
chefs schlingen soll, ist der Ausspruch
von Peter Harry Carstensen am Ran-
de der Eckernförder Heringstage im
Jahre 2005: „Wer sich hier nicht amü-
siert, der kann gern zuhause bleiben.“
Wem mein Geschmack nicht gefällt,
der soll doch zuhause bleiben, lautet
also die Botschaft. Hier ordnet sich
Kulturpolitik nicht nur der Funktio-
nalität unter, sondern begibt sich auf
Rummelplatzniveau.

Dabei will ich kein Missverständ-
nis entstehen lassen: Auch ich genie-
ße Kultur, über die ich mich amüsie-
ren kann. Aber in erster Linie verste-
hen wir in einer Kulturnation unter
Kultur etwas anderes als das süffige,
leicht bekömmliche Event-Business,
das mehr und mehr droht, das zu
verdrängen, was wir unter Hochkul-
tur verstehen. Eine Kultur, die man
sich erst erarbeiten muss und die ei-
nen herausfordert, die einen dann
aber reich beschenkt mit Reflexion
und Identitätsentwicklung, mit Ver-
ständnis für andere Menschen und
mit Genüssen, die über materiellen
Konsum hinausgehen. Und eine Kul-
tur, die Auswirkungen auf die Gesell-
schaft hat. Um den Schleswig-Hol-
steiner Friedrich Hebbel zu zitieren:
„Die Kultur ist das Gewissen der
Menschheit.“ Im Wesen dieses Ge-
wissens liegt es, dass es sich nicht
immer angenehm macht, dass es
provoziert und auch Widerspruch
produziert, um damit gesellschaftli-
chen Diskurs zu entzünden. Sich
nicht angenehm machen, provozie-
ren und Widerspruch zu produzieren
– das alles liegt nicht im Interesse
eines Regierungschefs. Erst recht
nicht, wenn es um einen Minister-
präsidenten Carstensen geht, von
dem meine Fraktionskollegin Moni-
ka Heinold einmal so treffend sagte,
sein Regierungsmotto laute „Ich bin
immer da, wo die Musi spielt.“

Ein guter Kulturminister aber ist
immer auch ein streitbarer Kultur-
minister, der sich zum Anwalt einer
Kultur macht, die keine unmittelba-
ren Verwertungsinteressen befrie-
digt, sondern Inseln der geistig-kul-
turellen Freiheit schafft. Nicht Volks-
musik, nicht Popular-Kultur sind
deshalb Aufgabe staatlicher Kultur-
politik, sondern es ist das „Besonde-
re“: In Schleswig-Holstein beispiels-
weise die Bewahrung des histori-
schen Erbes in Haithabu, die Entde-
ckung kultureller Schätze der Welt
im Schleswig-Holstein-Musikfesti-
val, die Stärkung von kulturellen
Selbstfindungsprozessen und Entde-
ckungen in der Soziokultur, die
Schaffung von Spielräumen für
avantgardistische Experimente. Und

nicht zuletzt ist Kulturpolitik auch
Bildungspolitik und Jugendpolitik,
denn Kultur hilft, die Welt der Ver-
gangenheit zu deuten, die Welt der
Gegenwart zu verstehen und die
Welt der Zukunft zu entwerfen.

Mittlerweile hat sich gezeigt, dass
Kulturpolitik als „Chefsache“ zumin-
dest in Schleswig-Holstein eher eine
Drohung ist. Das Stichwort Soziokul-
tur kommt im ersten Bericht der Lan-
desregierung nicht mehr vor. Die
Bedeutung der Entwicklung einer Kul-
tur des Zusammenlebens von Men-
schen aus unterschiedlichen Kultur-
kreisen stößt auf Desinteresse. Der Ti-
tel im Haushalt wurde konsequenter-
weise drastisch zusammengestrichen.
Genauso bitter trifft es den gesamten
Bereich der Jugendkultur, der als
Schwerpunkt der Landespolitik sang-
und klanglos untergegangen ist.

Staatliche Kulturpolitik aus der
schleswig-holsteinischen Staats-
kanzlei leistet genau das, was sie
nicht zu leisten braucht: Sie tummelt
sich dort, wo sich ohnehin alle tum-
meln. Die Nische, das Besondere,
das Komplexe und das Herausfor-
dernde interessiert sie nicht. Denn
es ist eben nicht populär.

Den Berlinern bleibt zu wün-
schen, dass ihr „Regierender“, der im
Wahlkampf fleißig „Wowi-Bären“
verteilte, der Kultur nicht einen
ebensolchen Bärendienst erweist.
Denn wie sagte schon Grillparzer:

„Kunstliebe ohne Kunstsinn,
Bringt bei Fürsten wenig Gewinn,
Sie öffnet Kunstschwätzern ihr Ohr,
Und die Kunst bleibt einsam wie
zuvor.“

Der Verfasser ist Vorsitzender der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im

Landtag von Schleswig-Holstein
und Kulturpolitischer Sprecher 
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Repräsentieren
Kulturpolitik in Schleswig-Holstein � Von Anke Spoorendonk

Der SSW stand der Entscheidung
des Ministerpräsidenten, Kulturpo-
litik zur �Chefsache� zu machen,
skeptisch, aber nicht von vornherein
ablehnend gegenüber. Allerdings
stellt sich wirklich zunehmend die
Frage, ob sich dieses �schleswig-
holsteinische Modell� nun auch be-
währt hat.

Es hat sich bewährt, wenn damit
das persönliche Engagement

von Peter Harry Carstensen gemeint
ist. Er hat im Laufe dieses ersten Jah-
res an einer Vielzahl von Kulturver-
anstaltungen, Ausstellungen und
Events teilgenommen. Mit seinem
Pondus hat er dazu beigetragen, dass
Kulturereignisse in der Öffentlichkeit
verstärkt wahrgenommen werden:
der Ministerpräsident kommt, und
es wird in den Medien darüber be-
richtet.

Als eigentliche Erneuerung in der
Kulturpolitik des Landes ist bei mir
allerdings nur das Kulturtreffen auf
Schloss Salzau angekommen. Damit
hat Peter Harry Carstensen eine
neue, interessante Form des Dialogs
zwischen Politik, Künstlern und Kul-
turschaffenden initiiert. Grundsätz-
lich gilt aber, dass die Personaluni-
on von Ministerpräsident und Kul-
turminister nicht dazu geführt hat,
dass die Ausgestaltung der Kulturpo-
litik im Landtag verstärkt themati-
siert wird. Die Kulturpolitik hat es
schon vor der „Übernahme“ durch
den neuen Ministerpräsidenten viel
zu selten auf die Tagesordnung des
Landtages geschafft, und diese Situ-
ation hat sich allenfalls zum
Schlechteren gewandelt.

Mit der Auflösung des „Kulturmi-
nisteriums“ ist eine Aufteilung der
Kulturaufgaben auf drei Ressorts er-
folgt – das Wissenschaftsministeri-
um, das Bildungsministerium und
die Staatskanzlei. Dieses hat weder
dazu geführt, dass die Kulturpolitik
in der Landespolitik präsenter ist,

noch haben sich daraus inhaltlich
wesentliche neue Schwerpunktset-
zungen ergeben. Vor allem die so
dringliche Verstetigung der Kultur-
förderung ist nirgends in Sicht.

Der Ministerpräsident trägt
durch seine Person und seine Poli-
tik die Kulturpolitik sogar eher aus
dem politischen Raum heraus. Sei-
ne Kulturpolitik ist stark vom Bestre-
ben geprägt, zusätzliche Gelder von
Sponsoren, Stiftern und Mäzenen
ein zu werben. Jenseits der allgemei-
nen Bedenken, die man gegen ein
solches privates – und damit auch
durch Einzelpersonen widerrufbares
– Engagement hegen kann, bin ich
skeptisch, ob Peter Harry Carstensen
auf diesem Wege eine Verbesserung
der Kulturförderung gelingen wird.
Außerdem habe ich Sorge, dass die
Kulturpolitik in Schleswig-Holstein
durch diese Politik (zumindest in der
öffentlichen Wahrnehmung) zu sehr
auf Veranstaltungen verengt wird,
die auch dem Image und der Öffent-
lichkeitsarbeit des Ministerpräsi-
denten entsprechen. Kleinere Initi-
ativen und soziokulturelle Aspekte
bleiben damit auf der Strecke.

Daher mein Fazit: auch wenn
Peter Harry Carstensen redlich be-
müht ist, die Kultur in Schleswig-
Holstein zu repräsentieren, werden
grundlegende Probleme der Kultur-
förderung nicht gelöst. Die öffentli-
che Wahrnehmung der Kulturpolitik
reduziert sich auf mehr oder weniger
glanzvolle Auftritte unseres Minister-
präsidenten auf eher „traditionellen“
kulturellen Veranstaltungen, wie gro-
ßen Ausstellungseröffnungen. Vor
diesem Hintergrund hat sich das
„schleswig-holsteinische Modell“
nicht bewährt. Der SSW wird daher
zukünftig für die Eigenständigkeit des
Kulturressorts eintreten.

Die Verfasserin ist Vorsitzende der
SSW-Gruppe im Schleswig-Holst-

einischen Landtag 
 

Kulturpolitik in Schleswig-Holstein
Kultur braucht Stimme und Gewicht � Von Rolf Teucher

Die im Jahr 2005 gewählte schles-
wig-holsteinische Landesregierung
war die erste, die glaubte, ohne ein
eigenständiges Kulturministerium
auskommen zu können. Der neue
Ministerpräsident, Peter Harry Cars-
tensen, der nach dem Wahldebakel
von Heide Simonis von einer Koali-
tion aus CDU und SPD gewählt wur-
de, erklärte die Kultur kurzerhand
zur Chefsache und verleibte sie sich
in die Staatskanzlei ein.

I nzwischen gibt es mit Nordrhein-
Westfalen und Berlin zwei weite-

re Bundesländer, die auf einen Kul-
turminister oder eine Kulturminis-
terin bzw. einen Kultur-Senator oder
eine Kultur-Senatorin verzichten.
Obwohl dies aus völlig unterschied-
lichen Gründen geschah, gaben
doch alle Regierungschefs der aufhor-
chenden Öffentlichkeit und der stau-
nenden Kultur-Clientel die gleiche Er-
klärung kund: Es könne der Kultur
doch nichts Besseres geschehen, als
vom Chef selbst geführt und beschützt
zu werden.

Wie aber sieht es in der Realität
aus? Was hat sich entwickelt oder auch
nicht entwickelt im Land südlich der
dänischen Grenze, dem Land voll
Wind und Wetter oder – wie es von sich
selbst sagt – dem Land der unbegrenz-
ten Horizonte? Der Landeskulturver-
band Schleswig-Holstein e.V. zieht
eine Zwischenbilanz.

Als die neue Schleswig-Holstein-
ische Landesregierung im April ver-
gangenen Jahres ihre Arbeit aufnahm,
tat sie dies mit der Propagierung zwei-

er politischer Hauptthemen: Schaf-
fung von Arbeitsplätzen und Stärkung
der Wirtschaft unter dem Motto „Vor-
fahrt für Wirtschaft und Arbeit“ sowie
Abbau von Bürokratie unter dem
Stichwort „Verwaltungsmodernisie-
rung“.

In der 24-seitigen Regierungser-
klärung des Ministerpräsidenten Pe-
ter Harry Carstensen fand man des-
halb auch nur eine halbe Seite zur Kul-
turpolitik, wobei der Kernsatz verdeut-
licht, warum der Landeskulturver-
band Schleswig-Holstein e.V. parallel
zum Deutschen Kulturrat bereits vor
dem Bekanntwerden der Erklärung
zur Feder griff und Protest anmelde-
te: „Für mich“, so Carstensen, „war die
Entscheidung, die Kulturpolitik des
Landes künftig aus der Staatskanzlei
zu steuern, eine Herzensangelegen-
heit.“

Dass er dazu dann auch noch die
Aufgaben des bisherigen traditionel-
len Kultusministeriums nicht nur auf
die Staatskanzlei, sondern gleich auf
noch zwei weitere Ressorts aufteilte
und anstelle der Kulturministerin eine
ehrenamtlich fungierende „Beauftrag-
te für Kultur und Minderheiten“ – die
taz nannte sie bezeichnenderweise
„eine Beauftrage für Kultur und ande-
re Minderheiten“ – berief, fand
keineswegs die ungeteilte Zustim-
mung der Kulturschaffenden im Lan-
de.

Auch im nationalen Blätterwald
rauschte es. Die Süddeutsche Zeitung
zum Beispiel betitelte ihren Bericht
über die Abschaffung des Kulturminis-
teriums und die Einsparung eines Kul-

turministers bzw. einer Kulturministe-
rin damit, dass die Kultur in Schleswig-
Holstein ab sofort  „Oben ohne“ sei.

Inzwischen sind rund 18 Monate
ins Land gegangen. So mancher Pro-
test hat sich gelegt. So mancher Kul-
turschaffende und so mancher  Kul-
turfunktionär hat sich wieder seinen
Alltagsaufgaben zugewandt. Man hat
sich gewöhnt. Man hat sich arrangiert.
Man trifft sich in diesem kleinen Land
ja immer mehrmals.

Allerdings: Eine kulturelle „Hall-
stein-Doktrin“ aufzustellen unter dem
Motto „Wer das Kulturministerium
abschafft, zu dem unterhalte ich kei-
ne Beziehungen“ wäre ganz sicher das
falsche Signal gewesen und ist es auch
noch heute.

Diese anscheinende Ruhe in
Schleswig-Holstein scheint allerdings
Länder wie Nordrhein-Westfalen und
Berlin geradezu animiert zu haben,
dem Beispiel des nördlichsten Bun-
desland zu folgen.

Dabei gibt es dort keinerlei Anlass
zur Euphorie. Im Gegenteil: Sieht man
einmal von einer kleinen Regierungs-
Initiative „Stärkung der Kinder- und
Jugendkultur“ und einem teuren Auf-
trag zu Untersuchung des Kulturtou-
rismus’ ab, hat sich im Land zwischen
den Meeren für die Entwicklung der
Kultur nichts Positives getan.

Die Regierungsbeschlüsse zum
Landeshaushalt 2007/2008 treffen die
Kultur in Schleswig-Holstein sogar
hart. Das Versprechen des Minister-
präsidenten Peter Harry Carstensen
bei seinem Amtsantritt, er werde die

Kultur zur Chefsache machen und so
schützend seine Hand über sie halten,
scheint nun nicht mehr zu gelten:
Theater, öffentliche Büchereien und
Bildungsstätten sind existenziell ge-
fährdet! Die Zuschüsse für die Thea-
ter und öffentlichen Büchereien sol-
len eingefroren werden, die Bildungs-
stätten sollen weniger Geld bekom-
men und die Kommunen sollen pau-
schal auf jährlich 120 Millionen Euro
zugunsten des Landes verzichten, um
so das Wachstum des Defizits im Lan-
deshaushaltes abzubremsen.

Wen wird es also wundern, wenn
nun befürchtet wird, dass die Kommu-
nen dem schlechten Beispiel des Lan-
des folgen und ihrerseits bei Theatern,
öffentlichen Bibliotheken, Volkshoch-
schulen, Musikschulen und Museen
einsparen –  noch mehr als bisher
schon. Inzwischen wächst in Schles-
wig-Holstein nicht nur das Unbehan-
gen an einer Ressorteinteilung, die
zum Beispiel die wissenschaftlichen
Bibliotheken dem Wirtschaftsministe-
rium, die öffentlichen Bibliotheken
der Staatskanzlei und die Schulbiblio-
theken dem Bildungsministerium zu-
ordnet, sondern auch der Zweifel dar-
an, ob es sich für die Kultur wirklich
gelohnt hat, dass sich der Regierungs-
chef im Mai 2005 kurzerhand selbst
zum Kulturminister ernannte.

Zwar kommt es grundsätzlich
nicht in erster Linie darauf ankommt,
w e r  die Aufgabe ausführt, sondern
darauf, w i e  sie ausgeführt wird. Aber
w i e  eine Aufgabe ausgeführt wird,
hängt eben nicht nur vom guten Wil-

len der handelnden Personen ab, son-
dern auch von deren Kraft- und vor
allem Zeitressourcen.

Ein Ministerpräsident muss die
Interessen aller Ressorts vertreten; da
wird dann die Kultur sehr schnell zum
schmückenden Beiwerk für gut insze-
nierte öffentliche Auftritte. Ein Fach-
ressort lässt sich eben nicht so einfach
nebenbei in der Regierungszentrale
mitbetreuen. Es ist ja bisher auch nie-
mand auf die Idee gekommen, zum
Beispiel das Landwirtschaftsressort
oder das Justizministerium in die
Staatskanzlei einzugliedern, obwohl
diese doch im nationalen und europä-
ischen Kontext weit weniger Gestal-
tungsspielraum und Entscheidungs-
kompetenzen haben, als ein Kulturmi-
nisterium.

Immerhin ist die Kulturhoheit eine
der wesentlichen Grundlagen für die
Existenz der Länder und die föderale
Struktur der Bundesrepublik. Die Län-
der, in denen die Kulturministerien
abgeschafft wurden, sollten sich des-
sen wieder stärker bewusst werden.
Und sie sollten sich darauf besinnen,
dass die Kultur eine eigenständige
politische Interessenvertretung benö-
tigt, die – notfalls auch in der Ausein-
andersetzung mit den anderen Res-
sorts – der Kultur Stimme und Gewicht
gibt und sich nicht verliert in der Kom-
promissfähigkeit und Kompromiss-
notwendigkeit eines Regierungschefs.

Der Verfasser ist Vorsitzender des
Landeskulturverbandes Schleswig-

Holstein e.V. 

Kultur Chefsache? – Chefsache Kultur
Kultur ins Zentrum der Macht � Von Hans-Heinrich Grosse-Brockhoff

Jüngst ist die Debatte wieder auf-
geflammt, welche Rolle die Kultur
im Konzert der Fachministerien ei-
gentlich spielen sollte. Die einen
fordern ein eigenes Kulturministe-
rium, andere wollen wenigstens ei-
nen auch für Kultur zuständigen
Minister, die nächsten halten die
Zuordnung beim Regierungschef für
den Untergang der Kultur, wieder
andere für ihre Rettung.

I n Nordrhein-Westfalen haben wir
bereits seit anderthalb Jahren Er-

fahrungen mit einer solchen Kon-
stellation. Um es vorwegzunehmen:
Es ist eine glückliche Konstellation.
Bis zur letzten Landtagswahl gehör-
te die Kultur stets unterschiedlichen
Fachministerien an: zum Schul- und
Wissenschaftsressort und zuletzt zu

den Bereichen Städtebau, Wohnen
und Sport. In allen diesen Kombina-
tionen hat sie jedoch eine relativ un-
tergeordnete Rolle gespielt und den
jeweiligen Amtsinhabern vor allem
attraktive öffentlichkeitswirksame
Auftrittsmöglichkeiten geboten.

Wenn die Kultur unmittelbar
beim Vorsitzenden der Kabinetts-
runde, dem Ministerpräsidenten,
angesiedelt und mit einem eigenen
Staatssekretär ausgestattet wird, hat
sie eine sehr starke Stellung. Sie ge-
langt ins Zentrum der Macht. Sie hat
den mächtigsten Mann im Kabinett
als ihren „Minister“. Und sie verfügt
über eine Führungsperson, die sich
von morgens bis abends ausschließ-
lich um die Kultur kümmern kann.

Für eine Ansiedlung des Kulturres-
sorts beim Ministerpräsidenten

spricht aber vor allem, dass die Kultur
inzwischen zu einer Querschnittsauf-
gabe geworden ist, die für die Entwick-
lung des Landes Nordrhein-Westfalen
eine elementare Bedeutung gewon-
nen hat. Für ein Industrieland wie
Nordrhein-Westfalen kommt es ent-
scheidend darauf an, ob es die nötige
Kreativität und Innovationskraft auf-
bringt, um den dringend nötigen Wan-
del von der Industrie- zur Wissensge-
sellschaft voranzutreiben. Diesen
Wandel bewirkt Kultur. Damit erhält
die Kultur eine so grundsätzliche Be-
deutung, dass sie zwangsläufig zur
Chefsache werden muss.

Es geht also nicht um eine Frage
des Organigramms, sondern um das

Salzspeicher Lübeck     Foto: Hansestadt Lübeck
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Grundverständnis dessen, welche
Aufgabe Kulturpolitik hat! Unser
Staat braucht die Kultur. Schließlich
sind wir uns alle darin einig, ein Kul-
turstaat zu sein, wenn auch unscharf
bleibt, was das heißt. Unser Staat
muss ein höchstes Interesse an der
Lebendigkeit der Kultur haben, in
der er sein Fundament hat. Die kon-
stitutiven Elemente unserer Kultur in
allen Bereichen zu pflegen, zu erhal-
ten und – gerade auch auf dem Wege
ihrer intellektuellen und künstleri-
schen Fragestellung – weiterzuent-
wickeln, muss für die Politik aller-
höchste Priorität haben.

Mit der Zuordnung der Kultur zum
Ministerpräsidenten ergibt sich also
die Chance für einen völlig neuen Stel-
lenwert der Kultur in der politischen
Arbeit einer Landesregierung. Wenn
jetzt ein operativ tätiges Fachressort
wie die Kulturabteilung in die Staats-
kanzlei aufgenommen wird, so ist das
für alle Beteiligten zwar zunächst
einmal gewöhnungsbedürftig. Doch
damit gewinnt die Kulturabteilung ein
echtes „Privileg“: Sie nimmt einerseits

Fortsetzung von Seite 6
die Arbeit der Landesregierung als
ganzer und damit die Tätigkeiten der
anderen Ressorts völlig anders wahr
und wird andererseits von diesen auch
ganz anders wahrgenommen. Es er-
öffnet sich die Chance, Kultur generell
zu einem Ferment von Politik werden
zu lassen.

Dieser Stärkung des Kulturres-
sorts entspricht in Nordrhein-West-
falen eine deutliche Verbesserung
der finanziellen Ausstattung des Kul-
turbereichs: Wir verdoppeln in die-
ser Legislaturperiode nicht nur die
Mittel für die Kulturförderung, son-
dern schaffen auch mit umfangrei-
chen Verpflichtungsermächtigungen
Planungssicherheit für mehrere Jah-
re. Ohne Ressortierung in der Staats-
kanzlei wären solche Neuerungen
ebenso wenig denkbar wie die Ver-
einfachung von Antrags- und Ver-
wendungsnachweisverfahren z.B.
für Laienmusikvereine u.ä.

Unser großer Schwerpunkt liegt
im Bereich der kulturellen Bildung.
Die Auseinandersetzung mit zentra-
len künstlerischen, literarischen, ge-
schichtlichen, religiösen und wis-
senschaftlichen Zeugnissen, Leis-
tungen und Ereignissen unserer Kul-

tur muss verbindlich in der Schule
vermittelt werden. Angesichts der
Betroffenheit mehrerer Fachressorts
(Schule, Jugend) war dies nur aus der
Staatskanzlei heraus so schnell vor-
anzutreiben: Bereits in diesem
Schuljahr besuchen mehr als 700
Künstlerinnen und Künstler jede
Woche für zwei Stunden unsere
Schulen. Im nächsten Schuljahr sol-
len es mindestens doppelt so viele
sein. Auch sollen Kulturinstitute re-
gelmäßig in die Schulen gehen.
Langfristig haben wir den Ehrgeiz,
dass jedes Kind im Laufe seiner
Schulzeit mit jeder Kunstsparte in
Berührung kommt und die Chance
erhält, sich in einer Sparte auch ak-
tiv zu entfalten.

Einen weiteren Schwerpunkt bil-
det das Thema Kultureller Substanz-
erhalt. So verrotten in unseren Archi-
ven und Depots kulturell wertvolle
Bestände, ohne dass sich jemand in
unserem allzu sehr auf Events und
Besucherzahlen ausgerichteten Kul-
turbetrieb darum kümmert. Daher
haben wir im Jahr 2006 zusammen
mit den Landschaftsverbänden ein
flächendeckendes Netzwerk aufge-
baut, um das vom Säurefraß bedroh-

te Papiergut in unseren Archiven zu
retten. Ähnliche Rettungsaktionen
gibt es im Film- und Videobereich.
Und für die Museumsbestände planen
wir ein Restaurierungsprogramm.

Ein dritter Schwerpunkt besteht
darin, zusammen mit den Kommu-
nen den kulturellen Reichtum unse-
res Landes zu profilieren und auch
international besser darzustellen als
bisher. Mit der Auswahl Essens und
des Ruhrgebiets als Kulturhaupt-
stadt, mit der RuhrTriennale und mit
den Vorarbeiten für ein groß ange-
legtes  Frankreichprojekt im Jahr
2008 werben wir für den Kultur-
standort Nordrhein-Westfalen.

Um weitere wichtige Akzentset-
zungen zu benennen: Die Biblio-
theksfördermittel haben wir im Ver-
gleich zu 2005 um rund 80% erhöht.
Wir haben im Bereich der Laienmu-
sik die Projektmittel verdoppelt und
werden sie weiter erhöhen. Insge-
samt wird die Förderung der Musik
im Jahr 2007 um knapp 20% erhöht.
Die Mittel für die Landestheater ha-
ben wir um knapp 10% heraufgesetzt
und werden sie im Jahr 2007 noch
einmal entsprechend erhöhen. Da-
mit wollen wir insbesondere den Be-

reich Kinder- und Jugendtheater för-
dern. Die Filmförderung konnten wir
im Jahr 2006 um 25% erhöhen, für das
neue Jahr ist eine weitere Anhebung
der Mittel um abermals 25% vorge-
sehen. Auch bei der Literaturförde-
rung konnten wir rund 21,5% zule-
gen, die Mittel sollen im Jahr 2007
noch einmal um 15% steigen. Für die
regionale Kulturpolitik stieg der An-
satz um die Hälfte.

So können Gesichtspunkte, Kon-
zepte  und konkrete Projekte der Kunst
und Kultur zu zentralen und gar nicht
mehr „weichen“ Faktoren der Landes-
politik werden. Das kann Kunst- und
Kulturprojekte mit einer Wirkkraft her-
vorbringen, die das Land tatsächlich
verändert, seine gesellschaftliche,
auch seine wirtschaftliche Entwick-
lung wesentlich vorantreibt  –   Chan-
cen für Kunst und Kultur, die den Vor-
stellungshorizont der meisten sich kri-
tisch-besorgt äußernden Kultur-Ex-
perten bei weitem überschreiten dürf-
ten.

Der Verfasser ist
Staatssekretär für Kultur in

der Staatskanzlei
Nordrhein-Westfalen 

Neuausrichtung der Kulturpolitik in Nordrhein-Westfalen
Erste Bilanz nach eineinhalb Jahren ohne eigenständiges Kulturressort � Von Fritz Behrens

Nach der Landtagswahl im Mai 2005
löste die neu ins Amt gewählte
schwarz-gelbe Landesregierung un-
ter Ministerpräsident Jürgen Rütt-
gers das Kulturressort aus einem ei-
genständigen Ministerium heraus
und integrierte es als Kulturabtei-
lung in die Staatskanzlei. Das ist an-
derthalb Jahre her. Grund genug,
eine erste Bilanz zu ziehen.

D ie neue Regierungskoalition
war mit dem Anspruch einer

„Neuausrichtung der Kulturpolitik“
angetreten. In den ersten Wochen
nach der Landtagswahl drängte sich
allerdings eher der Eindruck auf, als
wollten CDU und FDP die Kultur in
Nordrhein-Westfalen an den Katzen-
tisch setzen. Jürgen Rüttgers wollte
als erste kulturpolitische Wegwei-
sungen seines Kabinetts der Kultur
kein eigenständiges Ministerium
mehr zugestehen und sogar der Kul-
turausschuss des Landtags sollte ab-
geschafft werden. Letzteres wäre ein
besonders fatales Signal gewesen.
Wie dieser Plan mit dem in Aussicht
gestellten „kulturellen Aufbruch“
vereinbar sein sollte, wird wohl auf
immer das Geheimnis von Herrn
Rüttgers bleiben. Die interessierte
Öffentlichkeit verstand den Vorstoß
in diese Richtung denn auch als eine
Abwertung und Missachtung der
Kulturpolitik in NRW durch die neu-
en Regierungsfraktionen. Nach hef-
tigen Protesten lenkte man dann
aber ein, der Kulturausschuss durf-
te sich doch konstituieren und seine
Arbeit aufnehmen. Ich habe die gro-
ße Freude und Ehre, seinen Vorsitz
wahrnehmen zu dürfen.

Das „Nein“ des Regierungschefs
zum Kulturministerium blieb
allerdings bestehen. Das Amt eines
Kulturministers wurde in der christ-
demokratisch geführten Landesre-
gierung nicht mehr besetzt. Das
bisher eigenständige Kulturministe-
rium wandelte sich zu einer Kultur-
abteilung innerhalb der Staatskanz-
lei. Durchaus irritiert reagierte die
Öffentlichkeit auf die Tatsache, dass
die Kulturpolitik Nordrhein-Westfa-
lens mit der weltweit dichtesten Kul-
turlandschaft zukünftig „nur“ noch
von einem Staatssekretär geführt
werden sollte. Doch besänftigte die
Gemüter einigermaßen die Aussicht,
dass der ehemalige Düsseldorfer
Kulturdezernent Hans-Heinrich
Grosse-Brockhoff neben seiner
Funktion als Leiter der Staatskanz-
lei auch die Rolle eines Staatssekre-
tärs für Kultur erfüllen sollte. Gros-

se-Brockhoff eilte schließlich in Sa-
chen Kultur ein durchaus guter Ruf
voraus.

Im übrigen wurde suggeriert,
durch die neue Konstruktion sei die
Landeskulturpolitik wieder im Zen-
trum der Macht angekommen, und
der nordrhein-westfälische Kulturmi-
nister sei letztendlich doch Minister-
präsident Jürgen Rüttgers höchstper-
sönlich und der mache Kulturpolitik
nun zur „Chefsache“. Sachkundige
Skeptiker wiesen von Anfang an auf
die enorme psychische, zeitliche und
arbeitstechnische Belastung hin, die
einen Chef der Staatskanzlei erwar-
tet, der ja praktisch die gesamte Re-
gierungsarbeit vorbereitend zu koor-
dinieren und die Arbeit der einzelnen
Ressorts aufeinander abzustimmen
hat. Staatssekretär Grosse-Brockhoff
kündigte zu Beginn seiner Amtszeit
an, er wolle 30 Prozent seiner Zeit für
die Kultur aufwenden.

Doch der Chef der Staatskanzlei
einer Koalitionsregierung, der an-
geblich 30 Prozent seiner Zeit übrig
hat, wird einen Teil seiner Aufgaben
im „Hauptjob“ vernachlässigen
müssen. Dies war allen kundigen
Thebanern auch völlig klar.

Rechtzeitig wurde vor den mög-
lichen negativen Auswirkungen die-
ser praktisch nicht zu leistenden
Doppelbelastung auf die Kulturpoli-
tik gewarnt. Die kritischen Stimmen
sahen sich alsbald bestätigt am Bei-
spiel der Kulturstiftung NRW, der
wichtigsten Landesstiftung. Schon
längst war der Zeitpunkt für die
Amtsaufgabe der damaligen Präsi-
dentin Ilse Brusis bekannt. Doch lan-
ge Zeit geschah nichts. Weder der
angebliche Kulturminister Jürgen
Rüttgers noch sein Staatssekretär
Grosse-Brockhoff kümmerten sich
rechtzeitig um die Neubesetzung
dieser wichtigen Vakanz.

Schon bald ließ sich auch nicht
mehr verheimlichen, dass Staatssek-
retär Grosse-Brockhoff seine Behörde,
die Staatskanzlei, einfach nicht in den
Griff bekam. Die Pannen häuften sich.
Hinzu kamen gezielte Intrigen und
Indiskretionen einiger seiner
Partei“freunde“ aus der CDU. Am
Ende war Hans-Heinrich Grosse-
Brockhoff als Chef der Staatskanzlei
nicht mehr zu halten. Sein Scheitern
in diesem Amt wurde offenkundig. Als
„Trostpflaster“ zur Heilung der ge-
schlagenen Wunden überließ ihm sein
Ministerpräsident dann aber doch das
Amt des Kulturstaatssekretärs.

Die Ansiedlung der Kultur beim
Chef der Staatskanzlei, diese von der

CDU im Vorfeld so gepriesene Neu-
konstruktion ist kläglich gescheitert
mit negativen Auswirkungen auf die
Kulturpolitik im Land, denn die
zuvor gelobten Einflussmöglichkei-
ten eines Chefs der Staatskanzlei am
Kabinettstisch im Widerstreit der
politischen Interessen sind nicht
mehr vorhanden.

Bleibt Ministerpräsident Jürgen
Rüttgers als sogenannter eigentli-
cher Kulturminister, der die Kultur-
politik im Lande zur „Chefsache“
machen wollte. Davon ist allerdings
bisher nichts zu spüren.

Weder ist er durch eigene kultur-
politische Ideen in Erscheinung ge-
treten, noch hat er irgendeine kultur-
politische Debatte angestoßen. Auch
im Kulturausschuss ward er noch nie
gesehen; dort lässt er sich ständig
durch seinen Kulturstaatssekretär
vertreten. Geradezu peinlich wird es
regelmäßig, wenn in Fragestunden
im Plenum des Landtags für den
zumeist abwesenden Ministerpräsi-
denten der Minister für Europa- und
Bundesangelegenheiten in der
Staatskanzlei, Herr Breuer, zu kultur-
politischen Fragen antworten muss,
weil Kulturstaatssekretär Grosse-
Brockhoff kein Rederecht im Parla-
ment hat. Er ist in kulturpolitischen
Dingen schlecht informiert, windet
sich bei den Antworten; so ist im Par-

lament kaum vernünftig Auskunft in
aktuellen Fragen zu bekommen.
Eine angemessene Vertretung und
Darstellung eines wichtigen Lebens-
und Politikbereiches im Parlament
sieht jedenfalls anders aus. Kultur ist
ein grundlegender Bestandteil unse-
res Lebens. Deshalb trägt die Politik
auch eine bedeutende Verantwor-
tung dafür, der Kultur den Stellenwert
in unserer Gesellschaft zu verschaf-
fen, der ihr gebührt. In diesem wohl-

verstandenen Sinn haben Jürgen
Rüttgers und Hans-Heinrich Grosse-
Brockhoff der Kultur in unserem Land
einen „Bärendienst“ erwiesen. Allein
mit der angekündigten und eingelei-
teten Verdoppelung des sog. Kultur-
förderetats – so begrüßenswert sie ist
– ist es dabei nicht getan.

Der Verfasser ist Vorsitzender des
Kulturausschusses des Landtags von

Nordrhein-Westfalen 

Blick vom Rhein auf das Schokoladenmuseum in Köln                  Foto: Schokoladenmuseum Köln GmbH

�Es gibt nur noch drei Menschen in Deutsch-
land, die wirklich den deutschen Föderalismus
und insbesondere die Finanzbeziehungen
verstehen. Der eine ist tot, der zweite ist
verrückt geworden und der dritte ist ein
namentlich unbekanntes Mitglied dieses
Hohen Hauses, das alles vergessen hat.�

Bundesfinanzminister Peer Steinbrück
(Süddeutsche Zeitung vom 16./17.
Dezember 2006)
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Vom Wandel durch Kultur und Kultur durch Wandel
Die �neue� Kulturpolitik in Nordrhein-Westfalen: ein kritischer Standpunkt � Von Claudia Nell-Paul

Die �neue Kulturpolitik� in Nord-
rhein-Westfalen von der die CDU/
FDP Landesregierung gerne spricht,
baut auf einem überaus soliden und
breiten Fundament auf, das in den
letzten Jahrzehnten in einer An-
strengung von Land und Kommunen
wie auch privaten Förderer errich-
tet wurde: Die einzigartige Vielfalt
und die Qualität der Kulturland-
schaft ist die Stärke unseres Lan-
des. NRW bildet eine der geogra-
fisch breitesten und inhaltlich dich-
testen Kulturlandschaften Europas.

D er Titel „Kulturhauptstadt Euro
pas 2010“ ist für Essen, die

Ruhrregion und das Land NRW An-
erkennung und Herausforderung
zugleich. „Vom Wandel durch Kultur
und Kultur durch Wandel“ (Motto
der Bewerbung zur Kulturhaupt-
stadt) zeugen bereits die kulturellen
Highlights, wie die RuhrTrienale, die
Route der Industriekultur, Zeche Zoll-
verein, die Ruhrfestspiele – um nur
weniges zu nennen.

Ebenso hochkarätig zeigt sich die
Rheinschiene mit ihren Opernhäu-
sern, Theatern und Museen, ganz
vorne die Kunstsammlung NRW mit
ihrem weltberühmten Bestand. Wir in
NRW haben es aber auch immer ver-
standen, Kunst und Kultur, die es
schwer hat, zu fördern. In keinem an-
deren Bundesland konnte eine so viel-
fältige freie Szene entstehen und
wachsen. Bei aller kritischen Betrach-
tung der Haushaltskürzungen der letz-
ten Jahre, die Einrichtungen konnten
auch Dank kommunaler Finanzierun-
gen gehalten werden und bilden ein
kulturelles Netz, welches bundesweit
einzigartig ist.

Vor diesem Hintergrund sieht die
SPD-Landtagsfraktion ihre Aufgabe,
die Kulturpolitik der neuen Landesre-
gierung dort zu unterstützen, wo die
Kulturpolitik der letzten Jahre fortge-
schrieben und ausgeweitet wird.

Anerkennung der SPD-Kulturfrak-
tion findet daher der Ausbau der kul-
turellen Bildung an Schulen. Das Mo-
dell „offener Ganztag“, das in der letz-
ten Legislaturperiode unter Rot/Grün
begonnen wurde, wird so mit erhebli-
chen finanziellen Mitteln aus dem
Kulturhaushalt erweitert. Kunstschaf-
fende aus allen Sparten, der bildenden
Kunst, der Musik, des Theaters, des
Tanzes ergänzen das Angebot aus der
sozialen Kinder- und Jugendarbeit.

Unterstützung findet die neue
Landesregierung auch bei der Ankün-
digung, den Kulturförderetat des Lan-
des in den kommenden Jahren zu ver-
doppeln. Jedoch darf bei diesen voll-
mundigen Erklärungen nicht überse-
hen werden, dass auf der anderen Sei-
te große finanzielle Einschnitte im
Bereich der offenen Jugendkulturar-
beit und im Bereich der Medienkultur,
insbesondere der Filmförderung, zu
beklagen sind.

Noch gravierender ist jedoch die
finanzielle Ausstattung der Kommu-
nen. Hier wurde und wird im Landes-
haushalt 2006 und in dem Entwurf
zum Haushalt 2007 auf Kosten der
Kommunen in dreistelliger Millionen-
höhe gespart. 198 Städte und Gemein-
den befanden sich zum Jahresende
2005 in der sogenannten Haushaltssi-
cherung. Darunter befinden sich 20
kreisfreie Städte. Da in NRW jedoch
die Kommunen die Träger und Förde-
rer der kulturellen Arbeit sind, lässt
sich ablesen, wo überall an der „frei-
willigen“ Ausgabe für Kultur gekürzt
wurde. Oftmals stehen die kommuna-
len Kulturpolitiker mit dem Rücken
zur Wand. Auch die Investitionskosten
für Kultureinrichtungen sind drastisch
zurückgefahren worden. Marode Mu-
seumsbauten passen da nicht zu den
Aussagen der Landesregierung über
den hohen Stellenwert des Substanz-
erhaltes. Hier rächt sich auch, dass
anders als unter ROT/GRÜN Kultur

und Stadtentwicklung getrennt wur-
den. Gerade mit Städtebaumitteln
konnten Kultureinrichtungen saniert,
erweitert oder neu gebaut werden.
Insbesondere auch die soziokulturel-
len Zentren haben davon profitiert,
und ohne diese finanziellen Hilfen
gäbe es z.B. kein Tanzhaus NRW.

Die neue Struktur und Organisati-
on der nordrhein-westfälischen Kul-
turpolitik mag daher nicht recht zu
den verbalen Äußerungen über die
Wichtigkeit der Kultur passen.

Dass der NRW-Landtag heute
überhaupt noch über einen Kultur-
ausschuss verfügt, ist das Ergebnis von
massivem öffentlichen Protest sowie
der Intervention der Oppositionsfrak-
tionen. Den Kritikern gemeinsam war
die Sorge, dass kulturpolitische Debat-
ten ohne eigenen Ausschuss in den
Hintergrund gedrängt worden wären.

Als Appendix des Hauptausschus-
ses hätte die Kulturpolitik ein Schat-
tendasein im parlamentarischen Be-
trieb gefristet – dieses Schicksal erlei-
det jetzt die Medienpolitik.

Die zweite organisatorische Fehl-
leistung im Kulturbereich ist der Tat-
sache geschuldet, dass sich die neue
schwarz-gelbe Landesregierung der
Kultur kein eigenes Ministerium gege-
ben hat. Zunächst agierte Staatssekre-
tär Hans-Heinrich Grosse-Brockhoff
in zwei Funktionen, als Chef der
Staatskanzlei und als Kulturstaatssek-
retär. Das einjährige Gezerre um sei-
ne Person und beide Funktionen hat
für manche landespolitische Negativ-
Schlagzeile gesorgt und der politi-
schen Bedeutung von Kultur Schaden
zugefügt. Statt mit einer Umorganisa-
tion und der Schaffung eines eigen-
ständigen Kulturministeriums auf die
Krise zu reagieren, hat die Landesre-
gierung der Kultur weiterhin nur noch
einen, wenn auch emsigen, Staatsse-
kretär zugestanden. Die noch als Chef
der Staatskanzlei qua Amt mögliche
Koordination der Kulturangelegenhei-
ten mit den Belangen anderer Resorts,
z.B. Schule, Integration, Stadtentwick-
lung etc. liegt nun nicht mehr in sei-
ner Kompetenz.

Durch Zuordnung zur Staatskanz-
lei wurde überdies das Etikett „Chef-
sache“ aufgeklebt. Wie wenig Chefsa-
che die Kultur jedoch ist, zeigt sich im
Kulturausschuss selbst, an dem der
„Chef“, sprich Ministerpräsident Rütt-
gers, noch an keiner Sitzung teilge-
nommen hat. Es zeigt sich aber vor
allem im Plenum des Landtags, dem
Ort der öffentlichen Debatte. Der
Staatssekretär Grosse-Brockhoff hat
hier kein Rederecht. Eine im Plenum
zu führende offene Debatte mit dem
zuständigen Staatssekretär ist also
nicht möglich. Der Ministerpräsident
hat bisher für die Kultur noch nicht das
Wort ergriffen, sondern lässt bei An-
tragsberatungen oder Fragestunden
zur Kultur zumeist den Europaminis-
ter Breuer sprechen. Für die Kultur-
politik im Landtag ist dies absolut un-
befriedigend. Wie beim Schattenbo-
xen haben die Kulturpolitiker der Op-
positionsfraktionen in den Plenarde-
batten kein wirklich in der Sache
kompetentes Gegenüber, an dem
sich konträre Positionen aufzeigen
ließen. Die Kultur des Landes nimmt
daran genauso Schaden wie die De-
batten im Landtag.

Erst im November hat eine Frage-
stunde zum Thema „Kulturhaupt-
stadt 2010“ im Landtag gezeigt, wie
wenig solide die Auseinandersetzung
zur Kulturpolitik im Parlament ist.
Wieder einmal hat sich Ministerprä-
sident Jürgen Rüttgers dort entschul-
digen lassen und sich in der „Chefsa-
che“ von dem fachfremden Ressort-
minister Breuer vertreten lassen. Au-
ßer vorgefertigten und abgelesenen
Manuskripten erfuhren die Kulturpo-
litiker wenig Neues!

Der Wegfall des Kulturministeri-
ums hat dazu geführt, dass mittler-

weile auf allen vom Land geförderten
Projekten das Etikett „Der Minister-
präsident des Landes NRW“ prangt.
Vielleicht ist das die eigentliche Inten-
sion der neuen Landesregierung: Das
Image eines Ministerpräsidenten, der
die Kultur offensichtlich hauptsäch-
lich als Bühne benutzt. Wer jedoch
hinter die Fassade schaut, erkennt
schnell, dass Ministerpräsident Jürgen
Rüttgers weder im Parlament noch in
der nordrhein-westfälischen Kultur-
szene als „Kulturminister“ präsent
oder gar anerkannt ist.

Also bleibt ein Kulturstaatssekre-
tär, der nur durch seine bisher gezeig-
te Kompetenz die Lücke eines fehlen-
den Kulturministeriums schließt. Wie
sich dies in Zukunft auch im nationa-
len und internationalen Rahmen aus-
wirkt, wo gleiche „Augenhöhe“ etwa
bei Verhandlungen zur Kulturpolitik
gefragt ist, bleibt abzuwarten.

Das Land NRW mit seiner kultu-
rellen Stärke muss auch gegenüber
den anderen Bundesländern und der
Bundesregierung mit „starker Stim-
me“ sprechen können. Letztlich geht
dies nur über einen Ministerstatus.
Und wie sagte so schön der Kultur-
staatssekretär bei der Verleihung des
Deutschen Theaterpreises in Essen
„Der Faust“: „Wir sind noch nicht so
weit“. Nein, Herr Grosse-Brockhoff:
Wir waren schon mal weiter!

Die Verfasserin ist kulturpolitische
Sprecherin der SPD-Landtagsfrakti-

on von Nordrhein-Westfalen 
Das Hermannsdenkmal im Teutoburger Wald südwestlich von Detmold

                 Foto: Landesverband Lippe

Der Rest ist Schweigen …
Von Oliver Keymis

Im Theater werden immer wieder
kleine Offenbarungen geboten. An-
lässlich der ersten Verleihung eines
deutschen Theaterpreises �DER
FAUST� im Essener Aalto-Theater
bat der kluge und bestens vorbe-
reitete Moderator Rufus Beck den
Vertreter der NRW-Landesregierung
kurz auf die Bühne � schließlich hat-
te auch diese sich finanziell nicht
lumpen lassen: �Begrüßen Sie bit-
te nun mit mir den NRW-Staatsmi-
nister für Kultur, Herrn Hans-Hein-
rich Grosse-Brockhoff�!� � Gut ge-
meint war es, aber leider nicht rich-
tig. Und so musste � einmal mehr �
der meist gewitzt-charmant auftre-
tende Kulturregierungsmann klar-
stellen, dass er lediglich �Kultur-
staatssekretär� im Lande sei.

D ieser Unterschied erscheint
hinnehmbar, hat aber doch

sehr wesentliche Auswirkungen.
Man erinnere sich: In NRW

wechselten die Regierungsfarben
2005 von Rot-Grün auf Schwarz-
Gelb. Meine langjährige Forderung,
den NRW-Kulturetat zu verdoppeln
– die mit Rot-Grün leider nicht zu
machen war – hatte sich der neue
Ministerpräsident Dr. Jürgen Rütt-
gers zusammen mit seinem neuen
Mann für die Landeskultur Grosse-
Brockhoff beinahe zu eigen ge-
macht. Man wolle, so der neue „Kul-
tur-Ministerpräsident“ (O-Ton Gros-
se-Brockhoff ), den „Kulturfördere-
tat“, den man mit rund 70 Mio. Euro
pro Jahr für NRW bezifferte, in fünf
Jahren „verdoppeln“; also pro Jahr
um 20% erhöhen. Ein begrüßens-
werter Plan, so sieht es auch die Op-
position, denn in den meisten Par-
lamenten halten die Kulturpolitike-
rInnen über die politischen Farb-
grenzen hinweg für die Kultur ziem-
lich gut zusammen!

Man erinnere sich auch: Im Düs-
seldorfer Landtag, in dem 187 Abge-
ordnete für 18 Millionen Menschen
politisch beraten, sollte es zunächst
keinen eigenen Kulturausschuss

mehr geben. Den Medienausschuss
gliederte man einfach wieder in den
Hauptausschuss zurück und da Kul-
tur nun erklärte „Chefsache“, also in
der Staatskanzlei angesiedelt, wer-
den sollte, erschien manch schwarz-
gelbem „Erneuerer“ ein eigener Kul-
turausschuss obsolet. Es gab Protest
von vielen Seiten und es kam – gut
so! – anders. Kultur- wie Medienpo-
litik sind nach wie vor Hoheitsthe-
men der Länder – wie Bildung und
Polizei.

Am besten wäre es aus meiner
Sicht gewesen, man hätte auch in
NRW – analog zum Deutschen Bun-
destag Berlin – einen Kultur- und
Medienausschuss eingerichtet.
Schließlich sind beide Bereiche ge-
sellschaftspolitisch hoch relevant
und eben jeweils keine „Waren“,
sondern lebenswichtige Kulturgüter
einer freien, demokratischen, aufge-
klärten Gesellschaft, bilden als sol-
che das Fundament unserer gesell-
schaftlichen Existenz in Freiheit und
Frieden.

Nun gibt es also weiter den Kul-
turausschuss im NRW-Landtag und
er berät den ein oder anderen Antrag,
vor allem natürlich auch den Haus-
halt und alle freuen sich gemeinsam,
dass die neue Regierung mehr Geld
in die Kultur investiert, als die alte.
Und der Kulturstaatssekretär, der
zwischenzeitlich seinen Zusatzjob als
„Chef der Staatskanzlei“ wieder ab-
geben musste, steht im Ausschuss
Rede und Antwort, preist seine Wohl-
taten und ist froh, dass er gemeinsam
mit seinem soeben ernannten Kultur-
abteilungsleiter nun gemeinsam mit
rund 26 MitarbeiterInnen die Kultur-
politik des Landes NRW exklusiv mit
jährlich steigendem Etat gestalten
kann. Da kommt schon viel Gutes
heraus und manches wird man auch
kritisch beleuchten müssen.

Der Rest aber ist Schweigen,
denn das muss der Staatssekretär im
Parlament. Hier haben nämlich nur
die MinisterInnen Rederecht und
das sieht dann bei einer Fragestun-

de zu einem Thema der Kulturpoli-
tik so aus, dass der schweigende
Staatssekretär dem einzigen im
Landtag NRW sprechfähigen Minis-
ter aus der Staatskanzlei, dem Euro-
paminister, jeweils die notwendigen
Antworten zuflüstern muss, wenn
die Abgeordneten in Sachen Kultur
die Regierung befragen.

Der „Kultur-Ministerpräsident“
hat bisher noch an keiner Sitzung
des Kultur-Ausschusses teilgenom-
men und bisher auch im Parlament
noch an keiner der wenigen Bera-
tungen zu kulturpolitischen Themen
– geschweige denn an einer der Fra-
gestunden zum Thema Kultur – mit
einer Ausnahme: als das Thema Hei-
ne-Preis für Peter Handke im Land-
tag von den GRÜNEN in die Frage-
stunde gehievt wurde, stand der Mi-
nisterpräsident nicht zurück, in gro-
ßer Übereinstimmung mit vielen
anderen zu erklären, dass Handke
eines solchen Preises nicht würdig
sei. – Streiten wir hier lieber nicht
weiter. Es gab und gibt andere Mei-
nungen dazu – meine zum Beispiel
– aber der Meinungs-Mainstream
war in der Kultur-Staatskanzlei in Hei-
nes Geburtsstadt Düsseldorf durchaus
erkannt und – es sei mir dieser kriti-
sche Nachschlag erlaubt – entspre-
chend „bedient“ worden.

Gleichwohl kann man resümie-
ren, dass die Kulturpolitik von Staats
wegen insgesamt ordentlich ge-
macht wird in NRW, dass der Kultur-
staatssekretär seine Arbeit in der
Staatskanzlei – nun befreit von an-
deren „Chef“-Belastungen – mit Lust
und Freude betreiben kann, der Kul-
turausschuss mit ihm – aber bisher
immer ohne „Kultur-Ministerpräsi-
dent“ – über die Regierungsarbeit
diskutieren kann, das Parlament al-
lerdings mit dem Experten nicht de-
battieren – und der „Kultur-Minis-
terpräsident“ die Zeit und den Ex-
pertenstatus leider nicht aufweisen

Weiter auf Seite 9
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kann. Man kann diese Entwicklung
bedauern und sagen: wie gut stünde
NRW – übrigens dann als bisher ers-
tem Bundesland –  ein/e richtige/r
Kultur- und Medien-Minister/In, die/
der nach Innen und nach Außen
gleichermaßen sprach- und sprech-
fähig wäre – gerade auch mit Blick
auf Brüssel!

So bleibt es vorerst beim Staats-
sekretär, der seinen Abgang im Esse-
ner Aalto-Theater, als Moderator Ru-
fus Beck ihn nach kurzer Rede verun-
sichert als Minister und/oder Staats-
sekretär verabschiedete, immerhin
mit einem laut gerufenen „Hauptsa-
che Kultur!“ rhetorisch geschickt be-

endete. Das vielfältige und reiche Kul-
turland NRW, mit der großartigen
Perspektive Europäische Kultur-
hauptstadt 2010 „Essen und das
Ruhrgebiet“ steht gut da, nicht erst
seit der schwarz-gelben Regierungs-
übernahme. Es könnte sich kultur-
und medienpolitisch noch stärker
aufstellen. Aber die nächsten Wahlen
kommen bestimmt und spätestens
danach sind Neuerungen so oder so
fest im Plan – bei allen, die sich der
Zukunft des Landes NRW politisch
verschrieben haben.

Der Verfasser ist Vizepräsident des
Landtags NRW und kultur- und
medienpolitischer Sprecher der

Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
im Landtag NRW 

Kulturhauptstadt oder kulturell strahlende Hauptstadt
Noch ist die Kultur die Perle der Politik in Berlin � Von Monika Grütters

Auf die Art der Kulturpolitik kommt es an
Die Landesregierung hat eine neue Phase der Kulturpolitik eingeleitet � Von Gerhart R. Baum

Man kann nicht jedes Modell mit den
anderen gleichsetzen. Generell ist
festzustellen, dass es der Bedeutung
und dem Anspruch der Kultur ange-
messen ist, wenn sie in einem or-
dentlichen Ressort durch ein vollwer-
tiges Kabinettsmitglied wahrgenom-
men wird. Entscheidend aber ist
welche Kulturpolitik vertreten wird.
Auch ein Kabinettsmitglied nützt
nichts, wenn die Kulturförderung
abgebaut wird. Aus der Sicht des Kul-
turrats in NRW muss beides zusam-
mengehen: die Organisation und der
Inhalt der Politik, wobei letzteres Pri-
orität hat. Dazu kommt die Bewer-
tung der Person, die Verantwortung
trägt. Kulturpolitik braucht ein �Ge-
sicht�.

Z ur Organisation der NRW Lan-
desregierung: Bei der Bildung

der Landesregierung hatte der für
die Kultur zuständige Staatssekretär
Grosse-Brockhoff eine herausgeho-
bene Stellung dadurch, dass er gleich-
zeitig Leiter der Staatskanzlei war. Er
hatte also eine Schlüsselposition und

einen gewissen Einfluss auf die Ent-
scheidungen der Landesregierung,
die nicht in sein Ressort fielen, aber
kulturrelevant sind. Wir haben aus
diesem Grunde eine abwartende Po-
sition eingenommen. Als er jedoch
im Sommer diese Position verloren
hat, haben wir deutliche Kritik geübt
und einen Minister für Kultur gefor-
dert, dem, wie im Bund, die kulturel-
len Elemente der Medienpolitik zu-
geordnet werden sollte.

Auch wenn Kulturstaatssekretär
Grosse-Brockhoff weiter an Kabi-
nettssitzungen teilnimmt, so hat
doch ein Staatsekretär keine eigene
verfassungsrechtliche Verantwor-
tung gegenüber dem Parlament und
dort auch, anders als Staatsminister
Neumann, kein Rederecht. Ein wei-
teres Argument: Nach der insgesamt
missglückten Föderalismusreform
haben sich die Länder neue Rechte
erstritten. So vertreten sie den Bund
in Brüssel. Wie die meisten anderen
europäischen Länder sollten sie dies
durch Personen mit Kabinettsrang
tun. Dies gilt vor allem für das mit 18

Mio. Einwohnern größte Bundesland
NRW. Wir setzen uns also für einen
Minister für Kultur und Medien in
NRW ein, auch wenn wir wissen, dass
koalitionspolitische Entscheidungen
für die Aufteilung der Ressorts eine
Rolle gespielt haben. Diese müssen
dann eben neu getroffen werden.

Wir können uns in NRW auch
nicht mit dem Argument zufrieden
erklären, der eigentliche Kulturmi-
nister sei der Ministerpräsident. Der
hat für alle Bereiche der Landesre-
gierung einzustehen für die Ressort-
minister zuständig sind. Warum wird
bspw. der Sport durch ein vollwerti-
ges Kabinettsmitglied vertreten und
die Kultur nicht?

Die Landesregierung hat eine
neue Phase der Kulturpolitik einge-
leitet. Dies zeigt sich vor allem im
Kulturhaushalt des Landes, den
auch die Opposition, deren Ver-
säumnisse zum Teil korrigiert wer-
den, nichts entscheidendes entge-
genzusetzen hat. Um so verwunder-
licher ist, dass die Regierung auf die
begleitende Signalwirkung in ihrer

Organisationsstruktur verzichtet.
Kulturstaatssekretär Grosse-Brock-
hoff hat aus unserer Sicht die Sta-
tur eines erfahrenen und kompe-
tenten Kulturpolitikers.

Das Land verdoppelt innerhalb
von 5 Jahren seinen Kulturförder-
haushalt. Kultur wird als Quer-
schnittsaufgabe anerkannt. Die ori-
ginären Kernaufgaben gewinnen
Gewicht von der Strukturpolitik. Die
musische Grundbildung in den
Schulen wird verstärkt. Substanzer-
halt und Sanierung erhalten ein
neues Gewicht. Bürokratie soll abge-
baut und Zuwendungsempfänger
sollen Planungssicherheit erhalten.
Die freie Szene und die regionale
Kulturförderung sind Schwerpunkte.
Die Zusammenarbeit mit den Kom-
munen wird intensiviert. Im Jahr
2006 ist der Kulturförderhaushalt um
ca. 12,5 Mio. € gewachsen. Im Jahr
2007 soll er um rund 20 Mio. € auf-
gestockt werden. Das sind Entschei-
dungen gegen den allgemeinen
Trend der Etatkürzungen des hoch-
verschuldeten Landes – also ein

deutliches kulturfreundliches Signal,
auch an die Kommunen im Lande.
Wir bestärken und begleiten die Lan-
desregierung und das Landesparla-
ment bei dieser Neuorientierung,
die im wesentlichen langjährigen
Forderungen des Kulturrates NRW
entsprechen. Wir werden kritisieren,
wenn die Landesregierung hinter
ihren Zielen zurückbleiben sollte.
Wir haben weitergehende Forderun-
gen. Das Land NRW kämpft im Wett-
bewerb der Kulturregionen – auch
und gerade gegenüber Berlin – um
seine Position. Die Kulturhauptstadt
Essen / Ruhrgebiet 2010 ist dabei
eine gute Chance, wie auch die Fort-
führung der RuhrTriennale. Für den
Kulturrat ist wichtig, dass nicht nur
diese „Leuchttürme“ Aufmerksam-
keit finden, sondern die kulturellen
Stärken des Landes insgesamt zur
Geltung kommen. All diese Aktivitä-
ten würden durch einen Minister für
Kultur besonderes Gewicht erhalten.

Der Verfasser ist Vorsitzender des
Kulturrates NRW 

Die Frage nach der Hauptstadt,
nach der Kulturhauptstadt und da-
mit nach Berlin hat sich in den letz-
ten Wochen verschärft gestellt �
und sie ist sehr unterschiedlich be-
antwortet worden. Zwar leben wir
alle mit einer eigenen Meinung
darüber, was wir von unserer Haupt-
stadt erwarten, aber selten wird
dies offen und pointiert diskutiert.

N och gewöhnt Berlin sich an sei-
ne – neue – Rolle und die Re-

publik findet sich ganz gut damit ab.
In der Bevölkerung scheint es
durchaus eine große Freude an Ber-
lin zu geben, dafür sprechen allein die
ständig und rapide wachsenden Zah-
len aus der Tourismusbranche. Aber
in der Politik äußert sich doch immer
wieder ein ohnehin latent vorhande-
ner Vorbehalt gegenüber der Haupt-
stadt. Das mag dem Föderalismus ge-
schuldet sein, es hat aber sicher auch
historische Gründe. Das alte – und
seien wir einmal ehrlich, auch das
neue, ehemalige – Westberlin wird
immer noch als Insel gedankenloser
Subventionsempfänger wahrgenom-
men. Und im Osten war – und ist? –
Berlin immer noch ein wenig die ehe-
malige Hauptstadt der DDR, zu deren
Gunsten die Provinz ausblutete. Das
sitzt tief. Und doch reichen diese Er-
klärungen meines Erachtens nicht
aus für das aktuelle Phänomen einer
allzu selbstgefälligen Berlin-Be-
schimpfung, und abfinden sollten wir
alle uns damit nicht, weder Berliner
noch Nicht-Berliner.

Die aktuelle Entwicklung in der
Berliner Landespolitik macht es Ber-

lin-Kritikern nämlich neuerdings
leicht: Die rücksichtslose Degradie-
rung der Kultur auf ein Staatssekre-
tärs-Amt durch den Regierenden
Bürgermeister Wowereit hat die Axt
an eben jenes Hauptstadt-Funda-
ment gelegt, das allein Berlin seinen
guten Ruf bewahrte.

So ist Wowereits rücksichtslose
Marginalisierung der Kultur auch ein
Verrat an der Republik.

Zeitlich fiel dieser Affront gegen-
über Berlins Kultur zusammen mit
dem Urteilsspruch der Karlsruher
Richter zur Hauptstadtfinanzierung,
die mit ihren unerbetenen Vorschlä-
gen zu weiteren Einsparungen ausge-
rechnet die Kultur und die Wissen-
schaft der Hauptstadt meinten als
Opfer darbieten zu müssen. Abgese-
hen von ihrer offensichtlichen Ah-
nungslosigkeit in bezug auf Kultur und
Universitäten haben sie außerdem die
Haushalts-Relationen verkannt: Die
Kultur macht gerade einmal 1,8 % des
Landeshaushalts aus. Wollte man sie
komplett auf einen Schlag einsparen,
wären fünf Tage Zinstilgung gewon-
nen. Diese Sparvorschläge waren also
blanker Unsinn.

Umso auffälliger war daher die
Reaktion einer Funktionärselite, die
sich gefallen hat in der satten Berlin-
Beschimpfung, in Häme und bei-
nahe zynischer Selbstgefälligkeit,
mit der das Karlsruher Urteil und
seine Kommentare begrüßt wurden.

Aber es geht natürlich um mehr,
es geht um unseren Begriff von der
Kultur und von der Hauptstadt.
Denn beide sind untrennbar mitein-
ander verbunden. In einem nämlich

wird Berlin immer noch und aus-
schließlich positiv wahrgenommen:
in seiner Kultur. Sie ist das an Finan-
zen kleinste Ressort im Senat, in der
Wirkung aber nicht nur das bedeu-
tendste, sondern vor allem das er-
folgreichste.

Dabei beklagen die einen immer
wieder den finanziellen Aufwand für
die Kultur in Berlin (das Land wen-
det ca. 360 Mio. € jährlich auf, der
Bund immerhin mehr als 420 Mio. €
im Etat des Beauftragen für Kultur
und Medien der Bundesregierung),
andere provozieren mit der Polemik
„brauchen wir drei Opernhäuser ?“
die Fachwelt. Dabei fragt der, der
drei Kinder hat, ja auch nicht, ob er
sie braucht, sondern sieht zu, dass
aus ihnen etwas wird. Doch ernst-
haft beantworten muss Berlin, muss
die Hauptstadt, müssen die kulturel-
len Ereignisse selbst diese Fragen
nach ihrer Existenzberechtigung.

Dem grundgesetzlich veranker-
ten Kulturföderalismus geschuldet
ist dabei Kulturpolitik in und für Ber-
lin zunächst Landespolitik, und da-
mit Anstoß selbstbewussten Wettei-

fers im Konzert der anderen födera-
len Glieder unseres Landes. Weil
aber Berlin der Ort brandenburgi-
scher, preußischer, deutscher, euro-
päischer und Welt-Politik gewesen
ist, sind in Berlins Kulturpolitik stets
Motive, Potentiale, Spannungen,
Verpflichtungen und Chancen inbe-
griffen, die das sozusagen „norma-
le“ Kulturinteresse eines Stadtstaa-
tes von knapp vier Millionen Ein-
wohnern hinter sich lassen.

Das Land Berlin ist durch seine
geschichtlichen Prägungen überpro-
portional reicher in seinen Kultur-
Horizonten als jedes andere Bundes-
land. Berlin ist einer der Schlüssel-
orte der modernen Weltkultur.
Zugleich ist es der wichtigste Ort der
Erinnerung an die Barbarei, die
durch die deutsche Tyrannei über
Europa gekommen ist. Und Berlin ist
der Ort der Erinnerung an die jahr-
zehntelange Spaltung der Welt in
Freiheit und Unfreiheit und an ihre
glückliche Überwindung vor sieb-
zehn Jahren. Darin steckt mehr als
nur eine kommunale Verwaltungs-
Verantwortung.

Und Berlin ist die Hauptstadt. Was in
der Hauptstadt kulturell gelingt, wird
in den Augen der Welt dem ganzen
Land gutgeschrieben. Was dort miss-
lingt, dafür wird, von außen jeden-
falls, das ganze Land verantwortlich
gemacht.
Kulturpolitik in Berlin ist also, ob sie
es will oder nicht, auch Bundespoli-
tik. Und die Bundes-Kulturpolitik in
und für Berlin ist Ausdruck der An-
erkennung der besonderen Rolle der
Hauptstadt für die Nation.

Besser noch beschreibt man Ber-
lins kulturpolitische Rolle als die ei-
nes Katalysators von Meinungsbil-
dungsprozessen im Politischen wie
im Ästhetischen. In Berlin müssen
sich Land und Bund zuerst nach ih-
rer Verantwortung gegenüber dem
ganzen Land, dann Europa und
schließlich der Welt fragen. Sind sie
sich im Geistig-Moralischen darüber
einig geworden, werden sich auch
Fragen der Trägerschaften, Zustän-
digkeiten, Entscheidungs-Dramatur-

Weiter auf Seite 10
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gien und endlich der finanziellen Ver-
antwortung regeln lassen. Diesem
Geist ist etwa der Hauptstadtkultur-
vertrag geschuldet, der vor allem die
100%ige Übernahme einiger Einrich-
tungen in Berlin durch den Bund re-
gelt.

Ebenso wichtig und inzwischen
selbstverständlich ist die steigende
Internationalisierung der Kultur in
Berlin. Dies wird natürlich auch be-
fördert durch den hauptstadtbe-
dingten Zuzug vieler Botschaften
und anderer internationaler Institu-
te in die Stadt. Berlin ist der Focus
für die Blicke unserer Nachbarn in
Europa und für alle auf der Welt, die
den Weg Deutschlands mit wachen
Augen begleiten.

In der Kulturpolitik muss den
Ländern klar gemacht werden, dass
Berlin kein konkurrierendes Bundes-
land ist, sondern allen dienender
Mittelpunkt. Berlin selbst muss dem
Bund klarmachen, dass er außenpo-

Kulturhauptstadt

litisch als erster von einer Kulturblü-
te seiner Hauptstadt profitiert.

Nationale Identität wächst vor
allem aus dem Kulturleben eines
Landes. Dazu gehört nicht allein das
kulturelle Erbe vergangener Zeiten,
so eindrucksvoll und schützenswert
unser Kulturerbe auch ist.

Dazu gehört vor allem das Neue,
die künstlerische Avantgarde. Sie geht
der gesellschaftlichen Wirklichkeit,
auch der Wirtschaft, voraus. Kulturel-
le Existenz ist keine „Ausstattung“, die
eine Nation sich leistet, sondern sie
ist eine Vor-Leistung, die allen zugute
kommt – nicht zuletzt deshalb, weil
sie Eliten an den Ort bindet und das
Prestige des Standortes hebt.

Hier, in Berlin, ist die Kultur an-
gesichts ihres geringen Aufwandes
also sicher nicht Teil des Problems,
sondern in Anbetracht des wirt-
schaftlichen Ertrages dessen Lösung.
Und mehr noch: Kultur ist Ausdruck
von Humanität. Darin spiegelt sich,
reflektiert sich unser aller öffentli-
ches Bewusstsein.

Es ist eine traurige, allzu kurz-
sichtige Politik, die nur an heute und
nicht an morgen denkt, die nur fragt,

wo man bei Kultur und Wissenschaft
noch sparen kann, statt zu fragen,
was wir alle für Kultur und Wissen-
schaft tun können.

Wir müssen uns nicht wundern,
wenn die jahrelang gepflegte Pole-
mik des Berliner Finanzsenators Sar-
razin völlig unabhängig von ihrem
fragwürdigen Gehalt langsam in den
Köpfen der Berlin-Kritiker greift,
wenn dieser immer behauptet: „Ihr
Berliner habt zuviel von der Kultur,
und das ist mittelmäßig“. Warum soll-
ten sich Bund und Länder für etwas
finanziell engagieren, was derart
schlecht geredet wird von den Zu-
ständigen?

Diese Herabwürdigung der wirk-
lichen Elite der Hauptstadt durch ei-
nen Finanzsenator, der das fachlich
nicht einmal beurteilen kann, lässt
die Neider sich wohlig einrichten in
ihrer Hauptstadt-Häme. Ein Regie-
render Kultursenator, der die Staats-
oper weder sanieren noch künftig
betreiben will, sondern sie dreist
abschiebt an den Bund wie ein lästi-
ges Problem, lässt nicht nur die her-
vorragenden Künstler dort im Stich,
sondern bedient damit nur die trau-

rigen Anti-Berlin-Ressentiments.
Das ist verantwortungslos und darf
niemals offizielle Berliner Kulturpo-
litik werden. Die trotzige Verleug-
nung der kulturellen Hauptrolle Ber-
lins in der Republik ist nur eine Fol-
ge dieser miesen Propaganda.

Zwar kennt der Föderalismus
keine „Kulturhauptstadt“, aber das
alte europäische Modell der kulturell
strahlenden Hauptstadt hat sich in
Berlin in all den Jahren als unver-
wüstlich erwiesen. Völker begegnen
sich in den Metropolen, und sie wer-
den von außen zuerst in ihrer Haupt-
stadt wahrgenommen. Das gilt auch
für Deutschland, das gilt auch für
Berlin.

Diesem weltweiten Mechanis-
mus kann auch der Regierende Kul-
tursenator Wowereit durch die Ab-
wertung der Kultur in Berlin zu einer
Abteilung seiner Staatskanzlei nichts
anhaben. Die Kultur und ihre Akteu-
re sind selbstbewusst genug – sie
werden hier auch eine mittelmäßi-
ge Administration überstehen.

Aber stellen wir uns doch statt-
dessen einfach nur vor, die alte und
neue Koalition in Berlin hätte sich

eines Besseren besonnen und ihre
„Braut“ Kultur geschmückt, sie fi-
nanziell unbeschädigt gelassen, sich
zur Weltklasse-Staatsoper bekannt,
die Sanierung des Hauses im Etat
verankert und das Ressort wieder ei-
genständig mit einem Kultursenator
versehen – so, und nur so hätte man
die Kritiker aus Karlsruhe und dem
Rest der Republik beschämt – und
die Attraktion Berlins wieder strah-
len lassen. Noch ist die Kultur die
Perle der Berliner Landespolitik, und
noch gilt das auch für den Blick von
draußen auf die Stadt, die unser al-
ler Hauptstadt ist.

Das Land, der Bund und die Bür-
ger dieser Republik, die ihre Haupt-
stadt liebevoll-kritisch begleiten –
sie alle tragen Verantwortung dafür,
dass die Kultur ihre Hauptstadtrolle
weiterhin spielen kann. Berlin kann
uns allen kulturpolitisch gar nicht
genug wert sein.

Die Verfasserin ist Mitglied des
Deutschen Bundestags aus Berlin
und Obfrau für Kultur der CDU/

CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag 

Kulturpolitik in Berlin: Eine vertane Chance
Welche eigenen Akzente setzt die Berliner Kulturpolitik in Zukunft? � Von Olaf Zimmermann

Bereits vor der offiziellen Bekannt-
gabe ging das Gerücht um, der Re-
gierende Bürgermeister von Berlin
Klaus Wowereit würde dem Beispiel
seiner Ministerpräsidentenkollegen
aus Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein folgen wollen,
das Amt des Kultursenators abzu-
schaffen, diese Funktion selbst zu
übernehmen und die administrati-
ven Aufgaben einem in der Senats-
kanzlei angesiedelten Staatssekre-
tär zu übertragen. Trotz der hartnä-
ckigen Gerüchte in diese Richtung
mochte so richtig kaum einer dar-
an glauben, denn Kultur � so wurde
auch vom Regierenden Bürgermeis-
ter immer wieder betont � ist ne-
ben der Wissenschaft und dem Tou-
rismus einer der wenigen Wachs-
tumsfaktoren der Stadt. Diese
Wachstumsfaktoren sollten nach-
haltig gestärkt werden. Doch nun ist
es amtlich: das Ressorts Wissen-
schaft, Forschung und Kultur wird
zerschlagen. Die Wissenschafts-
und Forschungsabteilung wandern
zum Bildungsressort, dem mit dem

neuen Senator Jürgen Zöllner ein
erfahrener Wissenschafts-, For-
schungs- und im übrigen auch Kul-
turpolitiker vorsteht. Denn Jürgen
Zöllner hat über Jahre hinweg das
Ministerium für Wissenschaft, For-
schung, Weiterbildung und Kultur in
Rheinland-Pfalz geleitet.

 

Politisch wird für Kulturpolitik in
Berlin künftig der Regierende

Bürgermeister Klaus Wowereit ver-
antwortlich sein, administrativ wird
das Amt vom ehemaligen Chef der
Staatskanzlei André Schmitz als Kul-
turstaatssekretär geführt werden.
André Schmitz, darüber herrscht
weitgehende Einigkeit ist ein erfah-
render Kulturpolitiker, der sowohl
die Kulturverwaltung als auch den
wichtigsten Kostenfaktor der öffent-
lichen Kulturbetriebe – die Theater
und Opernhäuser – von innen kennt.
– Er wäre, und das wird nicht nur
hinter vorgehaltener Hand gesagt,
sicherlich ministrabel gewesen.

Berliner Kulturpolitik wurde in
den letzten Jahren vor allem mit

Blick auf den Bund wahrgenommen.
Der erste Bundeskulturstaatsminis-
ter Michael Naumann systematisier-
te die Kulturförderung des Bundes in
Berlin, statt einer Reihe von Institu-
tionen etwas Geld zu geben, über-
nahm er einige wenige wie z.B. den
Martin-Gropuis-Bau oder das Haus
der Kulturen der Welt ganz. Der
Hauptstadtkulturvertrag wurde ge-
schlossen, der mit dem Baustein
Hauptstadtkulturfonds sicherstellen
sollte, dass nicht nur die repräsen-
tativen Einrichtungen gefördert wer-
den, sondern ebenso qualitativ
hochwertige künstlerische Projekte
abseits der etablierten Institutionen
projektbezogen Mittel erhalten. Auf
Grund der Finanznot des Landes
Berlin übernahm der Bund mehr
und mehr an Baukosten der Muse-
umsinsel, damit das ehrgeizige Vor-
haben der Masterplan zur Renovie-
rung dieses einmaligen Kleinods
preußischer Kulturpolitik umgesetzt
werden kann. Zuletzt übernahm der
Bund die Akademie der Künste in
seine Finanzierung und unterstütz-

te mit einer Anschubfinanzierung
die Opernstiftung. Jetzt hat der Re-
gierende Bürgermeister dem Bund
die Staatsoper angeboten, damit die
beiden anderen Opernhäuser, die
Komische Oper in der Behrensstra-
ße und die Deutsche Oper in Char-
lottenburg, auskömmlich finanziert
werden können. Es stellt sich die Fra-
ge, was Berliner Kulturpolitik ist, ist
ein Ausverkauf an Kultureinrichtun-
gen an den Bund oder werden eige-
ne Akzente gesetzt.

 Berliner Kulturpolitik muss Lan-
despolitik sein. Denn Berlin ist eben
nicht nur die Hauptstadt der Bun-
desrepublik Deutschland, sondern
ebenso ein Bundesland und zwar ein
spezifisches: ein Stadtstaat. Berlin ist
ein Konglomerat von insgesamt 12
Bezirken. Die Einwohnerzahl jedes
dieser Bezirke übertrifft die von vie-
len Großstädten in Deutschland.
Berlin insgesamt hat mehr Einwoh-
ner als die beiden anderen Stadtstaa-
ten, Bremen und Hamburg, zusam-
men und mehr als ein Flächenland
wie das Saarland. Kulturpolitik in
Berlin darf sich daher nicht allein auf
die Frage reduzieren, wie die drei
Opernhäuser finanziert werden kön-
nen. Landeskulturpolitik muss die
kulturpolitische Entwicklung der ge-
samten Stadt im Blick haben und
dabei Verbindungen zwischen den
herausragenden Stätten der Hoch-
kultur wie z.B. den Opern und der
Breitenkultur, wie den Bibliotheken,
ziehen. Die Chance, die unterschied-
lichen Kulturbereiche stärker in Kon-
takt zu bringen und in Verbindung
mit der Bildungspolitik ein Konzept
für eine Landeskulturpolitik zu ent-
wickeln und mit einem Senator oder
einer Senatorin prominent am Se-
natstisch und im Parlament zu ver-
treten, wurde vertan. Ebenso wurde
die Chance vertan im kommenden
Jahr, in dem der turnusgemäße Vor-
sitz der Kultusministerkonferenz
dem Land Berlin zusteht, einen Se-
nator oder eine Senatorin als Präsi-
dent der Kultusministerkonferenz zu
präsentieren, der für Wissenschafts-
und Kulturpolitik und eventuell
sogar für Bildungspolitik zuständig
ist. Auf Ministerebene wird Berlin
künftig in der Kultusministerkonfe-
renz nur noch in den Bereichen Bil-
dung und Wissenschaft vertreten
sein.

 Berlin ist, wie immer betont
wird, Wissenschaftsstadt. Berlin hat
mit der Humboldt-Universität, der
Freien Universität und der Techni-
schen Universität sowie zahlreichen
Fachhochschulen nicht nur Ausbil-

dungsstätten für den wissenschaft-
lichen Nachwuchs. Berlin verfügt
darüber hinaus über vier Kunsthoch-
schulen: die Hochschule für Schau-
spielkunst Ernst Busch, die Kunst-
hochschule Weißensee, die Hoch-
schule für Musik Hans Eissler und
die Universität der Künste. Letztere
Hochschule ist nicht nur die größte
Kunsthochschule in Deutschland,
sondern auch die einzige Ausbil-
dungsstätte an der in allen künstle-
rischen Sparten an einer Hochschu-
le ausgebildet wird. Diese Hoch-
schulen sind nicht nur Ausbildungs-
einrichtungen, sie sind zugleich Kul-
tureinrichtungen. Hier präsentieren
sich die Künstlerinnen und Künstler
von morgen, hier finden Veranstal-
tungen , Ausstellungen, Aufführun-
gen, Konzerte statt. Eine sichtbarere
Verzahnung von künstlerischer Aus-
bildung, Kulturbetrieb und Kultur-
einrichtungen wäre eine Chance für
Berlin gewesen.

 Berlin ist eine geschichtsträchti-
ge Stadt. Sie steht für Preußen, für
Militarismus, für Zentralismus, für
Protestantismus und zugleich für
eine Kunstsinnigkeit, die in der Mu-
seumsinsel ihren deutlichsten Aus-
druck findet. Sie ist Symbol für die
Industrialisierung Deutschlands, ob-
wohl es heute kaum mehr Industrie
gibt. Sie ist ein Symbol für die quirli-
gen 20er Jahre des letzten Jahrhun-
derts, eine Zeit der künstlerischen
Innovation und des Aufbruchs sowie
der tiefen politischen Grabenkämp-
fe. Berlin steht wie keine andere
Stadt für die Nazi-Barbarei. Hier
wurde der Massenmord an den eu-
ropäischen Juden geplant. Von hier
kamen die Befehle im Zweiten Welt-
krieg. Wie keine andere Stadt sym-
bolisiert Berlin den Ost-West-Konf-
likt und den kalten Krieg. Wie keine
andere Stadt in der alten Bundesre-
publik und auch in der DDR wurde
Berlin finanziell und politisch unter-
stützt und konzentrierten sich die
Blicke auf das Symbol der Teilung:
die Mauer. Die Kultureinrichtungen
in Berlin Ost wie West wurden groß-
zügig finanziell gefördert. In West-
wie in Ostberlin entwickelte sich
eine lebendige künstlerische Szene.
Die Überwindung des Ost-West-
Konflikts fand ihren Ausdruck in der
Öffnung der Mauer in Berlin. Berlin
wurde die Stadt, die Künstlerinnen
und Künstler aus aller Welt anzieht,
vielleicht gerade weil hier so vieles
zusammen läuft, sich historische Er-

Weiter auf Seite 11Ansicht des Hamburger Bahnhofs in Berlin Foto: Stefanie Ernst
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Die neuen Verantwortlichen in der Kultusministerkonferenz
Bei der 316. Plenarsitzung der Kul-
tusministerkonferenz (KMK) wurden
turnusgemäß das neue Präsidium
gewählt. Die Präsidentschaftsüber-
gabe findet am 19. Januar 2007 in
Berlin statt. Folgende Persönlichkei-
ten gehören im Jahr 2007 dem Prä-
sidium der KMK an:

Präsident der KMK
Senator Prof. Dr. E. Jürgen Zöllner,
Senator für Bildung, Wissenschaft
und Forschung Berlin

Foto: Senat Berlin

geb. 11.07.1945. 1964 Abitur in Wies-
baden, 1964-1969 Medizinstudium in
Freiburg und Mainz, 1970 Promotion
in Mainz zum Dr. med., 1971 Wissen-
schaftlicher Assistent, dann Assistenz-
professor am Physiologisch-Chemi-
schen Institut der Johannes Guten-
berg-Universität in Mainz, 1975 Habi-
litation für Physiologische Chemie,
1977 DFG-Stipendiat am Beatson In-
stitute for Cancer Research, Glasgow,
GB; 1977 Professor an der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz Wissen-
schaftliche Arbeitsgebiete: - Moleku-
larbiologie – Gentechnologie; 1983-
1990 Vizepräsident (Ressort For-
schung) der Johannes Gutenberg-
Universität Mainz; 1984-1990 Vorsit-
zender des Tumorzentrums Rhein-
land-Pfalz e.V.; 1990–1991 Präsident
der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz; 1991–1994 Minister für Wis-
senschaft und Weiterbildung; seit

1996 Vorsitzender der Verwaltungs-
kommission des Wissenschaftsrates;
1996–2006 Koordinator der SPD-ge-
führten Länder in bildungs- und wis-
senschaftspolitischen Fragen; die
Wissenschaftspolitik koordiniert er
nach wie vor; 1994–2001 Minister für
Bildung, Wissenschaft und Weiterbil-
dung, 2001-2006 Minister für Wissen-
schaft, Weiterbildung, Forschung und
Kultur Rheinland-Pfalz, 18.05.2006
bis 24.11.2006 Stellvertretender Mi-
nisterpräsident, seit 2005 Bundesbe-
auftragter im EU-Rat für Bildung, Ju-
gend und Kultur; seit 2006 Stellvertre-
tender Vorsitzender der Bund-Län-
der-Kommission für Bildungspla-
nung und Forschungsförderung; seit
24.11.2006 Senator für Bildung, Wis-
senschaft und Forschung in Berlin.

1. Vizepräsident

2. Vizepräsident Gemeinde Roggentin; 1997 Mitglied
im „Beirat für Neue Medien“ beim
Landesinstitut für Schule und Aus-
bildung L.I.S.A.; 1998-2002 stellver-
tretender Schulleiter am Gymnasi-
um Carolinum in Neustrelitz; seit
1999 stellvertretender Vorsitzender
des Schulverein „Carolinum“; 1999
Direktwahl zum Bürgermeister der
Gemeinde Roggentin; 1999 1. stellv.
Amtsvorsteher des Amtes Mirow bis
zur Ämterfusion der Ämter Mirow
und Wesenberg in das Amt Mecklen-
burgische Kleinseenplatte am
01.07.2004, seitdem Mitglied des
Amtsausschusses Mecklenburgische
Kleinseenplatte; seit 2001 Leitung des
Projektes www.medienzentrum24.de;
Sommer 2001 Teilnehmer am Boeing
Educators to Space Camp program in
Huntsville/Alabama und Houston
Texas; seit 2002 Schulleiter des Gym-
nasium Carolinum Neustrelitz; Som-
mer 2002 Teilnehmer am Advanced
Boeing Educators to Space Camp
program in Huntsville/Alabama und
in Florida am Kennedy Space Cen-
ter (Kap Canaveral); 2004 erneute Di-
rektwahl zum Bürgermeister der Ge-
meinde Roggentin; seit 7.11.2006
Minister für Bildung, Wissenschaft
und Kultur des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern

Minister Jürgen Schreier (Sprecher
für Hochschule der KMK), Minister
für Bildung, Kultur und Wissen-
schaft des Saarlandes

Foto: Ministerium für Bildung
des Saarlandes

geb. 01.04.1948. 1967 Abitur, Studium
Geografie und Französisch in Mainz,
Saarbrücken und Trier, Lehrtätigkeit
an Realschule, Gesamtschule; 1977–
1982 Persönlicher Referent des Minis-
ters für Kultus, Bildung und Sport,
1982–1990 Leiter der Kreisrealschule
Merzig; seit 1990 Mitglied des Saarlän-
dischen Landtags, seit 1999 Minister
für Bildung, Kultur und Wissenschaft.

Foto: Roland Ollhoff (c) 2006

geb. 04.11.1962. 1979 Polytechnische
Oberschule Neubrandenburg, 1979-
1982 Abitur mit Berufsausbildung
Malchin; 1982–1985 Armeedienst;
1985–1990 Studium der Germanistik
und der Geschichte in Leipzig; 1990-
2006 Lehrer für Deutsch und Ge-
schichte in Neustrelitz, zunächst an
einer allgemein bildenden Schule
und ab dem Schuljahr 1990/91 am
heutigen Gymnasium Carolinum
Neustrelitz; 1991-2006 Mitglied der
Schulkonferenz des Gymnasiums
Carolinum; 1993–2006 Mitglied im
Lehrerhauptpersonalrat des Landes
Mecklenburg-Vorpommern Fach-
gruppe Gymnasien / Vorsitz bis 1997;
Vorstand des Lehrerhauptpersonal-
rates bis 1997; Mitglied der Eini-
gungsstelle in der Fachgruppe Gym-
nasien; 1994 Aufbau und Gründung
des Medienzentrums Mecklenburg-
Strelitz sowie dessen Leitung; 1994
Wahl zum Gemeindevertreter in der

3. Vizepräsidentin

Foto: Ministerium für Bildung und
Frauen Schleswig-Holstein

Minister Henry Tusch (Sprecher für
Kultur der KMK), Minister für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur
Mecklenburg-Vorpommern

Ute Erdsiek-Rave (Sprecherin für
Schule der KMK), Ministerin für Bil-
dung und Frauen Schleswig-Holstein

geb. 02.01.1947. 1966 Abitur, Studium
der Germanistik an den Universitäten
Bochum und Kiel, Wechsel zur Päda-
gogischen Hochschule Kiel, Staatsex-
amen; seit 1969 Mitglied der SPD;
1972–1974 Lehrerin; drei Jahre Aus-

landsaufenthalt in Stockholm, Arbeit
in der Erwachsenenbildung (Volks-
hochschulen, Goethe-Institut Stock-
holm); 1977–1987 Lehrerin in Schles-
wig-Holstein; 1983–1986 stellv. Lan-
desvorsitzende der Arbeitsgemein-
schaft sozial-demokratischer Frauen
(AsF); Kreistagsabgeordnete im Kreis
Rendsburg-Eckernförde, Vorsitzende
des Schul- und Kulturausschusses;
seit 02.10.1987 Mitglied des Landta-

ges; 1988-1992 stellv. Vorsitzende der
SPD-Landtagsfraktion; 1992–1996
Landtagspräsidentin; 1996–1998 Vor-
sitzende der SPD-Landtagsfraktion;
28.10. 1998 bis 27. April 2005 Ministe-
rin für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Kultur des Landes
Schleswig-Holstein; von 1999 bis Juni
2005 Beauftragte des Bundesrates im
Bildungsministerrat der Europäi-
schen Union; seit 27. April 2005 Mi-
nisterin für Bildung und Frauen des
Landes Schleswig-Holstein und stell-
vertretende Ministerpräsident

Kooptierte Mitglieder des Präsidiums
der KMK sind Staatsministerin Doris
Ahnen (Rheinland-Pfalz) und Staatsmi-
nisterin Karin Wolff (Hessen).

rungenschaft mit furchtbarem
Schrecken mischen und hieraus jene
Atmosphäre entsteht, die Künstler-
innen und Künstler inspiriert. Kul-
turpolitik in Berlin muss dieses his-
torisches Erbe und seine Verpflich-
tung für die Gegenwart und Zukunft
verinnerlichen und hieraus zu-
kunftsweisende Projekte entwickeln.

 Berlin ist Hauptstadt der Bun-
desrepublik Deutschland. Seit der
Föderalismusreform ist im Grundge-
setz festgeschrieben, dass der Bund
die Verantwortung für die Repräsen-
tation in der Hauptstadt hat. Das Nä-
here soll durch ein Bundesgesetz ge-
regelt werden. Hier stehen harte Ver-
handlungen mit dem Bund an. Bei
der Haushaltsdebatte im Deutschen
Bundestag haben sowohl der Vorsit-
zende des Ausschusses für Kultur
und Medien Hans-Joachim Otto,
MdB als auch die Berichterstatterin
für Kultur im Haushaltsausschuss
Petra Merkel, MdB angekündigt,
dass sich der Deutsche Bundestag
des Themas annehmen wird. Die
weitere Förderung des Bundes in der
Hauptstadt wird voraussichtlich
nicht wieder allein zwischen der Kul-
turverwaltung des Landes Berlin und
der Behörde des Beauftragten der
Bundesregierung für Kultur und Me-
dien verhandelt werden können.
Jetzt wollen Abgeordnete des Deut-
schen Bundestags mitsprechen. Da-
rin drückt sich ein neues Verhältnis
der Abgeordneten zur Hauptstadt
aus.

Kulturpolitik für das Land Berlin
kann nicht vom Regierenden Bürger-
meister einfach so nebenbei ge-
macht werden. Kulturpolitik für das
Land Berlin darf sich nicht auf die
Repräsentationskultur beschränken.
Kulturpolitik in Berlin muss unter-
schiedliche Politikfelder zusammen-
binden. Sie muss Allianzen schmie-
den zwischen Bildungs-, Jugend-,
Wissenschafts-, Wirtschafts- und So-
zialpolitik.

 Und Kulturpolitik in Berlin muss
in den parlamentarischen Gremien
präsent sein. Wie schon in Nord-
rhein-Westfalen wo ein passionier-
ter Kulturpolitiker mit hohem Sach-
verstand und mit nach vorne wei-
senden Ideen wie Kulturstaatssekre-
tär Hans-Heinrich Grosse-Brockhoff
seine Anliegen nicht im Landtag
selbst vertreten darf, da hier neben
den Parlamentariern nur noch Mi-
nister, aber keine Staatssekretäre
Rederecht haben, hat auch der neue
Kulturstaatsekretär von Berlin, And-
ré Schmitz im Abgeordnetenhaus
von Berlin kein Rederecht.

 Der Regierende Bürgermeister
Klaus Wowereit hat mit der Abschaf-
fung des Amtes des Kultursenators,
das ist das bittere Fazit, ohne Not
eine Chance für die Kulturpolitik
Berlins, für das Land Berlin und für
die Hauptstadt Berlin vertan. Das ist
mehr als bedauerlich.

 
Der Verfasser ist Geschäftsführer des

Deutschen Kulturrates 
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„Der europäische Kultursektor zeitigt überdurchschnittliches Wachs-
tum und ist von großer Bedeutung für den Arbeitsmarkt.“
Ján Figel, EU-Kommissar für Kultur, Brüssel, 15. November 2006 

Kulturwirtschaft hat eine neue Bedeutung in der Lissabon Agenda.
Die von der EU-Kommission im November 2006 vorgestellte Studie 
„The Economy of Culture in Europe“ ist der Ausgangspunkt der Tagung zur
Europäischen Kulturwirtschaft. 5,8 Millionen Beschäftigte erwirtschafteten
2003 rund 654 Mrd. Euro in den verschiedensten Kulturbranchen wie z.B.
Literatur, Film, Musik, Architektur,Theater, Bildende Kunst,Tanz und in
Kreativsektoren wie Werbung, Design und Videospiele. Die Kultur- und Kre-
ativwirtschaft leistet mit 2,6 % des Bruttoinlandsproduktes (BIP) der EU
einen Beitrag zur Wirtschaft in Europa, der höher ist als der der Ernährungs-
branche (1,9%) oder der Chemieindustrie (2,3%).

Die Kulturwirtschaft hat eine neue Bedeutung für Europa – so der EU-Kul-
turministerrat 2006. Dies wirft die Frage auf, wie Politik Kulturschaffende
in Europa, die in der Erstellung und Vermittlung von Kulturprodukten im
globalen Wettbewerb stehen, effektiver als bisher unterstützen kann. Wie
können die Potentiale der Kultur bestmöglich einen Beitrag zur Lissabon-
Strategie für Wachstum und Beschäftigung leisten? Schon unter der eng-
lischen, österreichischen und finnischen Ratspräsidentschaft wurde dieses
Potential der Kultur zur Schaffung von Wachstum und Beschäftigung in
Europa focussiert. Es gibt Handlungsbedarf, damit Europa in der Weltwirt-
schaft nicht „noch weiter hinter andere Regionen der Welt zurückfällt.“

Stärkung der Kulturwirtschaft im globalen Wettbewerb
Ziel der Tagung ist es, Akteure der Kulturwirtschaft in Europa zu stärken,
in dem die Kulturwirtschaftspolitik verschiedener Akteure wie der Kommu-
nen, der Regionen, der Mitgliedstaaten und der Europäischen Union koor-
diniert wird. Wie aber können bei koordiniertem Handeln die Identitäten
der verschiedenen Branchen gestärkt werden, die die eigentliche Stärke der
Kultur sind? 

Auf der Tagung wird am ersten Tag die von der EU-Kommission in Auftrag
gegebene Studie „The Economy of Culture in Europe“ vorgestellt sowie
verschiedene nationale Modelle einer Politik für Kulturwirtschaft in Europa
diskutiert. Darauf folgt die Betrachtung der Kulturwirtschaft Europas aus
der Praxis: Europas führende Kreative stellen ihre Sicht der Lage der Kul-
turwirtschaft vor, um die Herausforderungen, vor denen die Akteure weltweit
stehen, zu identifizieren. Auch stellt das UNESCO Institut für Statistik aus
Montreal die Entwicklungen in Indien, Brasilien und Asien vor.

In Workshops werden am zweiten Konferenztag die Anforderungen an eine
kohärente Kulturwirtschaftspolitik aus Sicht der Kreativen und Akteure
formuliert – modellhaft aus Sicht der Kommunen am Beispiel der Europä-
ischen Kulturhauptstädte, aus Sicht der Regionen am Beispiel der Musik,
aus Sicht der Mitgliedstaaten am Beispiel der Mode und aus Sicht der
Europäischen Union am Beispiel der Architektur. Ein themenspezifischer
Workshop widmet sich der Qualifizierung von Akteuren in der europaweiten
Kulturwirtschaft.

Veranstalter 
Die 4.Jahrestagung der Kulturwirtschaft wird veranstaltet von der Friedrich-
Naumann-Stiftung Berlin und dem Büro für Kulturpolitik und Kulturwirt-
schaft. Sie wird unterstützt durch das Auswärtige Amt der Bundesrepublik
Deutschland, das Land Rheinland Pfalz, die Dresdner Bank sowie die
Europäische Union.
Kooperationspartner sind die Deutsche UNESCO Kommission e.V., das
UNESCO Institut für Statistik, die BerlinPartner GmbH, der Arbeitskreis
Kulturstatistik, vertikult – das Serviceportal für die Kulturarbeit – und 
der Deutsche Kulturrat.

Kontakt: www.european-creative-industries.eu 
info@european-creative-industries.eu

Ku l t u r -  &  K r e a t i v w i r t s c h a f t  i n  E u r o p a :

Kohärente Politik
in einer globalen Welt.
Europäische Konferenz im Rahmen der Deutschen EU-Ratspräsidentschaft 2007 

am Donnerstag, 3. Mai und Freitag, 4. Mai 2007 in Berlin 
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Kulturregionen in Serie
Raum für Kooperation, Förderung und Experiment � Von Olaf Martin

�Region� ist seit den 90er-Jahren im
Polit-Deutsch zum Modewort gewor-
den. Der Begriff weckt positive As-
soziationen und hat in mancher Hin-
sicht die Nachfolge von �Heimat�
angetreten. Auch eine �regionale
Kulturpolitik� oder eine �regionale
Kulturförderung� wurde vielerorts
ausgerufen oder etabliert. Was ist
dabei herausgekommen? Welche
Erfahrungen macht man in solchen
�Kulturregionen�? Was ist neu, was
ist nur eine Behauptung oder noch
Wunsch? Und schließlich: Ist das
überhaupt etwas Neues?

M it dieser Ausgabe beginnt eine
Folge von Beiträgen von und

über solche Kulturregionen. Sie alle
werden aus unterschiedlichen Blick-
winkeln Antworten auf diese Fragen
versuchen. Wer steht hinter diesen
Beiträgen? 2003 hat sich ein locke-
rer „Arbeitskreis der Kulturregionen
in Deutschland“ gebildet, der dem In-
formations- und Erfahrungsaustausch
der interessierten Institutionen dient.
Organisatorisch wird er betreut vom
Kultur-Arbeitskreis der Höheren Kom-
munalverbände (HKV), dessen Ge-
schäfte derzeit vom Kulturamt des
Landschaftsverbandes Rheinland ge-
führt werden. Nach dem Selbstver-
ständnis dieses Arbeitskreises machen
die folgenden Eigenschaften eine or-
ganisierte Kulturregion aus:
· Sie hat sich Kulturförderung und -

entwicklung zur Aufgabe gemacht,
oft sogar zur einzigen Aufgabe.

· Räumlich handelt es sich um ar-
rondierte Zusammenschlüsse
oberhalb der Kreis- und unterhalb
der Landesebene; überwiegend
sind die Kulturregionen auch klei-
ner als die Regierungsbezirke.

· Die Städte, Gemeinden und Land-
kreise haben meist einen maßgeb-
lichen Einfluss.

· Die Adressaten und Partner der Kul-
turförderung sind jedoch nicht nur
die Kommunen, sondern ebenso
die nicht-öffentlichen Kulturträger,
also Vereine, Initiativen und Künst-
ler. In vielen Fällen wirken diese
auch innerhalb der Institution mit,
so dass hier tatsächlich „public-pri-
vate-partnership“ praktiziert wird.

· Das jeweilige Bundesland fördert in
der Regel die Arbeit der Kulturregi-
onen politisch und finanziell, häu-
fig ging vom Land sogar die ent-
scheidende Initiative aus.

Keineswegs handelt es sich in
Deutschland dabei um ein flächende-
ckendes Phänomen: In Bayern, Hes-
sen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen und Sachsen gibt es ein flä-
chendeckendes Netz solcher Organi-
sationen – in den anderen Bundes-
ländern existieren solche Verbünde
nur in Teilen oder gar nicht.

Eine Erklärung für diese unter-
schiedlichen Ausprägungen liefert
ein Blick auf die drei wesentlichen
Gründe, die zur Entwicklung solcher
Institutionen geführt haben: Histo-
rische Identität, Kooperation von
unten, Bündelung von oben.

Historische Identität

Die Grenzen historischer Territorien
sind in vielen Gebieten bewusster
und lebendiger, als es im Tagesge-
schäft von Politik und Verwaltung
den Anschein hat. Das ist vor allem
dann der Fall, wenn diese Grenzen
auch Dialekte und Konfessionen
trennen. Organisierte Kulturregio-
nen, die solche historischen Räume
quer zu den sonstigen aktuellen Ver-
waltungsgrenzen abbilden, haben
daher eine wichtige identitätsbil-
dende und -bewahrende Funktion.
Beispiele hierfür sind etwa die Ost-
friesische Landschaft, die bereits im

15. Jahrhundert gegründet wurde,
oder die bayerischen Bezirke, die seit
Anfang des 19. Jahrhunderts alte
landsmannschaftliche Zusammen-
hänge widerspiegeln. Gerade diese
älteren Institutionen hätten aber im
Laufe der Zeit ihre Bedeutung verlo-
ren, wenn sie nicht immer auch ak-
tuell wichtige Aufgaben wahrgenom-
men hätten.

Kooperation von unten

Für die Gründer, Träger und Geldge-
ber einer verfassten Kulturregion
muss der Nutzen eines solchen Zu-
sammenschlusses erkennbar sein. In
verschiedenen Feldern lag und liegt
es auf der Hand, dass sich öffentli-
che Aufgaben effizienter im Rahmen
eines interkommunalen Zusam-
menschlusses erfüllen lassen. Die
Übernahme solcher Aufgaben war
und ist die Existenzberechtigung für
althergekommene Institutionen, sie
führte aber oft auch zur Neugrün-
dung von regionalen Zusammen-
schlüssen. In den Bereichen des Öf-
fentlichen Personennahverkehrs
oder der Abfallwirtschaft sind die
Beispiele allgemein bekannt, aber
auch zum Unterhalt größerer Kultur-
einrichtungen wurden auf regiona-
ler Ebene Kooperationen organisiert.
Die großen Landschaftsverbände in

Nordrhein-Westfalen nehmen nicht
nur im Sozialwesen, sondern ebenso
als Betreiber großer Museen Aufga-
ben ihrer kommunalen Mitglieder
wahr. Auch hinsichtlich von Dienst-
leistungen in Wissenschaft und Kul-
turmanagement kann es sich loh-
nen, kompetentes Personal für meh-
rere Kommunen vorzuhalten.

Bündelung von oben

Für die Kulturpolitik der Flächen-
bundesländer ist es bei bestimmten
Anliegen einfacher, nicht mit einer
Vielzahl kommunaler Adressaten
kommunizieren zu müssen, sondern
sich auf eine Handvoll Ansprech-
partner konzentrieren zu können.
Dementsprechend ging etwa in
Sachsen und in Nordrhein-Westfa-
len die Initiative zur Gründung von
Kulturräumen bzw. Kulturregionen
von der Landesregierung aus. In sol-
chen Fällen sind organisierte Kultur-
regionen dann Mittler von Interes-
sen und Fördermitteln des Landes;
auch für die kommunale Ebene
macht das Vieles einfacher.

In der Praxis findet man natürlich
meist eine Mischung von allen drei
dieser Begründungsmuster vor. Ent-
sprechend bunt ist bei näherer Be-
trachtung der Teppich von Kulturregi-
onen in Deutschland. Diese Verschie-

Die kulturpolitischen Debatten konzen-
trieren sich oftmals auf die Kulturpoli-
tik in den Metropolen. Die große Städ-
te in Deutschland wetteifern darum,
wer die meisten Besucher in den Mu-
seen hat, welches Theater an der Spit-
ze liegt, welches Orchester einen bes-
seren Klang hat. Kultur findet aber
eben nicht nur in den Metropolen, son-
dern auch in den Regionen statt.
Mit dieser Ausgabe von politik und kul-
tur wird daher die Reihe �Regionale
Kulturpolitik� eröffnet. In den nächs-

ten fünf Ausgaben von politik und kul-
tur stellen sich jeweils Kulturregionen
vor bzw. wird die regionale Kulturarbeit
und Kulturpolitik reflektiert.
Den Anfang dieser Reihe machen Olaf
Martin vom Landschaftsverband Süd-
niedersachsen, der den Arbeitskreis
der Kulturregionen vorstellt und Ros-
witha Arnold vom Landschaftsverband
Rheinland, die über ein europäische
Projekt zur Gartenkunst informiert.

Die Redaktion

denartigkeit macht einerseits das Phä-
nomen „Region“ in der Kulturpolitik so
unübersichtlich und schwer greifbar;
andererseits ist diese Individualität
geradezu ein Kennzeichen regionaler
Lösungen. Es besteht auch kein Druck
zur Vereinheitlichung, schon gar nicht
über die Grenzen von Bundesländern
hinweg. Die verfassten Kulturregionen
sind in der Regel untereinander keine
Konkurrenten, ihre Gebiete und Zu-
ständigkeiten überschneiden sich
nicht. Umso größer sind die Spielräu-
me, die auch ausgiebig genutzt wer-
den: Für den Interessierten ist es ver-
blüffend, welcher Vielfalt von Projek-
ten, Konzepten, Förderverfahren und
Dienstleistungen er bei den Kulturre-
gionen begegnet. Auf der Ebene der
Bundesländer wird ein Wettstreit um
die besten Lösungen häufig beschwo-
ren, aber selten gewagt. Auf regiona-
ler Ebene ist er in vollem Gange.

Um sich untereinander auf neue
Ideen zu bringen, gibt es den Ar-
beitskreis der Kulturregionen.

Weitere Informationen über Kul-
turregionen in Deutschland sind un-
ter www.kulturregionen.org zu finden.

Der Verfasser ist Geschäftsführer des
Landschaftsverbandes Südnieder-

sachsen, einem kommunalen
Verband für regionale Kulturförde-

rung. 

Organisierte Kulturregionen in Deutschland
Baden-Württemberg:
· Kulturregion Stuttgart
· Kulturregion Heilbronn
· Regionalverband Mittl. Oberrhein

Bayern:
· Bezirk Oberbayern
· Bezirk Niederbayern
· Bezirk Schwaben
· Bezirk Mittelfranken
· Bezirk Oberpfalz
· Bezirk Unterfranken
· AG Kultur im Großraum Nürnberg,
  Fürth, Erlangen, Schwabach

Hessen:
· Kultursommer Main-Kinzig-Fulda
· Kulturregion Rhein-Main
· Kultursommer Nordhessen
· Kultursommer Mittelhessen
· Kultursommer Südhessen

Niedersachsen:
· Ostfriesische Landschaft
· Oldenburgische Landschaft
· Landschaftsverband Osnabrücker Land
· Lüneburger Landschaftsverband
· Landschaftsverband Hildesheim
· Landschaftsverband Stade
· Emsländische Landschaft
· Schaumburger Landschaft
· Landschaftsverband Hameln-Pymont
· Landschaftsverband Weser-Hunte
· Landschaftsverband Südniedersachsen
· Braunschweigische Landschaft
· Stiftung Kulturregion Hannover

Nordrhein-Westfalen:
· Landschaftsverband Westfalen-Lippe
· Landschaftsverband Reinland
· Landesverband Lippe
· Kulturregion Bergisches Land
· Kulturregion Südwestfalen
· Kulturraum Niederrhein
· Region Ostwestfalen-Lippe
· Region Rheinschiene

· Regionalverband Ruhr
· Kulturregion Hellweg
· Aktion Münsterland
· Region Sauerland
· Region Aachen

Rheinland-Pfalz:
· Bezirksverband Pfalz

Sachsen:
· Kulturräume:

· Kulturstadt Dresden
· Elbtal
· Sächsische Schweiz
· Osterzgebirge
· Niederschlesien
· Kulturstadt Leipzig
· Leipziger Raum
· Zwickauer Raum
· Vogtland
· Kulturstadt Chemnitz
· Erzgebirge
· Mittelsachsen

Schloss Dyck „Brücke“        Foto: Stiftung Schloss Dyck

Regionale Kulturpolitik
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Schöne Aussicht(en)
Das europäische Gartennetzwerk im regionalen Fokus � Von Roswitha Arnold

Gärten sind �en Vogue� � zuletzt
konnten �Rasen � Rosen und Rabat-
ten� beim Tag des Offenen Denk-
mals im September 2006 punkten:
mit mehr als 4,5 Millionen Besu-
cherinnen und Besuchern waren
Schloss- wie Volksparke, Haus- wie
Klostergärten Publikumsmagnet
und attraktives Ausflugsziel.

N eben den berühmten Gartenna-
tionen wie England und Frank-

reich hat auch in Deutschland eine
Vielzahl von Gärten und Parks inter-
national hohen kulturhistorischen
Rang, sind Grünanlagen von regio-
naler und überregionaler Bedeu-
tung, überzeugen durch ihren Ge-
samtentwurf oder die Geschichte
der Menschen, die dort gelebt und
gewirkt haben. Europa ist ein Kern-
land in der Entwicklung der Garten-
kunst. In den unterschiedlichen Epo-
chen haben sich Gartenstile entwi-
ckelt, die Gärten und Parks zu aner-
kannten Denkmälern machen. Neue
Gärten greifen zeitgenössische Ent-
wicklungen auf und vermitteln den
(Wieder-)Aufbau von Landschaft.

Die Gartenkunst, ob historisch
oder zeitgenössisch, ist eine der Mög-
lichkeiten, auf aktuelle Fragen der
Stadtentwicklung, Stadtgestaltung
und Stadtgesellschaft einzugehen.
Auch wenn sich in Gesellschaft und
Politik erst langsam durchzusetzen
scheint, dass Gärten und Parks ge-
meinsam mit der umgebenden Land-
schaft zu unserem kulturellen Erbe
gehören – Gärten, Parks und Grünan-
lagen sind wichtige Bestandteile der
Baukultur. Innerhalb Europas bieten
sie die Chance zur regionalen Identi-
tät und sind gemeinsam mit den Kul-
turlandschaften im Spannungsfeld
von Ökonomie, Ökologie, sozialen
und kulturellen Fragestellungen die
notwendigen Bausteine, um regiona-
le Charakteristika positiv zu verstär-
ken und Defizite auszugleichen.

Folglich war es nur logisch, dass
die Europäische Union das Projekt
„European Garden Heritage Network“
unter den Aspekt nachhaltiger Regi-
onalentwicklung gestellt hat. Im Rah-
men des bundesweit einzigartigen
Projekts ist es Aufgabe von insgesamt

elf Partnern aus Nordrhein-Westfa-
len, Cheshire, Somerset und Surrey in
England sowie der Pays de la Loire in
Frankreich, das gartenkulturelle Erbe
in Nordwesteuropa zu fördern, das
Bewusstsein der Öffentlichkeit für
Gartenkultur zu schärfen und die kul-
turtouristischen Potenziale von Gär-
ten und Parks unter Einbezug ihrer
Kulturlandschaften umweltverträg-
lich und nachhaltig zu stärken.

In neun Routen der Partnerlän-
der werden insgesamt 22 Gärten und
Parks sowie eine Vielzahl kulturland-
schaftlicher Elemente vorgestellt.
Weitere Aktionsfelder u.a. mit der
Entwicklung offener Bildungsange-
bote, Marketing/Tourismus, Zugäng-
lichkeit/ Erreichbarkeit/ Gewinnung
neuer Besucherinnen und Besucher
ergänzen das Konzept, in einem in-
ternationalen Dialog konkrete Hand-
lungsmaximen zu erarbeiten.

Vier europäische Themen – Ge-
schichte der Gartenkunst, Zeitgenös-
sische Gärten, Gärten berühmter Per-
sonen und Fruchtbare Gärten – zeigen
anhand von 50 beispielhaft aufgeführ-
ten Gärten und Parks ihre gestalteri-
sche Verbindung innerhalb Europas
auf.

Die „In-Wert-Setzung“ von histo-
rischen Stätten, Gebäuden und Kul-
turlandschaften sowie deren öffent-
liche Wahrnehmung als unverzicht-
bares Element gesellschaftlicher
Entwicklung verlangt eine inhalt-
lich/strukturell wie institutionell re-
gionale Ausrichtung.

Hierfür stehen in Nordrhein-West-
falen die Landschaftsverbände Rhein-
land (LVR) und Westfalen-Lippe. Als
Rechtsnachfolger der alten preußi-
schen Provinzialverwaltung vertritt im
rheinischen Landesteil der LVR die
überregionalen Interessen von 14
kreisfreien Städten und 13 Kreisen.
Aufgaben im Kultur- und Umweltbe-
reich, Themen der Sozial- und Ge-
sundheits- sowie Integrationspolitik
und die Förderung Körper und Sinnes
beeinträchtigter Kinder und Jugend-
lichen können so mit identischen
Standards kommunal übergreifend
und wirtschaftlich erledigt werden.
In einer Region wie dem Rheinland,
das wie kaum eine andere glei-

Schlosspark Dyck, Ankergarten          Foto: Roswitha Arnold

Die Gärten von Haus Lange/Haus Esters, Krefeld  (Mies van der Rohe)
Foto: Jürgen Gregori, Rheinisches Amt für Denkmalpflege, LVR

chermaßen durch den industriellen
Wandel wie durch historische Stätten
geprägt ist, ist mit der Internationalen
Bauausstellung (IBA) Emscher Park
1989-1999 und dem daraus entwickel-
ten Emscher Landschaftspark ein
Grundstein gelegt worden, der Ökolo-
gie und Ästhetik, Kunst und Natur ei-
nen neuen Rahmen gibt. Die Aufgabe
dieser Bauausstellung war es, neue
Impulse für eine Industrieregion des
Ruhrgebiets zu entwickeln, die städ-
tebaulich, kulturell, sozial und ökolo-
gisch einem tief greifenden Struktur-
wandel unterworfen war.

Als Instrument moderner Struktur-
politik gründeten sich auf Initiative
des Landes Nordrhein-Westfalen aus
der IBA Emscher Park so genannte
Regionalen; Kooperationen auf Zeit,
die mit einem vielseitigen Themen-
spektrum regionale Lösungen für
den städtischen, landschaftlichen
und wirtschaftlichen Strukturwan-
del konzipieren und in konkrete Ak-
tionen umsetzen, die zukunftsorien-
tiert das regionale Profil schärfen.

Als weiteres Ergebnis dieser Ko-
operationen haben sich mehr als 60
Garteneigentümerinnen und Gar-
teneigentümer im Verein Straße der
Gartenkunst zwischen Rhein und
Maas zusammen geschlossen.

In diesem Zusammenhang hat
die NRW-Landesinitiative „StadtBau-
Kultur“ mit dem Leitprojekt „Straßen
der Gartenkunst“ einen Faden ge-
sponnen, den der Landschaftsver-
band Rheinland in European Garden
Heritage Network aufgreift: Unter Fe-
derführung des Kulturamtes und in
Zusammenarbeit mit dem Rheini-
schen Amt für Denkmalpflege sowie
dem Umweltamt markiert die Route
Rheinland ein Kernanliegen: die Pfle-
ge des historischen Erbes, die kultur-
touristische Profilierung der Region
Rheinland und die Steigerung der Le-
bensqualität in den Städten durch
Gärten und Parks ist eine gesell-
schaftliche Aufgabe, der sich alle Ak-
teure verpflichtet fühlen. Dies ins Be-
wusstsein der Öffentlichkeit zu stel-
len, lokale und regionale Initiativen
einzuladen, mit Maßnahmen die
Rahmenbedingungen für den Erhalt
und Ausbau von Grünanlagen zu ver-
bessern, ist dabei gemeinsames Ziel.

Der für die Route Rheinland ge-
wählte Projekttitel „Einblicke – Ausbli-
cke, Garten, Architektur, Landschaft“
zeigt, wie sehr diese Elemente
miteinander verwoben sind. Gärten
sind Mittler zwischen Architektur
und Umgebung; in ihrer Wechselwir-
kung ermöglichen sie ganz besonde-
re Perspektiven. Mit dem Ankergar-
ten Schloss Dyck und dem Schloss-
park Benrath in Düsseldorf, dem
Schlosspark Drachenburg in Königs-
winter, den Historischen Gartenanla-
gen „Neuer Tiergarten“ Kleve sowie

dem Lousberg Park in Aachen ist es
nicht nur gelungen, trotz zahlenmäßi-
ger – projektimmanenter – Beschrän-
kung, eine geografisch und inhaltlich
repräsentative Auswahl für die Route
Rheinland zu erarbeiten. Durch das
gemeinsame Engagement des Rhei-
nischen Denkmalamtes sowie des
Umweltamtes und öffentlichen, pri-
vaten und Stiftungsgärten wurde
einmal mehr die kulturregionale
Funktion des Landschaftsverbandes
Rheinland deutlich – eine Funktion,
die gemeinsame Interessen bündelt
und über kommunale Grenzen hin-
weg zu einem Ganzen vernetzt.

Die Auswahl der Gärten für ein
europäisches Projekt wurde von allen
Beteiligten als Auszeichnung und An-
erkennung für die kontinuierlichen
Bemühungen um den Erhalt und die
Pflege des kulturellen Gartenerbes
empfunden. Und sie gilt auch als An-
sporn: so hat beispielsweise die Stadt
Aachen als verantwortliche Trägerin
des Lousberg - Parks ein lange geplan-
tes Parkpflegewerk in Angriff nehmen
können, das den ersten, von einer Bür-
gerschaft initiierten Volkspark in denk-
malpflegerischer Hinsicht bewahrt.

Gerade diese inhaltliche wie insti-
tutionelle Vernetzung trägt in erheb-
lichem Maße dazu bei, durch Profi-
lierung im öffentlichen Bewusstsein
auf die Qualität und Bedeutung grü-
ner Oasen aufmerksam zu machen.

Publikationen zu European Garden
Heritage Network:
Die Gartenrouten Rheinland, Müns-
terland, Westfalen-Lippe, Ruhrgebiet
Web-Adressen:
European Garden Heritage Network:
www.eghn.eu
www.wege-zur-gartenkunst.de
Landschaftsverband Rheinland:
www.lvr.de
Ankergarten Schloss Dyck:
www.stiftung-schloss-dyck.de
Straße der Gartenkunst:
www.strasse-der-gartenkunst-de

Die Verfasserin ist Referentin für
Projektmanagement, Regionale

Kulturpolitik  und Öffentlichkeits-
arbeit im Kulturamt, Landschafts-

verband Rheinland. 
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Köln muss seine Potenziale wieder nutzen
175 Fachleute diskutieren im Kölner Rathaus über kulturpolitische Fragen � Von Arne Birkenstock

Manchmal ist es eine einzige Zahl,
die die kulturpolitische Debatte ei-
ner Stadt in Bewegung bringen
kann. In Köln ist das zur Zeit die
�27�. Köln steht bei den Pro-Kopf-
Ausgaben für die Kultur auf Platz 27
noch hinter Cottbus und Frankfurt
an der Oder. Auch im Vergleich der
Großstädte ist die Kunstmetropole
vom Rhein Schlusslicht und liegt
abgeschlagen hinter München,
Frankfurt am Main, Düsseldorf, Ber-
lin, Essen und Hamburg. Darauf wie-
sen die Experten im Workshop �Fi-
nanzierung� beim 1. Kölner Kultur-
politischen Symposium hin. Seit-
dem ist die �27� eine feste Größe
in der Debatte um den aktuellen
Haushalt und den Plan des Ober-
bürgermeisters, den Anteil der Kul-
turausgaben am städtischen Etat
schrittweise zu verdoppeln.

A uf dem „1. Kölner Kulturpoliti-
schen Symposium“ diskutier-

ten am 20. und 21. Oktober mehr als
170 Fachleute und Experten aus dem
ganzen Bundesgebiet über kulturpo-
litische Fragestellungen und entwar-
fen Strategien für Kunst und Kultur in
Köln und in anderen Kommunen.
Einhellige Meinung der Experten:
Köln hat das Potential zur Kunststadt
Nummer eins in Nordrhein-Westfa-
len, nutzt aber seine Potentiale nicht.

Das „1. Kölner Kulturpolitische
Symposium“ war – so scheint es – die
richtige Tagung zur richtigen Zeit am
richtigen Ort. In Köln konnte das
Symposium vor allem deshalb eine so
große Wirkung erzielen, weil es in
dieser Stadt ein Vakuum gibt und das
seit etwa 15 Jahren. In dieser Zeit ist
nicht nur der Anteil der Kulturausga-
ben am städtischen Gesamthaushalt
von knapp sechs auf knapp drei Pro-
zent heruntergefahren worden, man
hat es auch versäumt, nachhaltige
strategische Überlegungen über Zie-
le und Mittel der Kulturpolitik in Köln
anzustellen.

Der Kölner Kulturrat – ein Zusam-
menschluss der Repräsentanten von
45 bürgerschaftlichen Förderverei-
nen des Kulturbereichs mit insgesamt
ca. 20.000 Mitgliedern – hat darauf
schon 2003 in einer Studie zur Kunst-
stadt Köln aufmerksam gemacht
(„Köln 2020 – Leitbild: Kunststadt“,
Download unter www. koelner
kulturrat.de) und hat damit eine sehr
kontroverse Diskussion ausgelöst.
Das „1. Kölner Kulturpolitische Sym-
posium“ ist letztlich auch eine Kon-
sequenz aus dieser Studie. Die Kultur
in Köln braucht nicht einfach nur
mehr Geld, sondern sie braucht eine
Strategie.

Dies hat auch der neue Kölner
Kulturdezernent Professor Georg
Quander erkannt. „Wir müssen se-
hen, dass wir den großen Ruf, den
diese Stadt als Kunst- und Kulturstadt
lange Zeit genossen hat, wieder in-
stand setzen, da es hier aufgrund ver-
schiedenster schwieriger Haushalts-
gründe und anderer Umstände in den
zurückliegenden Jahren in der Tat
Defizite gegeben hat.“ Erste Konse-
quenzen sind gezogen: Die Stadt hat
einen Kulturwirtschaftsbericht in
Auftrag gegeben, und sie wird 2007
wird einen Kulturentwicklungsplan
unter breiter Beteiligung aller „Kultur-
arbeiter“ vorlegen. Quander sucht
den Schulterschluss auch mit den in
zahlreichen Fördervereinen kulturell
engagierten Bürgern und unterstütz-
te den Kölner Kulturrat als Veranstal-
ter des Symposiums mit Nachdruck.
Auch der Oberbürgermeister hat
dazu gelernt und scheint sich heute
der Tatsache bewusst zu sein, dass
Köln die Künste braucht, nicht nur
ihrer selbst wegen, sondern auch als
Alleinstellungsmerkmal, Wirtschafts-
faktor und Mittel der Integration und
Bildung. Fritz Schramma öffnete das
Rathaus für das Symposium und war

selbst nicht nur zur Eröffnung
zugegen, sondern diskutierte auch
mit, als sich die geladenen Experten
zum Thema „Kulturfinanzierung“
austauschten.

Die Schlussfolgerungen der gro-
ßen Runde aus Kultur, Politik und
Wirtschaft deckten sich zum Teil mit
denen der Experten aus dem Work-
shop zum „Publikum der Zukunft“:
Dort wurde darauf hingewiesen, dass
Köln auch auf mittlere Sicht eine re-
lativ junge Millionenstadt bleiben
werde und damit beste Voraussetzun-
gen habe. Trotzdem wurden auch
hier große Defizite in der Ansprache
und im Angebot für das Kulturpubli-
kum diagnostiziert. So fehle es an
profilierten Leuchttürmen, an einem
gemeinsamen Marketing und an ei-
ner klaren Zukunftsplanung.

Es wurde außerdem betont, dass
sich die Anforderungen an Kulturin-
stitutionen radikal gewandelt haben.
Zum einen entstehe durch die weit
höhere räumliche Flexibilität nicht
nur ein größeres Einzugsgebiet für
Kulturanbieter, sondern eben auch
eine dramatisch gewachsene Konkur-
renzsituation mit den Anbietern an-
derer Kommunen. Außerdem gäbe es
eine relativ feste Bindung bestimm-
ter Bevölkerungsgruppen an be-
stimmte Kulturangebote kaum noch.

Die „Kulturkundschaft“ ist nicht
nur räumlich, sondern auch inhalt-
lich sehr flexibel und sprunghaft ge-
worden. Darauf müssen sich Kom-
munen wie Köln mehr als bisher ein-
stellen, indem sie einerseits Leucht-
türme etablieren, die auch überregi-
onal zu strahlen vermögen und
andererseits genre- und spartenüber-
greifende Angebote und Strukturen
schaffen. Darüber hinaus mahnten
die Experten umfassendere Angebo-
te im Bereich der kulturellen Bildung
an und nannten den Kölnern nach-
ahmenswerte Beispiele aus Hamburg
und Berlin.

Zwei weitere Workshops befass-
ten sich mit den Themen „Kunsthal-
le“ und „Film“. Köln braucht eine ei-
gene Kunsthalle, konstatierten die
Experten im vom Kulturdezernent
Quander moderierten Workshop.
Nicht nur weil es eine solche bis zum
Abbruch der Joseph-Haubrich–
Kunsthalle über viele Jahre gab, son-
dern auch weil Köln seinen Ruf als
Kunststadt dringend beleben und er-
neuern muss. Die Stadt kann dabei
auf die Unterstützung zahlreicher in-
teressierter Bürger und Förderer zäh-
len. Wichtig ist dabei ein Konzept, das
als kulturpolitischer Impuls auch
wahrgenommen wird und der Kon-
kurrenz aus Düsseldorf und Bonn ge-
wachsen ist. Die im Neubau des Kul-
turzentrums am Neumarkt vorgese-

hene Lösung erfüllt diese Kriterien
nicht und ist mit zu vielen Schwierig-
keiten und Mängeln behaftet. Eine
Kunsthalle für Köln braucht eigene
Räume. Die Experten forderten des-
halb einvernehmlich eine strukturelle
und inhaltliche Neukonzeption an
einem anderen Ort.

Im Workshop „Film“ wurde eine
desaströse Situation für die Filmkul-
tur in Köln ausgemacht: Die bisheri-
ge Aufmerksamkeit der Kommune für
die Filmkunst erfasst deren gesell-
schaftliche Bedeutung nicht im Ge-
ringsten. Das kommunale Budget für
die freie Filmszene beträgt weniger
als 0,1 % des Kölner Kulturhaushalts!
60.000 Euro stehen jährlich für ca. 10
Initiativen und 5 Spartenfestivals zur
Verfügung. Der Zerfall der Filmkultur
in Köln seit mehr als 10 Jahren ist u.
a. festzumachen an der Schließung
jahrzehntelang bedeutender und
bundesweit bekannter Kinostandor-
te (Broadway Ehrenstraße, Residenz
Kaiser-Wilhem-Ring, Lupe Mauritus-
steinweg), der inzwischen fast kom-
pletten Nichtberücksichtigung Kölns

bei großen Filmpremieren, der Strei-
chung des früher sehr renommierten
Filmfeuilletons im „Kölner Stadtan-
zeiger“, dem Wegbleiben großer Ge-
sichter des Films u.a. Durch die
Schließung der erwähnten Arthaus-
Standorte in Köln erreicht ein Teil der
jährlich produzierten deutschen und
internationalen Arthaus-Filme die
Millionenstadt Köln nicht mehr. Auch
die monatlich erscheinenden Stadt-
zeitschriften sind dabei, die Filmfeuil-
letons zu kürzen, weil immer stärkere
Unsicherheit darüber besteht, welche
Kinofilme den Standort Köln über-
haupt erreichen. Die Experten forder-
ten ein großes kommunales Kino im
neuen Bühnenkomplex und einen
Filmbeauftragten oder –Intendanten,
der die bestehenden Angebote besser
vernetzt und vermarktet und auf Au-
genhöhe mit den Direktoren und In-
tendanten der anderen Künste ver-
handeln kann. „Film gehört jedenfalls
in Gestalt des großen Kinofilmformats
gleichberechtigt in den Kanon der
Künste“, so die Experten. Und damit
ebenso gleichberechtigt in jede kom-
munale Kulturplanung.

Womit man dann wieder bei der
„Finanzierung“ wäre... Unter den Ex-
perten und Teilnehmern des Sympo-
siums waren viele Praktiker, die sich
nicht auf die bloße Forderung nach
steigenden Mitteln beschränkten. Die
Experten waren sich der aktuellen Fi-
nanznöte vieler Kommunen bewusst
und hatten viele Anregungen zu der
Frage, wie die vorhandenen für Kul-
tur zur Verfügung stehenden Mittel
effizienter eingesetzt werden können.
Stichworte wie „Selbständigkeit“,
„Profilbildung“ und „Kooperation“
mögen in diesem Zusammenhang
schon anderswo gefallen sein, sie
wurden auf dem Symposium aber
auch in konkretere Handlungsoptio-
nen gegossen und sie sind – das ist
vielleicht das wichtigste Ergebnis des
Symposiums – in Köln auf fruchtba-
ren Boden gefallen. Die Erkenntnis
scheint gereift, dass es so nicht wei-
tergehen kann in dieser Stadt und
dass nach der Strategiefindung auch
Entscheidungsprozesse anstehen, die
nicht alle im Kulturbereich gleicher-
maßen erfreuen werden.

Das „1. Kölner Kulturpolitische Sym-
posium“ war ein Auftakt und ein
Impuls dazu. Während das Kulturde-
zernat jetzt die Diskussion über ei-
nen Kulturentwicklungsplan in die
Stadt tragen will, plant auch der Köl-
ner Kulturrat eine Öffnung der Dis-
kussion und lädt ab Januar 2007
Künstler, Politiker und Vertreter der
Wirtschaft zu verschiedenen Ge-
sprächsrunden und Foren ein. Im
Mittelpunkt steht dabei aktuell die
Forderung nach einer Erhöhung des
Kulturhaushalts, die der Oberbürger-
meister zwar will, die im Rat der Stadt
– vor allem bei SPD und Grünen –
aber noch umstritten ist. „Wir wollen
hier Überzeugungsarbeit leisten“,
sagt Dr. Peter Bach, der Sprecher des
Kölner Kulturrates, „und das Sympo-
sium hat uns dafür gute Argumente
an die Hand gegeben.“ Mittelfristig
sollen die Gespräche zwischen Ver-
waltung, Bürgern, Politik und Kunst
über aktuelle Haushaltsdebatten hi-
nausgehen und in eine breite Strate-
giedebatte münden. Auch ein Sym-
posium soll in zwei Jahren wieder
stattfinden, denn die Veranstalter
sind zufrieden, nicht nur mit den Er-
gebnissen, sondern auch mit der Re-
sonanz auf das Symposium. Die her-
vorragend besetzten Expertenpanels
sorgten für hohe Teilnehmerzahlen
und für Diskussionen und Ergebnis-
se auf hohem Niveau. „Der Erfolg gibt
uns recht! In Köln muss und kann
strategisch diskutiert werden, auch
wenn es um Kultur geht“, sagt Kultur-
rats-Sprecher Dr. Peter Bach. Der Kul-
turdezernent Professor Georg Quan-
der zeigte sich ebenfalls hochzufrie-
den mit dem Verlauf der Veranstal-
tung und Helmut Haumann, der Vor-
standsvorsitzende der Rheinenergie-
Stiftung Kultur, die das Symposium fi-
nanziert hatte, hofft, dass sich das
Kölner Symposium zu einer nationa-
len Instanz entwickelt. Köln wollte
selbst ein Stück weiterkommen und
endlich einmal wieder positive kultur-
politische Impulse nach Innen und
Außen geben. Beides ist gelungen.

Der Verfasser ist Projektleiter des
„1. Kölner Kulturpolitisches

Symposiums“ 

Ein hartes Stück Arbeit
Kultur in Köln � Von Hans-Georg Bögner

KOMMUNALE KULTURPOLITIK

Die Kultur in Köln hat eine längere
Phase der Stagnation und des Rück-
schritts hinter sich. Über fast ein
Jahrzehnt gingen keine strukturel-
len und konzeptionellen Überlegun-
gen mehr von der Kulturverwaltung
aus. Hinzu kam ein Oberbürgermeis-
ter, der eine langen Serie von Plei-
ten, Pannen und Skandalen zu ver-
antworten hat, die Köln zur Lach-
nummer in den überregionalen
Feuilletons machte. Einher ging die
systematische Absenkung des Kul-
turetats.

D ie neuen Mehrheiten und neu-
en Köpfe im Kölner Rat hatten

ab dem Herbst 2004 ein schweres
Erbe anzutreten und gingen syste-
matisch ans Werk. In schneller Folge
fielen geräuschlos und solide, im Ge-
gensatz zu den Jahren vorher, wichti-
ge Personalentscheidungen: von Mu-
seumsleitungen über die Philharmo-
nie, dem Stadtarchiv, dem Kulturbei-
geordneten bis hin zu einer Stadtkon-
servatorin und einer neuen Schau-
spielintendantin. Köln stellte sich
personell in entscheidenden Positio-
nen neu auf, weitere Weichenstellun-
gen müssen zeitnah folgen.

Einige grobe Mängel in der Fi-
nanzausstattung wurden, trotz Haus-
haltssicherungsgesetz, bereits im lau-
fenden Haushaltsjahr ausgeglichen:

1,2 Mio. Euro mehr für die städti-
schen Bühnen, ein großes Bausanie-
rungs- und Klimatisierungspro-
gramm für die städtischen Museen,
ein Anschluss des historischen Ar-
chivs an die moderne Datentechnik,
weitere Atelierflächen für bildende
Künstler usw., um nur einige Dinge zu
nennen.

Neben der unterjährigen Erhö-
hung von Etatmitteln wurden wich-
tige kulturpolitische Entscheidungen
getroffen. Nach fast 15-jähriger Dis-
kussion konnte ein Grundsatzbe-
schluss für den Ausbau der archäolo-
gischen Zone und dem Bau eines
Hauses der jüdischen Geschichte auf
dem Rathausvorplatz beschlossen
werden, die Sanierung des Riphahn -
Opernhauses und die Neuerrichtung
eines Schauspielhauses am Offen-
bachplatz wurde mit dem Planungs-
auftrag begonnen, die Grundsteinle-
gung für das Kulturzentrum am Neu-
markt konnte stattfinden, der Rohbau
wird bereits während des Evangeli-
schen Kirchentages im Juni 2007 be-
spielt.

Die Verhandlungen mit den
Nachbarstädten Bonn und Düssel-
dorf über die Errichtung einer ge-
meinsamen Tanzcompany am Rhein
haben begonnen, eine Zusammenar-
beit der Bibliotheken Köln, Bonn und
Siegburg wird angedacht, Überlegun-

gen zur Flexibilisierung der städti-
schen Kultureinrichtungen bis hin zu
möglichen Rechtsformänderungen
sind in der Diskussion, ein jährlicher
Kulturbericht wird als Informations-
und Werbemittel erscheinen und ein
bis zum Jahre 2014 perspektivisch
ausgerichteter Kulturentwicklungs-
plan soll bis Herbst 2007 mit den Ak-
teuren des Kölner Kulturlebens erar-
beitet werden.

Die Aufbruchstimmung ist deut-
lich spürbar und wie so oft in Köln
wurde die positive Trendwende be-
gleitet und angetrieben durch ein
kulturinteressiertes und engagiertes
Bürgertum.

Der Kölner Kulturrat, ein Zusam-
menschluss von Fördervereinen Köl-
ner Kultureinrichtungen, der vor fast
2 Jahren bereits eine Leitbildstudie
erarbeitet hatte, die leider bei den
damals Verantwortlichen zu wenig
Gehör fand, lud zu einem kulturpoli-
tischen Symposium ein und verste-
tigte damit den kulturpolitischen Dis-
kurs. Bedauerlich ist lediglich, dass
zwar viele auswärtige Experten treff-
lich über die unterschiedlichsten
Themenstellungen sprachen, teilwei-
se dozierten, die Diskussion mit den
Kunst- und Kulturtreibenden aus

Die romanische Kirche Groß St. Martin steht mitten in der Kölner Altstadt. Im
Vierungsturm über dem Kleeblattchor dominiert gemeinsam mit dem Kölner
Dom das Rheinpanorama.               Foto: Köln Tourismus
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Zum Stand der Dinge
Erklärung der Rektorenkonferenz der deutschen Kunsthochschulen � Von Karin Stempel
Am 18. Mai 2006 verabschiedete die
Rektorenkonferenz der Deutschen
Kunsthochschulen (RKK) in Halle fol-
gende Erklärung: �Das deutsche
Kunsthochschulsystem, das zu den
erfolgreichsten der Welt gehört, ist
durch Aspekte des Bologna-Prozes-
ses in seiner Substanz bedroht. Ge-
rade wegen der Ziele des Bologna-
Prozesses müssen die Bundesländer
den Sonderstatus für die Kunsthoch-
schulen aufrechterhalten bzw. aktiv
vorantreiben. Nur so ist auch künf-
tig die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Kunsthoch-
schulen und eine qualitätvolle Wei-
terentwicklung künstlerischer Aus-
bildung gewährleistet!�

D iese gemeinsame Erklärung
fußt auf einer intensiven De-

batte, die ausgelöst durch den Bolo-
gna-Prozess über mehrere Jahre hin-
weg in unterschiedlichsten Ge-
sprächsrunden geführt wurde.

In diesen Diskussionen ging es
nicht darum, die Reformbedürftig-
keit der Ausbildung an deutschen
Kunsthochschulen generell in Abre-
de zu stellen, sondern es ging vor al-

BOLOGNA-PROZESS

Köln aber nicht stattfand, weil sie an-
gesichts eines Teilnehmerbeitrags
von 107 Euro nicht anwesend waren.
Dennoch, der Ansatz und die Bespie-
gelung von Außen taten gut und rüt-
telten etwas an der dem Rheinländer
eigenen Selbstgefälligkeit.

Die Wichtigkeit der Kunst und der
Künstler und deren Förderung für
eine Kulturstadt wie Köln, die
einstmals mit der New Yorker Kultur-
szene im gleichen Atemzug genannt
wurde, scheint nun auch beim Ober-
bürgermeister erkannt worden zu
sein, Reue, Abbitte und Umkehr
scheinen angesagt.

Nun weiß man aber im katholi-
schen Rheinland, dass die Absoluti-
on nur der reuige Sünder erhält, dem
man den Wunsch zur Besserung auch
tatsächlich abnimmt. Die Tatsache,
dass der vollmundig angekündigte
Erhöhungsbetrag des Oberbürger-
meisters tatsächlich nur zu 50% im

eingebrachten Haushaltsentwurf auf-
taucht, lässt das ganze Wortgeklingel
leider unglaubwürdig und in zweifel-
haftem Licht erscheinen und an der
tätigen Reue zweifeln.

Trotzdem hätte jeder an der Sache
interessierte Kulturpolitiker, unab-
hängig von der Farbenlehre, eine
deutliche Erhöhung des Kulturetats
mit Hurrageschrei begrüßt, hätten
der Oberbürgermeister und seine
Verwaltung einen ausgeglichenen
Haushalt vorgelegt oder auch nur
eine Deckung vorgeschlagen.

Fatalerweise aber ist der Erhö-
hungsbetrag Teil eines 100 Mio. Euro
Defizits und kommt statt in inhaltli-
che jetzt in rein etatistische Diskus-
sionszusammenhänge, Auseinander-
setzungen, die der Kultur noch nie gut
getan haben. Hinzukommt, dass die
angedachten Erhöhungen nicht mit
Schwerpunktsetzungen und Projek-
ten verbunden wurden, sondern im
Gießkannenverfahren überall etwas
die Lücken schließen sollen. In Zei-
ten knapper öffentlicher Kassen kann

Kulturpolitik aber nicht nur additiv
betrieben werden, sondern braucht
vielmehr perspektivische und inhalt-
liche Konzepte und Vorarbeiten. Die-
se werden jetzt in den Fraktionen
nachgeholt werden müssen, um,
wenn nach neuesten Steuerschätzun-
gen und anderen Einnahmeverbesse-
rungen der tatsächliche Spielraum
auch für den Kulturetat ersichtlich
wird, auch zu handeln. Ich bin zuver-
sichtlich, dass es gelingen wird, schon
im Haushalt 2007 einen ersten Schritt
zur finanziellen Besserstellung der
Kölner Kultureinrichtungen zu erzie-
len. Dabei kann es nicht um weitere
Aufblähung von Kulturbürokratie ge-
hen, sondern um einen Umbau hin
zu Serviceeinheiten, die in der Lage
sind, Hilfestellungen für die Beiträge
von Künstlerinnen und Künstlern
zum Kölner Kulturleben zu geben. Da
sind infrastrukturelle Grundlagen zu
legen, Stärken zu stärken, aber es wird
auch den Mut brauchen Schwächen
zu schwächen, Alleinstellungsmerk-
male für Köln zu erarbeiten.

Diese Aufgabenstellung erfordert aber
mehr Nachdenken und Zeit, als in den
wenigen Wochen bis zur Verabschie-
dung des Haushaltes Mitte Februar
2007 zur Verfügung steht. Es kann im
kommenden Haushalt lediglich, aber
immerhin, um einen ersten Schritt,
ein finanziell positives Signal gehen.
Die eigentliche Konzeptionsarbeit
folgt danach, muss allerdings auch
folgen, wenn das Ziel einer langfris-
tigen Verdoppelung der Kulturmittel
ernsthaft erreicht werden soll. Nicht
umsonst hat die Politik die Kulturver-
waltung mit der Erarbeitung eines
Kulturentwicklungsplanes beauf-
tragt. Hier müssen die strukturellen,
konzeptionellen und finanziellen
Wege in der freien und städtischen
Kultur Kölns beschrieben werden,
mit Zielvorstellungen und Zeitvorga-
ben. Schwerpunktsetzungen ermög-
lichen Konzentration und gegebe-
nenfalls Umschichtungen.

Diese konsequente, konzeptio-
nelle Arbeit wird auch notwendig, um
die derzeit auf Rankings und Prozent-

zahlen verengte Diskussion wieder
aus der Defensive zu führen und
nachhaltig Erfolg zu haben. Deshalb
wird sich bereits Ende Januar eine
öffentliche Veranstaltung im Ratssaal
mit dem Thema des Kulturentwick-
lungsplanes befassen. Dieses Pla-
nungs- und Steuerungsinstrument
muss zu fundierten Ergebnissen füh-
ren, Modelle, Wege, Strukturen, aber
auch Visionen aufzeigen, wie planvoll
der verspielte Ruf als Kulturmetropo-
le zurückgewonnen werden kann.
Kölns Kulturpolitik ist auf dem guten
Weg, aber der Weg ist noch lang, zu-
viel Versäumtes und unbedacht Be-
schädigtes gilt es nachzuholen oder
zu reparieren. Ein hartes Stück Arbeit
liegt vor uns, aber ich bin sicher, es
wird sich lohnen und letztendlich
auch in Euro und Cent auszahlen.

Der Verfasser ist kultur- und
medienpolitischer Sprecher der

SPD-Ratsfraktion im Rat der Stadt
Köln seit 2004 und Ehrenvorsitzen-

der des Kulturrat NRW e.V. 

Bologna-Prozess
Bereits im Jahr 1998 haben die Bil-
dungsminister Frankreichs, Italien,
Großbritanniens und Deutschlands die
so genannte Sorbonne-Erklärung un-
terzeichnet, in der sie dem Willen Aus-
druck verleihen, bestehende Hemm-
nisse im europäischen Bildungsraum
abzubauen und die Zusammenarbeit
im Hochschulbereich zu verbessern.
Im Jahr 1999 unterzeichneten 29 eu-
ropäische Nationen die Bologna-Erklä-
rung und verpflichten sich damit, bis
zum Jahr 2010 einen europäischen
Hochschulraum zu schaffen. Neben
den EU-Mitgliedsstaaten und damali-
gen Beitrittskandidaten haben weite-
re europäische Staaten die Bologna-
Erklärung mit unterzeichnet, so dass
sie über die Europäische Union hin-
aus wirkt. Unterzeichnerstaaten sind:
Belgien, Bulgarien, Dänemark,
Deutschland, Estland, Finnland, Frank-
reich, Griechenland, Großbritannien,
Irland, Island, Italien, Kroatien, Lett-
land, Lichtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Niederlande, Norwegen,
Österreich, Polen, Portugal, Rumäni-
en, Slowakische Republik, Slowenien,
Spanien, Schweden, Schweiz, Tsche-
chische Republik, Türkei, Ungarn und
Zypern.
In der Bologna-Erklärung haben sich
die Unterzeichnerstaaten auf folgen-
de Ziele verständigt:
· Einführung eines Systems leicht ver-

ständlicher und vergleichbarer Ab-
schlüsse,

· Schaffung eines zweistufigen Sys-
tems von Abschlüssen,

· Einführung eines Leistungspunktesys-
tems,

· Beseitigung von Mobilitätshemmnis-
sen,

· Förderung der europäischen Zusam-
menarbeit in der Qualitätssicherung,

· Förderung der europäischen Dimen-
sion in der Hochschulausbildung.

Die erste Nachfolgekonferenz fand im
Jahr 2001 in Prag statt. Hier wurden
die bisherigen Ziele des Bologna-Pro-
zesses bekräftigt und drei zusätzliche
Ziele verabschiedet:
· Förderung der Lebenslangen Lernens,
· Förderung der Beteiligung der Stu-

dierenden an der Gestaltung des eu-
ropäischen Hochschulraums,

· Förderung der Attraktivität des euro-
päischen Hochschulraums.

In der zweiten Nachfolgekonferenz im
Jahr 2003 in Berlin wurden konkrete
Umsetzungsprojekte bis zum Jahr 2005
definiert, hier soll die dritte Nachfolge-
konferenz in Bergen (Norwegen) statt-
finden. Zusätzlich wurde vereinbart:
· die Doktorandenausbildung in den

Bologna-Prozess einzubeziehen,
· Bachelor/Master-Studiengänge ein-

zuführen,
· die Anerkennung von Abschlüssen zu

verbessern,

· die Qualitätssicherung auf instituti-
oneller, nationaler und europäischer
Ebene zu fördern.

Anlässlich der dritten Nachfolgekon-
ferenz in Bergen (2005) wurde eine
Zwischenbilanz der bisherigen Umset-
zung des Bologna-Prozesses gezogen.
Speziell wurde sich bei dieser Nach-
folgekonferenz mit den sozialen Be-
langen der Studierenden befasst.
Ebenso wurde beschlossen, dass die
Promotionsphase strukturierte Studi-
enanteile einschließt und Fähigkeiten
vermitteln soll, die auf den Arbeits-
markt ausgerichtet sind.
Im letzten Fortschrittbericht vom De-
zember 2004 wird u.a. für Deutsch-
land berichtet, dass im Jahr 2002 die
rechtlichen Voraussetzungen für die
Einführung von Bachelor- und Master-
studiengängen geschaffen wurden. Im
Jahr 2003 wurde die bildungspoliti-
sche Grundsatzentscheidung getrof-
fen, bis zum Jahr 2010 die zweistufi-
gen Abschlüsse möglichst flächend-
eckend einzuführen. Hinsichtlich der
Lehrerausbildung haben 11 Länder
damit begonnen, die Studiengänge
entsprechend umzustellen. Ab dem
Jahr 2005 erhalten alle Absolventen
ein Diploma Supplement, dass Anga-
ben zu den Studienabschlüssen und
erworbenen Qualifikationen enthält.
Die Kunsthochschulen und zu Beginn
der Debatten auch die Musikhoch-
schulen standen dem Bologna-Pro-
zess kritisch gegenüber. Die Kunst-
hochschulen halten diese Distanz
weitgehend aufrecht. Die Ausbildung
im Bereich der Freien Kunst zielt nicht
auf einen spezifischen Arbeitsmarkt
an. Es gibt keine Arbeitgeber, denen
ein Zeugnis vorgelegt werden muss.
Es geht hier darum eine künstlerische
Persönlichkeit, die eigene Werke
schöpft. Dafür sind Freiräume erfor-
derlich. In den Musikhochschulen wer-
den neben den Schöpfern künstleri-
scher Werke, also den Komponisten,
vornehmlich ausübende Künstler aus-
gebildet, die ihren Platz auf dem Ar-
beitsmarkt finden müssen. Selbstver-
ständlich müssen auch ausübende
Künstler ihren eigenen Ausdruck fin-
den. Ihre Arbeit unterscheidet sich
dennoch von der der Urheber.
Vielleicht stehen darum die Musik-
hochschulen dem Bologna-Prozess
offener gegenüber.
Wesentlich am gesamten Bologna-
Prozess ist, dass er von einer umfas-
senden Studienreform begleitet wird.
Alle Studiengänge, die dem Bologne-
Prozess unterworfen werden, werden
einer umfassenden Revision unterzo-
gen und teilweise neu gestaltet. Hierin
liegen Chancen des Bologna-Prozes-
ses.

Die Redaktion
Der Blick vom Park auf das Hauptgebäude der Kunsthochschule Kassel          Foto: Kunsthochschule Kassel

lem darum, deutlich zu machen,
dass eine Verbesserung der Ausbil-
dungssituation nur vor dem Hinter-
grund einer eingehenden Analyse
der Schwächen und Stärken der bis-
herigen Praxis erreicht werden kann,
bei der die Erfahrungen, Kommen-
tierungen und Zielsetzungen der
Beteiligten und Betroffenen ebenso
berücksichtigt werden müssen wie
die Tatsache, dass gerade das viel
gescholtene Ausbildungsideal deut-
scher Kunsthochschulen offenbar
große Attraktivität für Studierende
und Lehrende nicht nur im europäi-
schen Raum, sondern auch weit
darüber hinaus hat.

Vorausgegangen war dieser Erklä-
rung bereits im Jahre 2004 eine ein-
deutige Stellungnahme gegen die
Einführung von Bachelor- und Mas-
terstudiengängen in den künstleri-
schen Studiengängen, die auch von
den Kollegen und Kolleginnen mitge-
tragen wurde und wird, die zwischen-
zeitlich zur Einführung von MA-/BA-
Abschlüssen qua Verordnung und
meist gegen besseres Wissen gezwun-
gen worden sind. Der Wortlaut des
Beschlusses lautete wie folgend: „Die

Kunsthochschulrektorenkonferenz
bekräftigt mit Nachdruck ihren Be-
schluss vom 13. Mai 2004. Die als ein-
deutig künstlerische Disziplinen aus-
gerichteten Studiengänge sind von
Beginn an auf die Person und die in-
dividuelle Entwicklung ihrer prakti-
schen und künstlerischen Fähigkei-
ten gerichtet. Dementsprechend fin-
det sie in Deutschland in der Regel als
Einzelunterricht und/oder in Klassen
statt. Künstlerische Ausbildung ist
daher weder modularisierbar noch
international standardisierbar. Mit
diesem einstimmigen Beschluss der
Kunsthochschulrektorenkonferenz
werden alle Kunsthochschulen aufge-
fordert, auf dieser Basis ihre Studien-
strukturen umzusetzen bzw. fortzu-
setzen.“
Auf der Grundlage dieses Beschlus-
ses führten Vertreter der RKK Ge-
spräche mit der Kultusministerkon-
ferenz (KMK), die dazu führten, dass
für die künstlerischen Studiengänge
ein Sonderstatus eingeräumt wurde,
wobei es den Ländern anheim ge-
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Zum Stand der Dinge

stellt ist, darüber zu entscheiden,
was ein künstlerischer Studiengang
sei. Klar gilt dies für die freie Kunst,
standortbezogen kann es für die vi-
suelle Kommunikation gelten. Apo-
diktisch abgelehnt wurde es für den
Bereich  des Produktdesign und für
die Kunstpädagogik und Kunstge-
schichte, die als eindeutig wissen-
schaftliche Studiengänge angesehen
werden, die demzufolge auf Gedeih
und Verderb modularisiert werden
müssen. Nimmt man die propagier-
ten Zielsetzungen des Bologna-Pro-
zesses ernst, erscheint auch diese
Entscheidung als fragwürdig wie die
nachhaltige Kritik der betroffenen
Disziplinen verdeutlicht.

Die gegenwärtige Situation ist
mehr als verwirrend: Es gibt im
Grundsatz eine einvernehmliche
Stellungnahme der deutschen
Kunsthochschulen im Hinblick auf
die Beibehaltung des Sonderstatus,
es gibt verschiedenartige Diskussi-
onsstände in den unterschiedlichen
Ländern und es gibt unterschiedlich
weit fortgeschrittene Umsetzungen
des Bologna-Prozesses, der mehr Pro-
bleme schafft als zu lösen und mehr
Fragen aufwirft als Klärungen herbei-
zuführen und eine zuweilen chaoti-
sche Argumentation, die deutlich
macht, dass man sich nicht auf einer
formalen Ebene qua abstrakter Be-
schlussfassung mit der MA-/BA-Pro-
blematik auseinandersetzen darf,
sondern dass es um eine dezidiert in-
haltliche Auseinandersetzung gehen
muss und um eine eindeutig inhalt-
liche Positionierung. Die folgenden
Ausführungen sollen verdeutlichen,
mit welch fragwürdiger Logik hier ein
vermeintliches Reformmodell umge-
setzt wird, dass die scheinbar Han-
delnden entmündigt und die propa-
gierten Ziele konterkariert.

Was uns bewegt

Alle gegenwärtigen Debatten über
die Reformbedürftigkeit der deut-
schen Bildungslandschaft, in der
zum Beispiel die Hochschulrekto-
renkonferenz (HRK) mit der Parole
„Mehr Engagement für Bildung, Wis-
senschaft und Forschung“ antreten,
reflektieren diese nichtsdestotrotz
unter Gesichtspunkten eines mehr
oder minder funktionierenden Wirt-
schaftsunternehmens zwischen In-
vestition und Abschreibung und füh-
ren damit letztendlich buchhalteri-
sche Diskurse, die die Regeln für eine
grundlegende Überprüfung der Bil-
dungslandschaft festlegen. Regelge-
recht ist damit, was den Regeln ei-
ner kaufmännischen Rechnungsle-
gung entspricht und sich innerhalb
dieses Bezugsrahmens behauptet:
Grundlage des Rechnungswesens
sind Quantitäten, ihr Ziel Profit.

Was damit um sich greift ist eine
massive und massenhafte Margina-
lisierung der künstlerischen Inhalte
der Bildung, die im Wesentlichen
von Nicht-Kulturproduzenten und
ihrem alles verschlingenden Regel-
werken erzeugt wird.

Die Hochschulen sind demnach
Anbieter, die Studierenden Konsu-
menten, die in einem Preis-Leistungs-
verhältnis stehen, das sich über credit
points auf der einen Seite und tea-
ching points auf der anderen Seite
definiert. Was auf der Strecke geblie-
ben ist, sind die spezifischen Inhalte,
die sich vor dieser allgemeinen Folie
nahezu eliminieren lassen, da es sich
um zu vernachlässigende Größen
handelt. Bildung wird auf Ausbildung
reduziert, deren Parameter ein sich
selbst regulierendes System bestimmt,
der Markt, der als Deus ex Machina
alle Probleme löst – sic erat demonst-
randum. Wir bilden für Berufsfelder
aus, die noch entwickelt werden müs-
sen, der Markt wird’s schon richten –
und produzieren berufsbefähigende

Abschlüsse, die zumindest im Falle
der juristischen Ausbildung vor Ge-
richt nicht standhalten. Wir lassen
uns von privaten Gesellschaften ak-
kreditieren nach Maßgaben eines ob-
skuren Marktes, der womöglich über-
haupt nichts mit unseren Märkten zu
tun hat, mit Sicherheit aber nichts mit
unseren Produkten.

Was nun?

Zu konstatieren ist eine gewisse Dis-
parität zwischen dem Spektakel der
Globalstrategien und der undurch-
dringlichen Realität von lokalen Tak-
tiken, was noch dadurch befördert
wird, dass umso mehr sich der Staat
auf der Bundesebene aus dieser
Sphäre zurück zieht, die Regelungs-
dichte auf Seiten der Länder umso
stärker anschwillt.

Trotzdem – im Umgang mit die-
ser absurden Situation werden Hand-
lungs- und Umgangsweisen sichtbar,
innerhalb derer es gelingen kann die
Funktionsweise des Vorgegebenen
umzuorganisieren. All business is lo-

cal. Eine Möglichkeit bietet die Kri-
tik der verordneten Ideologien – d.h.
eine kritische Würdigung der Ziele,
die das verordnete Regelwerk der Ra-
tionalitäten für sich als Legitimation
und Inhalt exklusiv in Anspruch
nimmt – also Mobilität, Internatio-
nalisierung, Vergleichbarkeit und
Wettbewerbsfähigkeit.

Ich glaube, es ist überflüssig, den
Nachweis erbringen zu müssen, dass
gerade im Bereich von Kunst und
Kultur ein Höchstmaß an internati-
onaler Mobilität Gang und Gäbe ist,
ohne dass sich die Akademien und
Hochschulen bislang als Touristik-
unternehmen und Reisebüros mit
entsprechenden Transferleistungen
verstehen mussten.

Ich glaube, es ist ebenso unnötig
über die Internationalisierung zu
sprechen, denn Kunst und Kultur
sind schon immer Vorreiter auf die-
sem Gebiet gewesen, was statistisch
untermauert werden kann, aber
nicht etwa wegen ihrer Vergleichbar-
keit, sondern gerade wegen ihrer Un-
vergleichbarkeit.

Wettbewerbsfähig – auch wenn dies
wie ein Abgleiten in eine populäre
Ratio anmutet – ist man nicht, indem
man das Gleiche anbietet, sondern in-
dem man etwas anderes anbietet – al-
lein auf welchem Markt? Es wäre hilf-
reich dies zu wissen, eh man sein Sor-
timent zusammenstellt. Nun ist mir
durchaus bewusst, dass eine Kritik der
Ideologie nichts an deren Funktionie-
ren ändert, da sie nur den Schein von
Distanziertheit innerhalb des Zugehö-
rigkeitsbereichs erzeugt, aber gerade
dieser Schein lässt das uns allen als al-
lein seligmachendes Regelwerk Pro-
pagierte in einem anderen Licht, um
nicht zu sagen Zwielicht erscheinen.
Z.B. nicht als einzig mögliche Ord-
nung, mit der die definierten Ziele er-
reicht werden können, vielleicht sogar
als ein in sich nicht konsistentes Re-
gelwerk, das gerade das verhindert,
was es zu betreiben vorgibt. Der Dis-
kurs über die Reformbedürftigkeit der
Hochschulen im Sinne von Bologna
berührt diese nur marginal:
1. Die Bezugspunkte der verordne-

ten Regelwerke sind nicht aus der

Freie Kunst á la Bolognese
Die Tauglichkeit des Bachelor-Master-Systems für Studiengänge der Freien Bildenden Kunst � Von Peter M. Lynen

BOLOGNA-PROZESS

spezifischen Qualität und beson-
deren Aufgabenstellen abgeleitet.

2. Das Denken und Handeln in
Quantitäten erzeugt nicht notwen-
digerweise Qualitäten

3. Wettbewerb macht nur dann Sinn,
wenn Unterschiede kultiviert wer-
den, d.h. wenn der Wettbewerb
nach eigenen aus der Disziplin
heraus entwickelten Kriterien er-
folgt.

4. Es gibt nicht einen Markt, sondern
viele Märkte und

5. Will ich mich auf einem Markt be-
weisen, ist es gut, ihn zu kennen.

6. Neben den Marginalien, über die
im allgemeinen verhandelt wird,
gibt es noch etwas anderes, über
das geschwiegen wird, was aber
das Eigentliche der gemeinsamen
Produktion ausmacht bzw. wie ich
meine ausmachen sollte, nämlich
die Unterscheidung und die damit
verbundenen Qualitäten.

Die Verfassern ist  Vorsitzende der
Rektorenkonferenz der Deutschen

Kunsthochschulen 

Nach der überdurchschnittlich ein-
helligen und weitgehend parteiüber-
greifenden Willensbildung in der
bildungs- und kulturpolitischen
Landschaft soll der Bologna-Pro-
zess in Deutschland mit der Einfüh-
rung des Bachelor-Master-Systems
flächendeckend � d.h. in allen Län-
dern, Hochschularten und Studien-
gängen � und zeitnah abgeschlos-
sen werden. Dabei hat ein speziell
�deutscher� Weg durchaus Kontu-
ren angenommen. Ausnahmen
davon sind sowohl möglich als auch
politisch und rechtlich durchsetzbar.
Strittig sind hier etwa noch Studi-
engänge mit Staatsexamina. In
NRW hat das für die Kunsthoch-
schulen derzeit geltende Hoch-
schulgesetz in § 84 a zwar als Re-
gelfall bestimmt, dass alle Hoch-
schulen ihr Angebot an Diplom- und
Magisterstudiengängen umstellen
müssen, es sieht aber als insoweit
einzige Ausnahme vor, dass �im
Bereich der Freien Kunst weiterhin�
die bisherigen Grade zulässig sind.
Ein Vergleich der Systeme macht
deutlich, warum dies richtig ist und
auch andernorts gelten sollte.

D ie Einführung des Bachelor-
Master-Systems in Deutschland

beruht auf Absprachen internationa-
ler Bedeutung und nationaler Ver-
bindlichkeit (innerhalb des deut-
schen Föderalismus), die und deren
Umsetzung mit der Vokabel „Bolo-
gna-Prozess“ verbunden werden.
Materiell handelt es sich im wesent-
lichen um die folgenden Ziele und Er-
wartungen, die mit der Einführung
dieses Systems und der damit ver-
bindlich werdenden Studienreform
verknüpft sind:
· Es soll ein gestuftes System von Ab-

schlüssen eingeführt werden, wo-
nach eine große Anzahl der Studie-
renden mit dem Bachelorgrad als
dem ersten berufsqualifizierenden
Abschluss erfolgreich in die Berufs-
welt entlassen werden soll. Ein ge-
wisser Anteil der Studierenden soll
durch das Masterstudium weitere
wissenschaftliche und berufsbezo-
gene Qualifikationen erhalten, was
auch Regelvoraussetzung für noch
höhere akademische Grade (etwa
den Doktorgrad) ist. Beiden Studi-
engängen liegt eine Gesamtstudien-
zeit von fünf Jahren zugrunde, wo-
bei es zwei Modelle gibt (zum einen
das, nach dem der Bachelorgrad in
drei und der Mastergrad in zwei
weiteren Jahren erworben wird, und
zum anderen das, nach dem man
Bachelor in vier Jahren und Master
in einem weiteren Jahr werden
kann).

· Das System soll für alle Hochschul-
arten (Universitäten, Fachhoch-
schulen, Kunsthochschulen) und
prinzipiell für alle Studiengänge
(mit der besonderen Problematik
bisheriger Staatsexamina) gelten,
wobei künftig die bislang weitge-
hend gängige – wenn auch nicht un-
umstrittene – Aufteilung in stärker
wissenschaftsorientierte Studien-
gänge an Universitäten und stärker
anwendungsorientierte Studien-
gänge an Fachhochschulen keines-
wegs geboten ist. Der Masterstudi-
engang kann betonter konsekutiv
(aufbauend auf den bisherigen Qua-
lifikationen) oder betonter weiter-
bildend (mit Sonderqualifikationen)
angelegt sein.

· Das System soll die internationale
Vergleichbarkeit der Studiengänge
und Abschlüsse erhöhen und zu ei-
nem größeren personellen Aus-
tausch (mit einer Erhöhung des An-
teils ausländischer Studierender in
Deutschland und leichteren Mög-
lichkeiten des Studienortwechsels)
führen.

· Prüfungen sollen im wesentlichen
studienbegleitend ablaufen und
durch hochschulübergreifende ver-
gleichbare und berechenbare Leis-
tungspunktsysteme erfasst werden,
welche die bisherige Notengebung
ersetzen.

· Das bisherige ministerielle Geneh-
migungsverfahren von Studiengän-
gen und ihren maßgeblichen Ord-
nungen wird durch ein Akkreditie-

Hauptgebäude der Kunstakademie Düsseldorf                 Foto: Hubertus Neuerburg

rungsverfahren ersetzt (bzw. ein sol-
ches Verfahren wird vorgelagert),
das durch Akkreditierungsagentu-
ren und von diesen eingesetzten
Sachverständigenkommissionen
durchgeführt wird.

Wenn es darum geht, die Taug-
lichkeit dieses Systems für die Studi-
engänge der Freien Kunst zu unter-
suchen, ist unerlässlich, die typi-
schen Merkmale dieser Studiengän-
ge und ihren historischen Kontext
wenigstens mit groben Strichen zu
skizzieren. Um Freie Kunst an einer
Kunsthochschule (Kunstakademie)
studieren zu können, müssen die
später Studierenden ein Auswahlver-
fahren (Verfahren zur „Feststellung
der künstlerischen Eignung“) durch-
laufen, wobei nur ein geringer Anteil
der Bewerbungen von Erfolg gekrönt
ist (mancherorts nur wenige Prozent,
höchstens bis zu einem Drittel). In
Kunsthochschulen kommt man „nur
schwer hinein“, dafür „leichter hin-
aus“. Bis in die 70er/80er Jahre des
vergangenen Jahrhunderts waren
Abschlussprüfungen und entspre-
chende akademische Grade in Studi-
engängen der Freien Kunst nicht üb-
lich. Erst infolge der damaligen De-
batte um Diplome und andere be-
rufsqualifizierende Hochschulgrade
wurden solche Abschlüsse einge-
führt. Damals war das Bestreben vor-
rangig, weder eine Segmentierung
des Kunststudiums in künstlerische
Einzeldisziplinen vorzunehmen,
noch eine Verschulung mit einer Fül-

le von Leistungsnachweisen und
punktuellen Prüfungen einzuführen.
Das Kunststudium war durch die Zie-
le der Unterstützung künstlerischer
Begabungen, der Förderung eines in-
dividuellen Werdeganges und der
Entwicklung zur Künstlerpersönlich-
keit geprägt. Berufsvorbereitung war
nicht auf „Stellen“ oder eingegrenzte
berufliche Tätigkeitsfelder ausgerich-
tet, was angesichts des zu allen Zei-
ten schwierigen Marktes für junge
Künstlerinnen und Künstler ein un-
realistisches Unterfangen gewesen
wäre. Die heutigen Abschlüsse wer-
den an deutschen Kunsthochschulen
unterschiedlich bezeichnet (vielfach
als „Diplom“, aber auch durch spezi-
elle Grade, wie den „Akademiebrief“).
Zu diesen Abschlüssen kommt der
besondere Titel des/der Meisterschü-
ler/in. Hier gibt es zwei verschiede-
ne Modelle. Zum einen das des Meis-
terschülers als persönliche Ehrung
und Auszeichnung während des Stu-
diums, die mit dem Namen und der
Entscheidung einer Professorin oder
eines Professors untrennbar verbun-
den sind. Zum anderen das des Meis-
terschülers als eines zweiten Ab-
schlusses nach einem erfolgreichen
Aufbaustudium, über dessen Zugang
bei oder nach dem ersten Abschluss
entschieden wird.

Im Zentrum der künstlerischen
Studiengänge steht das Atelierstudi-
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Ressentiments gegenüber dem Bolognaprozess
Was spricht für, was gegen die Umstellung der künstlerischen Studiengänge � Von Christian Fischer

Ohne Zweifel, aus dem Blickwinkel
einer großen und international re-
nommierten künstlerischen Hoch-
schule wie der Universität der Küns-
te Berlin liegen die Vorteile der her-
kömmlichen Studiengänge und Ab-
schlüsse an künstlerischen Hoch-
schulen darin, dass man sie kennt
und seit Jahrzehnten mit einer Aus-
bildung in Kunst, Musik, Gestaltung
und Darstellender Kunst von höchs-
ter Qualität verbindet, und das nicht
nur in Deutschland, sondern auch
und vor allem im Ausland. Es wird
allzu häufig übersehen, dass es sich
bei den künstlerischen Studiengän-
gen in weiten Bereichen um ein Eli-
testudium handelt, um dessen
hochselektives Auswahlverfahren
und dessen charakteristischen Ein-
zel- oder Kleingruppenunterricht
uns die wissenschaftlichen Hoch-
schulen eigentlich beneiden müss-
ten. Deswegen sind ein uneffizien-
tes Studium, mangelnde Motivati-
on von Studierenden und Lehren-
den, Überschreitung der Regelstu-
dienzeiten auf breiter Front zwar ein
guter Grund für eine umfassende
Studienreform in Deutschland. Die
Leistungen und Traditionen der
künstlerischen Ausbildung in
Deutschland können dafür aber
nicht der Anlass gewesen sein.

D eshalb wäre es unredlich zu
leugnen, dass die Umstellung

auf Bachelor und Master auf Seiten
der künstlerischen Hochschulen
(zuerst) als äußerer Zwang wahrge-
nommen wurde und wird. Dement-
sprechend groß sind die Ressenti-
ments und auch der Ärger über Lan-
desregierungen, die Reformeifer und
Fantasie einfordern, andererseits
aber allzu oft finanzielle und struk-
turelle Rahmenbedingungen setzen,
die geeignet sind, jeglichen reforme-
rischen Ansatz im Keim zu ersticken.
Es wäre aber genauso unredlich zu
behaupten, die künstlerische Ausbil-
dung in Deutschland sei an keiner
Stelle reformbedürftig und sozusa-
gen resistent gegenüber den Umwäl-
zungen der Zeit.

Es ist sicherlich eine unspektaku-
läre, aber nichtsdestotrotz äußerst
wirksame Rechtfertigung dieser Re-
form, dass sie nicht nur die Gelegen-
heit bietet, sondern die Studiengän-
ge geradezu zwingt, ihre Ausbil-
dungsziele, ihre Lehrinhalte und ihre
Organisationsstruktur von Grund
auf neu zu überdenken. Wer einmal
versucht hat, in einer Zeit hoch-
schulreformerischer Ruhe, Studien-
inhalte oder -organisation zu än-
dern, der weiß, wovon die Rede ist.

Dies kann sicherlich nicht die einzi-
ge Begründung für einen solch um-
fassenden, die Ressourcen in Be-
schlag nehmenden Reform-Prozess
sein. Man muss aber ernüchtert fest-
stellen, dass der Effekt, die Beweg-
lichkeit von Kollegien und Fakultä-
ten flächendeckend wiederzubele-
ben, anders nur schwer vorstellbar
gewesen wäre, so dass diese Gele-
genheit auch dankbar aufgegriffen
werden muss.

Dass die Reform zu solch einem
grundsätzlichen Überdenken der
bisherigen Studienangebote führt,
hängt einerseits mit der Stufung der
Studiengänge, also mit der Einfüh-
rung von Bachelor und Master zu-
sammen. Hier stellen sich unange-
nehme Fragen. Wurde ein Absolvent
beispielsweise in zehn Semestern
ausgebildet, dann wird es für die
Qualität seines Abschlusses vermut-
lich sekundär sein, ob er am Ende
seines Studiums ein Diplom- oder
Masterzeugnis erhalten hat. Was ist
aber mit Bachelorabsolventen nach
sechs Semestern, falls sie nicht we-
gen mangelnden Talents, sondern
wegen einer Herabsetzung der Plät-
ze für Studienanfänger im Master
keine Chance auf Fortführung ihres
Studiums haben? Sind sie dann „hal-
be“ Künstler/Musiker/Schauspieler
usw.? Gibt es für sie einen Markt? Was
bedeutet das für Studieninhalte und
-organisation? Diese Problematik
stellt sich je nach Fach und Studien-
ort unterschiedlich dar. Die generel-
le Vorgabe der Kultusministerkonfe-
renz (KMK) lautet, dass Bachelorstu-
diengänge mindestens sechs und
höchstens acht Semester, Masterstu-
diengänge mindestens zwei und
höchstens vier Semester umfassen,
zusammengenommen aber zehn
Semester nicht überschreiten dür-
fen. Dadurch, dass die KMK künst-
lerischen Kernfächern einer Hoch-
schule zugesteht, die Regelstudien-
zeit zusammengenommen sogar auf
12 Semester auszuweiten, entspannt
sich zwar die Lage insbesondere in
der Musik, löst aber nicht grundsätz-
lich das Problem. Immerhin muss
das Wissenschaftsressort dem Rück-
griff auf die Ausnahmeregel zustim-
men, und es gibt Studiengänge, wo
bisher acht Semester intensiver Aus-
bildung für die künstlerische Ausbil-
dung ausreichten. Dies ist bei Schau-
spiel der Fall, und es ist schwer ver-
mittelbar, warum ein Schauspieler
dann nur den Bachelortitel führen
darf, während seine Arbeitskollegen
in der Regie und Dramaturgie, des
Bühnenbilds und -kostüms alle ei-
nen Mastertitel führen, weil die KMK

vorschreibt, dass man für den Mas-
tertitel mindestens 10 Semester bzw.
300 Leistungspunkte studiert haben
muss.
Letzteres führt zu dem zweiten
Standbein der Reform, das dafür Sor-
ge trägt, dass die Studiengänge von
Grund auf überdacht werden müs-
sen, nämlich die sogenannte Modu-
larisierung. Sie teilt das Studium in
„Module“, die aus einer oder meh-
reren Lehrveranstaltungen bestehen
und abschließend geprüft werden,
so dass der Abschluss sukzessive er-
arbeitet wird. Zusätzlich werden für
das Studium 30 sogenannter Leis-
tungspunkte pro Semester ange-
setzt, die das gesamte Studium
(Selbststudium und Unterricht) ei-
nes „durchschnittlich begabten“
Studenten dadurch abbilden sollen,
dass man pro Leistungspunkt 30
Zeitstunden veranschlagt. Selbstver-
ständlich muss für jedes Modul eine
Leistungspunktezahl festgelegt wer-
den. Und unterm Strich dürfen pro
Semester nicht mehr als 30 Leis-
tungspunkte herauskommen. Die
40-Stunden-Woche hat somit Einzug
in die künstlerische Hochschule er-
halten. Modularisierung und Leis-
tungspunkte mögen die richtige Ant-
wort für unstrukturierte wissen-

schaftliche Studiengänge sein, die
bundesweit vor allem durch hohe
Abbrecherquoten auffallen. Der
Geist, der aus dieser Reform spricht,
scheint aber der künstlerischen Aus-
bildungspraxis eher fern zu stehen.

Es wäre aber irreführend, sich an
dieser Stelle ausschließlich auf die
Theorie zu fixieren. Einerseits ist die
Praxis der Reform reichlich pragma-
tischer. Andererseits sind viele Stu-
diengänge in der Gestaltung, Dar-
stellenden Kunst und der Musik
bereits aus ihrer Tradition heraus
engmaschig reglementiert. Letztlich
sind die vergleichsweise wenigen
Reformvorgaben in den konkreten
Umstellungsfragen auslegungsbe-
dürftig, und es hängt von den Betei-
ligten großteils selbst ab, ob sie in
der Manier eines mittleren Finanz-
beamten oder spielerisch und krea-
tiv mit der Reform umgehen. Häufig
ist es mehr die eigene Plan- oder Ide-
enlosigkeit, die Professoren mehr als
nötig an den relativ wenigen Vorga-
ben kleben lässt. Dem in den KMK-
Vorgaben und der Medienberichter-
stattung verspürbaren Geist der Bü-
rokratisierung wird so erst zu seiner
Verwirklichung verholfen. Die Vor-
teile einer Generalrevision der Stu-
diengänge sollte aber die Erfüllung

gewisser formaler Vorgaben deutlich
überwiegen. Für den Bereich der
freien Künste lässt sich das nicht so
ohne weiteres behaupten. Stufung
und Modularisierung unterstellen
einen linearen Ausbildungsprozess,
der sich in einzelne kleine Erfolgs-
stufen unterteilen lässt. Dies wider-
spricht dem individuellen künstleri-
schen Entwicklungsprozess funda-
mental.

Die UdK Berlin hat aus diesem
differenzierten Bild des Bologna-
Prozesses die Konsequenz gezogen,
den Umstellungsprozess aktiv mit-
zugestalten und nicht über sich er-
gehen zu lassen. Das ist mehr als
Rhetorik, beeinflussen doch die ers-
ten Umstellungsergebnisse die wei-
tere Handhabung der Reform. So hat
sich die UdK Berlin zu einer (fast)
kompletten Umstellung auf das ge-
stufte Studiensystem selbst ver-
pflichtet. Die Vorteile der Generalre-
vision der Studieninhalte und des
neuen Systems werden dabei auch
der UdK Berlin zugute kommen: so
gerade die Flexibilisierung der Stu-
dienangebote durch das zweistufige
System, das gerade im Masterbe-
reich interessante und innovative
Studienangebote auch „zwischen“
den angestammten Fächern ermög-
licht. Auch wird die Bruchstelle zwi-
schen Bachelor und Master die In-
tegration ausländischer Studienbe-
werber bzw. den Hochschulwechsel
ins Ausland erleichtern. Der diffe-
renzierte und kreative Umgang mit
der Reform führt aber auch zur Ein-
sicht, dass die Vorteile nicht die
Nachteile aufwiegen, die sowohl
durch die Umstellung auf das ge-
stufte System als auch durch die
Einführung der Modularisierung in
den freien Künsten entstehen wür-
den. Hier hat sich die UdK Berlin
entschlossen, am bestehenden und
bewährten Ausbildungssystem fest-
zuhalten. Chancen und Risiken be-
stehen von dieser Warte aus für bei-
de Studiengangstypen. Die einen
würden Neuland entdecken, wäh-
rend die anderen feststellen könn-
ten, das gerade im Gewohnten das
Außergewöhnliche steckt. Während
sich die einen verlaufen können,
laufen die anderen Gefahr, rechtzei-
tig den Absprung zu verpassen. Die
Zukunft ist diesbezüglich offen,
eine Aussicht, die eine künstleri-
sche Hochschule aber nicht schre-
cken darf.

Der Verfasser ist
Bologna-Berater der Hochschul-

rektorenkonferenz an der
Universität der Künste Berlin 

Haupteingang der Universität der Künste in Berlin              Foto: Matthias Heyde
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um, das traditionell in Künstlerklas-
sen mit einer ausgesprochenen Meis-
ter-Schüler-Beziehung stattfindet. Es
wird dort weniger „gelehrt“ als „gelei-
tet“. Insoweit sind die Kunsthoch-
schulen heute noch Horte eines Ge-
dankenguts, das an den Universitäten
mit dem Namen Wilhelm von Hum-
boldts verbunden wird. Es geht um
einen individuellen learning-by-do-
ing-Prozess, der dem forschenden
Lernen entspricht. Diese Art der per-
sönlichen künstlerischen Auseinan-
dersetzung im Verhältnis der Gegen-
seitigkeit, die von den Studierenden
die Initiative und den Gestaltungswil-
len verlangt, die auch im späteren
Berufsleben in der Kunst unerlässlich
sind, steht einer konformistischen
Studiengangsplanung diametral ent-
gegen. Die hier angedeuteten Prinzi-
pien werden nicht an allen Kunst-
hochschulen und in allen Studien-
gängen der Freien Kunst gleicher-
maßen angewendet. Sie sind auch
nicht unumstritten. Gleichwohl ist

dieses System der deutschen Kunst-
hochschulen insgesamt erfolgreich,
sowohl im Wandel der Zeiten und
Kunstauffassungen als auch im inter-
nationalen Vergleich. Zwar wird na-
türlich nicht jeder Kunsthochschul-
absolvent auf dem Markt erfolgreich,
aber der ganz überwiegende Teil der
heute namhaften Künstlerinnen und
Künstler hat ein Kunststudium
durchlaufen. Der Anteil ausländi-
scher Lehrender und Studierender an
deutschen Kunsthochschulen ist be-
trächtlich (bei örtlichen Unterschie-
den liegt er nicht selten bei einem
Drittel). Deutsche Kunsthochschulen
genießen im Ausland einen sehr gu-
ten Ruf, was im wesentlichen von der
künstlerischen Bedeutung der an ihr
Lehrenden abhängt, nicht von Ab-
schlusstiteln oder Leistungspunkten.

Damit kann man zu vergleichen-
den Aussagen kommen:
· Einerseits gehen die Erwartungen

des Bolognasystems an der Wirk-
lichkeit der Kunsthochschulen
vorbei bzw. diese haben solche Zie-
le bereits erfüllt. Die Kunsthoch-
schulen haben keine Studenten-

massen gestuften Abschlüssen und
einer dementsprechenden Berufs-
welt zuzuführen. Kunsthochschulen
selektieren vorher und sind alles
andere als „Massenhochschulen“.
Die Studierenden der Freien Kunst
(pro Hochschule wenige Hundert)
können nach dem bisherigen Sys-
tem bei Betreuungsrelationen, die
denen amerikanischer Eliteuniver-
sitäten gleichen oder sie sogar über-
treffen, individuell künstlerisch be-
treut und gefördert werden. Wenn
das nicht oder zu wenig geschehen
sollte, ist das kein Systemfehler, son-
dern beruht auf Schwächen einzel-
ner Personen. Auch das Ziel der In-
ternationalität haben die deutschen
Kunsthochschulen im Bereich der
Freien Kunst längst erreicht,
jedenfalls mehr als Universitäten
und Fachhochschulen.

· Anderseits besteht die große Gefahr,
dass das Bolognasystem die notwen-
dige Eigenart und die Vorzüge des
Studiengangssystems der Freien
Kunst schwer beeinträchtigt, wenn
nicht gar völlig zerstört. Die mit der
Aufteilung in ein Bachelor- und ein

Masterstudium systemimmanent
einhergehende Verschulung, die Auf-
splitterung in künstlerische Teilge-
biete und austauschbare Kurse sowie
die Vergabe von allgemein gültigen
und übertragbaren Leistungspunk-
ten sind mit den bisherigen Zielen
und der Methodik der Studiengänge
in der Freien Kunst nicht zu verein-
baren (es sei denn, man betreibt Eti-
kettenschwindel). Das Studium der
Freien Kunst lebt auf beiden Seiten
(Lehrende und Lernende) von sub-
jektiven und unvertretbaren Ent-
scheidungen und Bewertungen auf
individueller Basis. Das erstreckt sich
gerade auf die Fragen, wer bei wem
wie lange was studiert und wie man
den Erfolg dieser Bemühungen ein-
schätzt. In einem Studiengangssys-
tem der Freien Kunst sollten diese
Offenheit und Unbestimmtheit nicht
als Webfehler, sondern als Vorzüge
betrachtet werden.

· Schließlich stellt das Akkreditie-
rungsverfahren gerade in diesem
Bereich eine erhebliche Verschwen-
dung von Zeit und Geld dar. Die bis-
herigen nichtstaatlichen Agenturen

sind fachlich-personell nicht gerüs-
tet; sie müssten von den Kunsthoch-
schulen (auf deren Kosten, also aus
öffentlichen Haushaltsmitteln und
ggf. Studiengebühren) erst in die
Lage der Begutachtung versetzt wer-
den. Das Ergebnis der langwierigen
Begutachtung kann (siehe oben) nur
in einer Verschlechterung der Studi-
engänge oder in dem augenzwin-
kernden Einverständnis bestehen, es
„trotz Bologna beim Alten zu lassen“.

Als Fazit und Beantwortung des
Titels dieses Beitrags lässt sich festhal-
ten: Freie Kunst á la Bolognese ist ein
schlecht bekömmliches Einheitsge-
richt, dessen Zubereitung nur zu noch
schmackhaften Ergebnissen führen
kann, wenn man sich gerade nicht an
das Rezept hält. Im internationalen
Vergleich würden die deutschen
Kunsthochschulen an Sternen und Al-
leinstellungsmerkmalen verlieren.

Der Verfasser ist Kanzler der Kunsta-
kademie Düsseldorf und als Professor
Leiter des Zentrums für Internationa-
les Kunstmanagement (CIAM) an der

Hochschule für Musik Köln 
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Erfolgreiches System
Chancen und Probleme der Hochschulreform � Von Viola Schmidt

Bolognaprozess: Segen oder Fluch
Die Antworten liegen nicht beim �ob�, sondern beim �wie� � Von Thomas Rietschel

Alle deutschen Musik- und Theater-
hochschulen werden bis 2010 ihre
Studiengänge auf Bachelor (BA) und
Master (MA) umstellen. Sie folgen
damit den Vorgaben des Gesetzge-
bers. Erklärte Ziele dieses Prozes-
ses sind u.a. die Vergleichbarkeit
von Abschlüssen, die Förderung der
Mobilität von Studierenden und Do-
zenten sowie die Förderung der eu-
ropäischen Dimension im Hoch-
schulbereich im Bezug auf die Ent-
wicklung von Curricula und die Zu-
sammenarbeit zwischen Hochschu-
len. Inwieweit diese Ziele jedoch im
Rahmen dieses Systems für künst-
lerische Studiengänge erreicht wer-
den können (oder in einigen Teilen
in Bezug auf künstlerische Ausbil-
dung schon längst erreicht sind),
diese Frage ist damit noch nicht
beantwortet.

S o gibt es gute Gründe, die gegen
die Umstellung der künstleri-

schen Studiengänge sprechen.
· Künstlern sind die neuen Abschlüs-

se sowieso egal. „Mich hat in mei-
nem Leben nie jemand nach mei-
nem Abschluss gefragt“, geben die
Künstlerprofessoren in der Regel
zur Antwort. „Entscheidend ist
doch, was man beim Probespiel,
beim Vorsingen, beim Vorsprechen
kann.“ Diese Aussage gilt zwar
genauso für den herkömmlichen
Diplomabschluss, dennoch stellt
sich die Frage, ob denn der ganze
Aufwand überhaupt notwendig sei.

· In der Tat ist es eine ungeheure Auf-
gabe, die gesamten Studienordnun-
gen einer Hochschule völlig neu
aufzubauen. Neben der umfangrei-
chen fachlich-inhaltlichen Arbeit,
die von den hiermit befassten
Hochschulgremien neben dem
ohnehin schon umfangreichen „Ta-
gesgeschäft“ geleistet werden muss,
ist gerade auch der Verwaltungsauf-
wand, der auf die in der Regel klei-
nen und damit „verwaltungsschwa-
chen“ künstlerischen Hochschulen
zukommen wird, enorm.

· Die Frage der internationalen Mo-
bilität der Studierenden war auch
in den Zeiten des Diploms in der
Musikerausbildung für die Hoch-
schulen kein Problem, vielmehr ist
die große Internationalität der Mu-
sikerausbildung (hoher Anteil aus-
ländischer Studierender, internati-
onale Kurse und Akademien etc.) –
unabhängig von der Form des
Hochschulabschlusses – eines ihrer
ureigensten Strukturmerkmale.

· Jede künstlerische Ausbildung
richtet sich neben den handwerk-
lichen und intellektuellen Aspekten
vor allem auf die Entwicklung der
künstlerischen Persönlichkeit des
Studierenden. Solche stets indivi-
duellen Entwicklungsprozesse las-
sen sich eigentlich nicht in nor-
mierten Systemen abbilden, die
nach dem Baukastenprinzip Modul
auf Modul schachteln. Auch die
genaue Berechnung des Arbeits-
aufwandes für ein Musikstudium
(„workload“) ist aufgrund der indi-
viduellen Lernprozesse nicht mög-
lich. Eine künstlerische Entwick-
lung braucht Freiraum: zum Aus-
probieren, zum Experimentieren,
für Umwege und dafür, auch Feh-
ler machen zu können.

All dies sind gewichtige Argu-
mente, um den Bolognaprozess ab-
zulehnen, wie es vor allem die Kol-
legen aus dem Bereich bildenden
Kunst tun. Es gibt jedoch auch Grün-
de dafür, sich auf den Prozess der
Modularisierung einzulassen.
· Ein erheblicher Anteil der Studieren-

den an Musik- und Theaterhoch-
schulen sind angehende Pädagogen,
Wissenschaftler, Kulturmanager und
andere. Bei diesen Studiengängen
relativieren sich die oben genannten
Argumente z.T. erheblich.

· Man sollte auch sehen, dass die viel
beklagte Verschulung dem künstle-
rischen Studium nun nicht ganz
wesensfremd war. Regelmäßige Vor-
spiele sind fester Bestandteil des
Studiums, der aktuelle Leistungs-
stand wird jede Woche im Einzelun-
terricht hinterfragt und auch Begrif-
fe wie „Klasse“ deuten ja eine be-
stimmte Grundhaltung an.

· Entscheidend ist, dass der Bologna-
prozess die Hochschulen zwingt,
ihre Studienordnungen völlig neu
zu konzipieren. Ohne diese Vorga-
be von oben wäre diese gewaltige
aber dringend notwendige Kraftan-
strengung wohl nie in Angriff ge-
nommen worden.

· Der Bolognaprozess wird uns hel-
fen, klare Hochschulprofile zu ent-
wickeln. So wird es sich beispiels-
weise keine Hochschule leisten kön-
nen, in allen Fächer ihre BAs auch
als MAs weiterzuführen. Durch die
Entscheidung für bestimmte Mas-
terstudiengänge werden die Hoch-
schulen also ihre Schwerpunkte,
ihre Stärken oder kürzer: ihr Profil
definieren müssen.

· Durch die Modularisierung werden
die Studienanforderungen für die
Studierenden transparenter, indem
sie die Hochschulen zwingt, Inhalt
und Umfang der verschiedenen
Fächer genau zu definieren.
Dadurch und durch geschickten
Zuschnitt der Module wird dann
auch eine optimale Durchlässigkeit
zwischen den einzelnen Studien-
gängen einer Hochschule erreicht.
Auch der internationale Austausch
und der Wechsel in Deutschland
von Hochschule zu Hochschule
werden in Zukunft durch die grö-
ßere Transparenz von modulari-
sierten Studienordnungen gegenü-
ber klassischen Diplomstudienord-
nungen erleichtert.

· Sinnvoll ist auch die Forderung
nach stärkerer Berufsbezogenheit
der Ausbildung. Natürlich kann
man Künstler nicht marktkonform
ausbilden, aber man kann sie auf
den Markt vorbereiten. Immerhin
werden weit über die Hälfte unse-
rer Absolventen später freiberuflich
tätig sein. Da sollten sie wissen, wie
man mit Verträgen und Steuerfra-
gen umgeht. Auch Praktika werden
zu einem festen Bestandteil eines
Studiums und sie werden den
schwierigen Übergang aus dem
Schonraum der Hochschule in die
Berufswelt wesentlich erleichtern.

· Ein weiterer Aspekt im Zuge des
Bolognaprozesses ist die Qualitäts-
frage. Gerade im Zuge des sich än-
dernden Akkreditierungssystems
in Deutschland wird dem Bereich
der ständigen Beschäftigung mit
dem Thema Qualität in Lehre und
Studium in Zukunft ein besonderes
Augenmerk zukommen: „Die
Hauptverantwortung für die Qua-
litätssicherung in der Hochschul-
bildung tragen die Hochschulen
selbst“ (Kommunique der Bologna-
follow-up-Konferenz Berlin 2003).

· Entscheidend wird jedoch letzt-
endlich sein, was man aus dem
neuen System macht. Eine sture
Übertragung des Status Quo in Mo-
dule wird das Studium nur ver-
schlechtern. Ein intelligenter Um-
gang mit der Modularisierung,
nach dem Motto „sowenig Pflicht
wie nötig, so viel individuelle Ent-
faltungsmöglichkeit wie möglich“,
der also der Persönlichkeitsent-
wicklung Raum lässt, kann im Ver-
bund mit den oben genannten neu-
en Akzentsetzungen zu einer er-
heblichen Verbesserung der Ausbil-
dung führen.

Ein konkretes Beispiel, der Aus-
bildungsbereich ZuKT (Zeitgenössi-
scher und Klassischer Tanz) an der
Frankfurter Hochschule für Musik
und Darstellende Kunst, mag deut-

lich machen, dass die Modularisie-
rung nicht zum Nachteil der künst-
lerischen Ausbildung sein muss.

Junge Tänzer brauchen heute
neben einer guten klassischen Aus-
bildung auch eine umfassende
Schulung in zeitgenössischen und
modernen Techniken, da die Ar-
beitsweisen, das Bewegungsmateri-
al und die Bewegungsstile der Cho-
reographen komplexer und viel-
schichtiger geworden sind, mit flie-
ßenden Übergängen zur Perfor-
mance Art. Heute arbeiten Choreo-
graphen verstärkt interdisziplinär,
setzen sich mit anderen Kunstfor-
men auseinander, beschäftigen sich
mit Neuen Medien und thematisie-
ren vermehrt politische, gesell-
schaftliche und philosophische Fra-
gestellungen. Tänzer sind nicht nur
Ausführende, sondern Mitgestalter
des choreographischen Prozesses.
Dem muss die Ausbildung Rechnung
tragen.

In der Frankfurter Tanzausbil-
dung wird die Einführung von Ba-
chelor- und Masterprogrammen als
Chance verstanden, die bestehende
Tanzausbildung zu hinterfragen und
neue Strukturen und Inhalte in die-
se zu integrieren. Der Bachelor ist
auf 4 Jahre angelegt. Im dritten Jahr

erfolgt eine Schwerpunktsetzung in
Klassischem oder Zeitgenössischem
Tanz. Das Theorieangebot wird
durch Fächer oder Blockseminare
wie Trainingswissenschaft, Einfüh-
rung in wissenschaftliches Arbeiten,
Lichtseminare, Bühnenrecht, Ver-
tragswesen, Fördermittel etc. er-
höht. Die Prüfungen in den Tanz-
technikmodulen erfolgen am Ende
des dritten Ausbildungsjahres. Im
vierten Jahr sind bis zu dreimonati-
ge Praktika in Theatern, Produkti-
onszentren und Freien Gruppen ge-
plant, um so den Übergang in die
Berufspraxis besser vorzubereiten.
Außerdem müssen die Studierenden
eigene Choreographien kreieren und
die theoretische Bachelorarbeit
schreiben. Die Ausbildung ist inter-
disziplinär angelegt und es wird sehr
viel Wert auf das Sammeln von Auf-
führungserfahrung gelegt. Die zahl-
reichen Engagements unserer Absol-
venten nach Abschluss ihres Studi-
ums beweisen, dass dieses Konzept
aufgehen wird.

Im Zusammenarbeit mit Tanzla-
bor_21/Tanzplan Frankfurt Rhein_
Main werden außerdem neue Studi-
engänge gegründet, die Bachelorab-
solventen aber auch bereits im Beruf
stehenden Tänzerinnen und Tänzern

die Möglichkeit geben, den Praxisbe-
zug der Tanzausbildung verstärken:
der zweijährige Masterstudiengang
Tanzpädagogik für Zeitgenössischen
Tanz ab dem Wintersemester 2007/08
und der ebenfalls zwei Jahre dauern-
de Masterstudiengang Choreografie/
Performance ab dem Wintersemester
2008/09, der gemeinsam mit dem In-
stitut für Angewandte Theaterwis-
senschaften der Universität Gießen
entwickelt wird.

Die Frankfurter Tanzabteilung
zählt zu den interessantesten Tanz-
ausbildungen in Deutschland. Sie
hat als erste das Thema der Umstel-
lung auf BA und MA offensiv aufge-
griffen und zeigt damit, dass diese
Umstellung sehr wohl zu einer Ver-
besserung führen kann.

Zusammenfassend ist festzuhal-
ten: Ob der Bolognaprozess für die
künstlerischen Studiengänge ein Se-
gen ist oder ein Fluch, das sollte am
konkreten Beispiel verhandelt wer-
den. Debatten über das „Ob“ werden
dabei nicht weiterhelfen, die Ant-
wort liegt bei der Diskussion über
das „Wie“.

Der Verfasser ist Präsident der
Hochschule für Musik und Darstel-

lende Kunst Frankfurt am Main 
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Die Ständige Konferenz Schauspiel-
ausbildung (SKS), in der alle staat-
lichen Schauspielhochschulen in
Deutschland, Österreich und der
Schweiz ein gemeinsames Forum
haben, befasst sich seit geraumer
Zeit selbstverständlich im Rahmen
der Studienreform mit der Umstel-
lung der Hochschulausbildung. In
diesem Rahmen verständigen wir
uns über heute relevante Studien-
inhalte und ihre Einbeziehung in ei-
nen gesamteuropäischen Prozess.
Wir bemühen uns, die Vorstellungen
der politisch Verantwortlichen und
die Erfahrungen und unterschiedli-
chen Traditionen der deutschspra-
chigen Schauspiel- und Theateraus-
bildung zu berücksichtigen. Unsere
Bemühungen sind geprägt von der
Verantwortung für die Studierenden,
die ein Recht auf eine qualifizieren-
de Ausbildung haben, die es ihnen
ermöglicht, in der sich zunehmend
verändernden Berufswelt einen
Platz einzunehmen, der ihrer künst-
lerischen Persönlichkeit entspricht.
Gleichzeitig sind wir darauf bedacht,
einen Status der Abschlüsse zu er-
halten, der eine hohe gesellschaft-

liche Akzeptanz ausdrückt. Das
deutsche Kunsthochschulsystem ist
erfolgreich. Die Erfolge der Künst-
ler auch im internationalen Ver-
gleich widersprechen einer Verän-
derung, die für eine andere Art der
Ausbildung erfunden wurde.

D er Bolognaprozess stützt sich
hauptsächlich auf wissen-

schaftliche Studiengänge, in die er
eine verbesserte Struktur bringen
kann, was dazu führt, Studienzeiten
zu verkürzen, Abbrecherquoten zu
drücken, effizienter zu arbeiten.

Die Ausbildung in unseren Studi-
engängen Schauspiel, Regie und
Puppenspielkunst begleitet und
lenkt künstlerische Entwicklungs-
prozesse, die spezifisch an Persön-
lichkeiten gebunden sind, die auf
dem Feld der freien Kunst tätig sind.
Durchlässigkeit und Flexibilität des
Studiums sind in diesen Studiengän-
gen Standard. Spezifische Begabun-
gen, die dem Profil der Hochschule
entsprechen, werden durch Zulas-
sungsverfahren ausgewählt und
müssen ihre Ausbildbarkeit inner-
halb des Grundstudiums beweisen.

Ein Bachelorabschluss in den oben
genannten Studiengängen liegt in
seinem workload deutlich unter ei-
nem Diplomabschluss, soll aber be-
rufsbefähigend sein. Sollten wir zu
einer Stufung des Studiums gezwun-
gen sein, müssten wir deutliche
Qualitätseinbußen hinnehmen. Die
Praxis lehrt uns, dass sich zu einem
Masterstudiengang lediglich Studie-
rende entschließen werden, die die
Theater nicht sofort engagieren. Die
künstlerische Ausbildung setzt auf
eine Qualifizierung in der Praxis.

Eine Modularisierung des Studi-
ums, das an die Stufung gebunden
wäre, kann aufgrund der sich aus der
Tradition heraus entwickelten sehr
unterschiedlichen Ausbildungswei-
sen der einzelnen Hochschulen in
Deutschland nicht kompatibel sein.
Ein Abgreifen von einzelnen Modu-
len im Sinne eines Selbstbedie-
nungsladens wird es bei uns nicht
geben. Wir werden  keine befähigten
Generalisten und künstlerischen
Dienstleister ausbilden, sondern

Weiter auf Seite 19

Foyer der Hochschule Frankfurt: Die Studierenden der Schauspielabteilung spielen Slawomir Mrozeks Zabawa.
Foto: Lutz Sternstein
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selbstbewusste künstlerische Persön-
lichkeiten. Dazu bietet uns die Hoch-
schulreform, bezogen auf ihre struk-
turellen Vorgaben, die eine künstlich
eingepflanzte Stufung fordern, der
keine inhaltliche Differenzierung
folgt, keine guten Möglichkeiten.

Die Hochschule für Schauspiel-
kunst „Ernst Busch“ hat wie auch die
anderen Schauspielhochschulen in
Deutschland für die Studiengänge
Schauspiel, Puppenspielkunst und

Regie Anträge auf Ausnahmegeneh-
migung für Studiengänge der freien
Kunst nach Teil B 1., zu Ziffer A 1.3.,
Fußnote 6 der ländergemeinsamen
Strukturvorgaben i. d. F. vom 21.04.
2005 bei ihrem Ressort beantragt.
Damit deutlich wird, dass wir uns
der Studienreform nicht grundsätz-
lich verschließen, sei hier darauf ver-
wiesen, dass wir für den Studiengang
Bühnentanz, der in Kooperation mit
der Staatlichen Ballettschule einge-
richtet wird, sehr wohl eine inhalt-
lich wie auch berufspraktische Be-
gründung für einen Bachelorab-

AUSWÄRTIGE KULTURPOLITIK

Als Tiger gesprungen…
Zur Konsultation über die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik � Von Max Fuchs

Für frühere FDP-Außenminister war
die Sache klar: Kultur ebnet der
Wirtschaft den Weg. Die Konzeption
2000 der ersten rot-grünen Bundes-
regierung hat diesen Ansatz gravie-
rend verändert. Nunmehr war Kultur
der Wegbereiter für Menschenrech-
te und Mittel der Konfliktbewälti-
gung. Nach sieben Jahren Erfahrung
mit einem solchen Ansatz musste
man jedoch sehen, dass man Kunst
und Kultur überfordert, wenn man
zuviel von ihr verlangt, zumal die
Haushaltsansätze mit den ambitio-
nierten Zielformulierungen so gar
nicht mithalten wollten.

D ie Fachwelt hat es daher gerne
gehört: Eine Änderung soll es

geben, weg von der allzu wohlfeilen
Menschenrechtsrhetorik. So ähnlich
hat man zumindest den Außenmi-
nister bei seinen Ausführungen vor
dem Kulturausschuss verstanden.
Und: Man will sich beraten lassen.
Auch dies hörte man gern. Denn
ebenso wie in der nationalen Kultur-
politik sind auch in der Außenkultur-
politik neben dem Staat zahlreiche

nichtstaatliche und zivilgesellschaft-
liche Akteure am Werk. Dabei meine
ich nicht die recht eng geführten
Mittlerorganisationen, deren
Rechtsform zwar Zivilgesellschaft
suggeriert, bei denen letztendlich
aber doch der Staat das erste und
letzte Wort hat, sondern ich denke an
die vielfältigen Projekte der freien
Träger, der Verbände, der Kommu-
nen, die nur zum Teil mit Mitteln des
Auswärtigen Amtes für Deutsch-
lands Bild in der Welt sorgen. Einige
hundert kamen daher am 26.10.2006
im Auswärtigen Amt zusammen:
Künstler, Vertreter großer und klei-
ner Strukturen, Vertreter der Länder
und Kammern und natürlich die Ver-
treter der großen Mittlerorganisati-
on. Die vorab gelieferten Fragen wa-
ren interessant: Welches Bild von
Deutschland soll vermittelt werden?
Wie muss auf veränderte gesell-
schaftliche Realitäten reagiert wer-
den? Wie steht es um den Wettbewerb
um die besten Köpfe? In welchen Re-
gionen der Welt soll man sich enga-
gieren? Da stand man also und war-
tete und wartete, denn erst musste

der Außenminister irgendwo anders
anwesend sein. Dann kam er, der
große Weltsaal im Auswärtigen Amt
war voll besetzt und die Zuhörer
waren konzentriert. Und was er sag-
te, war, nun ja, es war nett. Kultur ist
Investition, man hört es wegen des
Koch-Steinbrück-Papiers immer
wieder gern. „Kultur“ muss dyna-
misch verstanden werden, klar. Kre-
ative Auseinandersetzung mit dem
scheinbar Fremden. Also soweit
ganz gut, es war nichts falsch daran,
aber noch waren die neuen Impulse
nicht zu erkennen. Es war eher eine
Beschreibung des Rahmens, so dass
man auf einige Inhalte wartete. Von
künstlerischer Seite kamen sie nicht,
denn der angekündigte Schriftsteller
Ilja Trojanow war verhindert. So
blieb als einziger inhaltlicher Input
– und dies noch an dieser zentralen
Stelle – der Chef des erfolgreichen
Softwareunternehmens SAP, Hen-
ning Kagermann. Er hielt eine schö-
ne Rede, die jedem wirtschaftspoli-
tischen Forum, über die Qualitäten
des Standorts Deutschland und sei-
ner innovativen Kreativindustrie alle

Ehre gemacht hätte. Es fehlten an-
genehmerweise auch all die neolibe-
ralen Forderungen nach Absenkung
der Sozialstandards, nach Verschär-
fung des Arbeitsrechtes und nach
Steuersenkung für die Wirtschaft, die
die finanziell gut dotierte Lobby des
Neoliberalismus in Person der Mie-
gels, Henkels und wie sie alle heißen
in jeder Talkshow gerne zum besten
geben. Nein, man hörte stattdessen
viel über den Erfolg von SAP, über
Eliten, die SAP hat oder gerne hätte,
darüber wie sich diese Eliten sicher
und wohl fühlen müssen in Deutsch-
land. Eliten ziehen Eliten an. „Eli-
ten“, man ahnt es, waren natürlich
nur solche, mit denen die erfolgrei-
che IT-Branche Geld verdienen
kann. Andere Eliten, die sich auch
für das Bild Deutschlands interessie-
ren, deren vielleicht kritische Refle-
xionen aber nicht so leicht zu Soft-
wareprogrammen und zu Geld zu
machen sind, waren eher nicht an-
gesprochen. Die Botschaft war zum
einen: SAP ist ganz ganz toll, und
dies auch international. Die zweite
Botschaft: Wenn Deutschland auch
ganz ganz toll sein will, dann muss
es von SAP lernen. Denn etwas sa-
lopp: Von SAP lernen, heißt siegen
lernen. Wer glaubt, dass diese In-
haltsangabe ein Zerrbild der Rede
ist, möge sich beim Auswärtigen Amt
den Text verschaffen.

Von den interessanten Fragen
des Einladungstextes wurde also nur
eine bedient: Die nach dem Kampf
um die besten Köpfe. Und hierüber
brauchte man auch nicht mehr zu
diskutieren, denn es war ja schon al-
les gesagt. Also blieb die Hoffnung
auf die Arbeitsgruppen. Ich weiß nur,
was in meiner, der größten, die fol-
gerichtig im Europa-Saal tagte, ge-

schah. Eigentlich sollte es um eine
„Auswärtige Kulturpolitik im Spiegel
des gesellschaftlichen Wandels“ ge-
hen. Interessanterweise haben auch
fast alle Diskutanten darüber spre-
chen wollen, darüber und über die
Rolle der Kunst und der Künstler in
diesem Geschehen. Sie wollten
Ideen einbringen, Erfahrungen, Vor-
schläge kurz: Sie haben die Einla-
dungsfragen ernst genommen. So
hörte man denn auch viele gute
Statements, bei denen der Modera-
tor allerdings zunehmend unruhig
wurde. Er hätte lieber Vorschläge zur
Operationalisierung gehört. Nicht
das Was und das Warum, sondern
das Wie sollte thematisiert werden.
Denn offensichtlich waren die In-
halts- und Zielfragen durch den SAP-
Input schon geklärt. Darauf wollten
sich wiederum nur wenige einlassen.
Am nächsten kam dem dann der Vor-
schlag des früheren Botschafters in
Moskau, Auswärtige Kulturpolitik
müsse nachfrageorientiert sein.
Also, so ein anderer Diskutant, müs-
sen überall die Berliner Philharmo-
niker hin, denn nach denen würde
als erstes gefragt. Vermutlich von
den jeweiligen besten Köpfen und
Eliten, deren Gewinnung ja offenbar
vorrangiges Ziel der Außenkulturpo-
litik werden wird. Ich weiß nicht, ob
die anderen Arbeitsgruppen erfolg-
reicher waren, alternative Inhalte
und Ziele oder pragmatisch sofort
umsetzbare Handlungskonzepte für
die vorgestellten SAP-Inhalte zu lie-
fern. Denn ich musste die Veranstal-
tung verlassen, da ich gelungene
Projekte einer Zusammenarbeit von
Schule und Kulturarbeit im Rahmen
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schluss sehen und derzeit bereits
realisieren. Hierbei geht es um eine
deutliche Aufwertung eines Fach-
schulabschlusses und um die Schaf-
fung von Möglichkeiten, die Berufs-
praxis in differenzierter Form zu
verlängern. In diesem Zusammen-
hang wird auch über einen Master-
studiengang Choreografie nachge-
dacht.

Die Verfasserin ist Prorektorin der
Hochschule für Schauspielkunst

Ernst Busch  und Leiterin der
Fachgruppe Sprechen  

Weiter auf Seite 20
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Paradigmenwechsel in der Auswärtigen Kulturpolitik
Zwei Veranstaltungen zur Rolle von Bildungs- und Kultureinrichtungen in der Außenpolitik � Von Kristin Bäßler

Nicht erst seit der Veranstaltung
�Menschen bewegen � Kultur und
Bildung in der deutschen Außenpo-
litik� im Auswärtigen Amt ist klar,
dass über die Auswärtige Kultur-
und Bildungspolitik erneut reflek-
tiert wird. Zwei Veranstaltungen be-
legen das neu entflammte Thema.

I n seiner Entschließung vom 15.
Februar 1990 „anerkennt” der

Deutsche Bundestag „die Bedeutung
und die Leistung deutscher Schulen
im Ausland als eines der wichtigsten
Instrumente der deutschen Auswär-
tigen Kulturpolitik.“ (Drucksache 11/
6478) Diese Entschließung ist nun
über 16 Jahre her, was aber ist seit-
dem passiert? Welchen Stellenwert
haben die deutschen Schulen im
Ausland? Wie funktioniert der inter-
kulturelle Austausch vor Ort und wie
wird in Zeiten von Kürzungen und
Umstrukturierungen die Zukunft der
deutschen Auslandschulen ausse-
hen?

Im November fand sich der Un-
terausschuss „Auswärtige Kultur-
und Bildungspolitik“ unter dem Vor-
sitz von Peter Gauweiler zusammen,
um Sachverständige zur Entwick-
lung und Situation des deutschen
Auslandschulwesens zu befragen.
Neben Vertretern des Bund-Länder-
Ausschusses für schulische Arbeit im
Ausland, des Wissenschaftlichen
Beirates „Deutsch als Fremdspra-
che“, des Deutschen Industrie- und
Handelskammertages, des Weltver-
bandes Deutscher Auslandsschulen
und der KMK wurde auch der Ver-
band Deutscher Lehrer im Ausland,
der Vorsitzende der AG Ausland-
schulen beim GEW-Hauptvorstand
Erziehung und Wissenschaft und der
Leiter der Deutschen Schule Shang-
hai angehört. Grundsätzlich war
man sich einig, dass den deutsche
Auslandschulen eine ganz entschei-
dende Rolle zukommt: zum einen
tragen sie zur Völkerverständigung
und dem interkulturellen Dialog bei.
Zum anderen vermitteln sie ein po-
sitives Deutschlandbild und Werte

wie Toleranz, Freiheit und demokra-
tisches Zusammenleben, was insbe-
sondere, wie von Angelika Hüfner
von der KMK herausgestellt, die bi-
lateralen und multilateralen Bindun-
gen zwischen der deutschen und
ausländischen Wirtschaft stärkt und
das Interesse ausländischer Partner
für Deutschland vertieft. Darüber
hinaus können die deutschen Aus-
landschulen für die deutsche Bil-
dungspolitik Vorbildcharakter haben,
wie beispielsweise der Umgang mit
dem Fremdsprachenfrüherwerb, des
bilingualen Sachfachunterrichts aber
auch der deutschen Schulpolitik
neue Impulse geben z.B. im Bereich
des interkulturellen Dialoges und der
Eigeninitiativen der Schulen. Durch
ein erhöhtes Maß an Public Private
Partnership, einem vielfältigen fi-
nanziellen und materiellen Sponso-
ring und der erhöhten Eigenleistung
konnte beispielsweise die Auslands-
schule Shanghai die Haushaltskür-
zungen der vergangenen Jahre auf-
fangen. Um diese genannten Poten-
tiale zu erhalten bzw. weiter auszu-
bauen, müssten aber, laut der Sach-
verständigen, bestimmte Grundvor-
aussetzungen gesichert werden.

Dazu gehört vor allem eine Pla-
nungssicherheit für die deutschen
Auslandsschulen. Nur durch eine
verbindliche Zusage bei der Lehrer-
versorgung und die Bereitstellung
notwendiger finanzieller Mittel, die
im Haushalt der auswärtigen Kultur-
politik bereitgestellt werden müs-
sen, könne das deutsche Ausland-
schulwesen weiter Bestand haben
und die neuen Aufgaben, die durch
die Globalisierung, die interkulturel-
len Konflikten und die internationa-
le Bildungskonkurrenz entstehen,
aufgefangen werden. Der Verband
Deutscher Lehrer im Ausland fordert
daher eine ausreichende Versorgung
der Auslandschulen mit qualifizier-
ten deutschen Lehrkräften, so dass
die Qualität der Schulen erhalten
bleibt und die Gültigkeit der Schul-
abschlüsse wie das Abitur oder das
deutsche Sprachdiplom, die ein gu-

tes Ansehen im Ausland genießen,
nicht gefährdet wird. Nur wenn sich
die schulische Ausbildung durch
eine hohe Qualität auszeichnet,
kann der Wettbewerb mit anderen
Schulen im Ausland gewährleistet
werden. Auch müsste es für die ins
Ausland gehenden Lehrer finanziel-
le Anreize geben, die es ihnen
zumindest ermöglichen, nicht
schlechter gestellt zu sein, als ihre
Kollegen in Deutschland. Da ist die
Kündigung des Doppelbesteue-
rungsabkommens, wie mit Brasilien
geschehen, ein schlechtes Signal.

Diese Voraussetzungen haben
dazu geführt, dass laut der AG Aus-
landschulen beim GEW-Hauptvor-
stand, die Zahl erfahrener, hochqua-
lifizierter, von den Ländern beur-
laubten Lehrkräfte, die ins Ausland
gehen, stetig abnimmt und das bei
einem erheblich gestiegenen Bedarf
an Lehrern an Auslandschulen.

Und doch können diese Defizite
nicht allein durch die Erhöhung der
finanziellen Mittel behoben werden.
Dazu bedarf es auch, wie auch in vie-
len anderen Bereichen, Umstruktu-
rierungen und Reformen. Das Bun-
desverwaltungsamt, die Zentralstel-
le für das Auslandsschulwesen, hat
in Abstimmung mit dem Auswärti-
gen Amt somit Reformen eingeleitet,
die die Zukunft der Auslandschulen
sichern sollen. Wie Joachim Lauer
darlegte, gehört dazu ein systemati-
sches pädagogisches Qualitätsma-
nagement unter wissenschaftlicher
Begleitung und in Zusammenarbeit
mit der Bertelsmann-Stiftung, Bund-
Länder-Schulinspektoren mit dem
Ziel der Vergabe eines Qualitätssie-
gels, zentrale pädagogische Stan-
dards, Internationalisierung der
Schulabschlüsse, Erarbeitung päda-
gogischer und betriebswirtschaftli-
cher Kennzahlen sowie Ganztags-

Die Ausstellung „Angehaltene Zeit – Bilder vom Tanz“, die vom Goethe-Insitut mit konzipiert wurde, enthält 50 Fotogra-
fien und Videoinstallationen.             Foto: Goethe-Institut

schulangebote, Fremdsprachenfrüh-
beginn und die Einführung eines
deutschen Sprachdiploms. Diese
Prüfungen sind ein wesentliches Ele-
ment für die nötige Strukturierung
und zur Qualitätsentwicklung des
Deutschunterrichts im ausländischen
Schulwesen. Darüber hinaus müssen
vor Ort existierenden Synergien, wie
sie Jorge Pulido vom Weltverband
Deutscher Auslandschulen darlegte,
stärker genutzt werden, um zum einen
ein breiteres kulturelles Netzwerk auf-
zubauen, zum anderen aber auch um
Kosten einzusparen. In vielen Ländern
existieren viele Institutionen nebenei-
nander und verpassen so die Chance,
mit gemeinsamen Potentialen die
auswärtige Kultur- und Bildungsarbeit
voran zu bringen. So fordert der Welt-
verband deutscher Auslandschulen
vermehrte Kooperationen mit den
Goethe-Instituten vor Ort.

Die Zukunft des
Goethe-Institutes

Was für die deutschen Ausland-
schulen gilt, gilt ebenso für das Goe-
the-Institut. Auch das Goethe-Insti-
tut muss sich, nach den Haushalts-
problemen und den drastischen
Kürzungen der letzten Jahre, Refor-
men unterziehen. Zwar stehen der
größten deutschen Mittlerorganisa-
tion künftig 13,5 Mil. Euro mehr in-
stitutionelle Mittel zur Verfügung.
Doch ohne grundlegende Verände-
rungen, wie institutionelle und per-
sonelle Neuorganisation, strukturel-
le Verbesserungen und innovative
Kooperationsmodelle, kann es auch
hier nicht funktionieren. In einem
Pressegespräch stellten die Bundes-
tagsfraktionen von CDU/CSU und
SPD ihren Entschließungsantrag zur
Stärkung des Goethe-Instituts vor,
der in der ersten Lesung erfolgreich

in den Deutschen Bundestag einge-
bracht wurde. Neben dem Erhalt der
Kernaufgaben wie die Förderung der
deutschen Sprache, die Pflege der
internationalen kulturellen Zusam-
menarbeit und die Vermittlung eines
breiten und zeitgemäßem Deutsch-
landbildes, fordern die Fraktionen
vor allem eine verbesserte Verzah-
nung und Kooperationen der Mitt-
lerorganisationen vor Ort. Neben
dem Goethe-Institut arbeiten zahl-
reiche Organisationen wie der
DAAD, die Alexander von Humboldt-
Stiftung, die Deutsche Welle und vie-
le deutsche Firmen im Ausland als
Kulturbotschafter. „Es soll zur expli-
ziten Aufgabe der deutschen Bot-
schaften und Vertretungen werden,
solche Kooperationen zu initiieren
und zu unterstützen“, heißt es in der
Presseerklärung der Initiatoren Mo-
nika Griefahn (SPD) und Peter Gau-
weiler (CSU). So soll gesichert wer-
den, dass das Goethe-Institut noch
stärker von Synergieeffekten profi-
tieren kann, wie zum Beispiel durch
die Nutzung gemeinsamer Räume,
und dass einer Doppelarbeit durch
klare Abgrenzung der Aufgaben vor-
gebeugt wird. Durch diese Maßnah-
men erhofft man sich ein effiziente-
res Mehr an Kulturarbeit.

Man darf also hoffen, dass den
deutschen Auslandschulen und den
Mittlerorganisationen, insbesondere
dem Goethe-Institut, in Zukunft eine
größere Wertschätzung zukommt,
weil sie nicht nur deutsche Bildungs-
standards und Werte vermitteln,
sondern auch ein wichtiger Knoten-
punkt für den interkulturellen Dia-
log zwischen Deutschland und dem
Ausland darstellen.

Die Verfasserin ist Wissenschaftliche
Mitarbeiterin des Deutschen

Kulturrates 
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des Bundes-Wettbewerbs „Mixed
up“ auszeichnen durfte. Kulturpro-
jekte, bei denen sich mit Schule und
Kultur(pädagogik-)Einrichtungen
zwei einander sehr fremde Kulturen
begegnen, bei denen es ermöglicht
wurde, voneinander zu lernen, je-
weilige Vorurteile zu überwinden,
bei denen das Medium der Kunst es

möglich machte, dass Entwicklungs-
prozesse stattfinden können. Es wur-
den also genau die Ziele angestrebt
und erreicht, das stellte ich erst spä-
ter fest, die auch für die Auswärtige
Kultur- und Bildungspolitik sinnvoll
wären und über die viele gerne im
Auswärtigen Amt diskutiert hätten,
wenn sie es hätten tun dürfen. Sie
könnte also wirklich funktionieren,
wenn es denn überhaupt gewollt
wird. Möglich, dass all dies in den
anderen Arbeitsgruppen und in der
Abschlussrunde doch noch erreicht

worden ist. Zu wünschen wäre es,
auch wenn ich befürchte, dass dies
nicht geschehen ist.

Als Tiger ist sie also gesprungen,
die „neue“ Auswärtige Kultur- und
Bildungspolitik. Nein: Als Bettvorle-
ger ist sie nicht, noch nicht gelan-
det. Allerdings besteht die Gefahr,
dass sie als Fußabtreter landet. Gut,
dass man die zwar wünschenswer-
te, doch so leicht nicht erreichbare
Aufladung mit Menschenrechten
und Krisenbewältigung abmildern
wollte. Doch zur Zeit pendeln offen-

bar die Überlegungen zwischen die-
ser hoffnungslosen Überfrachtung
und einer platten Funktionalisie-
rung für die Wirtschaft. Sollte sich
letzteres so durchsetzen, wie es die
Inszenierung der „Konsultation“
suggerierte, dann ist folgerichtig zu
fordern, dass die Kulturabteilung
dem Wirtschaftsministerium anzu-
gliedern ist, nämlich als PR-Abtei-
lung für die Wirtschaftspolitik. Denn
für diese Zwecke ist dort mehr Kom-
petenz vorhanden – und es wäre ehr-
licher.

Allerdings würde dies bedeuten,
dass die zahlreichen nichtstaatli-
chen Träger der Auswärtigen Kultur-
und Bildungspolitik dann die allei-
nige Verantwortung für eine ange-
messene Darstellung Deutschlands
in der Welt hätten: Der Staat,
zumindest die Bundesebene, hätte
sich nämlich von dieser Aufgabe
endgültig verabschiedet.

Der Verfasser ist
Vorsitzender des Deutschen

Kulturrates 

Fortsetzung von Seite 19

Als Tiger gesprungen...
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Sheherazade im Emirates Palace
Das Deutsche Symphonieorchester im Ausland  � Von Andreas Richter

Konzertaufführung des DSO im Auditorium des Hotel Emirates Palace Abu Dhabi.
Foto: Deutsches Symphonie-Orchester

Europa eine Seele geben – aber welche nur?
Was uns zu Europäern werden lässt � Von Kristin Bäßler

AUSWÄRTIGE KULTURPOLITIK/EUROPA

Auslandsgastspiele gehören zum
Konzertalltag eines jeden bedeuten-
den Orchesters � so war das Deut-
sche Symphonieorchester Berlin
(DSO) in 2005 und 2006 Jahr mehr-
fach in Paris, London, Wien, Japan
wie natürlich auch in den größeren
deutschen Städten und Festivals zu
Gast. In den letzten zwei Jahren hat
sich freilich eine Gastspieltätigkeit
entwickelt abseits von den norma-
len Wegen des Tournee-Business,
die eine zentrale kulturpolitische
Komponente aufweist.

Ü ber die roc berlin (Rundfunkor-
chester – und Chöre-GmbH)

ist die Bundesregierung neben
Deutschlandradio, dem Land Berlin
und dem RBB zweitgrößter Gesell-
schafter und es besteht eine enge Ver-
bindung zur Deutschen Welle. Der
deutsche Auslandssender ist in Me-
tropolen Osteuropas ein sehr wichti-
ger Faktor der Information und poli-
tischen und kulturellen Bildung über
seine Programme. Besondere Anläs-
se wie neue Frequenzen oder Pro-
gramme sowie Kooperationen mit
den örtlichen Medien erfordern aber
immer wieder auch eine personelle
Präsenz vor Ort und die Notwendig-
keit, Politiker, Journalisten und ande-
re Persönlichkeiten des öffentlichen
Lebens zu Veranstaltungen zusam-
menzubringen.

So entstand im Dezember 2004
ein erstes Gastspiel des Deutschen
Symphonieorchesters in einem sol-
chen Kontext: in Sofia wurde unter
Leitung von Karl-Friedrich Beringer
zusammen mit dem Windsbacher
Knabenchor das Weihnachtsoratori-
um von Bach aufgeführt. Es war be-
wegend zu erleben, welcher Hunger
nach Kultur in diesem armen Land
herrscht – die Redaktion der Deut-
schen Welle vor Ort wird noch heute
auf dieses Konzert angesprochen.

Ein zweites Projekt dieser Art
fand dann im Mai 2005 statt – mit
Vladimir Ashkenazy kehrte das DSO
an eine Stätte seiner Jugend zurück,
nämlich den altehrwürdigen Tschai-
kowskysaal des Moskauer Konserva-
toriums, in dem der Pianist 43 Jahre
vorher den berühmten Tschaikows-
ky-Wettbewerb gewonnen hatte.
Auch beim anschließenden Emp-
fang in Hotel Baltschug wurden Er-
innerungen wach, dort war Ash-
kenazy, der 1989 bis 1999 Chefdiri-
gent des DSO war, mit seiner Fami-
lie am Kriegsende in einer kleinen
Kammer untergeschlüpft.

Im Herbst 2005 ging es dann mit
Kent Nagano nach Bukarest. Im Athe-
neum mit seiner wunderbaren Akus-
tik wurden Werke von Mozart und Jörg
Widmann aufgeführt. Im Deutsch-
Polnischen Kulturjahr 2006 war die
Philharmonie in Warschau Schau-
platz eines Konzertes des DSO unter
Kent Nagano mit Werken von Wag-
ner, Schönberg und Brahms.

Die Organisation dieser Konzerte
hat deutlich andere Rahmenbedin-
gungen als die Reaktion auf die Einla-
dung einer Konzertagentur. So muss-
te zunächst ein Veranstalter gefunden
werden, Partner für Werbung und für
die logistischen Fragen. Im Laufe der
Zeit hat sich eine sehr fruchtbare Kon-
stellation entwickelt, die die deut-
schen Botschaften und Goethe-Insti-
tute vor Ort sowie die jeweilige Redak-
tion der Deutschen Welle umfasst.
Diese wiederum sorgt für Kooperati-
onen mit den Fernseh- und Rund-
funkanstalten der Länder. So wurden
alle Konzerte bisher im Land selbst
und weltweit durch die Deutsche Wel-
le übertragen, das Konzert in Bukarest
sogar im ersten Rumänischen Fernse-
hen. Man stelle sich nur einmal vor,
die ARD übertrage ein Symphonie-
konzert im ersten Programm zur Pri-
metime – in Deutschland ist das
Wunschdenken, aber in anderen Län-

dern anscheinend möglich. Zu den
Konzerten laden alle Partner Multip-
likatoren vor Ort ein, zahlreiche Jour-
nalisten begleiten die Projekte. Wich-
tig ist natürlich auch die Finanzierung,
denn ein Orchester und seine Instru-
mente zu transportieren und unterzu-
bringen, kostet ein höhere fünfstelli-
ge Summe. Neben einer Grundfinan-
zierung durch die Deutsche Welle ge-
lang eine Zusammenarbeit mit ver-
schiedenen Sponsoren vor allem aus
deutschen Wirtschaftskreisen, die ein
solches Ereignis gerne als Kommuni-
kationsplattform nutzen.

Vorbereitet und ergänzt wird die-
se besondere Konzertreihe durch
Veranstaltungen in Berlin in den Bot-
schaften interessierter Länder. In der
Regel handelt es sich hierbei aus
räumlichen Gründen um Kammer-
musik, aber z.B. in der Russischen
Botschaft wurde zum Abschluss des
Deutsch-Russischen Kulturjahres in
voller Orchesterstärke Beethovens 5.
Symphonie aufgeführt. In diese Kon-
zerten wird versucht, Verbindungen
zu knüpfen – nicht nur durch die
anschließenden Gespräche sondern
auch durch die Programme selbst. So
gab es kürzlich in der Indischen Bot-
schaft Werke von zwei zeitgenössi-
schen Komponisten aus Indien für
europäische Instrumente wie auch
ein Werk von Scelsi, das sich auf in-
disches Gedankengut und Struktu-
ren bezieht um dann mit dem Klari-
nettenquintett von Mozart ein her-
ausgehobenes Werk europäischer
Musikkultur gegenüber zu stellen.

Eine neue Qualität bekam das
Anliegen kulturelle Brücken in Län-
der Osteuropas zu schlagen mit ei-
ner Konzertreise nach Skopje und
Pristina. Neben Konzerten in diesen
unglaublich armen Städten gab das
Polyphonia-Ensemble des DSO ei-
nen Workshop an der Musikhoch-
schule in Skopje. Die Musiker waren
erschüttert unter welch schwierigen
Bedingungen die dortigen Studen-
ten arbeiten und leben müssen, es
gibt kaum geeignete Instrumente,
keine Noten und die talentiertesten
Studenten wandern lieber gleich
aus. Aber die Konzerte und vor allem
die persönliche Begegnung im Un-
terricht wurde als großes Zeichen

der Hoffnung gesehen, auch hier ein
Musikleben aufzubauen und eine
nachhaltige Verbindung ist von bei-
den Seiten unbedingt gewünscht.

Wiederum ein Sprung in eine
ganz andere Dimension war das kürz-
lich erfolgte Gastspiel des DSO unter
Kent Nagano in Abu Dhabi, der Haupt-
stadt der Vereinigten Arabischen Emi-
rate. Die Idee, dort erstmals ein gro-
ßes Symphonieorchester hinzubrin-
gen, entstand im Gespräch mit Erik
Bettermann, Intendant der Deutschen
Welle und seinem für diese Projekte
zuständigen Mitarbeiter Gero Schließ
vor knapp einem Jahr. Große logisti-
sche, organisatorische und finanziel-
le Fragen waren zu lösen. Als Konzert-
ort wurde das Hotel Emirates Palace
gefunden, eines der größten und
prächtigsten Hotels der Welt mit ei-
nem eigenen Auditorium von 1200
Plätzen. Die emiratische Seite hatte
sich für das Programm „Sheherazade“

von Niokolai Rimskii-Korsakow ge-
wünscht, so stand der europäischen
Sicht auf die exotischen Märchen aus
Tausendundeiner Nacht dem ersten
Klavierkonzert von Brahms ein großes
Werk deutscher Romantik gegenüber.
Der mitgereiste Bundestagspräsident
Dr. Norbert Lammert war Schirmherr
des zum emiratischen Nationalfeier-
tag angesetzten Konzertes, das maß-
geblich von der deutschen Botschaft
mit organisiert und von der Deut-
schen Welle sowie deutschen Firmen
wie der BHF-Bank, Siemens und BMW
finanziert wurde.

Auch hier ständig neue Erfahrun-
gen: es wurden Einladungen ver-
schickt aber niemand wusste, wird
der Saal halbvoll werden oder aus
allen Nähten platzen. Wer wird
überhaupt kommen, wie verhält sich
das Publikum bei doch eher fremder
Musik? Nun, der Saal war voll und
das Publikum – geschätzt ein Viertel

Araber, der Rest Europäer – folgte ge-
bannt beiden Werken und der Beifall
übertraf alle Erwartungen. Nachher
wurde diskutiert, ob der Brahms
nicht zu schwierig zu hören war in
einer solchen Umgebung oder doch
gerade in seiner melancholischen
Grundfärbung einen Nerv arabischen
Lebensgefühls getroffen hatte. Oder
ob „Sheherazade“ als Ausdruck orien-
talischer Kultur oder doch eher als
oberflächlicher Exotismus empfun-
den wurde. Einig war man sich, dass
ein Funke übergesprungen war und
das ist gar nicht hoch genug zu wer-
ten in einer Zeit, wo die Kommuni-
kation zwischen Europäern und Ara-
bern so schwer scheint.

Der Verfasser ist Orchesterdirektor
des Deutschen Symphonieorchesters

Berlin und Gastprofessor für
Kulturjournalismus an der Univer-

sität der Künste Berlin 

Es gibt eine europäische Wirtschaft,
eine europäische Außenpolitik, eine
europäische Sicherheitspolitik. Aber
auch eine europäische Identität?
Gibt es etwas, was uns zu einem
Europäer werden lässt? Und was hält
uns als Europäer zusammen?

EU- Kommissionspräsident José
Manuel Barroso erklärte in sei-

ner Eröffnungsrede der Berliner
Konferenz 2006, dass sich Europas
Identität gerade durch seine Vielfalt
auszeichne. Eine europäische Iden-
tität basiert nicht auf Territorien
oder Ethnien, sondern auf einer ge-
meinsamen Kultur und gemeinsa-
men Werten. Humanismus, Demo-
kratie und, neuzeitlich hinzugekom-
men, der Respekt vor der Vielfalt,
kennzeichnen eine gemeinsame eu-
ropäische Identität. Unter dem Mot-
to „Europa eine Seele geben“, die
vom 17. – 19. November zum zwei-
ten Mal in Berlin stattgefunden hat,
diskutierten Vertreter europäischer
Kulturinitiativen, Politiker und
Künstler über die Kultur als Eini-
gungsfaktor der Europäischen Uni-
on. Idee dabei war es, zum einen
aufzuzeigen, welche europäischen
Kulturprojekte es auf regionaler und
überregionaler Ebene gibt, zum an-
deren welche Funktion die Kultur im

Einigungsprozess Europas einneh-
men kann. Dabei wurden besonders
die Schwerpunkte Zivilgesellschaft,
der Nutzen der Kultur für die Wirt-
schaft und „Europa in der Welt“ be-
leuchtet und Experten zu diesen
Themenfeldern angehört.

Vielfalt der Probleme

Die Vielfalt, wie sie Barroso in seiner
Eingangrede proklamiert hatte, zeig-
te sich anschaulich an den Podiums-
diskussionen, an der die Teilneh-
mern von ihren regionalen Kultur-
projekten berichteten und versuch-
ten darzulegen, wie sich Strukturen
durch Kulturprojekte verändern lie-
ßen. Dabei fiel auf, dass sich die ost-
europäischen Länder ganz anderen
Problemen gegenüber sehen, als die
westeuropäischen. Während in
Deutschland eher das Problem da-
rin besteht, Gelder für Kulturprojek-
te einzuholen, haben manche osteu-
ropäischen Regionen zunächst
einmal überhaupt das Problem, dass
die Kultur in ihrem Land einen an-
gemessenen Stellenwert erhält bzw.
dass ihre Kulturprojekte von ihren
Regierungen wahrgenommen wer-
den, wie Dessy Gavriola von The Red
House - Centre for Culture and De-
bate in Sofia schilderte.

So vielfältig die kulturpolitischen
Probleme, so zahlreich die Lösungs-
vorschläge der einzelnen Teilnehmer
für eine gemeinsame Kulturpolitik.
Von den Young Europeans, den zahl-
reichen Stiftungen, dem College
France, dem Deutschen Kulturrat,
der Bundeszentrale für politische
Bildung hin zu deutschen und euro-
päischen Politikern, wurden sie alle
gehört. Das Ziel war es, kulturelle
Allianzen zu bilden. Doch wie schafft
man es bei so viel Heterogenität eine
Brücke zwischen staatlichen und zi-
vilgesellschaftlichen Institutionen
zu schlagen? Zudem hatte jeder der
Teilnehmer ganz eigene Ideen von
einer inhaltlichen Allianz, wie sich
bei der Podiumsdiskussion „Eine Al-
lianz Europa eine Seele geben“ zeig-
te. Wolf Schmidt von der Körber-Stif-
tung ging davon aus, dass es ein Eu-
ropa ohne geschichtliche Aufarbei-
tung nicht gebe und somit die regio-
nale und nationale Geschichte Euro-
pas zunächst aufgearbeitet werden
müsste. Andere, wie Anne-Marie Sig-
mund, Mitglied des Europäischen
Wirtschafts- und Sozialausschusses,
wollten auch die Wissenschaft und
Technik als Teil der europäischen
Kultur verstanden wissen. Und wie-
der andere, wie der Philosoph für
Staatsrecht und Rechtsphilosophie,

Damiaan Meuwissen, schlugen erst
einmal eine grundlegende philoso-
phische Definition der Begriffe
Kunst, Kultur, Politik und Identität
vor, bevor man sie weiter verwendet.
Wie können solch vielseitigen Anre-
gungen eine Bündelung erfahren,
wenn bei 19 Teilnehmern am Ende
jeder der eingeladenen Gäste nur
anderthalb Minuten Redezeit hat?
Dass es eine Initiative wie „Europa
eine Seele geben“ gibt, die sich mit
dem Thema einer europäischen
Identität auseinandersetzt, Allianzen
bildet und der europäischen Kultur
eine Diskussionsplattform bietet, ist
den Initiatoren hoch anzurechnen.
Die Frage, die sich aber bei solchen
Veranstaltungen immer wieder stellt
ist, inwieweit tatsächlich den Worten
Taten folgen. Ist es überhaupt mög-
lich, bei so vielen strukturellen Unter-
schieden und inhaltlichern Ansätzen
so etwas wie eine Einheit in der Viel-
falt herzustellen? Was allen Beteilig-
ten gemein war, ist der Glaube in die
Kultur als sinnstiftendes Element für
eine Einheit Europas. Vielleicht kon-
kretisiert sich dieser Glaube irgend-
wann in einer europäischen Seele.

Die Verfasserin ist Wissenschaftliche
Mitarbeiterin des Deutschen

Kulturrates 
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Es kann keinen kulturellen Rabatt geben
Von der Unabdingbarkeit eines konstruktiven Dialogs der Kulturen � Von Katrin Göring-Eckardt

Blickt man in die Welt, scheint ein
konstruktiver Dialog der Kulturen in
weite Ferne gerückt, eher werden
breite Gräben gezogen als Brücken
gebaut. Die Auseinandersetzungen
sind religiös aufgeladen; auf der
einen Seite werden überwunden
geglaubte Kreuzfahrerparolen be-
müht, auf der anderen Seite ertönt
der Aufruf zum Heiligen Krieg.

D er Papst, eine Figur des Frie-
dens – eigentlich – ist nach der

Regensburger Vorlesung zumindest
unter Rechtfertigungsdruck geraten
und die völlig überzogenen Reaktio-
nen in Teilen der muslimischen Welt
sind mehr als beunruhigend. Vom
Besuch Benedikt XVI. in der Türkei
weiß man nicht recht, ob man das
Beste hoffen oder das Schlimmste
erwarten soll. Gleichzeitig gab es
hier zum ersten Mal einen ernsthaf-
ten Disput in der Sache, immerhin
ein Hoffnungszeichen.

Und dennoch: Um zu einem
friedlichen Miteinander zu kom-
men, führt kein Weg am Dialog, am
Ringen um Verständigung vorbei.
Dazu braucht es dreierlei: Das Wis-
sen um die Motivation und die Hin-
tergründe des Handelns des Ande-
ren, die Verortung und Klarheit der
eigenen Position und nicht zuletzt
die Bereitschaft und die Gelegenheit
zum respektvollem und ehrlichen
Austausch.

Gleichwohl es noch Potential auf
beiden Seiten gibt, findet in unserem
Land interkultureller Dialog statt.
Und die Kirchen spielen hierbei eine
positive Rolle. Dabei ist der interkul-
turelle mit dem interreligiösen Dia-
log verschränkt und obwohl inter-
kultureller Dialog nicht allein auf die
Auseinandersetzung mit dem Islam
verengt werden darf, kommt ihr
doch eine besondere Bedeutung zu.

Häufig wird Muslimen mit Miss-
trauen begegnet, zu sehr haben wir
die Überlagerung des Islam durch
Islamismus verinnerlicht. Doch wie
viel Angst und Ablehnung resultiert
aus Unverständnis: Nur wenige von
uns kennen die religiösen Grundla-
gen, wissen, was in den Moscheen
geschieht, verstehen, warum man-
che Muslima ein Kopftuch tragen
und andere nicht. Hier leisten die
Kirchen mit Bildungs- und Aufklä-
rungsarbeit einen wertvollen Bei-
trag. Zahlreiche Schriften zur Ein-
führung in den Islam sind publiziert,
besonders an den kirchlichen Aka-

Minarett der Süleymaniye-Moschee Istanbul        Foto: www.pixelquelle.de

demien und Bildungshäusern ist die
Beschäftigung mit dem Thema fester
Bestandteil des Programms. In zahl-
reichen Gemeinden finden Informa-
tions- und Diskussionsabende statt,
ein Umstand, der gar nicht hoch
genug bewertet werden kann, denn
oftmals sind gerade in ländlichen Re-
gionen Kirchgemeinden der einzige
Ort für derartige Veranstaltungen.

Früh haben die Kirchen den Kon-
takt zu den Vertretern der muslimi-
schen Verbände in Deutschland ge-
sucht. Bereits 1976 wurde beispiels-
weise die Islamisch-Christliche Ar-
beitsgruppe gegründet. Solche Gremi-
en und Arbeitskreise sind heute in
beinahe jeder Landeskirche und je-
dem Bistum, bis hinauf zur europäi-
schen Ebene verankert. Dass darin
neben den muslimischen Vertretern
fast immer Mitglieder beider christli-
cher Kirchen mitarbeiten, ist der Sa-
che natürlich angemessen, aber eben
auch ein positiver Nebeneffekt für die
ökumenische Zusammenarbeit.

Über die regelmäßigen Spitzen-
treffen und institutionalisierte Zu-
sammenarbeit hinaus sind es vor al-
lem die Begegnungen vor Ort, die
den interkulturellen Dialog tragen
und ausmachen. Denn Zusammen-
leben ist etwas Persönliches und wir
müssen zuerst uns selbst bewusst
werden, was wir wollen und wie wir
es erreichen können. Oft werden vor
Ort runde Tische der Religionen or-
ganisiert, die grundsätzliche Fragen
thematisieren, aber auch konkrete
Probleme im alltäglichen Zusam-
menleben diskutieren. Kirchge-
meinden können Orte der Begeg-
nung und eben auch der Auseinan-
dersetzung sein. Hier wünsche ich
mir noch mehr Offenheit und eine
Haltung mit dem Ziel, Fremdheiten
zu überwinden und den Anderen als
Bereicherung und nicht als Bedro-
hung zu verstehen. Von den musli-
mischen Gemeinden erhoffe ich mir
eine Öffnung in der gleichen Weise.

Da ist es ein Hoffung machendes
Zeichen, dass sich muslimische Ge-
meinden mit einem Tag der offenen
Moschee an der „Woche des auslän-
dischen Mitbürgers“ beteiligen. Die-
se Woche ist, einst von den Kirchen
ins Leben gerufen, seit nunmehr 30
Jahren eine Plattform gemeinsamen
Voneinanderlernens und Miteinan-
derfeierns. Aber wir müssen über
dieses eine Zeichen und die Symbo-
lik hinaus kommen. Begegnung und
Verständnis füreinander darf das

nicht aussparen, wo Verständigung
schwer fällt und wo es Unterschiede
gibt.

Dialog, das bedeutet Offenheit
für die Ansicht des anderen, aber
auch die Selbstgewissheit der eige-
nen Position. Wenn es um die Fragen
geht, wie wollen wir leben, wie stel-
len wir uns Zusammenleben vor, er-
lebe ich oft eine gewisse Sprachlo-
sigkeit. Und die Antwort eines Mus-
lim, nach dem Grund seines Han-
delns gefragt: „Weil Allah es so will“,
verwirrt uns, weil wir eine solche
Rückbindung selbst kaum noch ken-
nen. Interkultureller Dialog erfordert
daher auch eine neue Debattenkul-
tur, eine Selbstvergewisserung über
die eigenen Werte, die Quelle, aus
der heraus wir leben. Wofür stehen
wir? Was macht unsere Identität aus?
Wo ist Toleranz gefragt und wo fin-
det sie ihre Grenzen? Hier vermisse
ich, dass sich nicht viel mehr Men-
schen zu Wort melden, Schriftsteller,
Künstler, Wissenschaftler. Und ich
bin gespannt, ob und wie Kirche die-
se Herausforderung in der Zukunft

annimmt. Eine kirchliche Antwort,
die auf das christliche Abendland
rekurrieren wollte, würde dabei
freilich über das Ziel hinausschie-
ßen. Die erreichte Trennung von Kir-
che und Staat ist angemessen und
das deutsche Modell des Kirche-
Staat-Verhältnisses tragfähig. Ich tre-
te dafür ein, es auch konsequent an-
zuwenden und eine Gleichstellung
des Islam voranzubringen – mit glei-
chen Rechten und gleichen Pflich-
ten. Gerade die christlichen Kirchen
in Deutschland können vorbildhaft
zeigen, wie es gelingen kann, ge-
trennt vom Staat den eigenen Platz
zu finden und dennoch gehört zu
werden und in die Gesellschaft hin-
ein zu wirken. Das bedeutet natür-
lich auch, nicht den Aufstand zu pro-
ben, sondern bis in die letzte Kir-
chenbank hinein Toleranz zu predi-
gen, wenn in der Nachbarschaft eine
Moschee gebaut werden soll. Es ist
den Kirchen ja dennoch unbenom-
men, auf dem Markt der religiösen
Möglichkeiten das überzeugendste
Angebot zu machen.

Wenn es um die rechtliche Gleich-
stellung des Islam in Deutschland
geht, ist es unabdingbar, dass sich
die Glaubensausübung innerhalb
der Verfassung abspielt. Es kann kei-
nen kulturellen Rabatt geben bei der
Verletzungen der Menschenrechte
durch Zwangsverheiratung oder Eh-
renmorde und es ist auch nicht ein-
zusehen, warum muslimische Mäd-
chen nicht am Schwimmunterricht
oder an Klassenfahrten teilnehmen
sollen. Und bei Fragen von Opern-
inszenierungen und Karikaturen
sollten wir die Freiheit der Meinung
und Freiheit der Kunst verteidigen,
was eine Selbstzensur ausschließt
zugleich aber auch achten, was an-
deren heilig ist.

Der Dialog der Religionen und
Kulturen in Deutschland entwickelt
sich positiv, aber er kennt auch Rück-
schläge und Enttäuschungen, wenn
der Partner sich weniger gespräch-
bereit zeigt als das Gegenüber es sich
wünscht. Und in Bezug auf den rein
interreligiösen Dialog sei angemerkt,
dass die Kirchen in ihrem Bereich
nicht die gleichen Unklarheiten zu-
lassen sollten, wie es mitunter bei
einem missverstandenem Multikul-
turalismus geschah – wir brauchen
kein anything goes und kein religiö-
ses Ineinander um jeden Preis. Die
Kirchen sollten, respektvoll zwar
aber doch offensiv, die christliche
Botschaft verkünden.

Nichts jedoch sollte uns davon
abhalten, immer wieder gesprächs-
bereit zu sein gegenüber jenen, die
andere religiöse und kulturelle Wur-
zeln haben. Das schließt natürlich
auch die Aufforderung und den An-
spruch an diese Menschen ein, sich
ebenso zu verhalten. Für das Zusam-
menleben in einer Gesellschaft, in
der Menschen mit verschiedenen
kulturellen und religiösen Wurzeln
leben, brauchen wir den Dialog.

Ziel eines solchen Dialogs kann
es sein, die Entwicklung eines Euro-
päischen Islams mit positiven Im-
pulsen in die islamische Welt hinein
zu bestärken und Ziel muss es sein,
eine kulturell plurale Gesellschaft
mit selbstverständlichem Bekennt-
nis zu den Werten unseres Grundge-
setzes zu organisieren.

Die Verfasserin ist Vizepräsidentin
des Deutschen Bundestags und
kulturpolitische Sprecherin der

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im
Deutschen Bundestag 

EUROPA / KULTUR UND KIRCHE

Europa und die Kultur
Was kann die deutsche Ratspräsidentschaft erreichen? � Von Barbara Gessler

Große Erwartungen liegen auf der
Bundesregierung in diesem ersten
Halbjahr 2007. Die meisten der The-
men, die in diesem Zeitraum behan-
delt werden, haben nichts oder nur
wenig mit Kunst und Kultur zu tun,
einige jedoch sehr wohl. So hat sich
die deutsche Ratspräsidentschaft
vorgenommen, bis Juni einen Fahr-
plan zum weiteren Vorgehen im
Punkt Verfassungsentwurf vorzule-
gen.

A uch wenn dieser in der öffentli-
chen Wahrnehmung häufig als

schon „tot“ angesehen wird, darf
nicht vergessen werden, dass zum
Zeitpunkt des Erscheinens dieser
Zeitung 18 von 27 Staaten den Ver-
tragsentwurf ratifiziert haben, also
eine klare Mehrheit der Mitglieder.
Die Hoffnung, dass man aus dieser
durchaus als verfahren zu bezeich-
nenden Situation herausfinden
möge, wird von vielen Nachbarn an
Deutschland formuliert. Es ist daran
zu erinnern, dass das auch ganz im
Sinne einer stringenteren Kulturpoli-

tik auf der europäischen Ebene wäre,
wenn es nämlich gelänge, mit Mehr-
heitsentscheidungen im Kulturbe-
reich schneller und besser gemein-
sam zu agieren. Andere wünschens-
werte Punkte wie die strikte Beto-
nung des Subsidiaritätsprinzips etwa
würden ebenfalls in die zumindest in
Deutschland stark geforderte und
begrüßte Richtung gehen.

In ihrem kürzlich vorgelegten
Programm fordert die Bundesregie-
rung eine moderne Kultur- und Me-
dienpolitik. Sie betont dabei den be-
sonderen Charakter dieser Politik,
die maßgeblich zur Förderung einer
kulturellen Identität in Europa bei-
trägt und ein Ausdruck für deren
Vielfalt ist. Gleichzeitig legt sie einen
Schwerpunkt in der Würdigung des
ökonomischen Beitrags der Kultur-
wirtschaft für Wachstum und Be-
schäftigung und setzt sich konkret
dafür ein, dass auf den entsprechen-
den Gipfeltreffen im Frühjahr auch
die gesamte Europäische Union die-
ses Potenzial anerkennt und stärkt.
Wie auch in den anderen Bereichen

erfolgt natürlich auch diese Vorge-
hensweise in Abstimmung mit der
Kommission, die vor kurzem eine
umfassende Studie zu eben diesem
Thema hat vorlegen lassen (http://
ec.europa.eu/culture/eac/sources_
info/studies/economy_en.html)
und die plant, eine entsprechende
Mitteilung zu erarbeiten. Die inten-
siven Verhandlungen über die Revi-
sion der Fernsehrichtlinie wurden
noch verstärkt, da vieler Orten ge-
wünscht wird, die Arbeiten dazu
könnten unter der deutschen Ägide
abgeschlossen werden. Gleichzeitig
möchte Deutschland einen mehr-
jährigen Arbeitsplan über prioritäre
Vorhaben im Kulturbereich vorlegen
und entspricht damit auch dem Be-
dürfnis nach „besserer Gesetzge-
bung“, also auch: konsequenterer
Herangehensweise an das Thema.

Die Bedeutung des Interkulturel-
len Dialogs, der von vielen Teilneh-
mern der Online-Konsultation zur
Rolle der Kultur in Europa als eine der
wichtigsten Herausforderungen an-
gesehen wird, wird im Programm

der Präsidentschaft allerdings im
Rahmen der Asyl- und Migrationspo-
litik behandelt und nicht unter dem
Kulturkapitel. Die Resultate der elek-
tronischen Befragung von interessier-
ten Kreisen, die als Grundlage für eine
im Frühjahr vorzulegende Mitteilung
zur Rolle der Kultur in Europa dienen
soll, sind auf der folgenden Seite
nachzulesen http://ec.europa.eu/
culture/eac/communication/contri-
butions/contribution_de.html. Die
Beiträge einiger relevanter Player der
deutschen Kulturpolitik finden sich
nicht nur auf der deutschsprachigen
Seite! Insgesamt haben sich mehr als
500 Personen und Organisationen an
der Befragung beteiligt und die Kom-
mission wird, nach der Anhörung im
Dezember, ihre Schlussfolgerungen
aus den Antworten, Kommentaren
und Anregungen ziehen, bevor sie
dann im Frühjahr einen entspre-
chenden Vorschlag macht, der die-
sem öffentlichen Interesse ent-
spricht. Dabei wird sie Wert darauf
legen, dass ihre Vorschläge das Prin-
zip der Subsidiarität achtet und

Komplementarität der Aktivitäten
im Vordergrund steht. Ziel wird es
sein, eine Europäische Agenda für
die Kultur anzustoßen, die gleichzei-
tig, der Anfang dafür ist gemacht,
auch eine Europäische Kulturelle
Agora im Sinne eines genuinen Fo-
rums für Debatten mit dem kulturel-
len Sektor entstehen lässt. Dass die
Bedeutung von Kultur auch für die
Zukunft Europas eine große Rolle
spielt, hat nicht nur Kommissions-
präsident Barroso im November in
Berlin sehr deutlich gemacht und
damit auch zugelassen, dass man die
gesamte Kommission auch daran
messen wird, ob sie diesen Ansprü-
chen gerecht werden wird. Das wird
natürlich auch davon abhängen, in-
wieweit die kommenden Präsident-
schaften, und die portugiesische
und slowenische sind bereits invol-
viert, dieses Ziel mitverfolgen und
weitervertreiben.

Die Verfasserin ist Leiterin der
Vertretung der Europäischen

Kommission in Bonn 
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Zehn Behauptungen, deren Widerlegung ich gespannt entgegensehe
Von Heinz Rudolf Kunze

Die Enquete-Kommission �Kultur in
Deutschland� des Deutschen Bun-
destages befasst sich u.a. auch mit
der Rolle der Kultur in den Medien
und zwar sowohl den Print- als auch
den audiovisuellen Medien. Heinz
Rudolf Kunze hat diese Thesen in
die Debatte in der Enquete-Kommis-
sion eingebracht, um eine kontro-
verse Diskussion anzuregen.

1. Das Niveau der journalistischen
Ausbildung ist katastrophal, das Ni-
veau der Rezipienten zunehmend
hoffnungslos. Legastheniker schrei-
ben für Analphabeten, Schwerhö-
rige machen Radio für Taube, Kurz-
sichtige Fernsehen für Blinde.
(Neulich fragte mich ein Volontär
des Saarländischen Rundfunks,
wer Eric Clapton sei. Ich habe ihm
dann eine Stunde lang das Lebens-
werk dieses Mannes seit 1962 er-
klärt...).

2. Verdienstvolle Kulturschaffende in
den Medien (die es durchaus
immer noch gibt) befinden sich in
einem permanenten Abwehr-
kampf. Don Quichotte wirkt dage-
gen wie ein strahlender Siegertyp.

3. Es gibt einen Flüsterkonsens der
Medienarbeiter in den Kantinen,
der an das verdruckste Einver-

ständnis von Mitläufern in Diktatu-
ren erinnert.

4. Fernsehen ist die brutalstmögliche
Verhinderung des Unbequemen:
ein totalitäres Kartell abwiegeln-
den Grinsens.

5. Radio ist die systematische Verkür-
zung und Verstümmelung der
Wahrheit: nicht nur der ästheti-
schen. Primitive umgangssprach-
liche Metastasen durchwuchern
die Sprechhaltung am Mikrophon.

6. Printmedien (die immer unwich-
tiger werden, da kaum noch je-
mand liest) sind gelegentlich letz-
te Reservate von Geduld und Ge-
wissenhaftigkeit.

7. Die Strategie der Verlogenheit sei-
tens der Verantwortlichen ist
nahezu perfekt. Sie glauben ihre ei-
genen Strohhalm-Argumente. Kul-
tur findet statt – nach Mitternacht,
auf der fünften Welle etc. etc.

8. Die Installation privater Medien
war die Öffnung eines Höllentors.
„Unterschichtenfernsehen“ (Ha-
rald Schmidt) ist noch ein Euphe-
mismus. Fassungslose und wehrlo-
se Zeitgenossen müssen mit anse-
hen, wie von Jahr zu Jahr neue Tief-
stände des Vulgären, Proletigen,
Widerwärtigen erreicht werden.
Radio ist Lärmterror für Schwund-

hirne – Abrichtung zum Weghören.
Ich kenne keinen einzigen Men-
schen mehr, der noch Radio hört –
außer vielleicht die Kulturwellen.
Vielleicht kenne ich die falschen
Menschen. Oder die richtigen.

9. Es gibt nur eine Hoffnung auf Bes-
serung: Immer mehr Betroffene,
von den Medien Erniedrigte und Be-
leidigte sind von dem unterirdisch
schlechten Angebot dermaßen an-
geekelt, dass sie sich massenhaft
abwenden und somit den verkom-
menen Kulturbetrieb zum Umden-
ken zwingen. Allerdings lügen sich
die Medien sogar dann noch ihre
bestellten Umfragen schön, wenn
sie längst keiner mehr konsumiert.

10. Es gibt keine Hoffnung auf Bes-
serung.

Elfte, völlig unsachliche Behauptung:
Die Enquete-Kommission „Kultur in
Deutschland“ des Deutschen Bun-
destags tut sich beklemmend schwer,
Medusa ins Gesicht zu schauen. Oder
sie auch nur anzublinzeln.

Der Verfasser ist Musiker und gehört
als Sachverständiges Mitglied der

Enquete-Kommission „Kultur in
Deutschland“ des Deutschen

Bundestags an  Heinz Rudolf Kunze                           Foto: Nikolay Georgiew

Die Öffentlich-Rechtlichen führen ihre Integrationsoffensive fort
Bericht über die Essener Medienkonferenz � Von Stefanie Ernst

Die Essener Zeche Zollverein war
vom 23.-24. November 2006 Veran-
staltungsort der Medienkonferenz
�Migration und Integration�. Auf Ein-
ladung von ZDF, France Télévisions,
WDR und unter der Federführung
der Europäischen Rundfunkunion
(EBU) versammelten sich Vertreter
aus den Bereichen Politik, Wissen-
schaft, Kultur und Medien. Koope-
rationspartner dieser Veranstaltung
waren: Vertretung der Europäischen
Kommission in Deutschland, Phö-
nix, UNESCO, Deutsche Welle, Ci-
vis und der Deutsche Kulturrat.
Während der zweitägigen Konferenz
gingen sie der Frage nach, welche
Rolle die Medien im Bereich von Mi-
gration und Integration spielen.

H and aufs Herz: Wer von uns hat
die Werke von Güney Dal, Aras

Ören, Zafer Senocak oder Iris Alany-
ali gelesen? Allesamt Autoren der so-
genannten „Migrationsliteratur.“
Sicherlich, Orhan Pamuk, der „amtie-
rende“ Literaturnobelpreisträger aus
der Türkei, ist in aller Munde. Seine
Bücher sind gefragte Bestseller, so
auch das vor Kurzem erschienene
Werk, das den Titel „Istanbul“ trägt.
Dabei ist die Türkei und die türkische
Kultur samt ihrer Literatur sehr viel
näher, als sie durch Romanerzählun-
gen jemals sein könnte. Und wenn uns
schon keine deutsch-türkischen
Schriftsteller einfallen, wie ist es dann
mit deutsch-türkischen, deutsch-rus-
sischen oder deutsch-italienischen
Fernsehmoderatoren oder Rundfunk-
journalisten? Fehlanzeige? Dabei gibt
es in Deutschland mittlerweile mehr
als über acht Millionen Menschen mit
Migrationshintergrund. Die meisten
von ihnen stammen aus dem Land,
das Asien und Europa miteinander
verbindet. Über acht Millionen, euro-
paweit sind es sogar mehr als 35 Milli-
onen, – eine Zahl, die viele von uns da-
gegen gut zu kennen glauben. Und das
nicht zuletzt deshalb, weil die Tatsa-
che, dass Deutschland längst ein Ein-
wanderungsland ist, in der Mehrheits-
gesellschaft alte und neue Ängste
schürt. Dass die Zugewanderten und
ihre oftmals hier geborenen Kinder ein
fester Bestandteil unserer Gesellschaft
und damit auch unserer Kultur sind,
muss uns buchstäblich erst noch „in

Fleisch und Blut“ übergehen. Dies be-
stätigte die Direktorin der Europäi-
schen Stelle zur Beobachtung von Ras-
sismus und Fremdenfeindlichkeit in
Wien, Dr. Beate Winkler. Die „gefühl-
te“ Anzahl der Migranten wird bei
Umfragen deutlich höher einge-
schätzt, als der tatsächliche Wert.

Was aber wissen wir über die Men-
schen aus anderen Herkunftskultu-
ren? Oftmals zu wenig. Die Veranstal-
ter der Essener Medienkonferenz
kannten dieses Manko. Entsprechend
sorgsam gingen sie bei der Wahl der
Themen und der anwesenden Gäste
aus Politik, Medien, Wirtschaft und
Kultur vor. Das Schwerpunktthema lag
auf dem deutsch-türkischen Dialog
sowie auf der Frage nach der Bedeu-
tung des EU-Beitritts der Türkei für die
muslimischen Migranten in Deutsch-
land. Daneben wurde die Ost-West-
Perspektive beleuchtet. Beides aktuel-
le Themen, bedenkt man die Verhand-
lungen um die Einfrierung einiger
Punkte der Beitrittsverhandlungen
der Türkei und das fortwährend ange-
spannt Verhältnis zwischen Deutsch-
land und Polen.

Die öffentlichen Debatte um Migra-
tion und Integration wird von den
Medien mitgestaltet. Leider ist immer
wieder festzustellen, dass sich Jour-
nalisten nicht in angemessener Form
bemühen, über die Hintergründe ver-
meintlicher „Ausländerprobleme“ zu
recherchieren. So seien Ehrenmorde,
ein trauriger Evergreen in den Nach-
richten, keine rein islamische Ange-
legenheit. Allerdings machen sich nur
die Wenigsten die Mühe, so die nie-
derländische Rundfunkintendantin
Yasemin Tümer, über die geschicht-
lichen Hintergründe und über die
Verbreitung von Ehrenmorden in an-
deren Kulturen zu berichten.

Oftmals, wandte die Journalistin
Lilli Gruber ein, die seit 2004 als ita-
lienische Abgeordnete im Europäi-
schen Parlament sitzt, werden im
Fernsehen die immer gleichen Bilder
gezeigt: Bilder einer gescheiterten In-
tegration, Bilder von Parallelgesell-
schaften. Dabei wäre es für die Inte-
gration förderlich, wenn in den Nach-
richten oder in anderen Sendungen
auch mal positiv über die Migranten
berichtet würde. Migranten seien

doch mehr als „Störenfriede“ oder
„Problemfälle“. Und als solche wol-
len sie, was nicht verwundert, auch
nicht länger verstanden werden. Dies
muss von uns, aber auch von den
Medien begriffen werden.

Mehr Migranten auf
den Schirm

Einige Sender haben dies bereits er-
kannt und leisten Abhilfe. Cosmo-
TV, das interkulturelle Magazin im
WDR-Fernsehen, ist dafür ein gelun-
genes Beispiel. Solche Formate sind
aber die Ausnahme, nicht die Regel.
Die Zahl der in Funk- und Fernsehen
arbeitenden Menschen mit Migrati-
onshintergrund, dies war die einhel-
lige Meinung aller Anwesenden, sei
noch viel zu gering. Über diese Tat-
sache konnten und wollten auch die
Moderatoren Asli Sevindim und Bi-
rand Bingül nicht hinwegtäuschen.
Die stärkere Miteinbeziehung von
Menschen, die in einer anderen Kul-
tur oder „zwischen“ zwei Kulturen
sozialisiert wurden, könnte helfen,
zu einer ausgewogeneren Berichter-

stattung zu gelangen. Inwiefern ein
deutsch-türkisches ARTE, wie es seit
längerem von der SPD-Bundestags-
abgeordneten Lale Akün zur Diskus-
sion gestellt wird, das Zusammen-
wachsen der Menschen in Deutsch-
land vorantreiben könnte, bleibt je-
doch fraglich. Zurecht warf ZDF-
Chefredakteur Nikolaus Brender ein,
dass die Zuschauer solcher Formate
eine Integrationsleistung längst voll-
bracht hätten. Man benötige kein
weiteres Spartenprogramm. Das
Thema Migration müsse mit all sei-
nen Facetten im Gesamtprogramm
der Sender eine stärkere Rolle spie-
len.

„Wir sind genau so
komplex wie ihr“

Die Medien berichten über die Mus-
lime zumeist nicht besonders objek-
tiv. Vielmehr konzentrieren sie sich
auf Extreme, wie auf kopftuchtra-
gende Frauen, die – als es den
Schlussverkauf noch gab – die Wühl-
tische unsicher machten. Die Mig-
ranten selbst kommen hingegen bei
der Berichterstattung zumeist nicht
zu Wort. Dabei hegen sie den Wunsch
nach Partizipation. In ihnen ruht das
tiefes Bedürfnis dazu zu gehören.
Medien müssen das begreifen und
sich entsprechend verhalten. Tariq
Ramadan, in Genf geborener Profes-
sor für Islamwissenschaften mit
ägyptischen Wurzeln, appellierte an
die Mehrheitsgesellschaft, endlich zu
begreifen, dass Migranten ebenso
komplex sind, wie sie. Entsprechend
sollten Journalisten mehr Energie
darauf verwenden, sich über die Ge-
schichte und die kulturellen Beson-
derheiten der Migranten zu informie-
ren. Denn nur dann ließen sich feh-
lerhafte Meldungen vermeiden.

Die Verantwortung
der Medien

Bei der Ausgestaltung der kulturel-
len Vielfalt in der Bundesrepublik
und in der gesamten europäischen
Union nehmen die Medien eine
zweifache Funktion ein. Sie sind Be-

MEDIEN

Weiter auf Seite 24

v.l.n.r.: Dr. Claudia Schmidt (Leiterin der Hauptabteilung Kommunikation, Forschung und Service des Westdeutschen
Rundfunks), Markus Schächter (Intendant des Zweiten Deutschen Fernsehens), Fritz Pleitgen (WDR-Intendant und
Präsident der EBU), Dr. Jürgen Rüttgers (Ministerpräsident NRW), Dr. Werner Müller (Vorstandsvorsitzender der RAG
Aktiengesellschaft) und Prof. Dr. Max Fuchs (Vorsitzender des Deutschen Kulturrates).               Foto: WDR/Sachs/Görgen
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Essener Medienkonferenz

obachter und Akteur zugleich. Die
Medienkonferenz hat gezeigt, dass
sie ihre Rolle(n) ernst nehmen und
sich ihrer Verantwortung stellen. So
gaben WDR und ZDF Studien zum
Fernsehverhalten von Migranten in
Auftrag. Vor der Folie der Ergebnisse
lässt sich vielleicht ein Programm

aufstellen, dass alle Menschen in
Deutschland anspricht. Dass diesbe-
züglich noch einiges getan werden
muss, zeigten die Ergebnisse der
WRD-Studie. Zwar gaben die befrag-
ten jungen Türkinnen und Türken
an, dass sie das deutsche Programm
aufgrund der Sachlichkeit und Ge-
nauigkeit als Nachrichtenmedium
schätzen. Dass als herzlicher und fa-
milienfreundlicher charakterisierte
Fernsehen aus ihrer Heimat stößt bei
ihnen allerdings auf mehr Interesse.

Als Reaktion setzt das ZDF 2007 auf
sogenannte Integrationssoaps. Auch
bei der Ausbildung werden neue
Maßstäbe gesetzt. So sprachen sich
die Medienmacher für extra Trainer-
programme für junge Auszubilden-
de mit Migrationshintergrund aus.
Doch auch die deutschstämmigen
Mitarbeiter müssten im Bereich der
interkulturellen Kommunikation
besser geschult werden.

Um die Nachhaltigkeit des ge-
meinsamen Gedanken- und Erfah-

rungsaustausches mit anderen euro-
päischen Medienvertretern zu för-
dern, wird im kommenden Jahr eine
Folgekonferenz in Paris stattfinden.
Dort wird zu überprüfen sein, ob ei-
nige der guten Ideen und Vorsätze in
die Praxis umgesetzt wurden. Einige
der hier lebenden und arbeitenden
„Ausländer“ bringen sich bewusst in
die Kunst und die Kultur Deutsch-
lands und Europas ein. Und dies
nicht nur in dem anfangs erwähnten
Bereich der Literatur, sondern im-

mer häufiger auch im weiten Feld
der Medien. Migration und Integra-
tion zählen nicht nur auf gesell-
schaftlicher und politischer Ebene
zu den großen (Zukunfts-)Themen,
sondern sind, und das wurde durch
die Essener Konferenz deutlich, fes-
ter Bestandteil des von den Medien
dazu geführten Diskurses.

Die Verfasserin ist
 Mitarbeiterin des Deutschen

Kulturrates  

SOZIALE SICHERUNG

Die Künstlersozialversicherung stärken
Zur Initiative des Bundeskabinetts vom 13. Dezember 2006 � Von Heinrich Tiemann

Künstler und Publizisten brauchen
sozialen Schutz. Das weiß die Bun-
desregierung und bekennt sich zur
Künstlersozialversicherung. Im Ko-
alitionsvertrag vom 11. November
2005 ist vereinbart worden, diese
sozial- wie kulturpolitisch bedeuten-
de Einrichtung im Dialog mit den
Künstlern und Publizisten sowie ih-
ren Verwertern zu stärken. Das
heißt in erster Linie: Stabilisieren
der Finanzierung durch eine klare
Beschreibung des Kreises der Be-
günstigten und klare Pflichten aller
Beteiligten. Eine starke und auf die
Zukunft vorbereitete Künstlersozi-
alversicherung leistet einen in Eur-
opa einzigartigen sozialpolitischen
Beitrag zur Sicherung der selbstän-
digen Künstler und Publizisten. Das
stärkt auch die Kultur in Deutsch-
land.

D ie Sozialversicherung steht heu-
te vor großen Herausforderun-

gen. Die demografische Entwicklung
und die Lage am Arbeitsmarkt ver-
langen Reformen, damit die soziale
Sicherung zukunftsfest bleibt. Die
Künstlersozialversicherung ist Teil
der Sozialversicherung, auch sie un-
terliegt den Einflüssen von Demo-
grafie und Arbeitsmarkt.

Seit Inkrafttreten des Künstlerso-
zialversicherungsgesetzes (KSVG)
steigen die Versichertenzahlen und
damit der Finanzbedarf von Jahr zu
Jahr deutlich an. Dies hängt auch mit
der Attraktivität der Sozialversiche-
rung zusammen: Künstler und Publi-
zisten müssen wegen ihres besonde-
ren Verhältnisses zu ihren Verwert-
ern als einzige Gruppe der Selbstän-
digen nur den halben Beitrag für den

Schutz in der Renten-, Kranken- und
Pflegeversicherung aufbringen.
Rund 30 Prozent übernehmen die
Kunst und Publizistik vermarkten-
den Verwerter durch die Künstlerso-
zialabgabe auf die Honorare; rund 20
Prozent schießt der Bund zu.

Die von der Künstlersozialkasse
in Wilhelmshaven (KSK) erfassten
Honorare, die die Einnahmen aus
der Künstlersozialabgabe bestim-
men, konnten aber in der jüngeren
Vergangenheit mit dem steigenden
Finanzbedarf kaum Schritt halten.
Die Folge war, dass der Abgabesatz
auf die Honorare im Jahr 2005 auf 5,8
Prozent hochschnellte. Es musste
gegengesteuert werden: Durch eine
bessere Erfassung der Verwerter
konnte im Jahr 2006 der Satz auf
5,5 Prozent und in 2007 auf 5,1 Pro-
zent gesenkt werden.

Doch es bedarf weiterer Schritte.
Alle Beteiligten wissen: Ein großer
Anteil der Unternehmen, die von der
KSK in den vergangenen Jahren auf
die Künstlersozialabgabe hingewie-
sen wurden, ist abgabepflichtig.
Zugleich gibt es noch zu viele Unter-
nehmen die ihrer Abgabepflicht
nach dem KSVG nicht nachkommen.
Damit lastet ein unnötig hoher Ab-
gabesatz auf den Schultern der
bereits erfassten Verwerter. Das kann
nicht im Sinne einer gerechten Las-
tenverteilung und der Gleichbe-
handlung sein. Verwerter müssen
flächendeckend ihre gesetzlichen
Pflichten erfüllen.

Dazu bedarf es einer besseren
Erfassung und Prüfung. Die KSK
kann diese Aufgabe jedoch mit ihren
personellen Ressourcen nur zum Teil
schultern. Eine Lösung für dieses

Problem bieten die Prüfdienste der
Deutschen Rentenversicherung
(DRV) mit ihren 3.600 Mitarbeitern:
Sie prüfen schon jetzt alle Arbeitge-
ber in Deutschland im vierjährigen
Turnus auf ihre Pflichten nach dem
Sozialgesetzbuch (SGB). Diese Auf-
gabe können sie auch für die Künst-
lersozialversicherung übernehmen.

Bis zur Jahresmitte 2007 sollen
die dafür notwendigen gesetzlichen
Änderungen im KSVG und im SGB in
Kraft treten. Die DRV erhält zukünf-
tig die Prüfung der Verwerter als ei-
gene Aufgabe. Sie wird zunächst aus-
gewählte Arbeitgeber über die Abga-
bepflicht informieren und ihnen auf-
zeigen, wie sie ihre Meldungen bei
der Künstlersozialkasse abzugeben
haben. Das Verantwortungsbewusst-
sein der Verwerter wird damit ge-
schärft; die Zahl der Meldungen
dürfte ansteigen. Dann wird die DRV
die Abgabepflicht und -höhe der Ar-
beitgeber systematisch prüfen und
ihnen einen Prüfungsbescheid ertei-
len. Und sie wird die notwendigen
Widerspruchs- und Klageverfahren
durchführen.

Die Träger der Rentenversiche-
rung werden also von Beginn an voll
verantwortlich an die neue Aufgabe
herangehen. Sie werden das gesam-
te Verfahren von der Erfassung über
den Bescheid bis zum Abschluss des
Widerspruchs durchführen. Denn
alle Erfahrung zeigt: Die Stelle, die
einen Bescheid erlässt, muss auch
für das Widerspruchsverfahren und
ggf. auch das Klageverfahren zustän-
dig sein. Das sorgt für sachgerechte
Bearbeitung. Zum anderen verlangt
das Prinzip der Selbstverwaltung,

dass die Kompetenz für das Wider-
spruchsverfahrens bei den Trägern
bleibt. Der Vorteil für alle: Verwal-
tung wird effizienter, Bürokratie wird
abgebaut.

Die Verbände brauchen sich
nicht zu sorgen, dass die DRV nicht
mit den Fragen der Abgrenzung des
Kunstbegriffs umgehen könne. Nicht
nur weil die Träger über viel Erfah-
rung im Umgang mit der Prüfung
von sehr unterschiedlichen Arbeit-
gebern verfügen, sondern auch weil
wir alle Vorsorge treffen werden, da-
mit die Arbeit gut und kompetent
gemacht wird. So wird die KSK die
DRV bei der neuen Aufgabe unter-
stützen. Sie wird die Prüferinnen
und Prüfer der Rentenversicherung
umfassend qualifizieren und sie bei
ihrer neuen Tätigkeit fachlich bera-
ten. Insbesondere für anspruchsvol-
le Abgrenzungsfragen hinsichtlich
des Kunst- und Publizistikbegriffs
bleibt die KSK Kompetenzträgerin
und Ansprechpartnerin der abgabe-
pflichtigen Unternehmen. Außer-
dem sollen die Träger Personen aus
den Kreisen der Versicherten und
der Abgabepflichtigen nach dem
KSVG in ihre Widerspruchsaus-
schüsse aufnehmen können. Dar-
über hinaus wird die KSK weiterhin
die Unternehmen ohne Beschäftig-
te und die Ausgleichsvereinigungen
prüfen. Sie behält ihre Funktion als
Einzugsstelle und betreut die Versi-
cherten.

Auch auf der Seite der Versicher-
ten wird sich die Überprüfung der
Angaben deutlich verbessern. Dies
hat der Bundesrechnungshof von
uns gefordert.

Wegen der schwankenden Honora-
re soll es zwar dabei bleiben, dass die
Versicherten ihr voraussichtliches
Arbeitseinkommen für das folgende
Kalenderjahr möglichst genau selbst
einschätzen. Zur Überprüfung der
Angaben soll aber die KSK ab 2007
in jährlich wechselnden Stichproben
den Versicherten einen Fragebogen
zusenden. Der Fragebogen verlangt
verbindliche Angaben über die tat-
sächlichen Arbeitseinkommen der
letzten vier Jahre. So wird geklärt, ob
der Versicherte angemessene Ein-
kommensmeldungen abgegeben
oder das Mindestarbeitseinkom-
men erreicht hat. Auskünfte zu Ein-
kommen aus nicht-künstlerischer
oder nicht-publizistischer Tätigkeit
werden erfasst, damit die Versiche-
rungsfreiheit in der Kranken- und
Pflegeversicherung überprüft wer-
den kann. Zum Nachweis der Anga-
ben sind die entsprechenden Ein-
kommensteuerbescheide oder Ge-
winn- und Verlustrechnungen bei-
zufügen. Die weit überwiegende
Mehrheit der Versicherten wird kor-
rekte Schätzungen abgeben. Soweit
aber die Auswertung entsprechen-
de Anhaltspunkte bietet, erfolgen
Prüfverfahren nach der KSVG-Bei-
tragsüberwachungsverordnung.

Mit dieser Maßnahme wird die
Prüfquote bei den Versicherten prak-
tisch verdoppelt. Der Kreis der Be-
günstigten wird eindeutig definiert
und erfasst, weil nur eine auf Dauer
angelegte, erwerbsmäßige und nicht
nur geringfügige künstlerische oder
publizistische Tätigkeit den Versi-
cherungsschutz rechtfertigt. Das
ausgewogene Maßnahmenpaket des
Gesetzentwurfs wurde im Dialog mit
den Vertretern der Versicherten und
der Verwerter entwickelt. Am Run-
den Tisch zur Stärkung der Künstler-
sozialversicherung, den das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales
und der Deutsche Kulturrat gegrün-
det haben und an dem namhafte
Persönlichkeiten aus der Kulturwirt-
schaft mitwirken, sind die geplanten
Neuregelungen positiv aufgenom-
men worden. Es bestand Einigkeit:
So kann mehr Abgabe- und Beitrags-
gerechtigkeit für Versicherte und
Verwerter erreicht werden. Der
Deutsche Kulturrat hat sich in seiner
Stellungnahme hinter die Maßnah-
men gestellt. Im vor uns liegenden
parlamentarischen Verfahren wird
der Gesetzentwurf erneut mit den
Beteiligten diskutiert.
Künstler und Publizisten brauchen
Räume, in denen sich ihre Kreativi-
tät und ihr Ideenreichtum entfalten
kann. Eine stabile und zukunftsfähi-
ge Künstlersozialversicherung hilft,
solche Räume zu schaffen. Die Ver-
werter wissen, dass Kreativität und
Ideenreichtum zugleich die Grund-
lagen ihres wirtschaftlichen Erfolgs
ist. Der Bund will, dass Deutschland
weiter Hort großer (und kleiner)
Kunst und guter Publizistik ist. Alle
Seiten haben deshalb ein Interesse,
dass die Rahmenbedingungen stim-
men und sind bereit, sich den Her-
ausforderungen zu stellen.

Der Verfasser ist Staatssekretär im
Bundesministerium für Arbeit und

Soziales 

Staatssekretär Heinrich Tiemann      Foto: BMAS
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Zum �Referentenentwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung
des Künstlersozialversicherungsgesetzes und anderer Gesetze�

Stellungnahme des Deutschen Kulturrates

Berlin, den 01.11.2006. Der Deut-
sche Kulturrat, der Spitzenverband der
Bundeskulturverbände, begrüßt, dass
die Bundesregierung den �Referenten-
entwurf eines Dritten Gesetzes zur Än-
derung des Künstlersozialversiche-
rungsgesetzes und anderer Gesetze�
vorgelegt hat. Die CDU/CSU- und die
SPD-Fraktion des Deutschen Bundes-
tages haben sich im Koalitionsvertrag
eindeutig zur Künstlersozialversicherung
als einem wichtigen Instrument der Kul-
turförderung und sozialen Sicherung der
Künstlerinnen und Künstler bekannt. Im
Koalitionsvertrag ist hierzu ausgeführt:
�Es gilt, sie (die Künstlersozialversiche-
rung) - auch im Dialog mit den Vertre-
tern der Künstler und Publizisten so-
wie der abgabepflichtigen Verwerter -
weiter zu stärken. Zur Stabilisierung der
Finanzierung sind eine sachgerechte
Beschreibung des Kreises der Begüns-
tigten vorzunehmen und die sich aus
der Konstruktion ergebenden Verpflich-
tungen der Beteiligten sicherzustellen.�
Der Deutsche Kulturrat begrüßt weiter,
dass die Bundesregierung im genann-
ten Referentenentwurf Ergebnisse des
gemeinsamen Runden Tisches �Stär-
kung der Künstlersozialversicherung�
aufgenommen hat. Der Runde Tisch
wurde vom Deutschen Kulturrat und
vom Bundesministerium für Arbeit und
Soziales im Jahr 2004 initiiert, um mit
Vertretern der Verbände der Verwerter

künstlerischer und publizistischer Leistun-
gen sowie der Verbände der Künstler und
Publizisten gemeinsam Strategien zur
Stabilisierung der Künstlersozialversiche-
rung zu erarbeiten.
Im Deutschen Kulturrat haben sich Ver-
bände aller künstlerischen Sparten und
der verschiedenen Bereiche des kultu-
rellen Lebens zusammengeschlossen;
Mitglieder im Deutschen Kulturrat sind
Verbände der Künstler und Publizisten,
der Kultureinrichtungen, der Kulturwirt-
schaft und der Kulturvereine. Im Deut-
schen Kulturrat sind also sowohl Verbän-
de der in der Künstlersozialversicherung
Versicherten als auch Verbände der
Künstlersozialabgabepflichtigen versam-
melt.
Die Künstlersozialversicherung ist ein
wichtiger kultur- und sozialpolitischer
Fortschritt. Seit ihrem Bestehen können
sich freiberufliche Künstler und Publizis-
ten im Rahmen der gesetzlichen Sozial-
versicherung kranken-, pflege- und ren-
tenversichern. Vor der Einführung des
Künstlersozialversicherungsgesetzes hat-
ten viele Künstler und Publizisten keiner-
lei soziale Absicherung.
Die soziale Absicherung im Rahmen der
Kranken-, der Pflege- und der Renten-
versicherung wird zu 50% von den Versi-
cherten, zu 30% von den Verwertern
künstlerischer und publizistischer Leistun-
gen durch die Künstlersozialabgabe und
zu 20% durch einen Bundeszuschuss fi-

nanziert. Mit dem Bundeszuschuss
nimmt der Bund seine kultur- und sozi-
alpolitische Verantwortung für freiberuf-
liche Künstler und Autoren wahr.
Unternehmen, Kultureinrichtungen und
Vereine, die Leistungen freiberuflicher
Künstler und Publizisten in Anspruch neh-
men, müssen entsprechend den gesetz-
lichen Vorgaben die Künstlersozialabga-
be entrichten. Grundlage für die Künst-
lersozialabgabe sind die gezahlten Ho-
norare, Gagen, Erlöse aus Kommissions-
geschäften etc. Der Prozentsatz für die
Künstlersozialabgabe wird jährlich auf
dem Verordnungsweg durch das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales fest-
gelegt; er beträgt im Jahr 2007 5,1 Pro-
zent. Die Zahlung erfolgt an die Künst-
lersozialkasse, die die Beiträge an die So-
zialversicherungsträger bzw. Krankenkas-
sen weiterleitet.
Im Jahr 2000 hat der Bund seinen Zu-
schuss von 25% auf 20% gesenkt. Ne-
ben anderem führte dieses in den letz-
ten Jahren zu einem starken Anstieg der
Künstlersozialabgabe. Im Rahmen der
Reform des Künstlersozialversicherungs-
gesetzes im Jahr 2001 wurde die Zweck-
bestimmung des Bundeszuschusses zur
Künstlersozialversicherung im Sinne der
Mitverantwortung des Bundes für diesen
Bereich neu definiert.
Der Deutsche Kulturrat erwartet, dass die
nunmehr anstehende Reform dazu bei-
tragen wird, die Künstlersozialversiche-

rung zukunftsfest zu machen und auch
die Künstlersozialabgabe auf ein für Ver-
werter künstlerischer und publizistischer
Leistungen erträgliches Maß zurückzufüh-
ren.

Bessere Erfassung der
Abgabepflichtigen

Der Deutsche Kulturrat begrüßt, dass
durch die Einschaltung der Deutschen
Rentenversicherung alle Unternehmen
mit Beschäftigten im Rahmen der übli-
chen Prüfung über die ordnungsgemä-
ße Entrichtung der Sozialversicherungs-
beiträge auch geprüft werden, inwiefern
Leistungen von freiberuflichen Künstlern
und Publizisten in Anspruch genommen
wurden und ob die Künstlersozialabga-
be ordnungsgemäß abgeführt wurde.
Die Künstlersozialabgabe ist keine frei-
willige Leistung der Unternehmen, son-
dern gesetzlich vorgeschrieben.
Genauso wie Unternehmen für ihre Mit-
arbeiter Sozialversicherungsbeiträge
entrichten müssen, sind sie verpflich-
tet, für Leistungen freiberuflicher Künst-
ler und Publizisten die Künstlersozialab-
gabe zu zahlen. Wer sich dieser Pflicht
entzieht, handelt gesetzwidrig und ver-
schafft sich einen nicht zu rechtfertigen-
den Wettbewerbsvorteil.
Der Deutsche Kulturrat erwartet, dass
durch die unterstützende Prüftätigkeit
der Deutschen Rentenversicherung zahl-
reiche Abgabepflichtige ermittelt wer-

den, die ihren Verpflichtungen bislang
nicht nachkommen. Er geht davon aus,
dass mittelfristig die Künstlersozialab-
gabe sinken wird, da sich die Abga-
belast auf mehr Schultern verteilt als
bisher.

Vermehrte Prüfung der
Versicherten

Der Deutsche Kulturrat sieht die Not-
wendigkeit, auch die Versicherten stär-
ker zu prüfen. Voraussetzung für die Mit-
gliedschaft in der Künstlersozialkasse
ist die erwerbsmäßige und dauerhafte
Ausübung einer selbständigen Tätigkeit
als Künstler oder Publizist. Aufgrund der
starken Einkommensschwankungen
schätzen Künstler und Publizisten ihr
Einkommen für das Folgejahr im Vor-
aus. Diese Einkommensschätzung ist
Basis für die Festlegung des Versicher-
tenbeitrags.
Der Deutsche Kulturrat schätzt die Ab-
sicht, dass jährlich aus dem Kreis der
Versicherten eine Stichprobe hinsicht-
lich ihres tatsächlichen Einkommens
der letzten drei Jahre vorgenommen
wird, positiv ein. Damit wird die schon
bestehende sachgerechte Überprüfung
im Rahmen der Beitragsüberwachung
durch die Künstlersozialkasse verstärkt
und sichergestellt, dass nur der Kreis
der tatsächlich Berechtigten Mitglied in
der Künstlersozialkasse sein kann.

Ende gut – alles gut!? – Zur Reform des Gemeinnützigkeitsrechts
Von Olaf Zimmermann

Die Diskussion um die Reform des
Gemeinnützigkeitsrecht glich in die-
sem Jahr einer Achterbahnfahrt. Der
Ausgangspunkt waren die Aussagen
im Koalitionsvertrag, in dem steht,
dass das Bürgerschaftliche Engage-
ment gestärkt und das Gemeinnüt-
zigkeitsrecht reformiert werden soll.

G leich im Januar dieses Jahres er-
schien dann ein Rundschrei-

ben des Bundesfinanzministeriums,
in dem klargestellt wurde, dass ab
dem 01.01.2007 die Mitgliedsbeiträ-
ge zu Kulturfördervereinen nicht
mehr steuerlich geltend gemacht wer-
den können, sofern eine geldwerte
Gegenleistung gewährt wird. Geld-
werte Gegenleistungen sind u.a. der
kostenlose oder der ermäßigte Eintritt
in die geförderte Kultureinrichtung.
Gegen diese Regelung erhob sich ein
starker Protest aus dem Kulturbereich.
In den letzten Jahren wurden mit gro-
ßem Engagement für die Mehrzahl der
Kultureinrichtungen Fördervereine
aufgebaut wurden, die zum einen
durch ihre Förderung die Kulturein-
richtung finanziell unterstützen und
zum anderen positive Botschafter der
Kultureinrichtung sind.

Im April stellte dann die Projekt-
gruppe „Reform des Gemeinnützig-
keits- und Spendenrechts“, der neben
dem Deutschen Kulturrat der Deut-
sche Olympische Sportbund, der
Deutsche Naturschutzring, die Bun-
desarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege, der Bundesverband
Deutscher Stiftungen und Fachwis-
senschaftler angehören, ihre Vorschlä-
ge zur Reform des Gemeinnützigkeits-
rechts vor.

Anlässlich des Deutschen Stif-
tungstags in Dresden im Mai bezog
sich der Chef des Bundeskanzleram-
tes Staatsminister de Maiziere auf die-
se Vorschläge und sagte deren genaue
Prüfung zu. Noch vor der parlamen-
tarischen Sommerpause sollte der Re-
ferentenentwurf zur Reform des Ge-

meinnützigkeitsrechts vorgelegt wer-
den.

Im August erschien dann statt des
erwartenden Referentenentwurfs das
Gutachten des Wissenschaftlichen
Beirats des Bundesfinanzministerium
zur Reform des Gemeinnützigkeits-
rechts. Die Vorschläge dieser Gutach-
ter waren ein Generalangriff auf den
gemeinnützigen Sektor. Gemeinnützi-
ge Organisationen wurden mit normal
am Markt agierenden Unternehmen
verglichen und eine Konkurrenzsitu-
ation wurde heraufbeschworen. Die
gesellschaftspolitische Bedeutung ge-
meinnütziger Organisationen und
ihre Leistungen für die Gesellschaft
wurden nicht berücksichtigt. Wieder
regte sich lautstarker Protest. Dieses
Mal allerdings nicht nur aus dem Kul-
turbereich, sondern von allen gesell-
schaftlichen Gruppen. Der starke Pro-
test führte schließlich dazu, dass Vize-
kanzler Müntefering sich ausdrücklich
von dem Gutachten distanzierte.

Nach Monaten der Unsicherheit,
was die Bundesregierung zur Reform
des Gemeinnützigkeitsrechts plant,
nannte Bundesfinanzminister Peer
Steinbrück anlässlich der Vorstellung
der diesjährigen Wehnachtsmarken
am 27.11. 2006 in Berlin erste Punkte
zur geplanten Reform. Anfang Dezem-
ber wurden vom Bundesfinanzminis-
terium die 10 Maßnahmen „Hilfen für
Helfer“ vorgestellt.
Im Maßnahmenpaket ist geplant:
· die Übungsleiterpauschale auf

2.100 Euro im Jahr zu erhöhen, zur
Zeit beträgt diese für Übungsleiter
und Betreuer 1.848 Euro im Jahr,

· den Spendenabzug einheitlich auf
20% zu erhöhen, zur Zeit beträgt er
im Kulturbereich 10%,

· die Steuerfreigrenze für die wirt-
schaftliche Betätigung von Vereinen
von 30.678 Euro auf 35.000 Euro an-
zuheben,

· den Höchstbetrag für die Ausstat-
tung von Stiftungen von 307.000
Euro auf 750.000 Euro anzuheben,

· einen verbesserten Sonderausga-
benabzug für Mitgliedsbeiträge an
Kulturfördervereinen zu ermögli-
chen,

· die Abschaffung des zeitlich be-
grenzten Vor- und Rücktrags beim
Abzug von Großspende, dafür soll
ein zeitlich unbegrenzter Spenden-
vortrag eingeführt werden,

· die Senkung des Satzes, mit dem
pauschal für unrichtige Zuwen-
dungsbestätigungen und fehlver-
wendete Zuwendungen zu haften ist,
von 40 % auf 30 % der Zuwendun-
gen,

· die bessere Abstimmung der förde-
rungswürdigen Zwecke im Gemein-
nützigkeits- und Spendenrecht.

· einen Bürokratieabbau im Spen-
denrecht,

· die Einführung einer Ehrenamts-
pauschale von 300 Euro im Jahr für
Bürgerschaftlich Engagierte im Sozi-
albereich.

Die geplanten Regelungen sollen nach
Abschluss des Gesetzgebungsverfah-
rens rückwirkend zum 01.01. 2007 in
Kraft treten.

Inzwischen wurde vom Bundes-
finanzministerium auch erklärt, dass
in der Zukunft die Mitgliedsbeiträge
für Kulturfördervereine steuerlich
abzugsfähig sein sollen, wenn eine
geldwerte Gegenleistung gewährt
wird. Als erster Schritt soll in Kürze
das umstrittene Rundschreiben zu
den Mitgliedsbeiträgen von Kultur-
fördervereinen zurückgenommen
werden.
Nachdem der Finanzminister die 10
Punkte verkündet hatte, legte die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion am
13.12.2006 nach. Sie fordert eine Aus-
dehnung der so genannten Übungs-
leiterpauschale auf  Vorstände und
andere Funktionsträger, eine Auswei-
tung der Besteuerungsgrenze bei wirt-
schaftlicher Betätigung der Vereine auf

40.000 Euro/Jahr sowie die Geltung
der neuen Ehrenamtspauschale für
alle Engagementfelder. Der Deutsche
Kulturrat hatte bereits am 02.12.2006
deutlich gemacht, dass die neue „Eh-
renamtspauschale“ für alle Engage-
mentbereiche gelten muss. Denn das
Engagement im Kulturbereich ist
nicht weniger wert als im Sozialbe-
reich.

Insgesamt endet die Diskussion
zur Reform des Gemeinnützigkeits-
rechts vorerst sehr positiv. Allen An-
kündigungen zu Folge will der Bun-
desfinanzminister die gemeinnützi-
gen Organisationen mit der Reform
des Gemeinnützigkeitsrechts tatsäch-
lich stärken. Wir dürfen alle auf den
Referentenentwurf und die anste-
henden Beratungen im Deutschen
Bundestag gespannt sein.

Der Verfasser ist Geschäftsführer des
Deutschen Kulturrates 

Olaf Zimmermann und Dr. Michael Bürsch, MdB Vorsitzender des Unterausschusses Bürgerschaftliches Engagement des
Deutschen Bundestags anlässlich des Gespräches von Vertretern der Projektgruppe Reform des Gemeinnützigkeitsrechts
mit Bundesfinanzminister Peer Steinbrück am 15.12.2006 im Haus des Bundesverband Deutscher Stiftungen           Foto: BDS
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Kritik der Experten ernst nehmen!
Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur Anhörung von Sachverständigen durch den Rechtsauschuss des Deutschen Bundestags zum

Regierungsentwurf eines Zweiten Gesetzes zur Regelung des Urheberrechts in der Informationsgesellschaft

Berlin, den 07.12.2006. Der
Rechtsausschuss des Deutschen
Bundestags führte am 08., am 20.
und am 29.11.2006 Anhörungen
zum Regierungs-entwurf eines Zwei-
ten Gesetzes zur Regelung des Urhe-
berrechts in der Informationsgesell-
schaft, den sog. 2. Korb, durch. Der
Deutsche Kulturrat, der Spitzenver-
band der Bundeskulturverbände, fühlt
sich durch die dort gehörten Sach-
verständigen in seiner Kritik an die-
sem Gesetzes-entwurf mit Blick auf
die vorgeschlagenen Regelungen zur
Vergütungs-abgabe bestätigt und for-
dert die Mitglieder des Deutschen
Bundestags auf, dem Regierungsent-
wurf in der vorliegenden Fassung nicht
zu zustimmen.

Der Deutsche Kulturrat hat zum Ge-
setzgebungsverfahren des 2. Korbes
bereits mehrfach Stellung genom-
men. Im Dezember 2003 hat der
Deutsche Kulturrat eine �Stellungnah-
me zur Vorbereitung eines Zweiten
Gesetzes zur Regelung des Urheber-
rechts in der Informations-gesell-
schaft� abgegeben. Am 09.11.2004
hat der Deutsche Kulturrat eine Stel-
lungnahme zum �Referentenentwurf
eines Zweiten Gesetzes zur Regelung
des Urheberrechts in der Informati-
onsgesellschaft� vorgelegt. In dieser
Stellungnahme hat der Deutsche Kul-
turrat u.a. deutlich seine Bedenken
gegen die vorgeschlagenen Regelun-
gen zur Höhe der Pauschalvergütun-
gen formuliert. Am 07.02.2006 hat
der Deutsche Kulturrat seine Kritik am
�Zweiten Referentenentwurf eines
Zweiten Gesetzes zur Regelung des
Urheberrechts in der Informations-ge-
sellschaft� nochmals bestätigt und
sich in dieser Stellungnahme
besonders auf die vorgeschlagenen
Regelungen der Pauschalvergütungen
konzentriert, die aus Sicht des Deut-
schen Kulturrates nicht die Urheber,
sondern die Computer- und Speicher-
medienindustrie in den Mittelpunkt
der Überlegungen rückt. Der Deut-
sche Kulturrat hat in seiner Stellung-
nahme die Bundesregierung aufgefor-
dert, von ihren Plänen zur Neurege-
lung der Pauschalvergütungen Ab-
stand zu nehmen, da diese das ver-
fassungsrechtliche und in § 11 S. 2
UrhG postulierte Gebot der angemes-
senen Vergütung der Urheber und
Leistungsschutzberechtigten in sein
Gegenteil verkehrt.

Der Deutsche Kulturrat konzentriert
sich im Folgenden auf einige wesent-
liche unter den Verbänden der Künst-
ler, der Kultureinrichtungen, der Kul-
turvereine und der Kulturwirtschaft

unstreitige Fragen. Zu anderen wichti-
gen Punkten, zu denen innerhalb des
Deutschen Kulturrates unterschiedliche
Auffassungen bestehen, äußern wir uns
hier nicht.

I. Wert der Kreativität

Urheber und ausübende Künstler gehö-
ren zu den wichtigen Inhaltslieferanten
der Informations- und Wissensgesell-
schaft. Sie leben von der Verwertung
ihrer künstlerischen Arbeiten. Ihre Kre-
ativität bildet die Grundlage für ihren
Lebensunterhalt. Das Urheber- und Leis-
tungsschutzrecht bietet für Künstler und
für die Unternehmen der Kulturwirt-
schaft, insbesondere Verleger und Pro-
duzenten, einen wesentlichen Rechts-
rahmen für eine wirtschaftliche Ausü-
bung ihrer Tätigkeit. Künstlerische Arbei-
ten haben neben dem wichtigen ideel-
len auch einen ökonomischen Wert. Die-
sen Wert kreativer Leistungen zu schüt-
zen, muss auch im digitalen Zeitalter das
wesentliche Anliegen des Urheber- und
Leistungsschutzrechts bleiben.

II. Position des Deutschen
Kulturrates zu einzelnen
Aspekten des Urheber- und
Leistungsschutzrechtes

1. § 53 UrhG (Vervielfältigung zum
privaten Gebrauch)

Der Deutsche Kulturrat begrüßt, dass
die Bundesregierung empfiehlt abzu-
warten, ob sich die mit dem ersten
Gesetz zur Regelung des Urheberrechts
in der Informationsgesellschaft neu
gefassten Regelungen der Privatkopie
bewähren und diese Regelungen auch
im digitalen Umfeld nicht grundsätzlich
zu ändern. Der Deutsche Kulturrat for-
dert die Abgeordneten des Deutschen
Bundestags auf, diesem Regierungsvor-
schlag zu folgen.

2. Pauschalvergütung und Digital
Right Management

Der Deutsche Kulturrat begrüßt
weiterhin, dass seine Forderung nach
dem parallelen Fortgelten beider Sys-
teme, Pauschalvergütung und Digital
Right Management, weitgehend aufge-
nommen wurde. Der Deutsche Kultur-
rat betont an dieser Stelle nochmals,
dass die Digital Right Management-
Systeme zum gegenwärtigen Zeitpunkt
technisch noch nicht ausgereift und
derzeit allenfalls in eng begrenzten
Bereichen der Online-Übermittlung von
Werken wirksam sind. Auch auf länge-
re Sicht, wenn die Digital Right-Ma-
nagement-Systeme ausgereift sind,

wird nach Auffassung des Deutschen
Kulturrates die Notwendigkeit der pau-
schalen Vergütung für die weiterhin
mögliche private Vervielfältigung von
Werken aus ungeschützten Quellen er-
forderlich bleiben.

3. Vergütungshöhe

In seiner Stellungnahme vom 07.02.
2006 zum �Zweiten Referentenentwurf
eines Zweiten Gesetzes zur Regelung des
Urheberrechts in der Informationsgesell-
schaft� hat der Deutsche Kulturrat deut-
lich gemacht, dass die vorgeschlagenen
Regelungen zur Vergütungshöhe nicht
dazu führen werden, den Urhebern und
Leistungsschutzberechtigten eine ange-
messene Vergütung für die Nutzung ih-
rer Werke zukommen zu lassen.

Diese Auffassung wurde in der Anhö-
rung des Rechtsausschusses des Deut-
schen Bundestags am 08.11.2006 von
der deutlichen Mehrzahl der angehör-
ten Experten geteilt. Die Expertenan-
hörung förderte zu Tage, dass die vor-
geschlagene Regelung, nach der die
Vergütungsansprüche aller Berechtig-
ten für einen Gerätetyp 5% des Ver-
kaufspreises nicht übersteigen dürfen,
in die falsche Richtung weist, weil mit
einer solchen Kappungsgrenze nicht die
angemessene Entschädigung der Urhe-
ber, sondern die Umsätze und Gewin-
ne der Geräte- und Speichermedienin-
dustrie im Mittelpunkt stehen. Dieses
stellt das Urheberrecht auf den Kopf.
Ebenso wurde in der Anhörung erneut
deutlich, dass die vorgeschlagene Re-
gelung, wonach eine Vergütungspflicht
erst greift, wenn auf einem Gerätetyp
zu mindestens 10% urheberrechtsre-
levante Kopien gefertigt werden, dazu
führen wird, dass zukünftig noch mehr
als bisher über das Ob der Vergütungs-
pflicht gestritten wird. Es steht danach
zu befürchten, dass sowohl die Verwer-
tungsgesellschaften als auch die Ver-
bände der Geräte- und Speichermedi-
enindustrie jeweils verschiedene demo-
skopische Gutachten fertigen lassen,
die zu unterschiedlichen Ergebnissen
hinsichtlich des Prozentsatzes urheber-
rechtsrelevanter Kopien kommen, so
dass letztlich noch ein drittes Gutach-
ten von der Schiedsstelle beim Deut-
schen Patent- und Markenamt in Auf-
trag gegeben werden muss. Überdies
wird es schwer sein, bei Geräten, die
neu auf den Markt kommen und erst
eine geringe Verbreitung haben, mit-
tels empirischer Untersuchungen zwei-
felsfrei festzustellen, zu welchem Pro-
zentsatz urheberrechtsrelevante Kopi-
en gefertigt werden. Darüber hinaus
erklärte die Mehrzahl der Experten in
der erwähnten Anhörung, dass es un-

verständlich sei, die Verbrauchsma-
terialien in die Vergütungspflicht nicht
einzubeziehen, obwohl bekannt ist,
dass z.B. bei Druckern ein erheblicher
Teil des Umsatzes nicht mit den Gerä-
ten oder Speichermedien selbst, son-
dern mit den Verbrauchsmaterialen
hierfür gemacht wird.

Der Deutsche Kulturrat unterstreicht
nochmals, dass er die vorgeschlage-
nen Regelungen zur Vergütungshöhe für
nicht geeignet hält, den Urhebern eine
angemessene Vergütung für die Nut-
zung ihrer Werke sichern.

Der Deutsche Kulturrat fordert daher
die Abgeordneten des Deutschen Bun-
destags auf, bei den nunmehr anste-
henden Auswertungen und Beratungen
im Rechtsausschuss diese Argumente
der Experten genau zu prüfen und dem
Vorschlag der Bundesregierung zur
Neuregelung der Vergütungshöhe nicht
zu folgen.

Mit Blick auf die ansonsten zu erwar-
tenden Verschlechterungen für die Ur-
heber erachtet es der Deutsche Kultur-
rat für geeigneter, wenn weiterhin der
Gesetzgeber oder aber der Verordnungs-
geber die Vergütungshöhe festlegt.

4. On-the-spot-consultation (§ 52b)
und Kopienversand auf Bestellung
(§ 53a)

Der Deutsche Kulturrat begrüßt, dass
im Sinne der weiteren Entwicklung der
Wissensgesellschaft und der möglichst
breiten Zugänglichmachung von Infor-
mationen gesetzliche Regelungen zu
On-the-spot-consultation und dem Ko-
pienversand auf Bestellung vorgeschla-
gen werden. Die vorgelegten Regelun-
gen erachtet der Deutsche Kulturrat für
noch nicht optimal.

Der Deutsche Kulturrat begrüßt aus-
drücklich, dass der Börsenverein des
deutschen Buchhandels und der Deut-
sche Bibliotheksverband einen gemein-
samen Vorschlag zur Regelung des §
52b und des § 53a UrhG unterbreiten
wollen. Dieser Vorschlag spiegelt einen
Kompromiss der beiden hauptsächlich
betroffenen Beteiligten wider. Der Deut-
sche Kulturrat fordert die Abgeordne-
ten des Deutschen Bundestags auf,
sich diesen Kompromiss zu eigen zu
machen. Der Deutsche Kulturrat fordert
ferner, dass die Urheber bei Nutzungen
von On-the-spot-consultation bzw. dem
Kopienversand auf Bestellung ange-
messen beteiligt werden sollten.

5. Verwertung von Archivbestän-
den

Der Deutsche Kulturrat ist nach wie vor
der Auffassung, dass die vorgeschla-
genen Regelungen zur Verwertung von
Archivbeständen unbefriedigend sind.
In den Archiven liegen bedeutende kul-
turelle �Schätze� in Form von Aufzeich-
nungen insbesondere musikalischer
und literarischer Darbietungen. Mit Hil-
fe der neuen technischen Mittel könn-
ten und sollten diese Schätze einem
breiteren Publikum on- und offline zu-
gänglich gemacht werden. Dabei muss
eine angemessene Vergütung der
Rechteinhaber und die Beachtung der
Urheberpersönlichkeitsrechte gewähr-
leistet sein.

Der Deutsche Kulturrat ist der Auffas-
sung, dass der vorgelegte Entwurf kei-
ne Lösung der Archivproblematik
bringt. Entgegen der Begründung im
Referentenentwurf sind die vorgesehe-
ne Streichung von § 31 Abs. 4 und
die Konstruktion in §§ 31a und 32c
UrhG zur Lösung der Archivproblema-
tik untauglich. Denn die Archivproduk-
tionen enthalten fast immer Werke
oder geschützte Leistungen, die im
Wege einfacher Nutzungsrechte erwor-
ben wurden, so z.B. Musik in Fernseh-
filmen. Für diese Nutzungsrechte aber
greift der neue § 137 l UrhG nicht.
Ebenso wenig hilft diese Regelung bei
der Retrodigitalisierung alter Zeitschrif-
tenjahrgänge (vgl. § 38 UrhG). Der
Deutsche Kulturrat fordert daher, die
Abgeordneten des Deutschen Bundes-
tags zu einer Neuformulierung unter
Berücksichtigung des Urheberpersön-
lichkeits-rechts auf. Bei einer Neufor-
mulierung müssen die berechtigten
Interessen aller künstlerischen Spar-
ten berücksichtigt werden. Hierzu ge-
hören auch die ausübenden Künstler,
die einbezogen werden müssen.

Angesichts der umfassenden Kritik am
Regierungsentwurf eines Zweiten Ge-
setzes zur Regelung des Urheberrechts
in der Informationsgesellschaft bittet
der Deutsche Kulturrat um eine um-
fängliche und gründliche Prüfung der
vorgetragenen Argumente gegen den
vorgelegten Regierungsentwurf. Im Mit-
telpunkt des Urheberrechts müssen die
Urheber und Leistungsschutzberechtig-
ten stehen. Ihre Rechte müssen ge-
wahrt werden. Sie müssen einen an-
gemessenen wirtschaftlichen Nutzen
aus der Verwertung ihrer künstlerischer
Leistungen ziehen können. Dieser
Grundsatz sollte die Richtschnur der Ur-
heberrechtsgesetzgebung sein. Der vor-
gelegte Regierungsentwurf wird diesem
Anspruch in weiten Teilen nicht gerecht.

ConBrio Verlagsgesellschaft
Brunnstraße 23

93053 Regensburg
Tel. 0941/945 93-0

Fax 0941/945 93-50
www.conbrio.de
info@conbrio.de

CONBRIO
Hermann J. Kaiser, Dorothee Barth, Frauke Heß, Hans Jünger, Christian Rolle, Jürgen
Vogt, Christopher Wallbaum:

  Bildungsoffensive Musikunterricht?

Das Grundsatzpapier der Konrad-Adenauer-Stiftung in der
Diskussion
Paperback, 155 Seiten
CB 1180, ISBN 3-932581-80-6, € 14,–

In der vorliegenden Publikation setzen sich Musikpädagogen und Schulmusiker
kritisch mit der 2004 veröffentlichten Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS)
„Bildungsoffensive durch Neuorientierung des Musikunterrichts“ auseinander.
Themen sind u.a. die Frage nach einem verbindlichen Bildungskanon für den
Musikunterricht, der ideologische Hintergrund der KAS-Studie sowie Überlegungen
zum Verhältnis Kultur – Ökonomie – Politik. Die KAS-Studie selbst ist im Band
vollständig abgedruckt. Eine unverzichtbare Lektüre für alle am schulischen
Musikunterricht und an der musikalischen Bildung im Allgemeinen Interessierten.
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Bundesstiftung Baukultur geht nach Potsdam
Von Claudia Schwalfenberg

Nach langem Ringen hat der Bun-
destag am 26. Oktober dieses Jah-
res grünes Licht für die Bundesstif-
tung Baukultur gegeben. Möglich
war dieser Schritt, weil die Bundes-
regierung auf Bitte des Bundesra-
tes noch im laufenden Gesetzge-
bungsverfahren die Entscheidung
über den Sitz der Stiftung vorberei-
tet hatte.

I nsgesamt acht Städte sind im Ren-
nen um den Sitz der Bundesstif-

tung Baukultur angetreten: Bonn,
Essen, Frankfurt am Main, Görlitz,
Leipzig, Stuttgart und Weimar. Um
die Angebote vergleichen und ein
transparentes Verfahren gewährleis-
ten zu können, hatte die Bundesre-
gierung alle Bewerber aufgefordert,
sich zum Potenzial des vorgeschla-
genen Standortes zu äußern, zu den
Rahmenbedingungen für die Unter-
bringung der Stiftung sowie zur ide-
ellen und finanziellen Unterstützung
der Stiftung durch Stadt, Land oder
Dritte. Die angebotenen Konditio-
nen für die Ansiedlung wichen je-
doch – so der Abgeordnete Joachim
Günther, Berichterstatter im Bun-
destags-Ausschuss für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung – „deutlich
voneinander ab“. Am Ende setzte
sich Brandenburgs Landeshaupt-
stadt Potsdam durch. Sowohl das
Land Brandenburg als auch die Stadt
Potsdam werden sich finanziell an
der Bundesstiftung Baukultur betei-
ligen. Brandenburg gibt 335.000
Euro für den Ausbau des künftigen
Stiftungssitzes aus, der „Roten Villa“
auf dem Gelände des Kulturstandor-
tes Schiffbauergasse. Potsdam inves-
tiert 362.000 Euro in die Stiftung.
Diese Mittel ergänzen die Anschub-

finanzierung durch den Bund, der in
den Jahren 2006 bis 2010 insgesamt
rund sieben Millionen Euro für den
Aufbau und die Arbeit der Stiftung
zur Verfügung stellt.

Ziel der Bundesstiftung Baukultur
ist es laut Gesetz, „als eine bundes-
weit beachtete, unabhängige und mit
hoher Fachautorität ausgestattete In-
stitution für die Anliegen der Baukul-
tur in Deutschland“ einzutreten.
Dabei soll sie sich „auf Instrumente
mit bundesweiter und internationa-
ler Ausprägung konzentrieren“.

Eine zentrale Stellung innerhalb
der Stiftung wird der Konvent der
Baukultur einnehmen. Die Mitglie-
der des Konvents sollen sich aus Trä-
gern und Stiftern bundesweit be-
deutsamer Preise auf dem Gebiet der
Baukultur, unabhängigen Personen
mit Fachautorität und weiteren Per-
sonen mit ideellem oder finanziel-
lem Engagement im Bereich der
Baukultur rekrutieren. Vorbild ist der
erste Konvent der Baukultur, der An-
fang April 2003 im ehemaligen Bon-
ner Plenarsaal des Bundestages
stattfand. Damals versammelten
sich rund 800 Persönlichkeiten, um
das Gespräch über Baukultur wieder
in die Mitte der Gesellschaft zu tra-
gen.

Auch wenn das Potenzial des
Konvents in der Öffentlichkeit teil-
weise kritisch diskutiert worden ist,
ist die Konstruktion der Stiftung
stark auf ihn ausgerichtet. Der Kon-
vent wird nicht nur regelmäßig öf-
fentlich zusammentreten, sondern
auch Personen vorschlagen, die in
den Organen der Stiftung mitwirken.
Deshalb sieht das Gesetz eine Über-
gangsregelung vor, damit die ersten
Schritte zur Stiftungsarbeit über-

haupt unternommen werden kön-
nen. Zunächst wird sich der Stif-
tungsrat konstituieren, allerdings
ohne die fünf Mitglieder, die noch
vom Konvent der Baukultur entsandt
werden müssen. Allein das Parla-
ment mit fünf Mitgliedern und die
Exekutive mit drei Mitgliedern (je
eines aus dem Bundesbauministeri-
um, dem Bundesfinanzministerium

und dem Kulturstaatsministerium)
werden also anfangs im Stiftungsrat
vertreten sein, dessen Aufgabe dann
darin besteht, die Voraussetzungen
für den ersten Konvent der Baukul-
tur unter Stiftungsregie zu schaffen.

Die Errichtung der Bundesstif-
tung Baukultur ist ein großer Erfolg
für die Baukultur in Deutschland.
Der Rat für Baukultur im Deutschen

Kein nachhaltiger Aufschwung ohne neue Strategien
Von Bernd Fesel

Die gute Nachricht ist einfach wie
sensationell: Nach drei Jahren der
Rezession wächst der Umsatz von
Deutschlands �Creative Industries�
(sog. Kreativwirtschaft) erstmals
wieder von 114,6 Mrd. € in 2003 um
2,2 Prozent auf 117,1 Mrd. € in
2004.

A uf der von der Friedrich-Nau-
mann Stiftung und dem Büro

für Kulturpolitik und Kulturwirt-
schaft veranstalteten Tagung wurden
die Konjunktur- und Beschäfti-
gungstrends in der Kultur- und Kre-
ativwirtschaft in Deutschland be-
kannt gegeben. Dabei legte nach An-
gaben des Arbeitskreises Kultursta-
tistik der Umsatz in der Designwirt-
schaft um 6,5 Prozent und in der
Games Industrie sogar um sensatio-
nelle 11,4 Prozent zu. Rückläufig sind
unverändert Filmwirtschaft/TV Pro-
duktion (- 4,5%), Architektur (-
4,6%), Journalismus (- 3,1%) und das
Verlagswesen (- 0,3%). Design und
Games sind die neuen Wachstums-
motoren der „Creative Industries“ am
Anfang des 21. Jahrhunderts. Die Kre-
ativwirtschaft ist gemessen an der
Bruttowertschöpfung von 58 Mrd.
Euro in 2004 größer als die Chemie-
Industrie (46 Mrd. Euro), die Energie-
Branche (33 Mrd. Euro) und die Land-
wirtschaft (24 Mrd. Euro).

Durchschnittliche Ein-
kommen sinken

Doch die schlechte Nachricht der
letzten Jahre ist unverändert: Der
Umsatzboom führt im Durchschnitt
nicht zur Steigerung der Einkommen
der rund 200.000 Firmen in der Kul-
tur- und Kreativwirtschaft, denn: Die
Zahl der Unternehmen stieg in 2004
von ca. 191.000 auf 200.000 um 4,2

Prozent und damit fast doppelt so
stark wie der Umsatz. Wächst die
Zahl der Marktteilnehmer jedoch
schneller als der Umsatz der Bran-
che, bleibt für jeden Akteur im
Schnitt weniger vom Kuchen. Be-
denkt man zusätzlich, dass die Ein-
kommen zwischen den Akteuren
natürlich nicht gleich verteilt sind,
kann man zu Recht vermuten, dass
die allermeisten Firmen den Um-
satzboom nicht in steigende Ein-
kommen umsetzen können. Und
sogar in Branchen mit sinkenden
Umsätzen legte die Zahl der Firmen
zu – z.B. Filmwirtschaft: Umsatz –
4,5%, Firmenzahl + 1,1%. Verlagsge-
werbe: Umsatz – 0,3%, Firmenzahl +
2,0%. In der Boombranche Games
Industrie stieg die Zahl der Firmen
genauso stark wie der Umsatz (+
11,4%). Rückläufig war die Zahl der
Firmen in der Branche der Einzel-
handels mit Bücher (- 0,2%). In der
Branche Darstellende Kunst/Musik/
Kunst stieg die Zahl der Einzelunter-
nehmen (+ 4,0%) sogar stärker als
der Umsatz (+ 2,6%). Die durch-
schnittlichen Einkommen in der
Boombranche Kreativ- und Kultur-
wirtschaft dürften daher paradoxer-
weise stagnieren oder rückläufig
sein.

Nachhaltigkeit des Auf-
schwungs gefährdet

Immer mehr Existenzgründungen,
immer mehr Umsatz: Das allein ist
keine Erfolgsstrategie für die Kultur-
wirtschaft, denn: Werden die Ein-
kommen nicht parallel zu den Um-
sätzen steigen, kann man wohl er-
warten, dass viele Akteure nicht gut
vorbereitet sind auf die Krise, die je-
dem Boom folgt. Wie sollten sie
Rücklagen bilden? Und wie sollten

sie in neue Produkte, also in Märkte
der nächsten 10 Jahre investieren,
wenn die Erträge heute nicht stei-
gen. In diesem Fall könnte der Boom
der Kreativwirtschaft auf kapital-
schwachen, sprich tönernen Füssen
stehen – dies umso mehr, als Fremd-
und Kreditfinanzierung den meisten
Firmen in der Kulturwirtschaft nicht
zugänglich sind. Ob der frische
Boom also nachhaltig ist, wird sich
daran erweisen, ob es gelingt in den
nächsten Jahren die Einkommen
und damit die Eigenkapitalkraft der
kulturwirtschaftlichen Akteure zu er-
höhen.

Werden die Strategien der
90er Jahre kontraproduktiv?
Was ist aber eine nachhaltige Stra-
tegie für Kulturwirtschaft? Bevor
man sich an dieser visionären Frage
für die nächsten 10 Jahren festdisku-
tiert, empfiehlt es sich pragmatisch
zu prüfen, welche heutigen Strategi-
en nicht mehr zukunftsfähig sind.
Von welchen liebgewonnenen Zöp-
fen müssen wir uns möglicherweise
sofort verabschieden?
· Die Produktion von Kultur und Kre-

ativität entsteht durch die innere
Motivation des Künstlers und der
Kreativen. Angesichts des vorhan-
denen enormen und schon für die
Firmeneinkommen kontraproduk-
tiven Zuwachses an Firmengrün-
dungen muss daher die Strategie
„Existenzgründung“ nicht länger
eine Priorität in der Kulturwirt-
schaftspolitik sein. Die Strategie
der Förderung der Existenzgrün-
dungen war erfolgreich – jetzt muss
sich die „Sicherung“ der Existenzen
anschließen.

· Wirtschaftliche Existenzen in der
Kulturwirtschaft lassen sich auf

Dauer nicht durch kostengünstige
Infrastrukturen „sichern“ – ob
durch Immobilienleerstand oder
Industriebrachen. Denn: Die Nach-
frage nach Kultur ist höchst wan-
delbar, da Kultur als Vertrauensgut
ständig neu bewertet werden kann.
Wenn einem Kinobesucher der
Film abends noch gefiel, kann er
morgens nach einer Diskussion mit
Kollegen am Arbeitsplatz zu einem
neuen Schluss kommen – und
schon entfällt die Nachfrage nach
dem zweiten Kinobesuch. Ohne
Kulturrezeption, Teilhabe an Kultur
und damit Kultur-Nachfrage keine
kulturwirtschaftliche Existenzen –
kostengünstige Produktionsbedin-
gungen sind nur eine Überbrü-
ckung bis zur bitteren Wahrheit der
fehlenden Anerkennung bezie-
hungsweise des ausbleibenden Pu-
blikums.

Einmal Umdenken führt
zu vielen neuen Strategien

Es wäre schon der Anfang einer neu-
en Kulturwirtschaftspolitik, wenn die
Politik in Bund, Ländern und Kom-
munen bisher richtige, heute mögli-
cherweise kontraproduktive Strategi-
en überprüft und ggfs. einstellt. Ziel
einer neuen Strategie sollte es sein,
mehr Nachfrage für Kulturprodukte
zu schaffen. Dies bedeutet, die Ver-
mittlung von Kultur zu stärken, nicht
die Qualität von Kultur zu senken.
Wer das Interesse der Bevölkerung an
Kultur gefördert, der stärkt die Nach-
frage nach Qualität und Vielfalt der
Kultur und damit die Einkommen in
der Kulturwirtschaft. Diese können
dann ihrerseits wieder in die Ent-
wicklung innovativer und spannen-
der Kultur investieren. Ein positiver,
sich selbst tragender Kreislauf könn-

te beginnen. Entlang dieses roten Fa-
dens - Effektivität des Marktes im Ver-
triebs- und Finanzierungsbereich
verbessern – lassen sich viele neue
Strategien zur Förderung privatwirt-
schaftlicher Kulturproduktion und –
vermittlung entwickeln.

Exkurs

Was ist Kreativwirtschaft und was ist
Kulturwirtschaft? Erstmalig in
Deutschland hat der Arbeitskreis Kul-
turstatistik die bundesweiten Umsät-
ze der sog. Creative Industries veröf-
fentlicht. Die Creative Industries
weist für 2004 ein Jahresumsatz in
Höhe von 117 Mrd. € aus. Creative
Industries erweitert den in
Deutschland seit 1990 für Branchen
wie Musik, Film, Theater, Literatur,
Architektur, Design und Kunst ver-
wendeten Begriff der Kulturwirt-
schaft (ca. 82 Mrd. €) um die Bran-
chen “Software/Games” (ca. 21,4
Mrd. €) und “Werbung” (ca. 13,7
Mrd. €). Creative Industries ist Kul-
turwirtschaft im erweiterten Sinne
und steht für eine international ver-
gleichbare Erfassung von Kultur
und Kreativität als Wirtschaftsfak-
tor, der jedoch ständige Forschung
und Beobachtung neuer Entwick-
lung in den Kultur- und Kreativ-
märkten erforderlich macht. Nach
drei Jahren der Rezession wächst
Deutschlands Creative Industries in
2004 wieder wie in den 90er Jahren.
Die Umsätze der elf Branchen wuch-
sen in den Jahren 2003 und 2004
insgesamt von 114,6 Mrd. € auf 117,1
Mrd. €. und damit im Schnitt um 2,2
Prozent.

Der Verfasser ist Inhaber des
Büros für Kulturpolitik und

Kulturwirtschaft 

Kulturrat setzt auf diese Chance und
bietet seine Unterstützung an, damit
eine neue Blüte der Baukultur den
langen Weg zur Bundesstiftung be-
lohnt.

Die Verfasserin ist Stellvertretende
Vorsitzende des Deutschen Kulturra-

tes und Sprecherin des Rates für
Baukultur im Deutschen Kulturrat 

Der zukünftige Sitz der Bundesstiftung Baukultur auf dem inetrierten Kultur- und Gewerbestandort Schiffbauergasse
Björn Gripinski/freybeuter



KULTURELLES LEBEN politik und kultur    �  Jan. � Feb. 2007  �  Seite 28

Kultur-Konsum oder Konsum-Kultur: Mehr als reiner Kommerz
Bericht über die 3. Jahrestagung Kulturwirtschaft � Von Stefanie Ernst

Die 3. Tagung Kulturwirtschaft �Kul-
tur und Kreativität als neue Wirt-
schaftsfaktoren�, die am 26. Okto-
ber 2006 in Berlin stattfand, stieß
sowohl bei Kulturpolitikern und -in-
teressierten als auch bei den Kunst-
und Kulturschaffenden selbst auf
eine enorme Resonanz. Nicht zuletzt
deshalb, weil das Thema von drei un-
terschiedlichen Seiten her beleuch-
tet wurde. So stand der Vormittag
im Zeichen von Wissenschaft und
Politik, während am Nachmittag eine
Branche näher vorgestellt wurde.
Nachdem in den vergangenen Jah-
ren der Branchenfokus u.a. auf der
Medien- und Filmmusik lag, widme-
te sich die diesjährige Tagung in be-
sonderer Weise dem Designbereich.

D ass Kulturgüter auch Wirt-
schaftsgüter sind oder viel-

mehr sein können, führte Gitta
Connemann als Vorsitzende der En-
quete-Kommission „Kultur in
Deutschland“ des Deutschen Bun-
destages in ihrem Vortrag aus. In
Deutschland habe man, so Conne-
mann weiter, Kultur und Wirtschaft
viel zu lange als Gegensatzpaar be-
trachtet. Daher solle der politische
Diskurs endlich Abstand von der Ent-
ökonomisierung der Kultur nehmen.
Kulturwirtschaft ist ein vergleichs-
weise junges Thema innerhalb der
(Kultur-)Politik. Dies wird offensicht-
lich, wenn man berücksichtigt, dass
gerade mal sieben Bundesländer und
Aachen als einzige Stadt bislang einen
Kulturwirtschaftsbericht erstellen lie-
ßen. Ein gesamtdeutscher Kulturbe-
richt, dies gab auch Hans Joachim
Otto, Vorsitzender des Ausschusses
„Kultur und Medien“ des Deutschen
Bundestages, zu bedenken, steht da-
gegen leider immer noch aus. Anders
verhält es sich in unserem Nachbar-
land der Schweiz. Im Vier-Kulturen-
Land existiert ein solcher Bericht
bereits seit 2003. Die Schweizer sind
uns in Sachen Kultur, so scheint es,
immer einen Schritt voraus. Dies zeigt
sich auch darin, dass die Kultur (-för-
derung) dort bereits im Januar 2000
Eingang in die Verfassung gefunden
hat. Gemäß Artikel 69 der Bundesver-
fassung liegt die Zuständigkeit für die
Kultur primär bei den Kantonen. Der
Bund tritt ergänzend auf und schafft
die Rahmenbedingungen. So kann er
zum Beispiel Projekte von gesamt-
schweizerischem Interesse unterstüt-
zen. Das Bundesamt für Kultur, des-
sen Direktor Dr. Jean-Frédéric Jauslin
ebenfalls als Redner auftrat und als
solcher den Zuhörern eindruckvolle
Einblicke in die Schweizer Kulturwirt-
schaft gewährte, ist mit der Umset-
zung des Kulturartikels beauftragt.

Die „harten Fakten“ zum Thema
„Kultur und Kreativität als neue Wirt-
schaftsfaktoren“ steuerte der Kultur-
statistiker und Mitglied des UNESCO
Instituts für Statistik in Montreal, Mi-
chael Söndermann, bei. Gemäß sei-
nen Erläuterungen konnte die Kultur-

wirtschaft zwischen 1980 und 2000
eine starke Umsatzentwicklung ver-
buchen. Seit dem Jahrtausendwechsel
stagnierten vor allem die Kernbran-
chen dieses Wirtschaftszweiges.
Anders verhielt es sich bei den neuen
Branchen Werbung, Software und
Games sowie beim Design. Vor allem
Design und die Games Industrie sind
die „neuen“ Wachstumsmotoren der
Creative Industries. Durch einen Um-
satz von 6,5 % (Design) und sagenhaf-
ten 11,4 % (Games) tragen sie maß-
geblich dazu bei, dass sich die gesam-
te Kreativbranche seit 2004 wieder im
Aufwärtstrend befindet. Rückläufige
Umsätze müssen nach Angaben des
Arbeitskreises Kulturstatistik jedoch
u.a. in den Bereichen Architektur (-
4,6 %) und Film/TV Produktion (- 4,5
%) vermeldet werden.

Interessant waren die Ausführun-
gen von Prof. Dr. Günther G. Schulze,
dem Direktor des Instituts für Allge-
meine Wirtschaftsforschung der Uni-
versität Freiburg. Er ging in seinem
Vortrag der Frage nach, ob Kultur ein
privates oder ein öffentliches und so-
mit subventionierungswürdiges Gut
ist. Betrachtet man die staatlich ge-
förderten „Kulturprodukte“ wie Oper,
Theater oder Ballett, so erkennt man,
dass die Subventionen des Staates
sehr uneinheitlich ausfallen und nur
einen Teil des Kulturbereiches betref-
fen. Auf Seiten der Kulturkonsumen-
ten profitiert ein bestimmtes Klien-
tel von den Zuschüssen. Wieso also
fördert der Staat bestimmte Kulturgü-
ter und begünstigt somit indirekt
auch eine bestimmte soziale Gruppe
von Kulturkonsumenten? Erstaunli-
cherweise ergaben Umfragen, dass
die Mehrheit der Bevölkerung Kunst
und Kultur über ihren individuellen
Nutzen hinaus wertschätzt. Sie unter-
stützen Kultur durch ihre Steuern, ob-
wohl sie selbst vielleicht gar nicht in
den Genuss bestimmter kultureller
Leistungen kommen werden oder
wollen. Somit besitzt die Kultur die
Eigenschaften eines öffentlichen Gu-
tes. Die Legitimität der stattlichen För-
derung steht damit außer Frage. Ein

Resümee, dass doch den ein oder an-
deren Kulturfreund im Saal aufatmen
ließ.

Nachdem die wissenschaftlichen
und kulturpolitischen Sichtweisen
vorgestellt und ausgetauscht wurden,
stand der Nachmittag ganz im Zei-
chen des Designs. Dass Kulturwirt-
schaft mehr ist als ein Mittel um Geld
zu verdienen, legte Prof. Dieter Hof-
mann von der Hochschule für Kunst
und Gestaltung Halle dar. Die Stadt
an der Saale kämpft seit Jahren gegen
Abwanderung und Leerstand an. In
den demographischen Veränderun-
gen sahen die Industriedesigner der
Hochschule Halle nicht nur ein Pro-
blem, sondern begriffen den Wandel
vielmehr als eine Herausforderung.
Um die jungen, durch das Studium

Integrationspotentiale
Teilhabemöglichkeiten für Kinder und Jugendliche � Von Jens Maedler

�Freiheit der Kultur� lautete ein
Schlachtruf der bürgerlichen Revolu-
tion. �Freiheit von Kultur� könnte es
dieser Tage heißen, wenn kulturelle
Einrichtungen bilanzieren welche Be-
sucherinnen- und Nutzergruppen sie
nicht (mehr?) erreichen. Das Jugend-
kulturbarometer ermittelte gerade
noch 8% aller Jugendlichen und Her-
anwachsenden, die ein starkes Inte-
resse an Kunst und Kultur für sich
geltend machen. Eindeutig ist, dass
die aktiven Angebote kultureller Ein-
richtungen auf die Mittelschicht ori-
entieren. Keine zufrieden stellende
Feststellung für einen Bereich, der
sich in den siebziger Jahren, vielfach
mit dem Personal von Heute mit der
Forderung antrat: �Kultur für Alle�.

Einen entsprechenden Gesell-
schaftsentwurf formulieren die

Träger der kulturellen Bildung und
Kulturarbeit noch heute, wenn sie
sich zum Ziel setzen, für alle Indivi-
duen offen zu sein und niemanden
zurückzulassen. Ausgehend davon,
dass der Mensch Kultur braucht, die
Identität stiftet und Werte vermittelt,
die Kommunikations- und Diskurs-
medium ist, und zur Sozialisation des
Einzelnen und zur Integration aller
ihren Beitrag leistet, bieten Kulturein-
richtungen mit ihren Subjektorientier-
ten Angeboten Kindern und Jugendli-
chen ein anregendes Feld für Persön-
lichkeitsentwicklung und Selbstwert-
stärkung. Sie nutzen künstlerische
und kulturpädagogische Methoden
nicht zuletzt für die Förderung sozia-
ler Kommunikation. Damit überneh-
men Kunst, Kultur und kulturelle Bil-
dung elementare gesellschaftliche
Funktionen und tragen Bildungsver-
antwortung. Diese grundlegenden An-
nahmen sind jedoch nur haltbar,
wenn sich Kulturorte tatsächlich allen
Bürgern gegenüber aufgeschlossen
zeigen. Dass dies nur bedingt gelingt,
zeigen beispielsweise die Daten des

aktuellen Jugendkulturbarometers.
Bildungsferne und sozial benachteilig-
te Kinder und Jugendliche sind als
Publikum kultureller Veranstaltungen
und Nutzern der Angebote kultureller
Bildung deutlich unterrepräsentiert,
ihnen bleiben vielfach die beschriebe-
nen Wirkungen verwehrt.

Dabei erleben Heranwachsende
eine Welt im Wandel, die ihnen zu-
nehmend ablehnend gegenübertritt:
mit weniger Sicherheit, weniger Ori-
entierung, weniger Chancengleich-
heit. Die Kluft zwischen Arm und
Reich nimmt zu, zwischen denjeni-
gen, denen die Welt offen steht und
jenen, denen Zugänge zu Bildung
und Arbeit verwehrt bleiben. Der
Zusammenhang von Bildung, Zu-
gangschancen und gesellschaftli-
cher Integration indes ist bewiesen
– hier genügt ein Blick in die Ergeb-
nisse des 12. Kinder- und Jugendbe-
richtes oder des aktuellen Armutsbe-
richtes für Deutschland.

Wie das Potenzial kultureller Bil-
dung breitenwirksamer zugänglich zu
machen ist, in welcher tatsächlichen
gesellschaftlichen Verantwortung Kul-
turarbeit steht, ob sich strukturelle
und inhaltliche Defizite aufheben las-
sen, wie Partizipation und Chancen-
gerechtigkeit durch kulturelle Bildung
erreichbar sind – sind in diesem Zu-
sammenhang Fragen von zentraler
Bedeutung, denen sich auf einer Fach-
tagung die Bundesvereinigung Kultu-
relle Kinder- und Jugendbildung in
Kooperation mit der Landesvereini-
gung Kulturelle Kinder- und Jugend-
bildung Sachsen-Anhalt am 15./
16.02.07 in Magdeburg zuwenden
wird.

Die Tagung ist „TEILE-HABE-
NICHTSE“ übertitelt und widmet sich
den Integrations- und Partizipations-
potentialen kultureller Bildung. The-
matisiert werden einleitend der gesell-
schaftliche Bedarf an Teilhabe und die
Individuellen Teilhabeoptionen des

Einzelnen. Die sozialpsychologischen
Dimensionen von Teilhabe stellt fol-
gerichtig Professor Dr. Heiner Keupp
in den Mittelpunkt seiner Ausführun-
gen. Damit korrespondieren Konzep-
tionen und Strategien zur gesellschaft-
lichen Partizipation der Ausgeschlos-
senen, wie sie Professor Dr. Peter Grot-
tian (FU Berlin) entwirft.

„Es geht darum, sinnvolle Metho-
den zu entwickeln, um vor allem
durch Partizipation an Bildung und
Kunst und Kultur das gewünschte Ziel
gesellschaftlicher Teilhabe und neuer
Lebenskraft für Städte und an den
Rand gedrängte Gruppen zu errei-
chen“, formuliert Dorothea Kolland,
Leiterin des Bezirkskulturamt Berlin
Neukölln und Moderatorin der Dis-
kussion „Kulturelle Bildung für alle –
Schlüssel zur Integration?“. Diskutie-
ren sollen diese Frage Professor Dr.
Max Fuchs, Vorsitzender des Deut-
schen Kulturrates, und Professor Dr.
Hans Uwe Otto von der Universität
Bielefeld.

Abgerundet wird die Veranstaltung
am ersten Tag mit einer Präsentation
von Praxisbeispielen. Der Lebensla-
genbezug ist Leitmotiv für die halb-
tägigen Werkstattgespräche, die sich
damit befassen, wie gelingende Zu-
gänge zu kultureller Bildung gestal-
tet sein müssen. In einer abschlie-
ßenden Gesprächsrunde kommen
unter anderem Fachpolitiker aus Ju-
gend-, Sozial und Kulturpolitik zu
Worte, um ihre Sichtweisen auf
Chancengerechtigkeit abzugleichen.

Weiterführende Informationen
finden sich unter www.teile-habe-
nichtse.de oder können direkt bei
der Landesvereinigung kulturelle Ju-
gendbildung Sachsen-Anhalt bezo-
gen werden.

Der Verfasser ist Referent für
Freiwilligendienste bei der Bundes-
vereinigung Kulturelle Kinder- und

Jugendbildung 

gut ausgebildeten kreativen Köpfe in
der Region zu behalten, riefen die Ver-
antwortlichen des Studienganges In-
dustriedesign unter der Leitung von
Prof. Hofmann das Projekt „trieb-
werk“ ins Leben. Dieses basiert auf
der Idee, die durch den Bevölke-
rungsrückgang leerstehenden und
kostengünstig zu mietenden Räume
von den Jungdesignern als erstes ei-
genes Atelier und Ideenschmiede zu
nutzen. Auf diese Weise wird der kre-
ative Nachwuchs an die Stadt gebun-
den und ihm zugleich zur Existenz-
gründung verholfen. Ein gutes Bei-
spiel, das zeigt, wie von seiten der
Kreativwirtschaft Arbeitsplätze ge-
schaffen werden. Eingerahmt wurde
die spannenden und aufschlussrei-
chen Illustrationen der Designer

durch entsprechende Aussteller, wie
Swiss Design Network (Zürich), Pas-
sagen (Köln) oder Bureau of Euro-
pean Design Associations (Brüssel).
Anfang Mai 2007 wird die 4. Jahresta-
gung Kulturwirtschaft stattfinden. Im
Fokus des Interesses wird dann – ganz
unter dem Eindruck des deutschen
Ratsvorsitzes – die europäische Pers-
pektive stehen. Es bleibt zu hoffen,
dass die kommende Veranstaltung
ebenso spannend und vielfältig sein
wird, wie es die Vergangene war. Aber
etwas anderes ist von dem Erfolgs-
modell „Kulturwirtschaft“ und der
gleichlautenden Tagung auch nicht
zu erwarten.

Die Verfasserin ist Mitarbeiterin
des Deutschen Kulturrates 

Gitta Connemann, Vorsitzende der Enquete-Kommission des Deutschen
Bundestages „Kultur in Deutschland“             Foto: Friedrich-Naumann-Stiftung

Christian Däubler, Leiter Büro-Brandenburg der Friedrich-Naumann-Stiftung
                 Foto: Friedirch-Naumann-Stiftung
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Architektur als Gebrauchskunst
Ein Portrait des Architekten Meinhard von Gerkan � Von Andreas Kolb

Ende November gab das Berliner
Landgericht der Klage des Architek-
ten Meinhard von Gerkan gegen die
Deutsche Bahn statt. Grund für die
puk-Redaktion ein schon seit län-
gerem geplantes Portrait des Ham-
burger Stararchitekten in die vor-
liegende Ausgabe aufzunehmen.

S echs Monate nach der feierlichen
Eröffnung des neuen Berliner

Hauptbahnhofs ging es unter dem
Aktenzeichen 16 0 240/05 um einen
besonders spektakulären Fall von
Urheberrechtsstreit. Wider den Ein-
spruch von Gerkan hatte die Bahn
im Untergeschoss des Bahnhofs statt
der vorgesehenen gewölbten Decke
von einem anderen Architekten
Flachdecken einziehen lassen. Die
Kosten für den Rückbau, gegen den
die Deutsche Bahn in Berufung ge-
hen will, werden nach Aussagen der
Bahn auf etwa 40 Millionen Euro be-
ziffert, die Bauzeit soll drei Jahre be-
tragen.

Den Verdacht, dass hier ein Star-
architekt sein Ego hätschelt, lässt sich
nicht erhärten, schaut man einmal
genauer hin, um was es eigentlich
geht. Hartmut Mehdorn, Vorstands-
chef der Deutschen Bahn, wollte mit
dem Eingriff Kosten sparen. Sein Cre-
do: „Der Bauherr eines Eigenheims
lässt sich auch nicht vom Architekten
vorschreiben, welche Decke in sein
Wohnzimmer kommt.“

Einen Urheberrechtsschutz wie
bei anderen Künsten gibt es in der
Architektur nicht. So können etwa
Nachfahren von Architekten keinen
Schutz für Bauten reklamieren. Vol-
ker Roscher, Geschäftsführer des
Bundes deutscher Architekten, weist
aber auf die gegenseitige Verpflich-
tungslage hin. Der Architekt dürfe
nicht bauen, was er wolle, der Bau-
herr aber auch nicht realisieren, was
er sich vorstelle, sondern es müsse
eine feste Absprache zwischen Auf-
traggeber und Auftragnehmer geben.
So entsteht die paradoxe Situation,
dass man als Bauherr ein Gebäude,
das nicht unter Denkmalschutz steht,
zwar abreißen, es aber nicht entge-
gen der Absprachen verändern darf.

Meinhard von Gerkan betonte
gegenüber politik und kultur, dass
der Fall  „Lehrter Bahnhof“ einmalig
in seiner gesamten Karriere sei: „Der
Bahnhof ist eine Visitenkarte
Deutschlands gegenüber der Welt.
Bauherren wie Mehdorn und die
Deutsche Bahn sind sich des Auf-
trags von Architektur gegenüber der
Gesellschaft nicht gegenwärtig. Die
Umbauten sind eine Missachtung
des öffentlichen Anspruchs an ein

Bauwerk wie dieses.“ Zudem hätte
etwa die Verkürzung des Bahnhofs
mit Einsparungen nichts zu tun, im
Gegenteil, sie koste das Doppelte.

Die meisten ihrer Projekte realisie-
ren von Gerkan und sein Büro gmp
derzeit in Fernost. Die Stadt Berlin
spielte aber für den 1935 in Riga ge-
borenen  Architekten schon früh eine
zentrale Rolle. Mit seinem Partner
Volkwin Marg hatte er 1965 gerade die
Büropartnerschaft „von Gerkan, Marg
und Partner“ (gmp) gegründet, als das
Büro gleich mit seinem ersten Wettbe-
werbsbeitrag bundesweit für Aufse-
hen sorgte. Die beiden jungen Archi-
tekten, die bereits an der TU in Braun-
schweig über Flughäfen gearbeitet
hatten, gewannen mit ihrem Entwurf
für Berlins neuen Flughafen Tegel den
1. Preis und der Bauauftrag folgte
sofort unter einer Bedingung: Sie
mussten ihr Büro in Berlin, direkt am
Flughafengelände, einrichten. Die
Keimzelle für die Berliner Niederlas-
sung war gegründet. Das Berliner
gmp-Büro gibt es noch heute. Weitere
Projekte in Berlin waren die Dresdner
Bank am Pariser Platz, der Bahnhof
Berlin-Spandau sowie der Umbau des
Berliner Olympiastadions im Vorfeld
der Fußballweltmeisterschaft 2006.

Wenn von Gerkan heute über den
Flughafen Tegel spricht, merkt man
ihm an, dass er auf das damals ent-
wickelte architektonische Grund-
prinzip der kurzen Wege noch heute
stolz ist. Ihrer in den sechziger Jah-
ren begründeten Bau-Philosophie
sind die gmp-Gründer bis heute treu
geblieben. Es ist eine puristische
Auffassung vom Bauen: Architektur
als Gebrauchskunst, als Kunst in der
sozialen Anwendung. Der Charakter
eines Gebäudes wird dabei von Ma-
terial, Konstruktion und Funktion
bestimmt. Plausibilität und Einfach-
heit erhalten den Vorzug vor deko-
rativem Schmuckwerk.

Wer das Schaffen von Gerkans
würdigen will, steht bald vor einem
beinahe unlösbaren Problem: Wo soll
man anfangen? Über 200 realisierte
Projekte in vier Jahrzehnten lassen
sich nur in Form von umfangreichen
Katalogen würdigen. In diesem Zu-
sammenhang sei hier auch auf die
zahlreichen Buchveröffentlichungen
Meinhard von Gerkans verwiesen.
Die Frage des Autors, über was im
Interview für dieses Portrait denn
noch nicht gesprochen worden sei,
beantwortet von Gerkan lapidar, aber
zutreffend mit: „Über das Meiste!“

Modell von Lingang New City                 Architekten: gmp, Foto: Heiner Leiska

Meinhard von Gerkan
Foto: Wilfried DechauDer Hauptbahnhof Berlin         Architekten: gmp, Foto: Marcus Bredt

Auch wenn den kulturpolitischen An-
lass dieses Artikels der Streit um den
Lehrter Bahnhof bildet, die meisten
Projekte von gmp – derzeit bereits
über fünfzig – werden in China ge-
baut. Und es sind jede Menge „Le-
ckerbissen“ darunter, weiß von Ger-
kan: „Museen, Opernhäuser, Kirchen,
Messezentren und Sportanlagen.“

Das wohl interessanteste Bauvor-
haben in China ist mit Sicherheit
Lingang New City, eine am Reißbrett
entworfene Hafenstadt für 800.000
Einwohner nahe Shanghai.

Zentrum dieser Idealstadt ist ein
kreisrunder See, um den die ver-
schiedenen Stadtbezirke in konzen-
trischen Ringen angeordnet sind,
gleich den Wellen, die ein auf das
Wasser herabfallender Tropfen er-
zeugt. (siehe unser Bild)

Bauen in China stellt die Architek-
ten von gmp vor neue Herausforde-
rungen: Die unvorstellbaren Größen-
ordnungen, das atemberaubende
Tempo, der in China herrschende
Raubtierkapitalismus mit riesigen
Gewinnmargen für Investoren, aber
auch der immense Druck der Land-
bevölkerung, die in die Metropolen
drängt, sowie die industrielle Besie-
delung ländlicher Regionen machen
es notwendig, ganze Städte aus dem
Nichts mit den Erfahrungen und Wer-
ten von heute für morgen zu planen.

Ein zweites Brasilia wird Lingang
New City nicht werden. Das Ideal ei-
ner perfekten Autostadt ist Geschich-
te. In von Gerkans Konzept bekommt
das Auto eine dienende Funktion zu-
gewiesen. Je mehr man von der Peri-
pherie ins Zentrum von Lingang New
City vordringt, desto weniger domi-
nant ist das Verkehrsmittel Auto.

Mit von Gerkans städtebaulicher
Vision wird Lingang New City vor ver-
heerenden städtebaulichen Fehlern,
wie sie in Europa und in den USA be-
gangen wurden, bewahrt. Lingang
New City ist für ein Land wie China,
das schon heute unter den ökologi-
schen Folgen seines rasanten techno-
logischen und ökonomischen Wachs-
tums zu leiden hat, ein wichtiges Er-
fahrungs- und Experimentierfeld.

Außerhalb Chinas und Deutsch-
lands engagiert sich gmp mit Projek-
ten in Vietnam, Russland, Italien,
Spanien, der Türkei, Luxemburg und
Lettland. Globalisierung gehört zum
Alltag des Architekturbüros. Ohne
eine intensive Beschäftigung mit den
Merkmalen und Besonderheiten an-

derer Kulturen ist ein derart globali-
siertes Arbeiten undenkbar. Das
Hamburger Büro ist nicht nur „Welt-
meister im Architekturexport“, be-
merkenswert ist außerdem, dass sei-
ne Architektur auch in einer globa-
len Welt Kunst in der sozialen An-
wendung bleibt – bei allen Kompro-
missen, die man auch als Stararchi-
tekt mit Bauherren schließen muss.

Folgender Auszug aus der gmp-
Philosophie verdeutlicht noch
einmal, warum die Pläne von Gerkan
und seinem Partner Volkwin Marg
weltweit so viel Akzeptanz erfahren:

„Angemessene und akzeptable
Antworten und Lösungen auf die
Probleme der Umweltgestaltung zu
finden, setzt voraus, zum Dialog be-
reit zu sein und seinen eigenen
Standpunkt auch auf veränderte Be-
dingungen einzustellen. Die Ent-
scheidung, was und wie gebaut wird,
trifft die Gesellschaft mit ihren kom-
plizierten politischen und wirt-
schaftlichen Mechanismen. Wir Ar-
chitekten haben nicht nur die Ver-
pflichtung, wir haben die Verantwor-
tung, uns diesem Dialog zu stellen
und mit innerer Überzeugung am
Gespräch teilzunehmen.“

Ein Satz, der nicht nur für große
öffentliche und private Bauvorhaben
in aller Welt Gültigkeit haben sollte,
sondern auch für die Gestaltung so
naher, alltäglicher Lebenswelten wie
Gewerbe- und Wohngebiete. Erst
dann würden wir wirklich schöner
wohnen. 

www.gmp-architekten.de
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Im Folgenden wird auf Bundestags-
drucksachen mit kulturpolitischer
Relevanz hingewiesen. Berücksich-
tigt werden Kleine und Große Anfra-
gen, Anträge, Entschließungsanträ-
ge, Beschlussvorlagen sowie Bun-
destagsprotokolle. Alle Drucksachen
können unter folgender Adresse aus
dem Internet heruntergeladen wer-
den: http://dip/bundestag.de/par-
fors/parfors.htm.

Berücksichtigt werden Drucksachen
zu folgenden Themen:

· Auswärtige Kulturpolitik,
· Bildung,
· Bürgerschaftliches Engagement,
· Daseinsvorsorge,
· Erinnern und Gedenken,
· Europa,
· Informationsgesellschaft,
· Internationale Abkommen mit

kultureller Relevanz,
· Kulturelle Bildung,
· Kulturfinanzierung,
· Kulturförderung nach § 96 Bun-

desvertriebenengesetz,
· Kulturpolitik allgemein,
· Kulturwirtschaft,
· Künstlersozialversicherungs-

gesetz,
· Medien,
· Soziale Sicherung
· Steuerrecht mit kultureller Rele-

vanz,
· Stiftungsrecht,
· Urheberrecht.

Kulturpolitik allgemein

Drucksache 16/2852 (04.10.2006)
Antwort der Bundesregierung
auf die Kleine Anfrage der Fraktion
DIE LINKE
- Drucksache 16/2576 -
Paradigmenwechsel in der Erinne-
rungskultur

Drucksache 16/3137 (25.10.2006)
Antrag der Fraktion der FDP
National bedeutsames Kulturgut
wirksam schützen

Medien

Drucksache 16/2675 (21.09.2006)
Antrag der Fraktion der FDP
Für einen zukunftsfähigen europä-
ischen Rechtsrahmen audiovisuel-
ler Mediendienste – den Beratungs-
prozess der EU-Fernsehrichtlinie
aktiv begleiten

Drucksache 16/2977 (18.10.2006)
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
Für eine verbraucherfreundliche
und Qualität sichernde EU-Richtli-
nie für audiovisuelle Mediendienste

Drucksache 16/2970 (17.10.2006)
Antrag der Fraktion der FDP
Keine Rundfunkgebühr für Compu-
ter mit Internetanschluss – die Ge-
bührenfinanzierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks grundle-
gend reformieren

Drucksache 16/3002 (18.10.2006)
Antrag der Fraktion DIE LINKE
Moratorium für PC-Gebühren –
sofortige Neuverhandlung
des Rundfunkgebührenstaatsver-
trages

Drucksache 16/3545 (22.11.2006)
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
Den kostenfreien Empfang
von Rundfunk via Satellit
sicherstellen

Urheberrecht

Drucksache 16/2019 (28.06.2006)
Beschlussempfehlung und Bericht
des Rechtsauschusses (6. Ausschuss)
zu dem Gesetzentwurf der Bundes-
regierung

- Drucksachen 16/1107, 16/1173 -
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur
Änderung des Urheberrechtsgeset-
zes

Drucksache 16/2850 (04.10.2006)
Antwort der Bundesregierung
auf die Kleine Anfrage der Fraktion
DIE LINKE
- Drucksache 16/2589 -
Urheberrechte bei den Produzen-
ten von Filmen und Dokumentati-
onen

Bildung

Drucksache 16/2702 (21.09.2006)
Antrag der Fraktion der FDP
Offensive Weiterbildung – Weiterbil-
dung als 4. Säule des Bildungswe-
sens ernst nehmen

Europa

Drucksache 16/2910 (11.10.2006)
Antwort der Bundesregierung
auf die Kleine Anfrage der Fraktion
der FDP
- Drucksache 16/2693 -
Gebrauch der deutschen Sprache in
den Institutionen der Europäischen
Union

Drucksache 16/3206 (27.10.2006)
Kleine Anfrage der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
Perspektiven der europäischen Kul-
turpolitik

Kulturfinanzierung

Drucksache 16/3353 (09.11.2006)
Antrag der Fraktion der FDP
Spenden- und Sponsoringeinnah-
men nicht von staatlichen Zuwen-
dungen abziehen – Eigeninitiative
von Kultureinrichtungen fördern
statt bestrafen

Kulturwirtschaft

Drucksache 16/3232 (02.11.2006)
Antwort der Bundesregierung auf die
Drucksache 16/2916 (Kleine Anfra-
ge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
Zuständigkeiten, Fördermöglich-
keiten und Stellenwert des kultur-
wirtschaftlichen Sektors auf Bun-
desebene

Auswärtige Kultur- und
Bildungspolitik

Drucksache 16/3500 (17.11.2006)
Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung
Bericht der Bundesregierung zur Aus-
wärtigen Kulturpolitik 2005/2006

Drucksache 16/3502 (21.11.2006)
Antrag der Fraktion der SPD
Stärkung des Goethe-Instituts
durch neues Konzept

Deutscher Bundestag im Reichstagsgebäude                                                                                                                                                                         Fotonachweis: Deutscher Bundestag

Bundestagsdebatten

Plenarprotokoll 16/71
Stenografischer Bericht, 71. Sitzung
(01.12.2006)
- Tagesordnungspunkt 30:
Antrag der Abgeordneten Hans-Joa-
chim Otto, Christoph Waitz, Jens
Ackermann, weiterer Abgeordneter
und der Fraktion der FDP:
National bedeutsames Kulturgut
wirksam schützen
(Drucksache 16/3137)

Hans-Joachim Otto (FDP)
Monika Grütters (CDU/CSU)
Dr. Lukrezia Jochimsen (DIE LINKE)
Dorothee Bär (CDU/CSU)
Jörg Tauss (SPD)
- Anlage 3:
Zu Protokoll gegebene Reden zur
Beratung des Antrags: National be-
deutsames Kulturgut wirksam schüt-
zen (Tagesordnungspunkt 30)
Steffen Reiche (SPD)
Katrin Göring-Eckardt (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Bundestagsdrucksachen

BUNDESTAGSDRUCKSACHEN

Kulturpolitik beeinflussen
Preisträger des puk-Journalistenpreises 2006 wurden ausgewählt

Am 08.12.2006 hat die Jury des
puk-Journalistenpreises die Preis-
träger für den puk-Preis 2006 aus-
gewählt. Der puk-Journalistenpreis
wird von politik und kultur (puk), der
Zeitung des Deutschen Kulturrates,
vergeben. Mit dem puk-Journalis-
tenpreis wird die allgemeinver-
ständliche Vermittlung kulturpoliti-
scher Themen ausgezeichnet. Laut
den Ausschreibungsbedingungen
werden einzelne Beiträge oder auch
Themenschwerpunkte ausgezeich-
net. Alle Medien, d.h. sowohl Print-
als auch Hörfunk-, Fernseh- und In-
ternetbeiträge sind zugelassen. Das
Erscheinungsdatum bzw. der Sende-
termin musste zwischen dem
01.10.2005 und dem 30.10.2006
liegen. Der puk-Journalistenpreis ist
undotiert.

Von der Jury wurden ausgewählt:
· Wilfried Mommert (dpa). Die Bei-

träge von Wilfried Mommert sind
stets sehr gut recherchiert, allge-
mein verständlich geschrieben und
bringen kulturpolitische Ereignis-
se, Entscheidungen sowie Entwick-
lungen auf den Punkt. Sie ragen im
Agenturjournalismus deutlich
heraus. Die Beiträge von Wilfried
Mommert finden sowohl in den
Print-Medien als auch im Hörfunk
und Fernsehen ihren nachhaltigen
Niederschlag.

· Tamara Tischendorf (freie Hör-
funkjournalistin). Tamara Tischen-
dorf wird für das breit gefächerte
Spektrum an kulturpolitischen
Themen, das sie in ihren Beiträgen
behandelt, ausgezeichnet. Sie ist in
unterschiedlichen Formaten des
Hörfunkjournalismus zu Hause

und bereitet die Beiträge jeweils
auf eine sehr eigenständige, origi-
nelle Weise auf. Als freie Hörfunk-
journalistin arbeitet sie für ver-
schiedene Rundfunkanstalten.

·  Feuilletonredaktion der Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung für die
Beiträge zum Streit um den Verkauf
der Handschriften der Badischen
Landesbibliothek. Die Feuilleton-
redaktion der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung hat mit der Be-
richterstattung um den Verkauf der
Badischen Handschriften in eine
aktuelle kulturpolitische Debatte
eingegriffen. Sie hat gründlich re-
cherchiert und Sachverhalte zu
Tage gefördert, die die kulturpoli-
tische Diskussion nachhaltig be-
einflusst haben.

Die Vergabe des puk-Journalis-
tenpreises findet am 27. Januar 2007

im Rahmen eines von Deutschland-
Radio Kultur Konzertes des Festivals
Ultraschall im Radialsystem Berlin
statt. Die Laudatio hält Gitta Conne-
mann, Vorsitzende der Enquete-
Kommission „Kultur in Deutsch-
land“ des Deutschen Bundestags.

Der Jury des puk-Journalisten-
preises gehören an. Gitta Conne-
mann, MdB; Ernst Elitz, Intendant
DeutschlandRadio; Prof. Dr. Max
Fuchs, Vorsitzender des Deutschen
Kulturrates; Theo Geißler, Herausge-
ber von politik und kultur; und Her-
ausgeber der neuen musikzeitung,
Prof. Dr. h.c. Klaus-Dieter Lehmann,
Präsident der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz; Staatsminister a.D. Dr.
h.c. Hans Zehetmair; Olaf Zimmer-
mann, Herausgeber von politik und
kultur und Geschäftsführer des
Deutschen Kulturrates. 

IM LABYRINTH
DER KULTURZUSTÄNDIGKEIT
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Im Labyrinth der Kulturzuständigkeiten:
Ein Handbuch

Die Kulturverwaltung der Länder,
des Bundes und der Europäischen Union

Hg. v. Olaf Zimmermann, Gabriele Schulz,
Berlin 2005, 148 Seiten, 14,80 Euro

In dem Buch �Im Labyrinth der
Kulturzuständigkeiten: Ein
Handbuch� sind die Namen
und Anschriften der für Kultur
Verantwortlichen zusammen-
gestellt.

Bestelladresse: Deutscher Kulturrat, Chausseestraße 103, 10115 Berlin,
Fax: 030/24 72 12 45, Email: post@kulturrat.de
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DAS LETZTE

E in überaus ungesunder Katastro-
phen-Journalismus dominierte

auch im letzten Jahr bedauerlicher-
weise wieder die allfälligen Jahres-
Rückblicke unserer Konkurrenz-Medi-
en. Kriege, Attentate, Naturkatastro-
phen, Kulturdemontagen wohin man
hört und guckt. Der typisch anglo-
amerikanische Leitsatz „only bad
news are good news“ scheint zum fes-
ten Bestandteil fast aller deutscher Re-
daktions-Statuten und -Stuben gera-
ten zu sein. Dabei versteckt sich hin-
ter dem Ritual des Schwarzmalens oft
genug und im Prinzip leicht durch-
schaubar ganz simpel der schiere Ei-
gennutz.

Immer noch verbreitet aber doch
schon etwas abgenudelt wirkt bei-
spielsweise die gute alte „Spiegel“-
Masche fort. Dieses sogenannte Nach-
richten-Magazin erlebte bekanntlich
zu Beginn der 60er-Jahre des vergan-
genen Jahrhunderts seinen Auflagen-
Durchbruch, als in enger Absprache
mit dem Herausgeber und gegen gu-
tes Honorar der damalige Bundesver-
teidigungsminister Franz Josef Strauß
die halbe Redaktionsmannschaft ein
paar Wochen in Staatspension neh-
men ließ. Jüngst sprangen die Kolle-
gen vom Kultur-Eliteblatt „Cicero“ mal
wieder auf diesen Marketing-Express.
Etwas bescheidener, nur eine Durch-
suchung, ein bisserl Beobachtung –
dennoch ein feiner Werbe-Erfolg.

Deutlich plumper – aber noch we-
niger aufwändig: Das autoaggressive
Katastrophen-Marketing der „taz“.
Immer wenn sich die kollektive Ge-
schäftsleitung nach ein wenig mehr
Umsatz sehnt, wird die nahende Plei-
te ausgerufen. Der hochemotionale
Appell an die schlichten solidarischen
Urinstinkte der potenziellen Ziel-
gruppe hat bislang noch immer ge-
fruchtet. Getoppt wird solch medien-
egomanische Nachrichten-Produkti-
on derzeit nur noch von der „Frank-
furter Rundschau“, die gewisser-
maßen ausschließlich über sich
selbst berichtet – und dazu auch al-
len Anlass hat.

Jenseits solcher – aus marktwirtschaft-
licher Sicht durchaus legitimer – jour-
nalistischer Kohlenkeller-Ästhetik im
wirtschaftlichen Eigeninteresse be-
wegt sich allerdings die effekthasche-
rische Negativ-Grundhaltung in der
Informations-Gestaltung generell (sie-
he ganz oben). Hier sind gerade bei
unseren Massen-Medien nahezu als
psychopathisch zu bezeichnende De-
formationen die Regel: Muss man
denn zum Beispiel, bitte, immer dann,
wenn wieder ein paar Tonnen Gam-
melfleisch entdeckt wurden, von ei-
nem „Fleisch-Skandal“ sprechen und
das Ganze zu einer Art Volksvergiftung
hochjazzen? Handelt es sich doch in
Wirklichkeit um einen echten Fahn-
dungserfolg unserer Gesetzeshüter,
dessen ausführliche Darstellung die
Schlagzeile lohnte. Trägt etwa der ge-
künstelte Zweifel – als Paradebeispiel
mag die unselige Diskussion um die
Gesundheitsreform dienen – zur Sta-
bilisierung des volkswirtschaftlich
hocherwünschten Verbraucher-Ver-
trauens bei? Während wir, die Zu-
schauer und Leser längst wissen, dass
wir eben mehr zahlen müssen, dass
Schluss ist mit der gleichmacheri-
schen sozialen Hängematte, feilschen
Politikerinnen und Politiker, breit gef-
eatured von Journalistinnen und Jour-
nalisten um periphere Details, als
gäbe es nicht weniger schädliche Flä-
chen der Selbstdarstellung. Vom Ruin
der Glaubwürdigkeit unserer Zunft
ganz zu schweigen. Da ist Transparenz

nicht nur das Wort, sondern der ange-
messene Handlungsimperativ der
Stunde. Diesmal ist es ein Bundes-
Innenminister, der uns den cleveren
Weg weist: Wolfgang Schäuble will die
gesetzlichen Grundlagen dafür schaf-
fen, dass nicht nur Firmen- und Re-
daktions-Computer, sondern auch
alle privaten Rechner dank sympathi-
scher und garantiert unschädlicher
kleiner „Tojaner“ zunächst dem BND,
später vielleicht auch dem kollektiven
Bewusstsein unserer freiheitlich-de-
mokratischen Gesellschaft erschlos-
sen werden können. Welch ein Coup,
welch ein mutiger Schritt in Richtung
Wahrheit und Klarheit. Schluss mit der
kräftezehrenden Heimlichtuerei.
Wer´s zum Beispiel mit der Steuerehr-
lichkeit künftig nicht so ernst nehmen
will, der muss eben nach Monaco oder
auf die Bahamas auswandern. Schluss
mit dem Betrug am Solidarsystem un-
seres Sozialstaates. Raucher werden
durch konsequente Überwachung ih-
res Konsumverhaltens entlarvt, und
Omas Goldkette im Nachttisch des
Hartz-IV-Empfängers wurde be-
stimmt mal in einer E-Mail erwähnt.
Wenn das keine guten Aussichten
sind!

Zu unserem Stil des gepflegten
Kultur-Journalismus gehört jedenfalls
schon heute die konsequente Wah-
rung und Aufrechterhaltung der posi-
tiven Nachricht aus tiefer redaktionel-
ler Überzeugung, als Zentrum unse-
rer professionellen ethischen Grund-
haltung. Unser Motto: Wir kommen
zur Sache. Deshalb vermelden wir
stolz, dass künftig ein Bogen unseres
Intelligenz-Blattes auf hochwertigs-
tem Banknotenpapier gedruckt wird –
mit den Original-Motiven aller finni-
scher Euro-Scheine (Nominalwert:
885 Euro pro Heft). Deren Urheber-
recht hat unsere geschickte Verlagslei-
tung gegen bescheidene Beteiligung
von der VG Bildkunst erworben. „po-
litik und kultur“ ist – wie bekannt – im
gutsortierten Flughafen- und Bahn-
hofs-Buchhandel erhältlich.

Theo Geißler Theo Geißler, Mitherausgeber der puk

Zeichnung: Dieko Müller
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�La Goutte d�Or� � Eine Feldstudie in Paris
Susanne Hofmann / Christoph Inderwiesen
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Vom neuen Dialog der Generationen
Kulturelle Bildung in Zeiten des demografischen Wandels

Style naturel (Naturkrause)
Eine Einführung zu den Fotos von Susanne Hofmann und Christoph Inderwiesen finden Sie im Kasten unten auf dieser Seite.

Ursula von der Leyen

Eine höhere Lebenserwartung, weniger Kin-
der, mehr ältere Menschen, kurz: der de-
mografische Wandel, kennzeichnet alle eu-
ropäischen Staaten. Die Zukunft unserer
Gesellschaften in den nächsten Jahrzehn-
ten hängt nicht zuletzt davon ab, wie wir
damit umgehen. Richten wir unser Augen-
merk eher auf die Probleme? Igeln wir uns
ein und klammern uns fest an Altes, schein-
bar Bewährtes? Oder gelingt es uns, Chan-
cen zu sehen und zu nutzen, Neues zu wa-
gen, anstehende Reformen beherzt anzuge-
hen? Ich bin davon überzeugt, dass wir den
demografischen Wandel gestalten können
� er ist Herausforderung und Chance
zugleich.

Eine Chance für unsere Gesellschaft sind die äl-
teren Menschen. Sie verfügen über Potenziale, die
wir bei weitem noch nicht ausgeschöpft haben.
Die höhere Lebenserwartung der Menschen � das
belegen alle empirischen Daten � geht oft einher
mit besserer Gesundheit, einer hohen Qualifika-
tion und Motivation, einer oft besseren Bildung
als in früheren Generationen und einem hohen
Selbstbewusstsein. Immer mehr setzt sich die Er-
kenntnis durch, dass das Älterwerden heute nicht
automatisch und vor allem nicht sofort Hilfsbe-
dürftigkeit und Angewiesensein auf andere be-
deutet, sondern eine lange Zeit des aktiven Al-
ters, der geschenkten und gewonnenen Jahre. Wer
persönlich mit älteren Menschen zu tun hat, weiß:
Sie verfügen über Fähigkeiten und Erfahrungen,
die sie in Wirtschaft und Gesellschaft einbringen
können und wollen. Das müssen wir nutzen! Ich
begrüße es sehr, dass der Deutsche Kulturrat in
seiner Stellungnahme �Kulturelle Bildung � eine
Herausforderung durch den demografischen Wan-
del� in besonderer Weise die Potenziale älterer
Menschen thematisiert. Ein bemerkenswertes Er-
gebnis des Freiwilligensurvey von 2004 ist der star-
ke Anstieg des Bürgerschaftlichen Engagements
älterer Menschen. 37 Prozent der 60-69jährigen
engagieren sich in allen möglichen Bereichen.
Damit liegt diese Altersgruppe über dem Durch-
schnitt der Gesamtbevölkerung.
Kultur und kulturelle Bildung spielen dabei eine
herausgehobene Rolle. Museen, Theater, Musik-
schulen, Kulturzentren und viele andere öffentli-

In der vorhergehenden Ausgabe von politik und kultur (puk 6/06) porträtierte Andreas Kolb die
Künstlerin Susanne Hofmann. In dieser Ausgabe zeigen wir einen Teil der umfangreichen Foto-
recherche aus dem Feldforschungsprojekt �La Goutte d�Or� von Susanne Hofmann und Chris-
toph Inderwiesen, die 2005 in Paris begonnen wurde. Susanne Hofmann befaßt sich dabei mit
Mädchen- und Frauenfrisuren, Christoph Inderwiesen mit Herrenhemden aus westafrikanischen
Stoffen (WAX).
Frisur und Kleidung haben bei AfrikanerInnen einen herausgehobenen Stellenwert, da sie nicht
nur Träger vielfältiger Bedeutungen und Signale sind, sondern zudem Bestandteil sozialer Kom-
munikation. Untersucht werden Fragen nach urbanen Codes, nach Modetrends, nach kultureller
Identität, nach Integration und Assimilation:
Werden durch die Wahl der Frisur, spezifisch afrikanische Traditionen fortgeführt oder sind eher
Modetrends richtungsweisend? Warum lassen afrikanische Frauen ihre Haare glätten? Welche
Schwarzen in Paris tragen Hemden aus westafrikanischen Stoffen und kann dies als Zeichen einer
�afrikanischen Identität� gelesen werden, auch im Hinblick auf die Frage nach Integration?
Geschieht die Auswahl der Stoffe und der darin enthaltenen Botschaften bewusst oder ist sie
mehr von persönlichem Geschmack gesteuert?
Im übrigen wurde der Annäherungs- /Aneignungsprozeß beider Künstler an die �fremde Kultur�
auch konkret sichtbar: Susanne Hofmann ließ sich in einem Afrosalon Rastazöpfe einflechten
und Christoph Inderwiesen trug ausschließlich afrikanische Hemden. Diese Signale lösten bei
AfrikanerInnen überaus positive Reaktionen aus, wie spontanes Grüßen, Komplimente, Kontakt-
aufnahme. Die Künstler wurden also � aufgrund der beiden Attribute �afrikanische Flechtfrisur�
und �afrikanisches Hemd� � automatisch als �Nicht-Franzosen� erkannt und konnten am eige-
nen Leib erfahren, was es bedeutet, wenn Ich-Erweiterungen, wie Frisur und Kleidung, den Stel-
lenwert von Botschaftern haben, und dies vor dem Hintergrund der besonders aufgeladenen
gesellschaftspolitischen Situation im Paris des Jahres 2005: mit vielen afrikanischen Toten bei
Wohnungsbränden im Stadtzentrum, rassistischen Äußerungen des französischen Innenminis-
ters und den ausgedehnten Herbstunruhen in den Banlieus.
Ausstellung Susanne Hofmann �Retour de Paris - Au reoir à Bamako � Institut français de Stuttgart,
Oktober 2006. Alle Fotos VG Bild-Kunst

che Räume sind Orte der Begegnung für alle Al-
tersgruppen. In der Musik oder auf der Bühne
werden immer auch Ideen und Fantasien verhan-
delt, wie wir leben wollen, wie unsere Gesellschaft
aussehen könnte oder sollte. Die kreative Ausei-
nandersetzung mit und durch Kunst fördert Kom-
munikation, Verständnis und Respekt. Ohne Kul-
tur, das muss man immer wieder betonen, wäre
unsere Gesellschaft ärmer und vor allem � fanta-
sieloser. Gerade das aber können wir uns in Zu-
kunft so wenig leisten wie gestern oder heute.

Kultur bringt die Generationen ganz direkt ins
Gespräch. Generationsgemischte Gruppen exis-
tieren im sozio-kulturellen Kontext seit vielen
Jahren. Sie erarbeiten gemeinsame Theaterpro-
jekte und Filmdokumentationen zur Begegnung
mit Zeitzeugen. Sie erfinden spielerische oder
konfrontative Formen der Konfliktbewältigung
und widmen sich der Frage nach der gemeinsa-
men Zukunft. Sie fechten Debatten aus über
Generationenverträge und die Rechte von Min-
derheiten und experimentieren mit Kommunika-
tionsformen. Sie setzen sich für gemeinschaftli-
che Wohnformen ein, machen Zirkus oder en-
gagieren sich in Selbsthilfegruppen. Hier wird der
Zusammenhalt der Generationen ganz konkret
und immer wieder neu hergestellt. Viele solcher
Projekte sind unter www.generationendialog.de/
projekte-db.php zu finden. Die Projekt-Daten-
bank des Büros �Dialog der Generationen� zeigt
mit Unterstützung des Bundesministeriums für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend eine be-
eindruckende Vielzahl und Vielfalt generations-
übergreifender Projekte in ganz Deutschland.
Zu diesen Projekten zählen so unterschiedliche
Initiativen wie der seit 1998 durchgeführte Wett-

bewerb �Video der Generationen�, bei dem Teams
aus jungen und älteren Filmemacherinnen und
Filmemachern gemeinsam erstellte Produktionen
einreichen, und der generationsoffene Freiwilli-
gendienst �kek � Kultur, Engagement, Kompe-
tenz� der Bundesvereinigung Kulturelle Kinder-
und Jugendbildung, der das Bürgerschaftliche
Engagement in der Kultur fördert. Durch kek
werden bürgerschaftlich Aktive jeden Alters mo-
tiviert, sich für mindestens drei Monate in Kul-
tureinrichtungen freiwillig einzubringen. Vor dem
Hintergrund der steigenden Engagementbereit-
schaft älterer Menschen sind solche Angebote
besonders interessant. Hier werden neue Enga-
gementformen erprobt und gleichzeitig die Ver-
antwortung der Generationen füreinander ge-
stärkt.

Denn eines sollten wir festhalten: Die Potenziale
des Alters dürfen nicht gegen die Perspektiven
der Jugend ausgespielt werden. Die aktuelle
Shell-Studie zeigt, dass Jugendliche sich sehr
bewusst darüber sind, dass ihre Altersgruppe in
der Gesellschaft zunehmend in eine Minderhei-
tenposition gerät. Der oft angekündigte �Krieg
der Generationen� findet aber trotzdem nicht
statt. Im Gegenteil: Nie war das Verhältnis jun-
ger Menschen zu ihren Eltern und Großeltern
besser als heute. Man hilft sich gegenseitig � in-
nerhalb der Familie und darüber hinaus. Der
Zusammenhalt der Generationen ist auch
weiterhin die entscheidende Herausforderung im
demografischen Wandel.
Deshalb dürfen wir Jugendpolitik nicht gegen
Altenpolitik, Jugendförderung nicht gegen Se-
niorenförderung ausspielen. Es kommt vielmehr
darauf an, beides intelligent zu verbinden, und so
Räume und Gelegenheiten zu schaffen, die das
leisten, was früher die Dorfstruktur oder die grö-
ßere Familie geleistet haben: selbstverständlichen
Kontakt, gegenseitige Hilfe und Weitergabe von
Wissen zwischen den Generationen. Mehrgene-
rationenhäuser zum Beispiel, wie sie mein Minis-

terium in einem Aktionsprogramm för-
dert, haben alle(s) unter einem Dach.
Als offene Tagestreffpunkte für Jung und
Alt finden sich dort Angebote und

Dienstleistungen für alle Generationen.
So wichtig wie die Potenziale des Alters sind die
Perspektiven der Jugend. Kinder und Jugendli-
che sind die Zukunftsträger unserer Gesellschaft.
Wir dürfen kein Mädchen, keinen Jungen zurück-
lassen. Investitionen in die Kompetenzen und die
Bildung unserer Kinder sind notwendige Investi-
tionen in die Zukunft unserer Gesellschaft im
demografischen Wandel. Angebote und Projek-
te der kulturellen Bildung sind dabei unverzicht-
bar. Musik, Medien, bildende Kunst, Literatur,
Tanz und Theater fördern die Kreativität von Kin-
dern und Jugendlichen. Sie bringen sie in Kon-
takt mit Kunst und Kultur, ermutigen zu eigenen
künstlerischen Aktivitäten. So werden kulturelle

Défrisage (Haarglättung)             Fotos: Susanne Hofmann

Kulturelle Bildung muss alle Kinder und
Jugendlichen erreichen
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Demografischer Wandel

Kompetenzen entwickelt, vermittelt und geschult,
kulturelle Traditionen weiter getragen. Gerade
in Zeiten der Globalisierung und des internatio-
nalen Austauschs verliert die eigene Kultur
keineswegs an Bedeutung, im Gegenteil: Sie
gewinnt; denn sie gibt Halt und ein Fundament,
von dem aus man auf andere zugehen kann. In
ganz alltäglichen, harmlosen Situationen erlebt
dies zum Beispiel jeder, der im Ausland in gesel-
liger Runde gebeten wird, doch einmal ein Lied
aus seiner Heimat zu singen.
In Kunst und Kultur machen Kinder und Jugend-
liche die Erfahrung, dass sie etwas gestalten kön-
nen, sie schulen ihren Ausdruck und entwickeln
in der Zusammenarbeit mit anderen soziale Kom-

petenzen: die Bereitschaft, Verantwortung zu
übernehmen, etwas von sich selbst preiszugeben,
Kritik zu üben, aber auch Kritik aushalten zu kön-
nen. In der lebensgeschichtlich bedeutsamen
Phase, in der sich die Ich-Identität entwickelt, sind
solche Erfahrungen wesentlich, um später die
Anforderungen des Lebens zu bewältigen und
glückliche, zufrieden stellende Beziehungen mit
anderen Menschen zu haben. Deshalb fördert das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend über den Kinder- und Jugend-
plan des Bundes Träger und Projekte der kultu-
rellen Bildung.
Eine ganz wichtige Herausforderung besteht aus
meiner Sicht darin, mit den Angeboten der kul-
turellen Bildung wirklich alle Kinder und Jugend-
lichen zu erreichen. Kinder und Jugendliche aus
Familien nicht deutscher Herkunft sind dort noch
immer unterrepräsentiert. Aber schon heute hat

ein Drittel aller Jugendlichen in Deutschland ei-
nen Migrationshintergrund. Dieser große und
wachsende Anteil an Jugendlichen darf nicht
außen vor bleiben, wenn es um Kultur geht. Kul-
tur ist nämlich kaum denkbar ohne ihre Mehr-
zahl. Jede Kultur lebt und entwickelt sich im Aus-
tausch, in der Begegnung mit anderen Kulturen.
Interkulturelle Kompetenz zählt zu den Schlüs-
selfertigkeiten in einer globalisierten Welt; sie
reicht von Höflichkeit und Sensibilität im alltäg-
lichen Umgang bis zu den großen Diskussionen
um universale Menschenrechte und religiöse
Glaubensüberzeugungen. Interkulturelle Kompe-
tenz meint nicht das passive Hinnehmen einer
vermeintlichen Beliebigkeit kultureller Werte,
sondern fordert die aktive Auseinandersetzung,
die neben Respekt und Toleranz auch Interesse,
Kenntnis und Kritikfähigkeit voraussetzt. Um die-
se Kompetenzen zu vermitteln, brauchen wir

Angebote gerade auch der kulturellen Bildung,
die allen Kindern offen stehen. Sie schaffen den
Rahmen, um das gleichberechtigte Zusammen-
leben von Menschen verschiedener kultureller
Prägung zu erlernen und den Umgang mit Un-
terschieden produktiv zu nutzen.
Für mich ist klar: Die demografische Entwicklung
beinhaltet Chancen für ein neues solidarisches
Miteinander, nicht nur zwischen den Generatio-
nen. Die Kultur ist ein Ort, um dieses Miteinander
herzustellen, zu pflegen und weiterzugeben.
Daher brauchen wir weiterhin kulturelle Bildung
� für ältere Menschen, für Kinder und Jugendli-
che und für die gemeinsame kulturelle Aktivität
und das Engagement von Jung und Alt.

DIE VERFASSERIN IST BUNDESMINISTERIN
FÜR FAMILIE, SENIOREN, FRAUEN UND
JUGEND 

Das kulturelle Leben der �Landeier�
Die Mitglieder der Enquete-Kommission �Kultur in Deutschland� zu Gast in der Uckermark

 Stefanie Ernst

Am 06.11.2006 begab sich die Enquete-Kom-
mission �Kultur in Deutschland� des Deut-
schen Bundestages in das uckermärkische
Schwedt, um dort eine auswärtige öffentli-
che Anhörung zum Thema �Auswirkungen
der demografischen Veränderungen� abzu-
halten. Zwei Autostunden von der Hauptstadt
entfernt machten sich die Mitglieder der
Kommission vor Ort ein Bild über die Pro-
bleme, die in Zukunft stärker als bisher auf-
treten werden: Abwanderung, Überalterung
und Unterjüngung � um nur einige Schlag-
wörter zu nennen, die in diesem Zusammen-
hang stets angeführt werden.

Die Auswirkungen des demographischen Wan-
dels werden seit einiger Zeit von der Politik, aber
auch von den Medien und der breiten Öffent-
lichkeit verstärkt wahrgenommen. Die Schwie-
rigkeit im Umgang mit den sich daraus ergebe-
nen Herausforderungen liegt laut Gitta Conne-
mann, der Vorsitzenden der Enquete Kommissi-
on, im Fehlen historischer Lösungsansätze sowie
in den vorhandenen regionalen Disparitäten.
Gemäß amtlicher Prognosen wird in Wittenber-
ge zwischen 1990 und 2030 mit einer Bevölke-
rungsverminderung von 55,8 % zu rechnen sein,
während die brandenburgische Landeshauptstadt

Potsdam eine Steigerung der Einwohnerzahl von
8,4 Prozent vermelden werden kann.
Im Verlauf der mehrstündigen Anhörung antwor-
teten sieben Experten auf die Fragen der Kom-
missionsmitglieder und gaben umfassend Aus-
kunft darüber, wie man in einzelnen kulturellen
Projekten mit dem Problem der demographischen
Veränderung umgeht. Namentlich bestand die
Expertenrunde aus Hajo Cornel (Abteilungsleiter
im Ministerium für Wissenschaft, Forschung und
Kultur des Landes Brandenburg), Lutz Hermann
(stellvertretender Bürgermeister Schwedt/Oder),
Kathrin Frese (Geschäftsführerin des Multikultu-
rellen Centrums Templin e.V.), Olivia Schubert
(Kunstwerk Uckermark), Christoph Wichtmann
(Geschäftsführer der Uckermärkischen Musikwo-
chen e.V.), Pfarrer Christhard-Georg Neubert
(Kunstbeauftragter der Evangelischen Kirche Ber-
lin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz und Di-
rektor der Kulturstiftung Stiftung St. Matthäus) und
Armin Schubert (Geschäftsführer und Leiter der
Galerie �Sonnensegel� e.V.). Im Vorfeld der An-
hörung wurde den berichterstattenden Experten
ein ausführlicher Fragenkatalog übermittelt.
So interessierte die Enquete-Kommission
besonders, wie sich der demographische Wan-
del in der Uckermark unter Berücksichtigung
kultureller Aspekte darstellt. Welche Schlussfol-

gerungen können für die Kulturpolitik des Lan-
des bzw. der Kommune gezogen werden? Grei-
fen die vorhandenen Kulturentwicklungspläne
auf Landes- oder Kommunalebene? Wie werden
die Kultureinrichtungen mit der sich verringern-
den Auslastung ihrer Häuser fertig? Wie tritt man
dem durch Wegzug und Schließung entstande-
nen Leerstand von (historischen) Gebäuden
entgegen? Findet eine interkommunale Zusam-
menarbeit statt und liegen entsprechende, dar-
auf abgestimmte Mobilitätskonzepte vor? Wel-
che Rolle spielt das Bürgerschaftliche Engage-
ment zur Aufrechterhaltung der Kultur? Und in-
wiefern verändern sich die nutzerorientierten Pro-
gramme der Kultureinrichtungen?
Die Grenzstadt an der Oder wurde ganz bewusst
als Tagungsort gewählt. Dies hängt damit zusam-
men, so Gitta Connemann, dass Schwedt ein gu-
tes Beispiel dafür ist, auszuloten, wie sich die orts-
ansässigen Kultureinrichtungen und die Kulturpo-
litik den Herausforderungen des demographischen
Wandels stellen. Dieser setzte in Brandenburg, und
hier besonders in der Uckermark, sehr früh und
besonders heftig ein. Aus diesem Grund war man
auch zeitiger als andere Länder und Kommunen
gezwungen, dem Problem Konzepte entgegenzu-
setzen und ihm so entgegenzusteuern. Anders als
andere Bundesländer berücksichtigten die bran-

denburgischen Politiker auch Fragen nach den
Auswirkungen für die Kultur.
Die Stadtplaner der DDR hatten buchstäblich
Großes mit Schwedt vor. Sie formten die Stadt
so, dass dort bis zu 100.000 Menschen hätten
leben können. Visionen, die wie die DDR selbst
der Vergangenheit angehören. Wie stark die
Stadt dem demographischen Wandel ausgesetzt
ist, erläuterte der stellvertretende Bürgermeister
Lutz Hermann. Zu den bevölkerungsreichsten
Zeiten � gegen Ende der 70er Jahre � lebten in
Schwedt bis zu 54.000 Menschen. Nach der Wie-
dervereinigung war, trotz Eingemeindung, ein
erster großer Einschnitt zu beobachten. Anno
2005 zählte die Oderstadt dann nur noch knapp
37.000 Einwohner: Tendenz fallend. Laut Schät-
zungen des stellvertretenden Bürgermeisters wird
sich die Bevölkerungszahl ab den Jahren 2012/
15 auf ca. 30.000 Einwohner einpendeln. Ähn-
lich wie Schwedt ergeht es auch Prenzlau oder
Templin sowie der gesamten Region des nord-
östlichen Brandenburgs. Schwedt jedoch erlangte
in letzter Zeit beinahe so etwas wie traurige Be-
rühmtheit. Im Spiegel, der dem Thema der al-
ternden Gesellschaft ein Sonderheft (Spiegel
Special 8/2006) widmete, berichtete der Bürger-
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meister der Stadt Jürgen Polzehl über die Kata-
strophe, die mit dem Schrumpfungsprozess ver-
bunden ist. Ein Tag, nachdem die Enquete-Kom-
mission dort tagte, strahlte das ZDF-Magazin
Frontal21 den Bericht �Deutschland, eine Alten-
republik� aus. Dass der demographische Wan-
del allerdings kein ausschließlich ostdeutsches
Phänomen ist, machten die Frontal21-Reporter
am Beispiel Essen-West deutlich. Ein dort ansäs-
siges Gymnasium steht aufgrund der rapide zu-
rückgehenden Schülerzahlen kurz vor der Schlie-
ßung. Alarmierende Zahlen sind aus dem gesam-
ten Ruhrgebiet zu vermelden: Dort wird sich die
Einwohnerzahl bis zum Jahre 2015 um eine hal-
be Millionen reduzieren. Und dies bedeutet nicht
nur die Schließung von Bildungseinrichtungen.
Ebenso verheerend wird sich dieser Wandel auf
die Kultureinrichtungen auswirken.
Damit der ländliche Raum nicht zu einem wei-
ßen Fleck auf der kulturellen Landkarte Deutsch-
lands verkommt, erarbeiteten die einzelnen Kul-
tureinrichtungen Konzepte, um ihre Attraktivität
zu steigern. Wichtig sei es, so der brandenburgi-
sche Abteilungsleiter des Ministeriums für Wis-
senschaft, Forschung und Kultur, Hajo Cornel, auf
die bislang eingetretenen sowie auf die zu er-
wartenden Veränderungen der Nutzerinteressen
zu reagieren. Ein Beispiel: Während die Zahl der
Schulkinder im Bundesland in nahezu dramati-
scher Weise sinkt, steigt die Zahl der Kinder und
Jugendlichen in Musikschulen immer stärker an.

Die Kultureinrichtungen stellen sich in besonde-
rem Maße auf die �Alten� ein, denn diese Grup-
pe wird in Zukunft noch stärker als bislang den
Großteil der Kulturnutzer stellen. Neben inhalt-
lichen Umstrukturierungen wurden in der Ver-
gangenheit auch wirtschaftliche Aspekte berück-
sichtigt, um weiterhin das Recht der Menschen
auf Kunst und Kultur gewährleisten zu können.
1990 wurden Kulturhaus und Theater in Schwedt
zu den Uckermärkischen Bühnen zusammenge-

legt. Was zur Folge hatte, dass seither ein An-
stieg an Besucherzahlen zu verzeichnen ist.
Auch vor den Kirchenpforten macht der demo-
graphische Wandel nicht Halt. Rückläufige Mit-
gliedszahlen, von denen beide großen Kirchen
betroffen sind, führen folglich auch zu erhebli-
chen Kirchensteuereinbußen. Für Bildungswesen
und Wissenschaft, Förderprogramme für Kultur
im ländlichen Raum, allgemeine Gemeindearbeit
und übergemeindliche Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen oder für die Unterhaltung und Pfle-
ge kirchlicher Grundstücke und Gebäude steht
immer weniger Geld zur Verfügung. Kirchen und
andere religiöse Bauten und Orte sind fester Be-
standteil unserer Kultur. Ihre bauliche Erhaltung
und die Gewährleistung der Nutzung ist jedoch
problematisch. Pfarrer Neubert machte die an-
wesenden EK-Mitglieder darauf aufmerksam,
dass ein Landpfarrer zum Teil bis zu 15 Kirchen-

gemeiden betreuen muss. Dies ist gewiss ein ex-
tremes Beispiel, aber gerade deshalb sensibili-
siert es für das vorhandene Ungleichgewicht
zwischen sinkenden finanziellen Mitteln für die
Förderung von kulturellem Erbe, zu dem natür-
lich auch die Kirchengebäude gehören, und dem
nachhaltigen Interesse der Menschen an Verge-
meinschaftung. In Zeiten, in denen die Versor-
gungsnetze auf den Dörfern immer grobmaschi-
ger werden, bilden die Kirchen eine zentrale,

wenn nicht manchmal gar die einzige An-
laufstelle. Wie wichtig die kirchlichen Ein-
richtungen für die Menschen vor Ort sind,
zeigt sich in sogleich anschwellendem Pro-

test der Bürger, wenn Gotteshäuser und Pfarr-
ämter geschlossen werden sollen. Aus dieser Si-
tuation heraus gründeten sich eine Vielzahl von
Fördervereinen, die sich die Erhaltung der Kir-
chen auf ihre Fahnen geschrieben haben.
Das Beispiel der Fördervereine zeigt, dass das
Bürgerschaftliche Engagement ein Garant für die
Kultur in der Stadt und der Region ist. Der stell-
vertretende Bürgermeister Schwedts sieht im Eh-
renamt eine wichtige Ergänzung zum Kommu-
nalen Engagement. In diesem Zusammenhang
sei es aber wichtig, die ehrenamtliche Tätigkeit
zu stärken. Neubert und Frese sprachen sich dafür
aus, an die Regierung zu appellieren, dass Per-
sonen über ihr Ehrenamt zukünftig krankenver-
sichert werden. Zudem müsse man ihnen eine
zertifizierte Weiterbildung ermöglichen, eine Ho-
norarzahlung in Aussicht stellen und eine An-
rechnung auf die Rente gewährleisten.

Die Probleme, die in Zukunft bewältigt werden
müssen, haben Regionen mit ähnlich vorherr-
schenden Bedingungen enger zusammenrücken
lassen. Demgemäß sprachen sich alle Experten
für eine nachhaltige und steigerungsfähige in-
terkommunale Zusammenarbeit aus. Auch mit
den polnischen Nachbarn werde die interkom-
munale Kooperationsarbeit verstärkt angegan-
gen, so Lutz Hermann.
Auf der Folie der vorgestellten Probleme ist es
umso erstaunlicher, welch reichhaltiges kulturel-
les Angebot in der Stadt an der polnischen Gren-
ze von den Experten vorgestellt wurde. So sollte,
trotz aller schlechten Prognosen, der demogra-
phische Wandel auch als Chance begriffen und
nicht nur als Problem gesehen werden. Hajo
Cornel hob in seinen Ausführungen hervor, dass
gerade die �Leere� für Künstler und Kulturschaf-
fende einen besonderen Reiz ausübe. Die Tatsa-
che, dass sich immer mehr Kreative in der Ucker-
mark niederlassen, ist für die Region ein großer
Gewinn.
Mit der Ankurbelung des Kulturtourismus, einem
nutzerorientierten Programm und der Schaffung
einer kulturellen Identität allein wird jedoch nie-
mand an der Landflucht gehindert. Die Menschen
zieht es dorthin, wo sie Arbeit finden, gab Neu-
bert zu Bedenken. Es ist nun an der Zeit, Impulse
zu setzen. Das Problem der �Landeier� ist weni-
ger ein kulturelles, sondern ein wirtschaftliches.

DIE VERFASSERIN IST MITARBEITERIN DES DEUT-
SCHEN KULTURRATES 

Kulturelle Bildung: Eine Herausforderung durch
den demografischen Wandel
Stellungnahme des Deutschen Kulturrates

Der demografische Wandel stellt eine Heraus-
forderung für Deutschland wie für alle Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union dar. Die Eu-
ropäische Kommission hat in ihrem Grünbuch �An-
gesichts des demografischen Wandels � eine neue
Solidarität zwischen den Generationen� vom März
2005 herausgearbeitet, dass in den EU-Mitglieds-
staaten in den kommenden Jahrzehnten der An-
teil der älteren Menschen stetig steigen und der
Anteil der jüngeren Menschen entsprechend sin-
ken wird. Parallel dazu sind innerhalb und zwischen
den Staaten Wanderungsbewegungen festzustel-
len. Schon jetzt ist von Gewinner- und Verliererre-
gionen die Rede. Kultureinrichtungen und Kultur-
vereinigungen sind in vielerlei Hinsicht vom demo-
grafischen Wandel betroffen. In dieser Stellungnah-
me konzentriert sich der Deutsche Kulturrat auf den
Zusammenhang von demografischen Wandel und
Kultureller Bildung.
Der demografische Wandel ist zugleich eine Chance
und eine Herausforderung für die gesamte Gesell-
schaft. Es ist ein zivilisatorischer Gewinn, dass die
Menschen länger leben. In der öffentlichen Diskus-
sion zum demografischen Wandel wird vielfach der

Aspekt der Hilfsbedürftigkeit älterer Menschen und
die Frage der Finanzierung der sozialen Sicherungs-
systeme in den Vordergrund gerückt. Dabei wer-
den die Potenziale älterer Menschen oftmals ver-
nachlässigt. Es ist daher erforderlich, die Potenzia-
le älterer Menschen, ihre Leistung für die Gesell-
schaft stärker in den Vordergrund zu rücken.
Genauso muss reflektiert werden, was es für die
jüngere Generation bedeutet, wenn sie immer mehr
zu einer Minderheit in der Gesellschaft wird. Wel-
che Bedeutung werden künftig Jugendkulturen und
das Ausprobieren anderer Lebensstile haben. We-
sentlich ist für den Deutschen Kulturrat die Teilha-
be aller am gesellschaftlichen Leben und die Ver-
ständigung über die Generationen hinweg.
Der demografische Wandel ist mehr als eine �Über-
alterung� der Gesellschaft. Er ist zugleich eine �Un-
terjüngung�. Durch den demografischen Wandel
wachsen sozialräumliche Disparitäten. Jüngere
Menschen ziehen verstärkt in wirtschaftliche pros-
perierende Gegenden, insbesondere wirtschaftlich
schwache Regionen mit einer hohen Arbeitslosig-
keit sind vom Wegzug junger Bevölkerungsgrup-
pen betroffen.

Der demografische Wandel erfordert vor dem Hin-
tergrund zunehmender Bevölkerungsanteile von
Migrantinnen und Migranten einen deutlichen Zu-
wachs interkultureller Kompetenz � im Berufsleben
wie in der Verständigung zwischen den Generatio-
nen. Die Vermittlung kultureller Vielfalt als gesell-
schaftlichen Mehrwert und nicht als Bedrohung ist
und bleibt eine Kernaufgabe der Kulturellen Bil-
dung für alle Generationen.
In verschiedenen Ländern wurden Parlamentarische
bzw. Sachverständigen-Kommissionen eingerichtet,
die sich mit den Auswirkungen des demografischen
Wandels im jeweiligen Bundesland auseinander-
setzen. Fragen der Kulturellen Bildung spielen dabei
bislang eine untergeordnete Rolle.
Im Zuge des demografischen Wandels ändern sich
die � beruflichen, privaten und sozialen � Lebens-
lagen der Bürgerinnen und Bürger aller Generati-
onen grundsätzlich. Lebensläufe und Lebensformen
individualisieren und pluralisieren sich stärker. Kul-
tur hat in diesem Zusammenhang eine wichtige
identitätsstiftende, wertevermittelnde und sinnge-
bende Funktion. Kulturelle Bildung hat darüber hi-
naus persönlichkeitsbildendes Potenzial und macht

es dem Einzelnen möglich, auf die biografischen
Anforderungen flexibel zu reagieren.

Bedeutung von Kultur und kultu-
reller Bildung für die Gesellschaft
Die Fähigkeit und Fertigkeit sich mittels Kunst und
Kultur auszudrücken, sind für den Menschen kon-
stitutiv. Kunst und Kultur wird sowohl sinnlich als
auch intellektuell erfahren. Ohne Kunst und Kul-
tur verarmen die Menschen, da ihnen eine we-
sentliche Möglichkeit ihres persönlichen Ausdrucks
fehlt. Fähigkeiten und Kenntnisse, die in kulturel-
len Prozessen der sozialen Kommunikation und
Interaktion vermittelt und erworben werden, stär-
ken die Freiheitsintention in demokratischen Ge-
sellschaften. Der Bestand einer Demokratie ist
ohne Kultur nicht denkbar. Religion und Ethik ge-
hören zu den Grundlagen der Kulturellen Bildung.
In allen künstlerischen Sparten eröffnet Kulturel-
le Bildung Teilhabe an Kunst und Kultur. Durch
Kulturelle Bildung werden Menschen an Kunst und
Kultur herangeführt. Sie werden so zu aktiv Kul-
turausübenden oder auch zu kompetenten Rezi-
pienten. Kulturelle Bildung hilft, Kreativität zu ent-
wickeln und sich in unterschiedlichen Sprachen
und Formen auszudrücken. Angebote der kultu-
rellen Bildung richten sich an Menschen aller Al-
tersgruppen. Mit Blick auf die Integration von
Migranten und für die notwendige interkul-
turelle Kompetenz in der Gesellschaft wach-
sen Kultureller Bildung neue Aufgaben zu. Kultu-
relle Bildung, die auch auf nonverbalen Ausdrucks-
formen basiert, bietet Integrationschancen, die
stärker ins Blickfeld rücken sollten.
Durch den demografischen Wandel gewinnt der
Aspekt der Generationengerechtigkeit an Ge-
wicht. Die Generationen dürfen nicht gegen-
einander ausgespielt werden. Generationsspezi-
fische und -übegreifende Angebote von Kunst und
Kultur haben ihr je eigenes Recht und sind weiter-
zuentwickeln. Dieses ist besonders mit Blick dar-
auf, dass die demografische Entwicklung vermehrt
die Frage nach der Marginalisierung von Jugend
in einer alternden Gesellschaft aufwirft, von Be-
deutung. Junge Menschen müssen angesichts ih-
rer zukünftigen Verantwortung für die Gesellschaft
besonders gefördert werden.

Grundstein: Kulturelle Kinder-
und Jugendbildung
Da die demografischen Entwicklungen verlässliche
Bedingungen für soziale Biografien nicht mehr in
gleichem Maß wie früher formulierbar erscheinen
lassen, kommt der Stärkung individueller Kom-

Les boules (auch �Nubian Knots�, exakt abgeteilte Haarfelder werden zu Knoten verdreht, rechts mit eingearbeitetem Kunsthaar)          Fotos: Susanne Hofmann

Die Probleme des ländlichen Raums sind
weniger kulturelle als wirtschaftliche
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petenz für gelingende Lebensentwürfe erhöhte
Bedeutung zu. Kulturelle Kinder- und Jugendbil-
dung liefert einen grundlegenden Beitrag hierzu.
Der Deutsche Kulturrat hält die kulturelle Kinder-
und Jugendbildung für einen unerlässlichen Grund-
stein, um Interesse an Kunst und Kultur zu wecken
und auszubilden. Bei Kindern und Jugendlichen,
die sich mit Kunst und Kultur befassen, tanzen,
malen, musizieren, Theater spielen, sich mit neu-
en Medien befassen, Geschichten erzählen, lesen,
schreiben oder sich mit der gebauten Umwelt und
Design auseinandersetzen wird der Grundstein für
ein lebenslanges Interesse an Kunst und Kultur
gelegt. Kulturelle Bildung dient der Persönlichkeits-
bildung und der sozialen Kompetenz. Kulturelle
Bildung trägt dazu bei, dass Kinder und Jugendli-
che ihren eigenen Ausdruck finden. Kulturelle Bil-
dung ermöglicht einen reflexiven Umgang mit den
neuen Medien.
Der Deutsche Kulturrat begrüßt daher, dass die
Kulturelle Bildung in den Bildungsplänen und -
konzepten der Länder für Kindertagesstätten
an Bedeutung gewinnt. Jetzt gilt es verstärkte An-
strengungen zu unternehmen, um diese Bildungs-
pläne auch in der Praxis umzusetzen. Dabei gilt es,
das gesamte Spektrum der kulturellen Bildung und
künstlerischen Ausdrucksformen zu beachten.
In der Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern
hat Kulturelle Bildung keinen ausreichenden Stel-
lenwert, so dass die Erzieherinnen und Erzieher
oftmals für die Aufgaben in der kulturellen Bildungs-
arbeit unzureichend vorbereitet sind. Der Deut-
sche Kulturrat fordert daher, dass in der Aus-
bildung und Weiterbildung der Erzieherinnen
und Erzieher Kulturelle Bildung einen wichti-
geren Stellenwert erhält. In den Kindertagesstät-
ten haben auch jene Kinder Partizipationschancen
an Kultureller Bildung, deren Elternhäusern wenig
Zugang zu Kunst und Kultur ermöglichen. Die
Chancen auf Partizipation am kulturellen Leben und
Lernen müssen bei allen Kindern und Jugendlichen
gestärkt werden, damit sie Erfahrungen in diesem
wichtigen Bereich sammeln können. Kindertages-
stätten müssen verstärkt ermutigt und ermuntert
werden, ihrem Auftrag der lebensweltlichen Ori-
entierung nachzukommen. Eltern müssen vermehrt
über die persönlichkeitsbildenden Elemente der
Kulturellen Bildung informiert werden. Gerade in
der Zusammenarbeit mit Trägern der Kulturellen
Bildung bieten sich Möglichkeiten, Menschen mit
zusätzlichen Qualifikationen für die Arbeit in den
Kindertagesstätten zu gewinnen und damit das An-
gebotsspektrum zu erweitern.
Der Deutsche Kulturrat begrüßt, dass auch die
Schulen sich stärker ihrem Umfeld öffnen und be-
stärkt durch den Ausbau an Ganztagsschulen
vermehrt mit anderen Bildungs- aber auch
Kultureinrichtungen vor Ort zusammenarbei-
ten. Diese Zusammenarbeit gilt es auszubau-
en und entsprechend kompetente Kulturpäd-
agoginnen und -pädagogen sowie Künstle-
rinnen und Künstler einzubeziehen. Sie bietet
für die Schule und die außerschulische Kinder- und
Jugendbildung sowie Kultureinrichtungen Chancen.

! Fortsetzung von Seite 3

Stellungnahme DKR

Diese Zusammenarbeit stellt für alle Beteiligten eine
Herausforderung dar. Voraussetzung ist die Zusam-
menarbeit auf gleicher Augenhöhe. Der Deutsche
Kulturrat fordert, dass in der Lehreraus- und
-fortbildung sowie den künstlerischen Studi-
enrichtungen verstärktes Augenmerk auf die
Kooperation mit außerschulischen Partnern
gelegt wird. Zur Zeit werden die meisten Studi-
engänge auf Grund des Bologna-Prozesses verän-
dert. Dieses sollte als Chance gesehen werden, die-
se Aspekte in den Studienordnungen zu verankern.
Verstärkte Angebote Kultureller Bildung in Kultur-
einrichtungen sowie die Zusammenarbeit von Schu-
le und Kultureinrichtungen setzt voraus, dass zu-
sätzliche Mittel für Personal in diesen Tätigkeitsfel-
dern bereitgestellt werden.
Die Zusammenarbeit mit Kultureinrichtungen so-
wie der außerschulischen Kinder- und Jugendbil-
dung bildet jedoch keinen Ersatz für die künstleri-
schen Schulfächer sowie die künstlerischen Arbeits-
gemeinschaften an Schulen. Diese dürfen nicht
weiter marginalisiert werden, sondern müssen ei-
nen festen Platz im Stundenplan sowie im Leben
der Schule haben. Der Deutsche Kulturrat for-
dert, dass der Marginalisierung der künstle-
rischen Schulfächer entschieden entgegen
getreten wird und die künstlerischen Schulfä-
cher von Fachlehrern entsprechend dem vor-
gesehenen Stundendeputat in den jeweiligen
Klassenstufen unterrichtet werden. Die Schule
ist die einzige Einrichtung, die allen Kindern den
Zugang zu Kultureller Bildung eröffnen kann. Sie
bietet damit einmalige Chancen, um Möglichkei-
ten zur Teilhabe an Kunst und Kultur zu eröffnen.
Dieses gilt für alle Schularten. Die Chance darf
durch eine Missachtung der künstlerischen Schul-
fächer, d.h. des Darstellenden Spiel/Theater, der
Bildenden Kunst, der Musik sowie künstlerischer
Inhalte, die noch keinem Schulfach zugeordnet
sind, nicht vertan werden.
Der Deutsche Kulturrat fordert den weiteren
Erhalt und die Weiterentwicklung der Infra-
struktur außerschulischer Bildung. Im Kinder-
und Jugendhilfegesetz wird die Kulturelle Bildung
explizit als einer der Schwerpunkte der Jugendar-
beit genannt. Dieser Verpflichtung muss mit einer
ausreichenden Anzahl und einer adäquaten Aus-
stattung an Einrichtungen der außerschulischen
Kinder- und Jugendbildung wie Jugendkunstschu-
len, Musikschulen, theaterpädagogischen Zentren
usw. nachgekommen werden. Darüber hinaus gilt
es, die noch nicht institutionalisierten Bereiche Kul-
tureller Bildung stärker in den Blick zu nehmen.
Kultureller Bildung muss immer ein zeitgemäßes,
breites Verständnis zugrunde liegen, dass besonders
neue innovative Formen einbezieht. Einrichtungen
der außerschulischen Kulturellen Bildung sind
darüber hinaus von großer Bedeutung für die För-
derung des künstlerischen Nachwuchses. In eini-
gen künstlerischen Sparten wird typischerweise mit
der Ausbildung bereits im Kindesalter begonnen.
Kulturelle Bildung legt hier den Grundstein für ei-
nen späteren künstlerischen Berufsweg und ist da-
mit Nachwuchsförderung.
Nach wie vor muss ein besonderes Augenmerk auf
die Ausbildung von hauptamtlichen Kulturpä-
dagogen gelegt werden. Hierzu gibt es in der
Musik- und der Kunstpädagogik seit Jahrzehnten

eingeführte Studiengänge. In der Theaterpädago-
gik hat sich in den letzten Jahren eine akademi-
sche Ausbildung etabliert. In der Museumspäda-
gogik wurde ein fundiertes Weiterbildungskonzept
entwickelt. Die Bundesakademien für kulturelle
Bildung stehen für ausgereifte Weiterbildungskon-
zepte mit dem Bezug zur Praxis.

Lebensbegleitendes Lernen als
Chance
Das lebensbegleitende Lernen ist eine Chance
zur Welterkennung, zur Lebensgestaltung und zur
Weiterqualifizierung. Lebensbegleitendes Lernen
zieht sich durch alle Generationen. Für jede Alters-
stufe gilt es, entsprechende Angebote und Zugangs-
weisen, adäquate Methoden und Bildungskonzep-
te zu entwickeln.
In der allgemeinen Weiterbildung wurde in den
letzten Jahren die Anforderung des lebensbeglei-
tenden Lernens verstärkt aufgegriffen. Sowohl die
Methodik als auch die Didaktik wurde weiterent-
wickelt. Die Kulturelle Bildung hat dabei sowohl
bei den Volkshochschulen als auch den Einrichtun-
gen der kirchlichen Erwachsenenbildung einen fes-
ten Stellenwert.
Kunst und Kultur ist der Bildungsaspekt inhärent.
Kultureinrichtungen wie z.B. Bibliotheken, Muse-
en, soziokulturelle Zentren, Theater verstehen sich
auch als Bildungseinrichtungen mit einem Vermitt-
lungsauftrag. Das Lernen in Kultureinrichtungen
ist nonformales Lernen, das selbstgesteuert erfolgt.
Darüber hinaus unterbreiten verschiedene Kultur-
einrichtungen gezielt pädagogische Angebote.
Diese müssen sich angesichts des demografischen
Wandels an alle Altersgruppen und Schichten rich-
ten, um kulturelle Teilhabe zu ermöglichen. Le-
bensbegleitendes Lernen erfolgt nicht allein als
Lernen in Bildungseinrichtungen. Dem informel-
len Lernen etwa in der Familie, mit Freunden,
durch die Medien gilt es verstärkt, Aufmerksam-
keit zu schenken. In diesem Zusammenhang sind
die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten an
ihren Auftrag, Information, Bildung und Kultur zu
vermitteln, gebunden. Der öffentlich-rechtliche
Rundfunk hat einen Kultur- und Bildungsauftrag.
Diesem Auftrag muss mit Angeboten für alle Al-
tersgruppen im Hörfunk und im Fernsehen nach-
gekommen werden. Aber auch der privat-kom-
merzielle Rundfunk sollte gewährleisten, dass
Kunst und Kultur einen angemessenen Platz im
Programm finden.
Der Deutsche Kulturrat fordert zur Sicherung
des lebensbegleitenden Lernens bei Erwach-
senen Zugangsmöglichkeiten breiter Bevölke-
rungsschichten zu den Angeboten der Erwach-
senenbildung. Der Deutsche Kulturrat sieht mit
Sorge, dass die allgemeine Weiterbildung im Sin-
ne einer umfassenden Allgemeinbildung an Bedeu-
tung verliert und Weiterbildung auf die berufliche
Weiterbildung reduziert wird. Dieser Entwicklung
muss entgegen getreten werden, zumal es sich um
einen verengten Begriff der beruflichen Weiterbil-
dung handelt. Die Kulturelle Bildung muss in ih-
rem Stellenwert erkannt und angemessen berück-
sichtigt werden. Es gilt dabei neue Modelle zu ent-
wickeln, um die verschiedenen Zielgruppen zu er-
reichen.

Potenziale älterer Menschen

Die Potenziale älterer Menschen sollten in der
Kulturvermittlung stärker genutzt werden. Hier
ist ein Wechsel von der Defizit- zur Potenzialpers-
pektive erforderlich. Die Gruppe der älteren Men-
schen muss differenziert betrachtet und an ihren
jeweiligen kulturellen Bedürfnissen angeknüpft
werden. Viele noch Berufstätige, deren Ruhestand
in greifbare Nähe rückt, wollen ihre Aktivitäten im
Kunst- und Kulturbereich ausweiten. Ansatzpunk-
te sind hierfür die generationsübergreifenden
Freiwilligendienste sowie weitere Projekte, die
sich gezielt der generationsübergreifenden
Kulturellen Bildung widmen.
Viele ältere Menschen möchten sich für die Gesell-
schaft engagieren. Kultureinrichtungen als Ort der
Begegnung und mit ihren Möglichkeiten zur Ver-
ständigung aller Generationen können zahlreiche
attraktive Engagementfelder eröffnen. Hier können
sich Freiwillige engagieren und mittels der Poten-
ziale kultureller Angebote den gesellschaftlichen
Zusammenhalt stärken. Gesellschaftlich aktive
Menschen profitieren in vielfältiger Weise von ih-
rem Engagement: Sie erhalten Erfahrungs- und
Bewährungsmöglichkeiten; sie können sich um-
fangreiche Kompetenzen aneignen; sie erleben
Wirkung und Wert ihres Handelns.
Der Bundesaltenplan als bundesweites Förder-
instrument sollte stärker auch für die Kulturelle Bil-
dung von älteren Menschen genutzt werden. Am
Kinder- und Jugendplan des Bundes ist zu erken-
nen, wie durch eine Förderung der Infrastruktur an
Anbietern kultureller Bildung das Feld weiterent-
wickelt und professionalisiert wird. Ähnliches ist für
den Arbeitsbereich der kulturellen Bildung mit äl-
teren Menschen denkbar, wenn die entsprechende
Infrastruktur geschaffen wird. Dabei sollten die
Potenziale der generationsübergreifenden Arbeit
nicht vernachlässigt werden.
Der Deutsche Kulturrat fordert darüber hin-
aus die Weiterentwicklung der Berufsbilder in
sozialen Berufen wie Altenpflegerin oder Al-
tenpfleger, damit in den Alteneinrichtungen
kulturelle Bildungsangebote gemacht werden
können. Dabei erscheint die Zusammenarbeit von
Mitarbeitern der Altenhilfe und von Kulturpädago-
gen der geeignete Weg, um alten Menschen
weiterhin die Teilhabe an Kunst und Kultur zu er-
möglichen. Hierbei ist auch an die Kooperation mit
bestehenden Einrichtungen der kulturellen Bildung
zu denken. Dieses fordert ein Umdenken im Um-
gang mit älteren Menschen, von der Versorgung
hin zu einem Nutzen der bestehenden Potenziale
und damit zu mehr Lebensqualität. Die Altenpfle-
ge würde dadurch menschlicher und handlungsfä-
higer.

Verantwortungsbewusst mit regio-
nalen Disparitäten umgehen
Der demografische Wandel zeigt sich nicht nur in
einem größer werdenden Anteil älterer Menschen,
sondern auch in regionalen Disparitäten. Bereits
seit mehreren Jahren sind innerhalb Deutschland
Bevölkerungsbewegungen zu verzeichnen. Men-
schen ziehen aus wirtschaftlich schwierigen Regio-
nen mit einer hohen Arbeitslosigkeit weg in pros-
perierende Regionen. Am augenfälligsten ist diese
Veränderung in den neuen Bundesländern. Die
Veränderung wird mit dem Begriff der �schrump-
fenden Städte� erfasst.
Angebote der kulturellen Bildung sind gerade in
jenen Regionen, die Bevölkerung verlieren, von
Bedeutung, da sie Orte der Begegnung bieten. Im
Umgang mit Kunst und Kultur besteht letztendlich
die Chance zur Entwicklung neuer Ideen und För-
derung von Phantasie, um ein erfülltes Leben im
schwach entwickelten Regionen zu ermöglichen.
Der Rückgang junger Menschen darf nicht zu einer
Reduktion des Angebotes kultureller Bildung füh-
ren, sondern sollte zur Angebotsverbesserung ge-
nutzt werden. So kann auch für die wenigen jun-
gen Menschen, die in diesen Regionen leben, mit
Kreativität und kulturellem Potenzial, das Bleiben
attraktiver werden und so zur Weiterentwicklung
der Region beitragen.
Der Deutsche Kulturrat fordert, dass Kultur-
einrichtungen in bevölkerungsarmen Regio-
nen aufrecht erhalten und mobile Angebote
stärker ausgebaut werden, damit auch hier
die Grundversorgung mit Kunst und Kultur
sowie Kultureller Bildung gewährleistet ist. Die
bestehende kulturelle Infrastruktur muss erreich-
bar und damit nutzbar bleiben. Nur so kann die
kulturelle Infrastruktur als wichtige Voraussetzung
für kulturelle Bildungsprozesse gesichert werden.
Ebenso kommt in diesen Regionen der Zusammen-
arbeit von Kindertagesstätten und Schulen mit Kul-
tureinrichtungen sowie der Kultureinrichtungen
untereinander eine besondere Bedeutung zu. Das
Netz an Trägern kultureller Bildung muss hier
besonders eng geknüpft werden, um möglichst viele
Angebote unterbreiten zu können. Tier-/Pflanzenwelt      Fotos:Christoph Inderwiesen
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Ein lebendiges Kulturerbe
Der dänische Kulturkanon und sein Beitrag zur Diskussion in Deutschland
Die Frage, welche Chancen und welche Risi-
ken die Einführung eines nationalen Kultur-
kanons birgt, wurde in der letzten Ausgabe
von politik und kultur in ihrem Facettenreich-
tum diskutiert. Der dänische Kulturkanon hat
zum Ziel, die nationale Kunst- und Kultur-
geschichte auf die gesellschaftliche Tagesord-
nung zu setzen. In dieser Funktion kann das
dänische Projekt zu der Diskussion in
Deutschland vielleicht einen Beitrag leisten.

Seit in den Sommermonaten die WM in Deutsch-
land zu Ende gegangen ist, hat sich im Austra-
gungsland des Großereignisses einiges verän-
dert. So nehmen wir das auch von Außen wahr.
Die Welt war Zeuge eines neuen Nationalgefühls,
welches in flächendeckender Beflaggung sämt-
licher Fortbewegungsmittel, bundesdeutscher
Balkone und Gesichter in leuchtendem Schwarz-
Rot-Gold seinen Ausdruck fand. Aber was liegt
hinter diesen äußeren Symbolen nationaler Ge-
meinschaft?
Diese Frage stellen sich nicht nur die Deutschen.
Indem man über sie nachdenkt, erkennt man,
dass man nicht nur qua dieser Symbole eine Ge-
meinschaft bildet, sondern eben insbesondere
durch das, was hinter diesen offensichtlichen Na-
tionalsymbolen, wie beispielsweise der Flagge,
liegt. Hier beginnt die Suche nach dem, was ein
Volk ausmacht, was es zusammenhält, was als
Grundkonsens Gültigkeit hat.
Der Kern dieser Fragen liegt in der Auffassung
von Kultur. Es gilt, sie in ihrer Doppeldeutigkeit
zu begreifen. Schließlich besteht sie nicht nur aus
den schöngeistigen Errungenschaften einer Ge-
sellschaft wie Literatur, Kunst und Musik, sondern
sie ist gleichermaßen im Sinne von Mentalität,
Einstellungen und Wertesystem zu fassen, oder
�Gewohnheiten�, wie ein dänischer Wissenschaft-
ler und Politiker Kultur vor vielen Jahren defi-
nierte.
Ein Beitrag zu der Debatte um die Frage, was es
bedeutet, Däne zu sein, leistet der dänische Kul-

Brian Mikkelsen

turkanon � eine Liste über unumgängliche Wer-
ke dänischer Kulturgeschichte, von denen wir uns
wünschen, dass die Bürger sie kennenlernen. In
meiner Funktion als Kulturminister habe ich 2005
eine Reihe unabhängiger Gremien ins Leben ge-
rufen, welche die Aufgabe hatten aus acht Kunst-
richtungen � Architektur, Bildende Kunst, Design
und Kunsthandwerk, Film, Literatur, Musik und
Bühnenkunst � die 12 unumgänglichen Werke
herauszuarbeiten. Auf eigene Initiative hin erar-
beiteten die Experten zudem einen Kinderkultur-
kanon, der die wichtigsten Elemente dänischer
Kinderkultur benennt, die wir als Teil unseres ge-
meinsamen Kulturerbes erkannt haben. Die Aus-
wahl wurde von Experten der jeweiligen Genres
getroffen, von Regisseuren, Schriftstellern, Künst-
lern und Kulturschaffenden also.
Die bunte Zusammensetzung der Fachleute hat
eine große Vielfalt in den jeweiligen Kanonlis-
ten gewährleistet: Von Klassikern wie Kierke-
gaard und Andersen, über Provokateure wie von
Trier und experimentelle Theatergruppen, bis hin
zum weltbekannten Legostein.
In der dänischen Bevölkerung hat die Auswahl �
und man muss sagen erfreulicherweise � zu ei-
ner öffentlichen, teilweise leidenschaftlichen
Debatte  darüber geführt, welche Relevanz die
teils sehr alten Werke für den modernen Dänen
eigentlich haben: �Der wahre Kanon ist in Ber-
lin�, rief beispielsweise ein Kritiker und spielte
damit zum einen auf die wachsende dänische
Künstlerkolonie in der deutschen Hauptstadt und
zum anderen auf die Bedeutung moderner Kunst
an.
Kritische Stimmen haben den Kulturkanon von
Anfang an als eine Sammlung verstaubter Bü-
cher, Filmrollen und Kunstwerke betrachtet, die
zwar zum kulturellen Erbe eines Landes gehö-
ren, ihre Relevanz für den Bürger des 21. Jahr-
hunderts jedoch längst eingebüßt haben.
Aber der Kanon hat zwei Funktionen. Eine davon
ist es, das kulturelle Erbe zu bewahren. In einer
globalisierten Welt in der sich die Eindrücke ver-

dichten und Geschwindigkeit und Mobilität zu-
nehmen, ist es von Bedeutung, sich der eigenen
Wurzeln bewusst zu sein. Es gilt, stets auch ei-
nen Blick nach hinten zu werfen, um sich zu ver-
gewissern, Teil welcher Tradition man ist und auf
welcher Geschichte man aufbaut.
Doch über diese bewahrende Wirkung hinaus, ist
dem Kanon eine zweite Funktion zueigen: Er weist
uns den Weg zu einem fundierten und kritischen
Verständnis aktueller und zukünftiger Werke.
Die Kenntnis des kulturellen Erbes einer Nation
befähigt den aufmerksamen Zuhörer, Zuschau-
er, Leser oder Nutzer, die Dinge in einen Zusam-
menhang zu setzen und ihre Bedeutung als Be-
standteile einer größeren Ordnung zu erkennen
und einschätzen zu lernen. Der Kanon setzt sich
deshalb aus Werken zusammen, die sich bestän-
dig gegenüber kulturellem und historischem
Wandel gezeigt haben. Werke, welche aufgrund
ihrer Originalität und künstlerischen Vision in
dem Maße immer wieder zu neuen Interpretati-
onen herausfordern, wie sich ihr diskursives
Umfeld verändert.
Es ist in diesem Kontext von Bedeutung zu wis-
sen, dass der Kulturkanon ein offenes System dar-
stellt. Das bedeutet, dass er in einigen Jahren
revidiert werden soll und wird, nämlich dann,
wenn neue Künstler am Horizont auftauchen, die
die bekannten Klassiker in einem neuen Licht
erscheinen lassen werden.
Hier ist es auch wichtig sich daran zu erinnern,
dass Kunst- und Kulturgeschichte nur dann eine
lebendige Tradition widerspiegeln, solange sie im
kollektiven Bewusstsein verankert sind. Aus die-
sem Grund erscheint die Debatte, welche die Aus-
wahl der Werke begleitet hat, als unbedingt wün-
schenswert. Kritiker wie Befürworter des Kultur-
kanons tragen dazu bei, dass das Kulturerbe auf
die gesellschaftliche Tagesordnung gesetzt wird,
und dadurch unsere identitätsstiftenden Werte ins
Zentrum rücken.
Im Fahrwasser des Kulturkanons sind eine Viel-
zahl alternativer Projekte entstanden, welche die

Auswahl des Kulturkanons reflektieren, sie kriti-
sieren, ihr beipflichten oder gänzlich widerspre-
chen. Die Pluralisierung von Kanones ist zu be-
grüßen, fordert sie doch zur Reflektion über die
individuelle �Kultur-Hitliste� eines jeden von uns
heraus.
Für mich ist der Kulturkanon eine Art Kompass �
ein Ausgangspunkt für das Erleben von Kunst.
Ich wünsche mir, dass diese Einstellung von
möglichst vielen Menschen geteilt wird, weshalb
es mir besonders am Herzen liegt, Kultur allen
Bürgern zugänglich zu machen.
Vor wenigen Monaten ist ein Sammelwerk, wel-
ches die Kanonwerke multimedial aufbereitet
präsentiert, erschienen, das kostenlos an die
Schulen im Land verteilt wird. Außerdem ist eine
Kanon-Homepage online gegangen, welche die
medialen Möglichkeiten des Internets ausnutzt,
und so Kindern und Jugendlichen viele verschie-
dene Zugänge eröffnet.
In diesem Kontext soll eine weitere Initiative nicht
unerwähnt bleiben: Seit Januar dieses Jahres sind
das dänische Staats- und Kunstmuseum kosten-
los zugänglich und für Besucher unter 18 Jahren
entfällt in allen staatlichen und staatlich aner-
kannten Museen des Landes der Eintritt. Erfah-
rungen aus anderen Ländern haben gezeigt, dass
insbesondere Menschen mit niedrigem Einkom-
men und Einwanderer sehr viel häufiger Museen
besuchen, wenn der Eintritt kostenlos ist.  Wir
hoffen, dass diese Entwicklung sich auch in Dä-
nemark abzeichnen wird
Es ist mein Ziel so vielen Menschen wie möglich,
unabhängig von ihrem Einkommen, die Bekannt-
schaft mit unserem kulturellen Erbe zu ermögli-
chen. Unsere Politik ist bestrebt in einer globali-
sierten Welt die beiden Kulturbegriffe enger
miteinander zu verknüpfen: die Kenntnis des na-
tionalen Kulturerbes als ein wichtiger Bestand-
teil unserer modernen Wertegemeinschaft.

DER VERFASSER IST DÄNISCHER
KULTURMINISTER 
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Integration und kulturelle Vielfalt
Demokratische Zugänge zu einer integrativen Kulturpolitik

Max Fuchs

Auf konzeptioneller Ebene werden �
zumindest in der internationalen Kulturpoli-
tik � die verschiedenen Probleme moderner
Gesellschaften zusammengedacht. So entwi-
ckelt die Präambel der Konvention zur kultu-
rellen Vielfalt (genau: Übereinkommen über
den Schutz und die Förderung der Vielfalt
kultureller Ausdrucksformen) ein dichtes Netz-
werk relevanter Begriffe, z.B.: kulturelle Viel-
falt ist Hauptantriebskraft für nachhaltige
Entwicklung, ist unabdingbar für Frieden und
Sicherheit und steht in engem Zusammenhang
mit den Menschenrechten. Es wird zudem die
Rolle von Kultur in der Entwicklungspolitik, bei
der Armutsbeseitigung, der Gleichberechti-
gung, der Kreativität und der Integration her-
vorgehoben. Der demographische Wandel
wird zwar nicht explizit erwähnt, doch er lässt
sich unschwer � zumindest was die generati-
onsspezifischen kulturellen Präferenzen be-
trifft � in dieses Begriffssystem einbauen. Kul-
tur hat also sehr viel mit Integration, mit Aus-
grenzung bzw. Teilhabe, mit Veränderungen
in der Zusammensetzung der Gesellschaft zu
tun, so dass Kulturpolitik dies auch in ihren
Instrumenten berücksichtigen müsste. Doku-
mente mit einem derart entwickelten Problem-
bewusstsein sind etwa die beiden Weltkultur-
berichte, die sich offensiv mit Märkten, Armut,
Konflikten und Migration auseinandersetzen.
Mehr lässt sich kaum auf dieser konzeptio-
nellen bzw. empirisch-beschreibenden Ebene
tun. Doch wie steht es mit der Problemwahr-
nehmung und der Entwicklung geeigneter In-
strumente auf nationaler Ebene � und dies
wiederum entsprechend des Kooperativen
Kulturföderalismus ausdifferenziert nach
staatlicher und zivilgesellschaftlicher Seite bei
Bund, Ländern und Gemeinden?

Diskutiert wurden auch hier alle relevanten The-
men: Migration, Begegnung der Religionen, de-
mographischer Wandel, Entwicklung und Nach-
haltigkeit. Doch werden all diese Themen eher
getrennt für sich behandelt. So thematisiert der
größte bundesweite Kultur(politik)kongress in ei-
nem Jahr qualifiziert das Thema Interkultur, um
zwei Jahre später bei der Folgeveranstaltung zum
Thema (Kultur-)Publikum dieses Thema nur noch
am Rande zu erwähnen. Dieses weitgehende Feh-
len eines integrativen Ansatzes, der nicht bloß auf
der Ebene theoretischer Konzepte, sondern auch
und gerade in der praktischen Umsetzung den Zu-

sammenhang von demographischem Wandel,
Migration, Armut und Nachhaltigkeit mitdenkt,
findet sich auch auf der Ebene des Bundes: So
wird verdienstvollerweise zu einem Nationalen
Integrationsgipfel eingeladen, ohne zunächst die
Kultur(politik) mit einzubeziehen. Parallel dazu und
unabhängig davon lädt der Innenminister zu ei-
ner Islam-Konferenz ein. Wiederum unabhängig
davon � inzwischen allerdings unter Einbeziehung
der Kultur � wird eine Struktur zur Umsetzung der
Weltdekade zur Bildung für eine nachhaltige Ent-
wicklung geschaffen. Offenbar, so kann man
schließen, lassen sich am Reißbrett internationa-
ler Organisationen die Zusammenhänge wichti-
ger gesellschaftlicher Entwicklungen besser kon-
struieren, als sie in der nationalen Praxis umge-
setzt werden können. Ausnahme dürften allerdings
einige Kommunen sein, bei denen diese Debat-
ten auch organisatorisch oft zusammenlaufen (vgl.
das Beispiel Dortmund in den Kulturpolitischen
Mitteilungen I/2006, S. 50).
Warum gibt es diese Schwierigkeiten? Vielleicht ist
der Anspruch auf ein Zusammendenken der gro-
ßen gesellschaftlichen Entwicklungstrends zu hoch,
liegen doch noch nicht einmal für die einzelnen
Entwicklungstendenzen und Problemfelder konzi-
se Umsetzungsprogramme vor. Dies wird sich
allerdings zumindest in Hinblick auf kulturelle Viel-
falt ändern müssen. Denn mit dem Inkrafttreten
der oben erwähnten Konvention entsteht der Druck
einer größeren Verbindlichkeit für die Entwicklung
solcher Instrumente (�kulturpolitische Tool-Box�).
Dies könnte dann als Chance genutzt werden, zu
einer integrativen Kulturpolitik zu kommen, bei der
die einzelnen gesellschaftlichen Problemfelder nicht
isoliert voneinander � und von den vorgeschlage-
nen Maßnahmen daher möglicherweise gegenein-
ander � bearbeitet werden. �Kulturelle Vielfalt�
könnte dabei � gerade angesichts der oben ange-
sprochenen konzeptionell-theoretischen Vorarbeit
� durchaus als Leitkategorie fungieren, die die an-
deren Ziele zu integrieren gestattet.

Wie ist der bisherige Sachstand
dieser Debatte?
Betrachtet man aktuelle Vorschläge zur Konzepti-
onierung der Kulturpolitik, so findet sich eine recht
unterschiedliche Relevanz des Zieles kultureller
Vielfalt. Einige der Vorschläge, etwa Kulturpolitik
als Politik der Anerkennung zu verstehen, zielen
recht eng auf das Problem der Vielfalt und der
Integration. Auch der �demographische Wandel�

ist mit diesem Ansatz zu erfassen, da unterschied-
liche Generationen auch unterschiedliche Vorstel-
lungen von Kultur und Kulturpolitik haben. Weni-
ger gut scheint jedoch in diesem Ansatz, das Ziel
der Nachhaltigkeit unterzubringen, zu sein. Ein
weiterer Ansatz wäre eine �Politik der Leitkultur�.
Diese gibt es zwar in dieser expliziten Form noch
nicht, man kann sich aber anhand vorliegender
Äußerungen gut vorstellen, dass in einem solchen
Ansatz weder Vielfalt noch Wandel vernünftig kon-
zeptionalisiert werden können. Eine �aktivieren-
de Kulturpolitik� � so ein weiterer aktueller Vor-
schlag � ist zunächst einmal inhaltlich neutral. Bei
freundlicher Auslegung ermutigt dieser Ansatz
einzelne Akteure mit ihren jeweiligen Zielen zum
größeren Engagement. Bei einer unfreundliche-
ren Auslegung bedeutet der Ansatz nur, dass es
weniger öffentliche Gelder � egal wofür � geben
soll. Kulturpolitik als Wirtschaftförderung hat
wiederum mit all diesen gesellschaftspolitischen
Zielen überhaupt nichts zu tun.
Dieser knappe Durchgang durch unterschiedliche
Konzeptionen von Kulturpolitik zeigt, dass es nicht
irrelevant ist, welches �Label�, welche Grundidee
man für seinen kulturpolitischen Ansatz wählt.
Denn damit ist sofort eine Nähe bzw. Distanz zu
bestimmten Problemlagen vorgegeben.
Dies zeigen auch internationale Vergleiche (z. B.
die im Entwurf vorliegende Studie ERICarts: Map-
ping Approaches to Cultural Diversity, 5/2006),
in denen Kulturpolitiken unterschiedlicher Länder
im Hinblick auf kulturelle Vielfalt untersucht wer-
den. Die Studie zeigt, dass es relevant ist, an wel-
chen Grundbegriffen sich eine Kulturpolitik jeweils
orientiert. Als mögliche Kandidaten werden Mul-
tikultur, Interkultur, Kosmopolitismus und Trans-
kulturalismus vorgestellt. Nationale Kulturpoliti-
ken werden dann in eine Typologie eingeordnet,
die die Kategorien �visitors approach�, universa-
listische und integrationsorientierte Ansätze un-
terscheidet. Eine zentrale Rolle spielen dabei na-
tionale Traditionen bei der Anerkennung von
Gruppenrechten der Minderheiten, die im euro-
päischen Raum stark variieren.
Begriffe � und dies ist eine wichtige Motivation
dafür, um den Begriff der �Leitkultur� zu ringen �
orientieren also Politik bzw. desorientieren sie.
Daher enthält der Vorschlag aus dem Deutschen
Kulturrat für die Arbeitsgruppe Kultur des Natio-
nalen Integrationsgipfels auch die deutliche Auf-
forderung, sich Mühe bei der Klärung der Begriffe
der �Integration� und der �Identität� zu geben und
recht vorsichtig im Umgang mit der beliebten Ver-

wendung der Entgegensetzung von �Eigenem und
Fremden� zu sein. Denn allzu schnell hat man
sprachlich Gräben gezogen, die die praktische Po-
litik nicht mehr zuschütten kann.
Wie ein kulturpolitischer Werkzeugkasten ausse-
hen könnte, mit dem die weitreichenden Ziele der
UNESCO-Konvention realisiert werden könnten,
ist noch unklar. Auch werden die Diskurse noch
zu getrennt voneinander geführt. Entwickelt ist
zumindest im Bereich der Medien eine praktikab-
le Vorstellung, was in einer solchen Werkzeugkis-
te sein könnte. Peter S. Grant hat sie (in politik
und kultur 1/06, S. 1) vorgestellt:
1.Existenz eines öffentlich-rechtlichen Rundfunk-

systems,
2.Richtlinien für Sendezeiten und Vorgaben für

bestimmte Inhalte,
3.Verpflichtung der privaten Anbieter zur Förde-

rung schwer finanzierbarer Sendungen,
4.Einschränkungen bei dem Erwerb von Sendern

durch Ausländer,
5.Kein Monopol bei der Erstellung von Inhalten,
6.Förderung von Minderheitensendungen in kom-

merziellen Fernsehnetzwerken.
Einige dieser Vorschläge lassen sich ohne Proble-
me auf die Kulturpolitik übertragen bzw. gehören
bereits zum traditionellen Repertoire: Existenz öf-
fentlicher bzw. öffentlich geförderter Kunstprodukt-
ionen, etwa die Förderung von Kunst, die es schwer
hat. Bei anderen Vorschlägen müsste spartenspe-
zifisch entsprechend der jeweils vorliegenden Ab-
läufe der Kunstproduktion, -distribution und -re-
zeption überprüft werden, inwieweit etwa Mono-
polstrukturen sich schädlich auf die kulturellen Teil-
habemöglichkeiten auswirken. Dabei sind die Kri-
terien der Nachhaltigkeit und der Berücksichtigung
der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen
jeweils anzulegen. Diese Debatte wird sicherlich
nicht leicht, zumal sie nicht alleine dem Staat bzw.
der öffentlichen Hand überlassen werden darf. Ge-
rade die Zivilgesellschaft in ihrer pluralen Zusam-
mensetzung muss diese Herausforderung anneh-
men. Denn: Kulturpolitik ist nicht bloß Gesell-
schaftspolitik, weil sie Auswirkungen auf die Ge-
sellschaft hat bzw. gesellschaftliche Problemlagen
integriert. Sie ist auch Gesellschaftspolitik dadurch,
dass ihre Träger und Akteure aus der Mitte der Ge-
sellschaft � und von deren Rand � kommen. Erst
dann ist es auch eine demokratische Kulturpolitik,
so wie sie einer Bürgergesellschaft angemessen ist.

DER VERFASSER IST VORSITZENDER DES DEUT-
SCHEN KULTURRATES 
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Die Zukunft ist multiethnisch und interkulturell
Kulturelle Vielfalt und interkulturelles Lernen in kulturpädagogischen Praxisfeldern

Rolf Witte

Angesichts fortschreitender Globalisierung
und Pluralisierung unserer Gesellschaft er-
wecken Konzepte interkulturellen Lernens
und des Umgangs mit kultureller Vielfalt
verstärkt öffentliches Interesse. In einer Stel-
lungnahme des Bundesjugendkuratoriums
(BJK) zu Migration, Integration und Jugend-
hilfe ist zu lesen, dass die deutsche Gesell-
schaft bereits jetzt multiethnisch und inter-
kulturell geprägt ist, was für die Zukunft
aber noch stärker gelten wird. Die Expert-
Innen verweisen auf aktuelle Studien, die
von einem Drittel junger Menschen mit Mi-
grationshintergrund bei der derzeitigen ju-
gendlichen Population in Deutschland aus-
gehen. In den großen Städten Westdeutsch-
lands wird bei den 15jähigen sogar ein An-
teil von bis zu 40 % errechnet. Nach Einschät-
zung des BJK wird Integrationspolitik als
Querschnittsaufgabe erst allmählich als zen-
trale jugend- und familienpolitische Gestal-
tungsaufgabe erkannt (Bundesjugendkura-
torium: Die Zukunft der Städte ist multieth-
nisch und interkulturell. Bonn, Februar 2005.
Bezug: info@bjk.t-online.de).

Integration ist als wechselseitiger Prozess zwischen
der aufnehmenden Gesellschaft und der zugewan-
derten Bevölkerung zu verstehen. �Zentrale Ori-
entierungen sind hierfür die Anerkennung der kul-
turellen Vielfalt und das Ziel eines gleichberech-
tigten Miteinanders heterogener Bevölkerungs-
gruppen auf der Grundlage des in Deutschland
geltenden Rechts.� (BJK: a.a.O, S. 2)
Die Umsetzung eines solchen Integrationsver-
ständnisses ist ohne breit angelegte Bildungsar-
beit nicht zu leisten. Der zwölfte Kinder- und Ju-
gendbericht unterstreicht einmal mehr, dass Kin-
der und Jugendliche mit Migrationshintergrund
im Vergleich zu ihren deutschen Altersgenossen
wesentlich geringere Bildungschancen haben.
Vor diesem Hintergrund setzt sich die Arbeits-
gruppe des Kinder- und Jugendberichts für ein
erweitertes Bildungsverständnis unter Einbezie-
hung möglichst vieler Bildungsorte und Lernwel-
ten ein. Nur so können Kinder und Jugendlichen
aus allen Bevölkerungsgruppen möglichst gleich-
berechtigt an Bildungsprozessen beteiligt werden.
Die Bundesregierung unterstreicht in ihrer Stel-
lungnahme zum Bericht ausdrücklich diese For-
derung nach einem weiten Bildungsverständnis.
Der kulturellen Kinder- und Jugendbildung wird
in diesem Zusammenhang ein hoher Stellenwert
zugewiesen: �Die kulturell bezogenen Lern- und
Erlebnisorte vermitteln einen vielfältigen Erwerb
entsprechender Kompetenzen (instrumentell, kul-
turell, sozial, personal). Die jeweiligen kulturel-
len Inhalte und Angebote stellen für Kinder und
Jugendliche eine Bandbreite von Handlungsmög-
lichkeiten, Lebenskonzepten und Lebensmodel-

len sowie Antworten auf Fragen nach Welterklä-
rung und Lebenssinn zur Verfügung. ... Die ge-
meinsamen Erfahrungen fördern das Gemein-
schafts- und Zugehörigkeitsgefühl.� (Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend: 12. Kinder- und Jugendbericht, S. 154.
Bezug: publikationen@bundesregierung.de) Kul-
turelle Bildungsangebote sind somit von großem
Wert für die Herausbildung kreativer und inter-
kultureller Kompetenz.

Interkulturelle Aktivitäten in der kulturel-
len Kinder- und Jugendbildung
Die Situation als Einwanderungsland stellt auch
Herausforderungen an die Träger und Einrich-
tungen der kulturellen Kinder- und Jugendbil-
dung. Es sollte dabei jedoch nicht übersehen
werden, dass Angebote zur interkulturellen Be-
gegnung, Verständigung und Integration bereits
seit Jahrzehnten zur Praxis kultureller Kinder- und
Jugendbildung gehören und das Profil zahlrei-
cher Mitgliedsorganisationen sowie Aktivitäten
der Bundesvereinigung Kulturelle Kinder- und Ju-
gendbildung (BKJ) prägen. Einige Einrichtungen
sind sogar speziell auf interkulturelle bzw. inter-
nationale Kulturarbeit für Kinder, Jugendliche
und pädagogische Fachkräfte ausgerichtet.
· Die Internationale Jugendbibliothek in Mün-

chen ist weltweit die größte Bibliothek für in-
ternationale Kinder- und Jugendliteratur. Ne-
ben der Ausleihbibliothek und einem Bücher-
magazin zählen Fortbildungen, Programme zur
Leseförderung, mehrsprachige Präsenz- und
Wanderausstellungen zu interkulturellen The-
men zu ihrem Angebot. So z.B. �Kinder zwischen
den Welten � Bücher zum Thema Interkulturali-
tät in der Kinder- und Jugendliteratur� oder �Gu-
ten Tag, lieber Feind � internationale Bilderbü-
cher für Frieden und Toleranz�. (www.ijb.de)

· Jeunesses Musicales Deutschland (JMD) ist Teil
einer weltweiten Wertegemeinschaft der musi-
kalischen Jugendbildung und setzt sich für die
Vision einer humanen Gesellschaft im Zeichen
der Musik ein. Neben der Förderung junger Mu-
sikerInnen und Jugendorchester, dem Angebot
von Kursen und Fortbildungen, der Auslobung
von internationalen Wettbewerben und Preisen
engagiert sich die JMD im interkulturellen Aus-
tausch und in der weltweiten Vernetzung.
(www.jeunessesmusicales.de)

· Der Internationale Arbeitskreis für Musik (iam)
führt Fortbildungen im In- und Ausland für mu-
sikalisch interessierte Jugendliche und Erwach-
sene durch, um als Partner im europäischen Kul-
turaustausch und Verständigungsprozess zu wir-
ken. Zur langjährigen Tradition gehören bei-
spielweise die internationalen �JugendMusik-
wochen�. (ww.iam-ev.de)

· ASSITEJ Deutschland als Teil der weltweiten
Dachvereinigung des Theaters für Kinder und Ju-

gendliche ist als Verbund von mehr als 130 bun-
desdeutschen professionellen Kinder- und Ju-
gendtheatern auf nationaler und internationaler
Ebene tätig, um z.B. Fachkontakte zu unterstüt-
zen und Kinder- und Jugendtheaterfestivals durch-
zuführen. Sie ist Rechtsträger des Kinder- und Ju-
gendtheaterzentrums in der Bundesrepublik
Deutschland, das z.B. für die Zeitschriften �Grund-
schule� und �Praxis Grundschule� ein Internetspe-
zial zur interkulturellen Theaterpädagogik veröf-
fentlicht hat. (www.praxisgrundschule.de)

· Der Bundesverband Jugend und Film fasst un-
ter dem Motto �Filme verbinden Kulturen� bei-
spielhafte Filme zu den Themen �Migration, In-
tegration und Kulturelle Vielfalt� in einem Pro-
grammschwerpunkt zusammen und stellt sie In-
itiativen in der Kinder- und Jugendkulturarbeit
zur Verfügung. (http://clubfilmothek.bjf.info)
Beim Kinder- und Jugendfilmzentrum in
Deutschland sind u.a. ausführliche Themenlis-
ten zu Filmen und Veranstaltungen zu bezie-
hen, welche die Themen Migration und Gewalt-
freies Miteinander behandeln. (www.kjf.de)

Bereits diese kleine Auswahl veranschaulicht,
dass interkulturelle und internationale Angebo-
te seit langem zum festen Kern kultureller Kin-
der- und Jugendbildung gehören. Wie sieht es
aber in der Breite der kulturpädagogischen Pra-
xis aus, an den vielen kulturellen Lernorten wie
Schulen, Kindergärten, soziokulturellen Zentren
oder in Musik- und Jugendkunstschulen, Muse-
en und Theatern oder medien- und spielpäda-
gogischen Initiativen usw.?
Mittlerweile gibt es eine beachtliche Anzahl von
Einzelangeboten zum interkulturellen Lernen mit
kulturpädagogischer Ausrichtung: Grundschulen
mit einem hohen Anteil nichtdeutscher Kinder
greifen das Thema z.B. in Theaterprojekten auf �
in Kindergärten wird bei der Sprachförderung auf
die Mehrsprachigkeit der Kinder ausdrücklich Be-
zug genommen � Museen entwickeln interkultu-
relle Ausstellungen mit interaktivem Charakter,
um Kindern und Jugendlichen Zugänge zu an-
deren Kulturen zu eröffnen.
Kulturpädagogische Fachkräfte weisen jedoch
darauf hin, dass Projektangebote zum interkul-
turellen Lernen oftmals aufgrund eines akuten
Handlungsdrucks konzipiert wurden, ohne dass
bisher auf ausreichende theoretische und didak-
tische Grundlagen Bezug genommen werden
konnte. Eine Studie des Instituts für Kulturpolitik
der Kulturpolitischen Gesellschaft im kommuna-
len Sektor unterstreicht diese Aussage: In einer
schriftlichen Befragung von 181 Kulturämtern
gaben 78 % an, interkulturelle Angebote ohne
spezifische konzeptionelle Grundlagen oder För-
derkriterien durchzuführen. (Kulturpolitische
Gesellschaft: Stand, Aufgaben und Perspektiven
interkultureller Arbeit in der kulturellen Bildung.
Bonn, September 2005. Bezug: www.kupoge.de/

kulturorte/ergebnisse.htm )
Zu einem ähnlichen Stimmungsbild in einem
anderen Praxisfeld kommt eine Befragung von
1999, in der 38 Fachkräfte in 14 Kindertages-
einrichtungen dazu interviewt wurden, ob Me-
thoden interkulturellen Lernens zum Profil ihrer
Einrichtung gehören. Mit dem Ergebnis, dass nur
in ganz wenigen Einrichtungen die interkulturelle
Zusammenarbeit mit Kindern und ihren Famili-
en ausdrücklich formuliert wird. (Ulich, M./Ober-
huemer, P./Soltendieck, M. (2001): Die Welt trifft
sich im Kindergarten. Interkulturelle Arbeit und
Sprachförderung. Beltz: Weinheim, Basel, Berlin).
Seit dieser Zeit sind in der Früherziehung im Hin-
blick auf interkulturelle Arbeitsansätze bemer-
kenswerte Fortschritte erzielt worden. So gibt es
z.B. spezielle Programme für ErzieherInnen zur
Förderung des Sprachverhaltens bei Kindern mit
Migrationshintergrund.
Auch in anderen Fachgebieten wie in der Schul-
pädagogik, Lehrerfortbildung, Jugendarbeit,
Weiterbildung und der politischen Bildung sind
seit Mitte der neunziger Jahre verstärkt Arbeits-
hilfen, Praxisanleitungen und Handbücher zum
interkulturellen Lernen entstanden. (Beispiele:
Bundeszentrale für politische Bildung (1998):
Interkulturelles Lernen � Arbeitshilfen für die
politische Bildung; Otten, H./Treuheit, W.(Hg.):
Interkulturelles Lernen in Theorie und Praxis. Ein
Handbuch für Jugendarbeit und Weiterbildung.
Leseke + Budrich: Opladen 1994; Institut für Bil-
dung und Kultur (Hg.): Gemeinsam erleben.
Handreichungen zur interkulturellen Bildungsar-
beit. Remscheid 2000 (Eigenverlag); Handbuch
interkulturelles Lernen der DIJA, www.dija.de;
Akademie Remscheid: Bildung � Brücke zwischen
den Kulturen?. Remscheid 2002; Fuchs, M.: Auf-
baukurs Kulturpädagogik, Bd. 1: Kultur, Kultur-
politik und kulturelle Bildung � Global. Remscheid
2005). Diese unterstützen natürlich auch inter-
kulturelle Konzepte in kulturpädagogischen Pra-
xisfeldern. Hinzu kommt, dass kulturpädagogi-
sche Arbeitsformen von ihrem Grundverständ-
nis her interkulturelle Lernprozesse in idealer
Weise befördern können, z.B. mit der Möglich-
keit, durch sinnlich-ästhetische und handlungs-
orientierte Erfahrungen an soziale und gesell-
schaftlich bedeutsame Themen heranzuführen.
Dennoch bleibt festzuhalten, dass die Entwick-
lung einer �interkulturellen Didaktik� für die kul-
turpädagogische Praxis erst im Aufbau begriffen
ist.

Möglichkeiten interkulturellen Lernens
durch kulturpädagogische Angebote
Im Hinblick auf pädagogische Methoden und
Rahmenbedingungen Interkultureller Pädagogik
ordnet Auernheimer kulturpädagogischen Ar-
beitsformen, insbesondere der Theaterarbeit, ei-
nen hohen Stellenwert zu: �Erstens können die
Mitwirkenden Probleme und Konflikte im szeni-
schen Spiel für sich klären und den Zuschauern
in verfremdeter Form nahe bringen. Diskriminie-
rungserfahrungen, Generationenkonflikte oder
Ängste, über die man sonst nicht sprechen wür-
de, können in verfremdeter Form ausagiert wer-
den. Kern des �Verfremdungseffekts� ist es
zweitens vor allem, dass soziale Verhältnisse, die
den meisten selbstverständlich erscheinen wie die
Hierarchie zwischen In- und Ausländern, frag-
würdig werden. Drittens bietet es sich zum Teil
an, auf Theaterformen oder -figuren aus ande-
ren Kulturen ... zurückzugreifen. ... Viertens kön-
nen die Beteiligten mit bestimmten Formen des
szenischen Spiels ähnlich wie beim �problembe-
zogenen Rollenspiel� ihre Handlungsrepertoire
erweitern.� (Auernheimer, G.: Einführung in die
Interkulturelle Pädagogik. Wissenschaftliche
Buchgesellschaft: Darmstadt 2003).
Für Wolfgang Sting, Professor für Theaterpäda-
gogik und Darstellendes Spiel am Institut für äs-
thetische Erziehung der Universität Hamburg
spielt vor allem die Auseinandersetzung mit Dif-
ferenz und Fremdheit in der theater- und kultur-
pädagogischen Arbeit unter interkulturellen Ge-
sichtspunkten eine besondere Rolle. Sie bilden
neben Pluralität zentrale Leitkategorien der the-
oretischen Diskussion um interkulturelle und äs-
thetische Bildung, denn sie haben sogar ver-
gleichbare Zielsetzungen: �In beiden Lernberei-
chen geht es um die Akzeptanz und Pflege der
Kulturen ... . Beide schulen die Wahrnehmung,
das genaue Hinsehen und das Sehenlernen, und
fördern den produktiven Umgang mit Differenz
in der sozialen und ästhetischen Praxis.� (Wolf-
gang Sting: Differenz schafft Kommunikation.!
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Interkulturelles Theater und Theaterpädagogik.
Internetspezial: Kindertheater aktuell November
2005. Bezug: www.praxisgrundschule.de )
Sting weist darüber hinaus auf bestimmte Dia-
logformen zwischen den Kulturen hin, die u.a.
für die Konzeptentwicklung interkultureller Pro-
jekte relevant sind. Für ihn bewegt sich interkul-
turelles Theater (bzw. in einem umfassendere
Sinne interkulturelle Kulturarbeit) zwischen fol-
genden Polen:
· Exotismus: dem Bestaunen des Fremden
· Multikulturalität: dem nichtdialogischen Neben-

einander
· Transkulturalität: dem universell Verbindenden
· Hybridkulturalität: der Schaffung kultureller

Mischformen
· Interkulturalität: der Begegnung im Sinne ge-

genseitiger Akzeptanz
(In Anlehnung an Sting, W., a.a.O.)
Interkulturelles Lernen ist also auf die Förde-
rung interkultureller Kompetenz ausgerichtet,
die sensibel und tolerant gegenüber der Anders-
artigkeit, Vielfalt, aber auch der Widersprüch-
lichkeit sozialkultureller Ausdrucksformen von
Menschen verschiedener ethnisch-kultureller
Herkünfte ist. Entsprechend der wechselseitigen
Bedingtheit von Selbst- und Fremdverstehen sind
interkulturelle Lernprozesse sowohl auf die
Selbstreflexion als auch auf das �Sich-in-Bezie-
hung-Setzen� zu Anderen ausgerichtet. Zu den
wesentlichen Entwicklungszielen gehören da-
her:
· Auseinandersetzung mit der eigenen Identität

und Prägung
· Stärkung des Einfühlungsvermögens
· Entwicklung gegenseitigen Respekts
· Sensibilisierung für gesellschaftliche Vielfalt
· Wahrnehmung von Diskriminierung und Stär-

kung solidarischen Handelns
· Förderung der Partizipation von Minderheiten
(Zitiert nach Bremermann, A.: Interkulturelles
Lernen � Grundlagen, Möglichkeiten und Her-
ausforderungen. Anne-Frank-Zentrum:
www.annefrank.de)

Orientierungshilfen für eine �inter-kulturpä-
dagogische� Praxis
Unter Berücksichtigung von Grundpositionen In-
terkultureller Pädagogik erscheint es sinnvoll, auf
mögliche �Stolpersteine� interkultureller Ange-
bote in der kulturellen Bildungsarbeit hinzuwei-
sen. Gerade weil kulturpädagogische Projekte
besonders gut dafür geeignet sind, Kulturgüter,
kulturelle Muster und innere Bilder über fremde
Kulturen spielerisch � durchaus auch mit einer
provozierenden oder satirischen Note � aufzu-
greifen, besteht die Gefahr einer plakativen Fest-
schreibung kultureller Klischees. Im Sinne einer
kritischen Selbstreflexion für kulturpädagogische
Fachkräfte können daher folgende Fragen hilf-
reich sein:

· Tendieren unsere Angebote dazu, auf der Ebene
folkloristischer Darbietungen zu bleiben oder zie-
len sie auf Verfremdungseffekte und das Aufzei-
gen neuer kultureller Handlungsformen?

· Besteht die Gefahr, durch die Begeisterung am
gemeinsamen Tun über latent vorhandene Be-
nachteiligungen in der Gruppe hinweg zu sehen
� oder ist die Aufmerksamkeit auch darauf aus-
gerichtet, derartige Tendenzen offen zu legen?

· Werden Kinder oder Jugendliche sowohl deut-
scher als auch nichtdeutscher Herkunft unbe-
absichtigt auf eine bestimmte ethnische Zuge-
hörigkeit festgelegt, oder werden diese Vorur-
teile bzw. Stereotypen bewusst gemacht und
ggf. differenzierende Perspektiven dazu aufge-
zeigt?

· Wird ein möglichst ausgewogenes Verhältnis
zwischen der Möglichkeit zur Selbstreflexion,
der Aufarbeitung selbstreflexiver Prozesse und
der erlebnis- und handlungsorientierten Ar-
beitsweise hergestellt, so dass Bildung im Sin-
ne von Lebenskompetenz gefördert wird?

Neben dieser konzeptionellen Grundausrichtung,
lassen sich weitere Orientierungshilfen (in Anleh-
nung an Bremermann, A., a.a.O.) für interkultu-
rell ausgerichtete kulturpädagogische Angebote
anführen. Dazu zählen u.a. folgende Prinzipien:

Interkulturelles Lernen orientiert sich an den
Alltags- und Lebenswelten.
Mit dem Lebensweltbezug lassen sich mehrere
Zielsetzungen verbinden: Der thematische Zu-
gang zu interkulturellen Themen wird erleichtert,
da Kinder oder Jugendliche ihre persönlichen
Erfahrungen und Sichtweisen einbringen können.
Die Motivation zur Mitarbeit ist in der Regel hö-
her und es werden Voraussetzungen geschaffen,
dass sich veränderte Einstellungen und neue Er-
fahrungen der Projektakteure im konkreten All-
tagshandeln niederschlagen können.

Interkulturelles Lernen thematisiert die Viel-
falt an Lebensentwürfen und vermittelt Wis-
sen über unterschiedliche Herkunftskulturen.
Als ein gutes Beispiel für diesen Ansatz kann das
Projekt �Villa Global� des Jugendmuseums Schö-
neberg gelten. In der Ausstellung werden in
insgesamt 14 Räumen Einblicke in die Herkunfts-
länder und aktuellen Lebensumstände von Men-
schen unterschiedlicher ethnisch-kultureller Her-
kunft gegeben. Weiterführende Hintergrundin-
formationen und thematische Projekttage für
Schulklassen vertiefen dieses Angebot.
(www.museentempelhof-schoeneberg.de)

Interkulturelles Lernen begreift die eigene
Perspektive als eine unter vielen.
Wie ein Perspektivwechsel zwischen verschiede-
nen Kulturen und Lebenswelten sinnlich erfahr-
bar wird und den eigenen Blickwinkel relativiert,
zeigt das Projekt �Land in Sicht� der Geschichts-
werkstatt Wilhelmsburg. Hamburger Jugendliche
inszenieren ein Theaterstück, in dem u.a. Ein-
zelschicksale von Emigranten dargestellt werden,
die vor der Nazidiktatur nach Amerika geflüch-

tet waren. Bei einem Gastspiel in New York kön-
nen sie mit Überlebenden und deren Angehöri-
gen persönlich ins Gespräch kommen und an-
schließend auf Spurensuche im New Yorker Stadt-
teil Williamsburg gehen, in dem viele deutsche
Auswanderer eine neue Heimat fanden.
(www.geschichtswerkstatt-wilhelmsburg.de)

Interkulturelles Lernen betont Gemeinsam-
keiten, ohne vorhandene Unterschiede zu
ignorieren. Es schärft auch den Blick für Dif-
ferenzen.
Das türkisch-deutsche �Musikensemble Kardes�
ist exakt in diesem Spannungsverhältnis von
Gemeinsamkeit und Differenz angesiedelt. Dies
trifft sowohl für die musikalische Ebene zu, auf
der türkische und deutsche Musik miteinander
verwoben werden wie auch für die Zusammen-
arbeit der türkischen und deutschen Musikschaf-
fenden. Während sie die Begeisterung für das
Schaffen neuartiger Klänge und Gesänge eint,
trennt sie gelegentlich der Weg dorthin. Eine
unterschiedliche musikalische Sozialisation und
verschiedene kulturelle Mentalitäten im Umgang
mit Zeit und Spontanität waren mit so manchen
Herausforderungen für Proben und Konzertvor-
bereitungen verbunden. (www.musikschule-ber-
lin-mitte.de)

Interkulturelles Lernen vermittelt ein Bild
von kultureller Identität, das Widersprüche
zulässt.
Die Grenzen des eigenen Deutens und Verstehens
wahrzunehmen, ist für kulturpädagogische Fach-
kräfte und Projektteilnehmende gleichermaßen
herausfordernd. Dass es erfolgreich mit Leben
gefüllt werden kann, verdeutlicht das Buchpro-
jekt �Vakeres Romanes� mit Roma-Jugendlichen.
Die Zusammenarbeit mit deren Eltern verlangte
von den Projektleiterinnen, die (in ihren Augen
konservativen bzw. problematischen) Einstellun-
gen der Väter gegenüber den Mädchen zu re-
spektieren. Gleichzeitig waren auch die Eltern
gefordert,  bisher geltende Erziehungsprinzipien
aufzugeben, um den Mädchen eine Beteiligung
an der Projektarbeit zu ermöglichen. (www.ibis-
freiburg.de)

Interkulturelles Lernen begreift Mehrspra-
chigkeit als Normalfall und stellt entspre-
chende Angebote zur Verfügung.
Exemplarisch für dieses Verständnis kann auf Pro-
jekte zur Früherziehung verwiesen werden, in
denen eine Sprachförderung mit Hilfe kulturpä-
dagogischer Arbeitsformen von Kindern deut-
scher wie auch nichtdeutscher Herkunftssprache
erfolgt, ohne dass damit eine �Herabsetzung�
oder Ausgrenzung der anderen Herkunftsspra-
chen verbunden wäre. (www.kreativhaus-tpz.de)

Interkulturelles Lernen beugt der Abwertung
einzelner Gruppen vor.
Insbesondere Projekte mit Teilnehmenden, die
eher den randständigen sozialen Gruppen in
unserer Gesellschaft zugerechnet werden wie

Russlanddeutsche oder Roma müssen sich die-
sem Grundsatz besonders verpflichtet fühlen. Wie
eine solche Arbeit gelingen kann, ist
beispielsweise an dem Theaterprojekt �Die Rus-
sen kommen � ein Casting für Deutschland� ab-
zulesen. (www.jes-stuttgart.de)

Interkulturelles Lernen wendet sich an alle
und ist keine sonderpädagogische Maßnah-
me für MigrantInnen.
Dieses Prinzip schließt nicht aus, dass es speziel-
le Angebote für Kinder und Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund geben kann. Es soll jedoch
dafür sensibilisieren, mit welcher Haltung diese
Angebote durchgeführt werden. Sie sollten eben
nicht auf das bloße Beheben von (vermeintlichen)
Defiziten oder die einseitige Integration einer
Minderheit in die Mehrheit ausgerichtet sein,
sondern auf gegenseitigem Respekt und Aner-
kennung basieren.

Interkulturelles Lernen fordert auf, die ei-
genen kulturellen Hintergründe besser ver-
stehen zu lernen.
Um Menschen mit anderen ethnisch-kulturellen
Hintergründen unvoreingenommen entgegentre-
ten zu können, ist die Bewusstwerdung über die
eigene kulturelle Herkunft eine notwendige Vor-
aussetzung. Interkulturelles Lernen hat daher
auch zur Aufgabe, zum besseren Verstehen der
eigenen kulturellen Hintergründe beizutragen,
was gerade für deutsche Jugendliche nicht immer
eine leichte Aufgabe ist. Wie wichtig dieser An-
satz ist, zeigt das europäische Radioprojekt �60
Jahre danach � der zweite Weltkrieg aus deut-
scher und europäischer Perspektive�. Jugendli-
che aus Deutschland wie aus zahlreichen ande-
ren europäischen Ländern werden durch die ge-
schichtliche Auseinandersetzung in ihrer Fähig-
keit und Bereitschaft gestärkt, ein europäisches
Bewusstsein zu entwickeln. (www.vision-
eruopa.org)

DER VERFASSER IST BILDUNGSREFERENT FÜR
INTERNATIONALE JUGENDKULTURPOLITIK BEI
DER BUNDESVEREINIGUNG KULTURELLE KIN-
DER- UND JUGENDBILDUNG (BKJ) IN REM-
SCHEID. 

Dieser Beitrag ist die bearbeitete Version eines
Artikels von Christiane Liebald in BKJ: �Kulturelle
Vielfalt leben lernen � Interkulturelle Kompetenz
durch kulturelle Bildung, 21 Praxisbeispiele�, Rem-
scheid 2006, ISBN 3-924407-81-9. Dort werden
auch die genannten Praxisbeispiele ausführlicher
dargestellt.
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